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111. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 21. Juni 2023

Beginn: 13.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen schönen 
Tag. Die Sitzung ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern:  

ZP 1 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Rentenanpassung Ost/West erfolgt früher als 
geplant – Wichtiger Baustein für eine trag-
fähige Rentenpolitik

ZP 2 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des LNG-Beschleunigungsgesetzes und 
des Energiewirtschaftsgesetzes

Drucksachen 20/7279, 20/7365
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 3 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU
Strukturförderung ist Gemeinschaftsauf-
gabe – Ampelkürzungspläne stoppen

ZP 4 Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Thomas Seitz, Fabian Jacobi, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der AfD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Auf-
hebung des Gesetzes über die Rechtsstellung 
und Aufgaben des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte

Drucksache 20/7349

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss 
Federführung offen

ZP 5 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der Fach-
kräfteeinwanderung

Drucksache 20/6500
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Inneres und Heimat (4. Aus-
schuss)

Drucksache 20/…
– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 20/…

ZP 6 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
René Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Technisierung statt Zuwanderung – Für einen 
Arbeitsmarkt der Zukunft

Drucksachen 20/5225, 20/…

ZP 7 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Bernd Schattner, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Heimische Landwirtschaft und tropischen Re-
genwald schützen – Nein zum geplanten Han-
delsabkommen zwischen der EU und den Mer-
cosur-Staaten

Drucksachen 20/5361, 20/…
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ZP 8 a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Stärkung der Aus- 
und Weiterbildungsförderung

Drucksache 20/6518
Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss)
Drucksache 20/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/…

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales (11. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Jessica Tatti, Susanne Ferschl, 
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion DIE LINKE
Sichere Beschäftigung in der Transforma-
tion – Aus- und Weiterbildungsförderung 
ausbauen

Drucksachen 20/6549, 20/…

ZP 9 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU

Stillstand überwinden – Nachhaltiges Wachs-
tum stärken

Drucksachen 20/6542, 20/…

ZP 10 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Erdgas-Wär-
me-Preisbremsengesetzes, zur Änderung 
des Strompreisbremsegesetzes sowie zur 
Änderung weiterer energiewirtschaftli-
cher und sozialrechtlicher Gesetze

Drucksache 20/6873
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Klimaschutz und Energie 
(25. Ausschuss)
Drucksache 20/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/…

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU

Energiehilfen nicht mit massivem bürokrati-
schem Aufwand belasten

Drucksachen 20/6910, 20/…

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Kay 
Gottschalk, Klaus Stöber, Albrecht Glaser, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Funktionsfähigkeit der Institutssicherungs-
systeme bewahren und Vergemeinschaftung 
der Einlagensicherungsfonds verhindern

Drucksache 20/7355
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

ZP 13 a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Bekämpfung von 
Lieferengpässen bei patentfreien Arz-
neimitteln und zur Verbesserung der 
Versorgung mit Kinderarzneimitteln 
(Arzneimittel-Lieferengpassbekämp-
fungs- und Versorgungsverbesserungs-
gesetz – ALBVVG)

Drucksache 20/6871
Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Gesundheit (14. Aus-
schuss)
Drucksache 20/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/…

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss)
– zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 

CSU
Beschaffungsgipfel jetzt einberufen – 
Versorgungssicherheit für Patientinnen 
und Patienten mit Arzneimitteln ge-
währleisten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 
Sichert, Jörg Schneider, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Tagessatzunabhängige Vergütung der 
Medikamentenkosten – Neuregelung 
der Finanzierung der Rehabilitation

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Kathrin Vogler, Susanne Ferschl, 
Gökay Akbulut, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE

Engpässe bei Arzneimitteln wirksam 
bekämpfen

Drucksachen 20/5216, 20/5813, 20/6899, 
20/…

ZP 14 Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Thomas Seitz, Corinna Miazga, Stephan 
Brandner, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurf eines 
… Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Einführung eines Lobbyregisters für die Inte-
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ressenvertretung gegenüber dem Deutschen 
Bundestag und gegenüber der Bundesregie-
rung (Lobbyregistergesetz)

Drucksache 20/1322
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss

ZP 15 Beratung des Antrags der Abgeordneten Jan 
Korte, Anke Domscheit-Berg, Susanne Ferschl, 
Sören Pellmann und der Fraktion DIE LINKE

Unabhängige Prüfinstanz für Lobbytrans-
parenz und Offenlegung von Lobbykontakten

Drucksache 20/288
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Rechtsausschuss

ZP 16 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE

Energiewende braucht Tarifverträge, auch bei 
Vestas

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Tagesordnungspunkt 19 wird abgesetzt. 
Die weiteren Änderungen und Ergänzungen sowie den 

geänderten Ablauf der Beratungen im Übrigen können 
Sie der Zusatzpunkteliste entnehmen.

Ich mache schließlich auf eine nachträgliche Über-
weisung im Anhang zur Zusatzpunkteliste aufmerksam: 

Der am 15. Juni 2023 (109. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gebäudeenergiegesetzes, zur Ände-
rung der Heizkostenverordnung und zur 
Änderung der Kehr- und Überprüfungsord-
nung

Drucksache 20/6875
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat für die heutige Befragung 
den Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Herrn Dr. Robert Habeck, sowie die Bundesministerin 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, Frau 
Klara Geywitz, benannt, die nun nacheinander die Gele-
genheit haben, ihre einleitenden Berichte abzugeben.

Das Wort hat zuerst der Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz, Herr Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Damen 
und Herren! Gestern sind zwei Ereignisse zusammen-
gekommen, die, meine ich, in einem Zusammenhang ste-
hen: Wir haben die deutsch-chinesischen Regierungskon-
sultationen abgeschlossen, und die Europäische Union, in 
diesem Fall die Kommission, hat ihre Wirtschaftssicher-
heitsstrategie veröffentlicht. Die beiden Dinge stehen 
deswegen miteinander in Zusammenhang, weil wir natür-
lich wirtschaftspolitisch die Aufgabe haben, einerseits 
die deutsche Wirtschaft nach zwei Krisen, die beide 
noch nicht überstanden sind – jedenfalls was die Energie-
krise angeht, ist es aber eine handhabbar gemachte Krise; 
Corona, denke ich, haben wir überstanden –, wieder in 
Fahrt zu bringen, die Investitionsschwäche, die durch die 
höheren Zinssätze und eine schwächere Binnennachfrage 
in einem noch immer instabilen Exportumfeld entsteht, 
zu überwinden und andererseits nicht zu verkennen, dass 
Wirtschaftspolitik nicht nur Wachstum und Wohlstand 
schaffen soll, sondern in dem geopolitischen Umfeld, in 
dem wir uns bewegen, auch immer ein Aspekt von Si-
cherheit ist, Wirtschaftssicherheit.

Das heißt: Wenn wir die Lehren aus den letzten Jahren 
richtig ziehen, dann haben wir ein hohes Interesse, so-
wohl die sogenannten neuen grünen oder sauberen 
Technologien hier in Deutschland, in Europa anzusiedeln 
als auch beispielsweise die energieintensiven Industrien 
zu transformieren. Wir werden ohne Frage in 10 oder 
20 Jahren grünen Stahl haben. Die Frage ist: Produzieren 
wir ihn in Deutschland, oder importieren wir ihn? Damit 
verbunden ist die Frage: Haben wir die Kenntnisse über 
Maschinenbau, über die Techniken, die dorthin führen? 
Das gilt natürlich erst recht für Halbleiter für die erneu-
erbaren Energien, für Elektrolyseure usw. usf.

Vor diesem Hintergrund passt es gut, dass die Bundes-
regierung ihre Investitionsmöglichkeiten dahin gehend 
ausgerichtet hat. Ich glaube, dass wir gut beraten sind, 
beides zusammenzudenken. Viele Ausgaben, milliarden-
schwere Ausgaben, die wir tätigen, dienen eben auch dem 
Ziel, Europa und Deutschland in Europa resilienter und 
souveräner zu machen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Das Wort für den zweiten einleitenden 

Bericht hat nun die Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen, Klara Geywitz.
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Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich denke, zu der ganzen Frage „GEG und Wärme-
planung“ wird es sehr viele Fragen von Ihnen geben – 
deswegen ein paar Worte zu anderen Themen.

Es wird gerade viel über die Sektorziele im Gebäude-
bereich diskutiert. Wir wollen den Blick weiten und wei-
tere Potenziale für CO2-Reduzierung im Gebäudebereich 
erschließen. Deswegen ist es gut, dass Cem Özdemir und 
ich heute im Kabinett eine gemeinsame Holzbauinitiative 
vorlegen konnten; denn gerade Holz als CO2-Speicher ist 
ganz gut geeignet, um zum einen die CO2-Bilanz des 
Gebäudebereiches zu verbessern, zum anderen seriell 
und modular zu bauen. Das ist eine große Hoffnung für 
die Ausweitung der Kapazitäten im Wohnungsbau, aber 
natürlich auch im Hinblick darauf, schnell und preiswert 
zu bauen. Deswegen werden wir selbst eine Geschäfts-
stelle für modulares und serielles Bauen einrichten, um 
deutschlandweit die Bedingungen für diese Bauart zu 
verbessern. – Das ist das eine.

Das andere ist: Ich freue mich sehr, dass ich dem Haus-
halts- und dem Bauausschuss ein Konzept aus meinem 
Haus mit unterschiedlichen Varianten zur Wohngemein-
nützigkeit zuleiten konnte, und bin sehr interessiert am 
parlamentarischen Feedback für die Weiterentwicklung 
dieses wichtigen Elements, um preiswertes Wohnen in 
Deutschland zu etablieren. Das gab es über Jahrzehnte, 
und mein Wunsch ist, dass wir es wieder schaffen.

Ich darf mich beim Parlament für Geld bedanken: ein-
mal 400 Millionen Euro für die Sanierung von Jugend-, 
Kultur- und Sporteinrichtungen – das Programm ist jetzt 
für die Kommunen zur Bewerbung eröffnet –, zum ande-
ren 200 Millionen Euro zusätzlich für die Anpassung 
urbaner Räume an den Klimawandel. Hier haben wir 
die Anwendungsmöglichkeiten erweitert und das wich-
tige Thema Hitze adressiert. Das heißt, auch Investitio-
nen in Hitzeaktionspläne können über dieses Programm 
finanziert werden. Ich würde mich freuen, wenn Sie die 
Gelegenheit nutzen, auch in Ihren Wahlkreisen heftig 
Werbung für diese zusätzlichen Investitionen des Bundes 
in die so wichtige kommunale Infrastruktur zu machen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Frau Ministerin, ich muss Sie leider 

kurz darauf hinweisen, dass Sie mich als sitzungsleitende 
Präsidentin begrüßen sollten. Es galt für den Kanzler, es 
gilt auch für die Regierungsmitglieder weiterhin.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der LINKEN)

Wir kommen jetzt zunächst zu den Fragen zu den bei-
den Berichten und zu den Geschäftsbereichen der anwe-
senden Mitglieder der Bundesregierung. Ich will jetzt alle 
wieder darauf hinweisen, bitte sowohl bei der Frage als 
auch bei der Antwort auf die Zeit zu achten, sodass mög-

lichst viele Kolleginnen und Kollegen ihre Fragen stellen 
können und ich Ihnen nicht ins Wort fallen muss; das 
mache ich ungerne.

Wir beginnen mit dem Kollegen Hansjörg Durz aus der 
CDU/CSU-Fraktion.

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister, nach der Affäre Graichen gibt es weitere Medi-
enberichte zu Interessenkonflikten in Ihrem Hause, ak-
tuell bei Staatssekretär Philipp. Bei der öffentlichen Be-
fragung hat er nicht ganz die Wahrheit auf den Tisch 
gelegt; er hat einiges verschwiegen. Das Wirtschafts-
ministerium musste eingestehen, dass Firmen aus dem 
Portfolio von First Momentum Ventures, an denen Ihr 
Staatssekretär privat beteiligt ist, in der Summe 
600 000 Euro Fördergelder aus Ihrem Ministerium erhal-
ten haben. Heute stand er trotz Zusage nicht im Wirt-
schaftsausschuss zur Verfügung, um dort Rede und Ant-
wort zu stehen.

600 000 Euro Fördergelder für Unternehmen eines 
Fonds mit einer sehr begrenzten Anzahl an Unterneh-
men – sehen Sie keinen Interessenkonflikt darin und, 
wenn nicht, warum nicht?

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Minister.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank für die Frage. – Wie im Ausschuss aus-
geführt, gelten die Regeln der Bundesregierung für Mi-
nister, für Staatssekretäre insgesamt. Demnach ist es er-
laubt – ich würde sogar sagen: politisch ratsam –, auch 
Fonds zu haben. Anteile an den Fonds stehen nicht in 
einem Widerspruch zu den Compliance-Regeln der Bun-
desregierung.

Ich bin sehr dafür und auch sehr bereit – das habe ich ja 
im Ausschuss schon öffentlich gesagt, ich wiederhole 
es –, die Regeln zu verschärfen. Es ist kein Problem für 
mich, wenn alle Mitglieder der Bundesregierung, alle 
Staatssekretäre, vielleicht auch ehemalige Ministerinnen 
oder Minister oder Staatssekretäre gehalten werden, ihre 
privaten Altersvorsorgen, ihre Fondsanteile öffentlich zu 
machen, sodass sich die Öffentlichkeit ein Bild machen 
kann. Allerdings lehne ich eine Einzelbetrachtung, in 
diesem Fall von Staatssekretär Philipp, ab.

(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])

Das ist alles aufgeklärt.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.
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Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Bei dem Fonds, an 

dem Staatssekretär Philipp beteiligt ist, geht es aber nicht 
um einen Fonds wie MSCI World, an dem über 1 500 Fir-
men beteiligt sind, sondern um einen Fonds, der nur in 
sehr wenige Unternehmen investiert, und die jeweiligen 
Unternehmen haben auch noch Förderungen aus Ihrem 
Haus erhalten. Können Sie nachvollziehen, dass Men-
schen darin einen Interessenkonflikt sehen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Wie ich eben schon ausgeführt habe, gelten die Regeln 
für Fonds; es ist nicht weiter spezifiziert. Und, wie ich 
eben gesagt habe, ich bin gerne bereit, mehr Transparenz 
walten zu lassen – noch einmal –, dass alle Regie-
rungsmitglieder, alle Ministerinnen, alle Minister, alle 
Staatssekretäre und – dazu würde ich raten – auch alle 
ehemaligen Ministerinnen und Minister ihre Vermögens-
verhältnisse offenlegen, ihre Fonds offenlegen. Das kön-
nen wir von mir aus sehr gerne machen, aber in diesem 
Fall kann es keine Einzelbeurteilung geben.

(Beatrix von Storch [AfD]: Fangen wir doch 
mal mit dem an! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Auch interessant!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der FDP-Fraktion Daniel 

Föst.

Daniel Föst (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin 

Geywitz, die Situation in der Baubranche scheint ja im-
mer schwieriger zu werden. Wir wissen um die hohen 
Zinsen, um die gestiegenen Materialkosten. Es werden 
Aufträge storniert. Die Branche schlägt insgesamt Alarm. 
Jetzt war lange Zeit von dem ganz massiven großen Fach-
kräftemangel die Rede, plötzlich macht das Gespenst der 
Kurzarbeit die Runde.

Mich würde sehr interessieren: Wie sieht das Bau-
ministerium, wie sehen Sie als Bauministerin die Situa-
tion in der Branche, insbesondere auch mit Blick auf die 
Kurzarbeit, die derzeit immer wieder in aller Munde ist?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich entschuldige mich 
für die fehlende Ansprache. Ich war ein bisschen auf-
geregt und versuche, mich zu bessern.

Die Zahlen sind sehr unterschiedlich. Wir monitoren 
ganz extrem zwei Faktoren. Das eine ist die Kurzarbei-
tergeldanmeldung, das Zweite ist die Kapazitätsauslas-
tung der Baubranche. Die Zahlen für das Kurzarbeiter-
geld sind geringer als in den Vorjahren. Das kann man 
aber schwer vergleichen, weil wir da natürlich Corona 
hatten. Die Kapazitätsauslastung – die Zahlen sind gerade 
frisch reingekommen – ist in diesem Quartal über dem 
des letzten Quartals und ist zum zweiten Mal in Folge 
gestiegen. – Das ist das eine.

Auf der anderen Seite sehen wir einen dramatischen 
Einbruch bei neuen Bauaufträgen. Das ist nicht eins zu 
eins zu vergleichen mit der Produktivität; denn Sie 
wissen: Wir haben einen Bauüberhang von über 
800 000 Wohnungen, von denen etwa 450 000 Wohnun-
gen jetzt im Bau sind. Das heißt, wir gucken sehr, sehr 
stark darauf, ob wir eine sinkende Auslastung haben. Da 
müssten wir dann gegensteuern; denn das Schlimmste 
wäre Kapazitätsabbau. Wir haben jetzt dankenswerter-
weise auch noch mal über 800 Millionen Euro zusätzli-
ches Geld für die Neubauförderung, weil das Programm 
so stark abgefragt wurde. Das zeigt natürlich auch, dass 
es Bauaktivitäten gerade auch im klimafreundlichen Neu-
bau gibt.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Daniel Föst (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 

Ministerin. – Ich halte es für sehr, sehr wichtig, dass Sie 
die Gefahr des Kapazitätsabbaus beim Personal themati-
sieren. Wenn die Damen und Herren weg sind – wir 
erleben es in anderen Branchen –, dann sind sie wahr-
scheinlich endgültig weg. Allerdings müssen wir auch 
sehen, dass es vielleicht Impulse braucht. Sie haben ja 
die sinkende Zahl von Baugenehmigungen angespro-
chen, obwohl scheinbar noch Arbeit da ist.

Welche Impulse wären das für Sie, die wir setzen 
könnten als Regierung, als regierungstragende Fraktio-
nen, als dieses Parlament, die der Baubranche jetzt helfen 
würden?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Alles, was die Baunebenkosten senkt, ist natürlich hilf-
reich, um Projekte voranzubringen. Deswegen begrüße 
ich die Diskussion, die der Kollege Lindner angestoßen 
hat. Die Grunderwerbsteuer ist gerade für Einfamilien-
hauserbauer eine große zusätzliche Belastung. Wir müs-
sen natürlich auch Planungsbeschleunigung machen; 
denn jeder Monat mehr Planung und Bauantragsbearbei-
tung ist ein Monat weiterer Kostensteigerung.

Wir brauchen ebenfalls eine verlässliche, solide För-
derstruktur. Wir haben die Mittel für den sozialen Woh-
nungsbau stark erhöht. Da gibt es eine garantierte staat-
liche Nachfrage. Wie gesagt, gerade in Zeiten von 
Sparhaushalten ist es nicht selbstverständlich, dass wir 
noch mal so viel zusätzliche Mittel für die Neubauför-
derung bekommen haben. Der gesamten Bundesregie-
rung war wichtig, dass es nicht wieder einen Förderstopp 
gibt, sondern dass wir durchfördern.

(Daniel Föst [FDP]: Vielen Dank!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Ich bitte noch mal alle, auf die Zeit zu 

achten. – Die nächste Frage stellt aus der AfD-Fraktion 
Steffen Kotré.
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Steffen Kotré (AfD):
Frau Präsidentin! Herr Minister Habeck, Ihr Bericht 

zur Stromversorgung und auch der Bericht von 
McKinsey bescheinigen uns, dass wir mit Stromabschal-
tungen leben müssen, dass es zu einem Blackout kommen 
wird und dass wir eine Unterdeckung von bis zu 30 Giga-
watt haben. Warum zerstören Sie unsere Stromversor-
gung, Herr Habeck? Warum zerstören Sie mit diesen 
hohen Strompreisen und auch mit Enteignungen und Öl-
verboten die Geschäftsmodelle der Unternehmen, zum 
Beispiel das von PCK Schwedt?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jedes Mal dasselbe! Verschwörungs-
theorien! Das ist so unfassbar!)

Umweltschädliche, unwirtschaftliche Windindustrie-
anlagen haben plötzlich von Ihnen den gesetzlichen 
Rang der nationalen Sicherheit bekommen. Aber sichere, 
preiswerte und umweltschonende Nuklearenergie wird 
von Ihnen abgeschaltet. Warum? Sie sprechen von einem 
Energieeffizienzgesetz, aber wenn Sie damit in Wahrheit 
die Produktion aus Deutschland vertreiben, dann ist das 
wohl der falsche Name.

Wir konstatieren: Sie operieren hier mit Verboten, mit 
Enteignung, mit Bevormundung, mit Klimahysterie. Wa-
rum tun Sie das?

Präsidentin Bärbel Bas:
Es waren viele Fragen. Aber Sie haben trotzdem nur 

eine Minute für die Antwort.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Dann konzentriere 
ich mich neben all den Falschunterstellungen, die in Ihrer 
Frage drin waren, auf den, glaube ich, politischen Punkt.

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Kotré, das Energie-
problem in Deutschland ist verursacht worden durch den 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Lachen bei der 
AfD – Steffen Kotré [AfD]: Sehe ich anders! 
Ist auch nicht so!)

– Ich weiß, dass Sie es nicht so sehen, und ich weiß, dass 
die AfD-Fraktion mit dem höhnischen Gelächter die Op-
fer der Ukraine verhöhnt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Die Kernkraftwerke haben Sie doch 
abgeschaltet!)

Das hat zur Konsequenz, dass Sie Ihre Position gegen-
über Russland überdenken sollten.

Dass die PCK Schwedt kein Öl aus Russland kauft, 
liegt daran, dass wir nicht die russischen Kriegskassen 
füllen wollen.

(Stephan Brandner [AfD]: Kohle wird aber 
noch gekauft, oder?)

– Kohle wird nicht mehr gekauft, wie Sie vielleicht wis-
sen könnten. Das zeigt, dass Sie relativ uninformierte 
Fragen stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Wir haben kein Gas mehr außer Anteile im Mix, die man 
nicht ausschließen kann. Wir kaufen kein Gas mehr aus 
Russland. Wir kaufen keine Kohle mehr aus Russland. 
Wir kaufen kein Öl mehr aus Russland. Das tun wir, um 
die Kriegskasse von Putin nicht weiter zu füllen. Ich ver-
stehe nicht – das muss ich in der Härte sagen –, wie Sie 
die historische Schuld, die dieses Land auf sich geladen 
hat, ausblenden können, es sogar noch unterstützen. Das 
ist für mich schwer nachvollziehbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Daniel Föst [FDP]: Bra-
vo!)

Darauf auch noch eine Frage aufzubauen, ist grenzwertig.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Steffen Kotré (AfD):
Das ist natürlich völlig klar: Wenn man in der Innen-

politik nicht weiterkommt, weil man vieles zerstört, dann 
weist man aufs Ausland,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Sie haben doch ge-
fragt!)

und dann ist da plötzlich der Schuldige zu suchen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im Übrigen: Im Dezember 2021 hatten wir einen Bör-
senstrompreis von 22 Cent die Kilowattstunde; das ist 
vier- bis fünfmal höher als davor, und das hat sich so 
weiter durchgezogen. Das hat überhaupt nichts mit dem 
Ukrainekrieg zu tun.

Dass wir aus Russland kein Öl mehr bekommen kön-
nen oder nicht bekommen, das stimmt doch einfach nicht. 
Wir haben über Indien russisches Öl gekauft. Wir kaufen 
immer noch Gas, zum Beispiel über Aserbaidschan und 
andere Staaten. Das Flüssiggas kaufen wir noch aus 
Russland.

Präsidentin Bärbel Bas:
Achten Sie auf die Zeit.

Steffen Kotré (AfD):
Das ist ja bewiesen. Warum erzählen Sie denn so was? 

Warum zerstören Sie darüber hinaus eben die Lebens-
grundlage unseres Wohlstandes –

Präsidentin Bärbel Bas:
Die Zeit bitte, Herr Kotré.
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Steffen Kotré (AfD):
– und lassen die Unternehmen nicht atmen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. – Wenn ich richtig informiert bin, ist 
Aserbaidschan ein souveräner Staat und nicht Russland.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Steffen 
Kotré [AfD]: „Über“!)

Zweitens. Noch einmal: Es ist einfach falsch, was Sie 
behaupten. Die hohen Strompreise des letzten Jahres sind 
verursacht worden durch den Merit-Order-Effekt, der 
hochgejagt wurde, weil Putin kein Gas mehr geliefert hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich rufe in Erinnerung, dass Putin kein Gas mehr geliefert 
hat und bis heute nicht liefert. Nun sind Nord Stream 1 
und teilweise Nord Stream 2 auch zerstört.

Dessen ungeachtet: Es ist eine große gemeinschaftli-
che Leistung dieses Landes über alle Fraktionen, bis auf 
die AfD, hinweg gewesen, von Unternehmerinnen und 
Unternehmern und Bürgerinnen und Bürgern, Putin, der 
uns erpressen wollte, in den Arm gefallen zu sein und 
diese Erpressung verhindert zu haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der SPD-Fraktion 

Franziska Mascheck.

Franziska Mascheck (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Frau Ministerin 

Geywitz, vielen Dank für die Gelegenheit zu einer Frage.
Die Wohnbauförderung der KfW mit einem Volumen 

von 1,1 Milliarden Euro ist – entgegen der ersten Ein-
schätzung – sehr stark in Anspruch genommen worden. 
Die Wohneigentumsförderung für Familien hat erst am 
1. Juni 2023 begonnen. Aufgrund der hohen Inanspruch-
nahme der Mittel ist aber das Fördervolumen noch einmal 
um fast 900 Millionen Euro aufgestockt worden.

Welche Bilanz ziehen Sie nach einem halben Jahr der 
Wohnungsbauförderung, und droht uns ein erneuter För-
derstopp?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-
nete, herzlichen Dank für die Frage. In der Tat gab es am 
Anfang eine gewisse Skepsis, ob die Förderung für den 
klimafreundlichen Neubau EH 40 bzw. Häuser mit dem 
Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude im Markt nach-
gefragt werden. Sie wird nachgefragt, und zwar so sehr, 
dass wir frisches Geld nachschießen mussten. Eine über-
planmäßige Ausgabe in Höhe von 888 Millionen Euro 
wurde genehmigt. Das ermöglicht uns, bis zum Ende 
des Jahres diese Programme stabil fortzuführen; das ist 
ganz wichtig. Was auch interessant ist: dass 50 Prozent 

der Antragsteller sich sogar für den höheren Standard, 
also für das Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude, inte-
ressiert haben.

Wir haben noch ein weiteres Programm, nämlich die 
Förderung von Genossenschaftsgründungen und des Er-
werbs von Genossenschaftsanteilen, und auch da ent-
wickelt sich die Nachfrage sehr erfreulich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Franziska Mascheck (SPD):
Vielen Dank. Ich habe eine Nachfrage. – Sie haben 

jetzt schon eine Sondermaßnahme genannt. Es gibt zwei 
Sondermaßnahmen, mit denen der Bund Impulse für be-
stimmte Zielgruppen geben will, nämlich, wie Sie es 
gerade erwähnt haben, die Genossenschaftsförderung 
und die Förderung des jungen Wohnens. Werden diese 
Impulse angenommen, und sind die Länder bereit, die 
Förderung des jungen Wohnens zu unterstützen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete, 500 Mil-
lionen Euro stehen für junges Wohnen zur Verfügung – 
das sind Studentenwohnheime, aber natürlich auch Azu-
bi-Wohnheime –, und das ist die größte Summe in diesem 
Bereich seit der Wiedervereinigung. Die Länder haben 
uns zurückgespiegelt: Dieses Geld ist sehr, sehr willkom-
men, weil insbesondere natürlich ganz viele Studenten-
wohnheime gebraucht werden, aber auch viele Auszubil-
dende mit befristeten Auszubildendenverträgen 
heutzutage nur sehr schwer eine Wohnung finden. Des-
wegen haben sehr viele Länder dieses Programm sehr 
zügig umgesetzt – einige haben es sogar in die Zuständig-
keit des Wissenschaftsressorts gegeben –, sodass wir auf 
jeden Fall sagen können: Das Programm trifft auf ganz 
große Unterstützung. Ich denke, dass wir es schaffen 
werden, die angespannte Wohnsituation der jungen Men-
schen durch dieses Programm deutlich zu entspannen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der Fraktion Die Linke 

Caren Lay.

Caren Lay (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, viele 

Mieterinnen und Mieter sind ja jetzt schon überbelastet, 
ohne dass die Bundesregierung bisher irgendetwas da-
gegen getan hat. Viele fürchten jetzt durch das durch 
Sie zu verantwortende GEG eine weitere Belastung. Die 
Regierung ist bisher jede Antwort darauf schuldig geblie-
ben, wie ein besserer Mieterschutz dabei aussehen soll. 
Der Gesetzentwurf ist dünn, und die Leitplanken spre-
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chen an dieser Stelle sogar von einer weiteren Moder-
nisierungsumlage. Und der Präsident des Deutschen Mie-
terbundes hat sich in der Anhörung heute Morgen sehr 
besorgt darüber gezeigt, dass es sich bei einer weiteren 
Modernisierungsumlage ja nur um eine höhere Moder-
nisierungsumlage handeln kann, weil das ebenfalls aus-
gegebene Ziel, dass Vermieter Anreize haben sollen, nur 
so realisiert werden kann.

Deswegen ist meine Frage an Sie: Teilen Sie diese 
Sorge des Präsidenten des Deutschen Mieterbundes? Be-
ziehungsweise umgekehrt: Was wollen Sie ganz konkret 
tun, um Mieterinnen und Mieter vor einer weiteren Be-
lastung durch das GEG zu schützen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! – Vielen Dank für die Frage. Der 
Regierungsentwurf sieht nicht vor – das ist auch nicht 
in der Systemlogik des GEG verankert –, die Modernisie-
rungsumlage zu verändern, weder nach oben noch nach 
unten, sondern sie bleibt so, wie sie politisch beschlossen 
ist. Aber er sah und sieht vor, dass nicht alle Kosten 
bedingungslos in die Modernisierungsumlage eingerech-
net werden können, sondern er sieht für die gegenwärtig 
teureren Techniken, die ja nach dem GEG erlaubt sind, 
vor, dass sie nur in einem bestimmten Faktor angerechnet 
werden können. Dieser Faktor entspricht der Effizienz 
von 2,5 als Wärmepumpendurchschnitt, den wir dort zu-
grunde gelegt haben. Das schließt also aus, dass über die 
Modernisierungsumlage exorbitante Kosten auf die Mie-
terinnen und Mieter abgewälzt werden. Wie sich jetzt die 
Beratungen im parlamentarischen Raum zur Veränderung 
des GEG entwickeln werden, kann ich hier nicht kom-
mentieren.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Caren Lay (DIE LINKE):
Vielen herzlichen Dank. – Viele Verbände, sowohl 

Mieterverbände als auch Umweltverbände, fordern ja in 
diesem Zusammenhang eine sogenannte Warmmieten-
neutralität, die eben verhindert, dass Mieter/-innen durch 
tatsächlich notwendige Maßnahmen der Wärmewende 
zusätzlich belastet und am Ende dagegen aufgebracht 
werden. Deswegen ist die Modernisierungsumlage ja ver-
mutlich das falsche Instrument: weil sie zu einer weiteren 
Belastung führen wird. Deswegen ist meine Frage an Sie, 
ob Sie dieses Ziel der Warmmietenneutralität teilen und 
wie das konkret umgestaltet werden soll.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. – Ich kann nur wiederholen, was ich 
gerade gesagt habe. Ich bin ja mit Klara Geywitz für 
das GEG zuständig. Innerhalb des GEG haben wir Sorge 
getragen, dass die Modernisierungsumlage nicht zu ei-
nem Missbrauch bei der Wärmewende führt. Die Dis-
kussion über Mietmodelle und Umlagen müsste ins-
gesamt geführt werden; aber beim GEG haben wir 

aufgepasst, dass es keine Hintertür für exorbitant hohe 
Modernisierungsumlagen gibt.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Sandra Detzer.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage 

geht an den Bundeswirtschaftsminister. Zum Thema 
„Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands“: Wir haben gese-
hen, dass die Abhängigkeit von russischem Gas die Wett-
bewerbsfähigkeit dieses Landes erheblich bedroht hat.

(Karsten Hilse [AfD]: Wir sind jetzt abhängig 
von China!)

Es ist keinerlei Plan B früherer Bundesregierungen da 
gewesen, um diese Situation aufzufangen. Es ist durch 
das Krisenmanagement der Bundesregierung gelungen, 
die schlimmsten wirtschaftlichen Verwerfungen zu behe-
ben.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Jetzt ist meine Frage an Sie: Welche Maßnahmen sind 
aus Ihrer Sicht in der Vergangenheit am zentralsten ge-
wesen, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu 
sichern? Und was steht an, was sind die wichtigsten 
nächsten Schritte?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! – Vielen Dank für die Frage. Es ist 
richtig, dass wir, wie auch schon davor bei Corona, mit 
einem großen Kraftakt die jeweils aktuellen Krisen in den 
Griff bekommen und bei Corona dann auch überwunden 
haben. Ich habe es gerade ausgeführt.

Was wir noch nicht geschafft haben – das muss man so 
klar sagen –, ist, die strukturellen Versäumnisse der Ver-
gangenheit aufzuarbeiten. Sie bedeuten einen Mangel an 
Fachkräften. Es ist ja keine Überraschung, dass wir älter 
werden und bei einer hoffentlich bald wieder wachsenden 
Volkswirtschaft genug Hände und Köpfe da sein müssen. 
Das wird jetzt angegangen. Ich danke für die parlamen-
tarischen Beratungen, um jetzt bald das neue Fachkräfte-
einwanderungsgesetz zu beschließen.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
Dann muss es auch gelebt werden: Menschen aus der 
Bildung direkt in den Arbeitsmarkt überführen, Teilhabe 
von Frauen. Und ich bin der Meinung: Es gilt, auch 
Menschen, die hier arbeiten wollen und über andere Mi-
grationssysteme zu uns gekommen sind, den Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu erlauben. All das würde helfen. „Büro-
kratieabbau“ ist das Wort, das alle im Munde geführt 
haben; aber jetzt müssen wir es auch wirklich angehen, 
eben weil die globale Wettbewerbssituation so verschärft 
wurde.

Der Bereich, in dem wir im letzten Jahr vorangekom-
men sind, sind neue Handelsverträge. Ich glaube, es sind 
derzeit sieben, die kurz vor der Verabschiedung stehen 
oder die Notifizierung schon hinter sich gebracht haben. 
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Ich glaube, es ist selten gelungen, innerhalb von einem 
Jahr oder einem Dreivierteljahr so viele neue Handels-
verträge mit deutscher Unterstützung auf den Weg zu 
bringen. – Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie hatten in Ihrem Eingangsstatement auch den Punkt 

Resilienz und die Notwendigkeit, gerade in Europa sou-
veräner zu werden, angesprochen. Dazu ist zentral wich-
tig, dass wir auch die Versorgung mit kritischen Roh-
stoffen besser monitoren, als das in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist. Wie beurteilen Sie vor diesem Hin-
tergrund die Vorstöße der Europäischen Kommission 
zum Critical Raw Materials Act, und wie wird sich das 
BMWK an dieser Stelle einbringen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. – Die Rohstofffrage war natürlich ur-
sächlich verbunden mit der Energiefrage. Wir haben im 
letzten Jahr hart daran gearbeitet, diese Strategie und 
auch politische Maßnahmen aufzusetzen, dass europäi-
sche und im besten Fall auch deutsche Unternehmen 
selber wieder Minen betreiben bzw. Rohstoffe in das 
Land bringen. Es dürfte allgemein bekannt sein, dass 
wir gerade im Bereich kritischer Rohstoffe teilweise Ab-
hängigkeiten von 90 und über 90 Prozent – meistens nur 
von einem Land, nämlich China – haben. Das kann für 
uns nur ein Alarmsignal sein – auch das ist natürlich jetzt 
nicht im Jahr 2022/2023 entstanden –, sodass nach der 
Erstellung der Datenbasis, der Übersicht, welche Mate-
rialien in der Zukunft gebraucht werden, jetzt daran ge-
arbeitet wird, Versicherungs- oder Rückversicherungs-
instrumente zu schaffen, sodass Unternehmen auch 
wieder in den eigenen Abbau und den Import von Roh-
stoffen investieren.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt der Abgeordnete Robert Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Habeck, der Direktor des Instituts für Gebäudeenergetik, 
Thermotechnik und Energiespeicherung der Uni Stutt-
gart, André Thess, schätzt die reinen Kosten für die große 
Transformation der Dekarbonisierung auf etwa 500 Mil-
liarden Euro pro Jahr, und das für die nächsten 20 Jahre. 
Das sind rund 10 Billionen Euro bis 2045. Diese Größen-
ordnung bedeutet den Ruin unserer gesamten Volkswirt-
schaft. Nach Auskunft Ihres Ministeriums erwarten Sie 
für die kommenden 20 Jahre gleichbleibend hohe Strom-
preise. Konzerne wie VW oder BASF verlagern ihre 
wertschöpfenden Produktionen ins Ausland.

Ich frage Sie: Was wollen Sie gegen diese ständig 
weiter gehende Deindustrialisierung tun, und was wollen 
Sie tun, um die Quote der Insolvenzen nach unten zu 
bringen und die Menschen vor Arbeitslosigkeit und Ar-
mut zu schützen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Farle, ich glaube, 
Massenarbeitslosigkeit ist im Moment nicht das Haupt-
problem Deutschlands, sondern wir haben sehr viele of-
fene Stellen, Hunderttausende, und das sind nur die ge-
meldeten. Natürlich gibt es Menschen, die arbeitslos sind, 
denen der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt ist, die 
durch reale oder gläserne Hemmnisse davon ferngehalten 
werden. Also, ich will nicht leugnen, dass es solche in-
dividuellen Schicksale gibt. Aber als volkswirtschaftli-
ches Problem haben wir eher das, dass wir zu wenig 
Arbeitskraft in Deutschland haben.

Was die Industrialisierung und die Industriestrategie 
angeht, so reicht die Zeit nicht aus, um all die Investitio-
nen – sagen wir über 100 Millionen Euro – hier auf-
zuzählen, es sei denn, Sie fragen mich und lassen mir 
genug Zeit. Aber es sind einige, die allein in den letzten 
Monaten getätigt worden sind: in Batterien über Halb-
leiter bis hin zur großen Transformation beispielsweise 
der energieintensiven Industrie im Stahlbereich. Das 
heißt: Wir kommen dort voran.

Und was die Rezession angeht, so ist es richtig: Wir 
hatten über die Wintermonate eine technische Rezession. 
Das Wachstum ist nicht zufriedenstellend. Umgekehrt ist 
es gelungen, die Höhe der Inflation im Herbst abzubrem-
sen. Das heißt, wir rechnen damit – und alle Institute 
rechnen damit –, dass wir im nächsten Jahr wieder deut-
liche Wachstumszahlen sehen werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrter Herr Habeck, Sie sagten auf dem Ost-

deutschen Wirtschaftsforum – Zitat –:

Würde das russische Gas nicht in dem Maße, wie es 
noch immer durch die Ukraine fließt, nach Ost-
europa kommen … Bevor die Leute dort frieren, 
müssten wir unsere Industrie drosseln oder gar ab-
schalten.

Meine Frage: Meinen Sie Ihre Aussage ernst, dass Sie 
eher die deutsche Wirtschaft stilllegen würden, bevor 
jemand in Polen oder der Ukraine seine Raumtemperatur 
herunterregeln müsste?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Leute, Leute! Was für ein Niveau! – 
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und von der FDP)
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Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Wie Sie wahrscheinlich wissen, gehört die Ukraine 
nicht zur Europäischen Union – noch nicht, und es ist 
so, dass der Vertrag für den Gastransit durch die Ukraine, 
der auch durch Vermittlung der Bundesregierung nach 
dem ersten Angriffskrieg, den Russland 2014 gegen die 
Ukraine geführt hat, zustande kam, Ende 2024 endet. 
Natürlich ist es, wenn man die Schwierigkeiten in Erinne-
rung hat, die es damals mit sich gebracht hat, diesen Ver-
trag in Gang zu setzen, nicht ganz klar, wie es damit 
weitergeht. Die europäischen Solidaritätsverpflichtungen 
wiederum – und sie gelten in alle Richtungen – sehen vor, 
dass über die SoS-Verordnung die geschützten Verbrau-
cher – so sagt man ja –, also private Verbraucher, die ihre 
Häuser heizen, Krankenhäuser und Gebäude der kriti-
schen Infrastruktur zuerst mit Gas beliefert werden.

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Habeck.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Danke, Frau Präsidentin. – Das hat vor allem Deutsch-
land Sicherheit gegeben; denn Deutschland hat ja viel 
russisches Gas bezogen und quasi Europa diese Gas- 
und Energiekrise beschert. Es ist die Solidarität der an-
deren Länder gewesen, die uns geholfen hat, über den 
letzten Winter zu kommen.

Präsidentin Bärbel Bas:
All das können wir nicht mehr ausführen.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Ich will ausdrücklich sagen, dass es richtig ist, in Eu-
ropa solidarisch zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Wir kommen nun zu Fragen zu vorangegangenen Ka-

binettssitzungen, zu weiteren Geschäftsbereichen sowie 
zu allgemeinen Fragen.

Zuerst hat das Wort aus der CDU/CSU-Fraktion 
Andreas Jung.

Andreas Jung (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich habe eine Frage 

an Herrn Minister Habeck: Viele Menschen treibt mit 
Blick auf die neuen Pflichten bei dem Heizungseinbau 
die Frage um: Wenn ich eine neue Heizung brauche, 
was kommt da auf mich zu, was kostet das, und welche 
finanzielle Förderung gibt es dafür? Ihre Regierung hat 
die Förderung bisher gekürzt, aber es gibt kein neues 
Konzept. Auch in den Leitplanken für das Gebäudeener-
giegesetz gibt es kein neues Konzept. Deshalb die Frage 
an Sie: Können Sie zusichern, dass spätestens mit dem 
Beschluss über das GEG auch die Frage der Förderung 
geklärt ist, und zwar nicht allgemein nach dem Motto „Es 

gibt Mittel“, sondern konkret, wer was für welche Hei-
zung bekommt. Wie sollte das Ihrer Meinung nach aus-
sehen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Die Förderung im Moment über das sogenannte BEG 
bezieht sich auf Technik, also auf Wärmepumpen, die bis 
zu 40 Prozent gefördert werden. Diese Förderung ist rege 
in Anspruch genommen worden. Im letzten Jahr gab es, 
wenn ich es richtig im Kopf habe, über 220 000 Anträge. 
Der Vorschlag, den die Bundesregierung mit der Vorlage 
des Gesetzentwurfes gemacht hat, hat diese Förderung 
über bestimmte Module bis auf 50 Prozent aufgestockt. 
Also, das ist keine Kürzung gewesen, die Förderung 
wurde nur anders berechnet.

Obwohl dieses BEG exekutives Handeln ist, haben 
Klara Geywitz und ich sowie die ganze Bundesregierung 
gesagt, dass es natürlich richtig ist, den GEG-Entwurf 
und die Förderung miteinander zu synchronisieren. Des-
wegen gehört es aus meiner Sicht zu den parlamentari-
schen Möglichkeiten dazu, auch das BEG mitzudesignen. 
Sollte das nicht passieren, weil die Zeit nicht reicht oder 
es nicht gewünscht ist, würden wir es natürlich an den 
GEG-Entwurf anpassen, der sich ja noch mal ein biss-
chen verändern wird.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Andreas Jung (CDU/CSU):
Ja, da bleiben Fragen offen. Damit ist ja nicht geklärt, 

ob es tatsächlich bis zur nächsten Sitzungswoche vor-
liegt.

Ich frage nach der Technologieoffenheit. Dazu heißt es 
in den Leitplanken: Die diskriminierenden technischen 
Anforderungen sollen gestrichen werden. – Das zeigt, 
es soll jetzt technologieoffen werden. Ich frage Sie: Fällt 
dieses Verhinderungspaket bei Heizen mit Holz – die 
Pflicht ist, immer mit Sonnenenergie, mit Pufferspei-
chern, mit zusätzlichen Filtern über das BImSchG hinaus 
zu kombinieren – damit weg? Wird diese Pflicht gestri-
chen? Und wie ist es in den Fernwärmenetzen? Bleibt es 
bei der Deckelung der Biomasse, und bleibt es dabei, dass 
die Biomasse immer weiter gedeckelt werden soll, wie es 
in den Gesetzentwürfen vorgesehen ist?

(Timon Gremmels [SPD]: Müssen Sie die Be-
richterstatter fragen!)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Heizen mit Holz war im Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auch bei Neubau möglich – nur nicht alleine, 
sondern nur in Kombination mit anderen Techniken. Das 
hatte einen Grund, nämlich Emissionen, Feinstaub und 
auch die Schonung der natürlichen Ressourcen mitzuden-
ken.

Klara Geywitz hat gerade die Holzbaustrategie er-
wähnt. Natürlich kann man Holz immer nur verbauen 
oder verbrennen. Theoretisch kann man zwar nacheinan-
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der auch beides tun, aber natürlich ist Holz ein knappes 
Gut. Die Limitierung hat die Beratungen so nicht über-
standen. Deswegen verstehe ich die Einigung, die erzielt 
wurde, so, dass keine Limitierung mehr für den Einbau 
von Holzheizungen bestehen soll, auch beim Neubau.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zu diesem Thema weitere Nachfragen? – Das 

wollte ich doch meinen; da kommen doch noch ein paar. 
Kollege Luczak.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Minister. – Wir haben ja heute Mor-

gen die Anhörung zum Gebäudeenergiegesetz gehabt. 
Der Kollege Andreas Jung hat das Thema der Förderung 
angesprochen. Darum geht es ganz zentral: Wir dürfen 
die Menschen nicht überfordern. Die Verunsicherung, 
die wir momentan im Land haben, liegt ja an dieser Über-
forderung.

Sie haben gerade mit Blick auf die Frage von der 
Kollegin Lay, wie die Modernisierungsmieterhöhung 
umgestaltet wird, also welche Kosten, die Vermieter für 
Investitionen haben, umgelegt werden können, gesagt: 
Ich kann den parlamentarischen Beratungen nicht vor-
greifen; das ist nicht meine Zuständigkeit. – Das hat 
mich doch ein wenig befremdet. Das will ich Ihnen 
auch nicht durchgehen lassen. Sie waren es doch, der 
mit Herrn Lindner und dem Bundeskanzler genau diese 
Leitplanken verhandelt hat, die Sie jetzt eingebracht ha-
ben. Sie sind verantwortlich dafür. Jetzt sagen Sie: Sie 
haben damit nichts zu tun. – Ich möchte gerne von Ihnen 
wissen: Wie wird die Modernisierungsmieterhöhung zu-
künftig gestaltet? Wie kann verhindert werden, dass Mie-
terinnen und Mieter, aber auch private Kleinvermieter in 
unserem Land überfordert werden?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Ich bin jederzeit bereit, dass wir, wenn es gewünscht 
ist, Vorschläge unterbreiten oder Berechnungen zur Ver-
fügung stellen, wie eine Förderung über das BEG aus-
sehen kann. Allerdings halte ich mich an das gegebene 
Wort, dass sich die Fraktionen erst einmal selber über-
legen können, wie sie den sozialen Ausgleich gestalten. 
Ich würde mich dann auch an die Empfehlung bzw. den 
Beschluss quasi gebunden fühlen.

Und noch einmal – das werden Sie verstehen –: Eine 
politische Vereinbarung über Leitplanken und die par-
lamentarischen Beratungen sind unterschiedliche Dinge. 
Deswegen verweise ich auf den parlamentarischen Pro-
zess.

(Timon Gremmels [SPD]: Fragen Sie mich 
doch!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Weitere Nachfragen? Ich habe hier noch ein paar Wort-

meldungen festgehalten: Herr Kruse von der FDP-Frak-
tion, eine Nachfrage zu diesem Thema?

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ja, das war zum 
Thema!)

Also, kein neues Thema aufmachen, sondern es ging jetzt 
in dieser Runde um Nachfragen zu diesem Thema.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Der beantwortet 
es! – Andreas Jung [CDU/CSU]: Kruse gibt 
die Antwort!)

Michael Kruse (FDP):
Ja, meine Frage geht an Herrn Habeck: Herr Habeck, 

die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
hat ja europaweit ein Heizungsverbot angeregt.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Darf ich jetzt nicht mehr heizen?)

Meine Frage an die Bundesregierung und an Sie lautet 
deswegen: Welchen Bedarf sehen Sie eigentlich für euro-
päische Regelungen in diesem Bereich über ein gutes 
Gebäudeenergiegesetz in Deutschland hinaus?

Präsidentin Bärbel Bas:
Also, eigentlich waren wir bei den – –

(Zurufe von der CDU/CSU: GEG! – Gegenruf 
des Abg. Michael Kruse [FDP]: Das ist doch 
GEG!)

– Ja, es ist irgendwie alles GEG, aber es gab eine Ur-
sprungsfrage zur Förderung. Sie dürfen die Frage beant-
worten, aber bitte bleiben Sie bei den nächsten Nach-
fragen beim Thema.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Kruse, ich glaube, es ist allgemein bekannt, dass 
Deutschland mitnichten Spitze bei der klimaneutralen 
Wärmeversorgung ist. Skandinavien – nicht bekannt für 
milde Winter – hat in weiten Teilen 80 Prozent Klima-
neutralität im Gebäudebereich, also beim Heizen, schon 
realisiert. Die Wärmepumpen haben in Europa bezogen 
auf die Bevölkerung deutlich höhere Absatzzahlen als in 
Deutschland. Deswegen würde ich sagen: Wir sollten 
lieber unsere Hausaufgaben machen, als auf andere zu 
schauen. Wir haben genug zu tun. Die anderen sind in 
der Regel weiter als wir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Frage aus der CDU/CSU-Fraktion, Kollege 

Kießling.

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister, ich habe folgende Frage, und zwar: Das GEG 
referenziert ja sehr häufig auf das Wärmeplanungsgesetz. 
Sie schlagen vor, dass die Länder diese Wärmeplanung 
flächendeckend und verbindlich erarbeiten müssen. 
Kommunen mit über 10 000 Einwohnern sind betroffen, 
die mit weniger Einwohnern müssen die Wärmeplanung 
nicht verbindlich durchführen. Gilt dann für Bürger in 
den Kommunen mit weniger als 10 000 Einwohnern das 
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GEG schon zum 1. Januar 2024, oder wann ist damit zu 
rechnen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Die Frage ging an mich?

Michael Kießling (CDU/CSU):
Ja.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Gut. – Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeord-
neter, der Entwurf zum Wärmeplanungsgesetz, der sich 
im Moment in der Anhörung befindet – also in der An-
hörung durch Länder und Verbände –, sieht tatsächlich 
den Schwellenwert von 10 000 Einwohnern vor. Die For-
mulierung in dem Leitplankenpapier sagt: deutschland-
weit. Das heißt natürlich erst einmal, dass es für Kom-
munen mit weniger als 10 000 Einwohnern ja nicht 
verboten ist, eine Wärmeplanung zu machen; sie können 
dies natürlich trotzdem tun. Ob man die Schwellenwerte 
absenkt oder gegebenenfalls erhöht – in einigen Bundes-
ländern liegt der Schwellenwert höher –, wird sicherlich 
ein Ergebnis der Beratungen, auch im Lichte der Be-
schlüsse zum GEG, sein.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
war aber keine Antwort! – Andreas Jung 
[CDU/CSU]: Ich habe eine Anschlussfrage!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nein, ich habe sowieso noch ganz viele Nachfragen, 

also immer in Geduld üben! Und von der CDU/CSU- 
Fraktion habe ich auch noch ganz viele Kollegen von 
Ihnen auf der Liste.

Jetzt kommt aus der Fraktion Die Linke Herr Lenkert 
dran, zu diesem Thema als Nachfrage.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister 

Habeck, im Entwurf zum GEG waren kaum Förderungen 
vorgesehen. Ich frage Sie: Werden Sie Fördervorschläge 
machen, die eben nicht nur den Heizungstausch, sondern 
auch alle zusätzlich notwendigen Maßnahmen am Haus 
mitfördern, über die bisherigen niedrigen Fördersätze 
von nur 20 Prozent, die Sie jetzt vorgesehen haben, hi-
naus? Werden Sie sicherstellen, dass auch Menschen mit 
einem Eigenheim und einem geringen Einkommen das 
stemmen können, ohne sich auf Jahrzehnte verschulden 
zu müssen? Die Linke schlägt Fördersätze von 100 Pro-
zent bei Transferempfängern vor, absinkend bis auf 
15 Prozent bei Menschen mit einem Einkommen von 
über 250 000 Euro. Werden Sie ebenfalls entsprechende 
soziale Staffelungen einführen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! – Vielen Dank für die Frage. Ich 
weise erst einmal darauf hin, dass sich der Einbau einer 
klimaneutralen Heizung – also einer nicht fossile Ener-

gien verbrennenden Heizung – über die Lebensdauer der 
Heizung schon alleine durch den Markt rentierlich gestal-
ten wird. Das heißt: Es ist kein Strafprogramm, wegzuge-
hen von den fossilen Energien, sondern tatsächlich eine 
Art Verbraucherschutz, um die Menschen nicht in die 
höheren Preise für fossile Energien reingeraten zu lassen.

(Lachen des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Das geht und gilt natürlich erst recht, wenn man eine 
weitere Förderung bekommt. Diese Förderung – das 
habe ich ja schon gesagt – bestand aus einem Modul-
system mit bis zu 50 Prozent Förderung. Wie man es jetzt 
machen wird, da warte ich die Beratung des GEG – da-
rüber sprachen wir schon – ab, helfe aber gerne mit. Aber 
es wird auf jeden Fall so sein, dass dabei keine sozialen 
Probleme oder Verwerfungen entstehen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Wir sind immer noch bei Nachfragen zum Thema, und 

der Nächste ist aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
der Kollege Taher Saleh.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke, Frau Präsidentin. – Meine Frage richtet sich an 
die Bauministerin Klara Geywitz. Es geht um das kom-
munale Wärmeplanungsgesetz, das Ihr Haus gerade mit 
Hochdruck erarbeitet.

Präsidentin Bärbel Bas:
Entschuldigung, wir sind immer noch bei der Nach-

frage zur Förderung von Heizungen.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Zur Förderung, korrekt.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gut.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sowohl das Gebäudeenergiegesetz als auch die Kopp-
lung an das kommunale Wärmeplanungsgesetz sind 
bereits vorhanden. Da aktuell eine Förderung der kom-
munalen Wärmeplanung durch das kommunale Wärme-
planungsgesetz vorgesehen ist, fragen sich viele Kom-
munen, die dann für die Erstellung der kommunalen 
Wärmeplanung verantwortlich sein werden, wie es wei-
tergeht mit der Förderung bei der Erstellung der kom-
munalen Wärmeplanung. – Danke.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
herzlichen Dank für die Frage. Der jetzige Gesetzent-
wurf, der in der Verbände- und Länderanhörung war, 
sieht ja eine kommunale Wärmeplanung für große Ge-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 111. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. Juni 2023                                 13518 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Michael Kießling 



meinden vor, im ersten Schritt bis 100 000, im zweiten 
Schritt dann bis 10 000 Einwohner. Es war jetzt der 
Wunsch vonseiten des Bundestages, dass wir eine Kon-
zeption für eine Wärmeplanung für alle Kommunen in 
Deutschland vorlegen. Das heißt natürlich, dass wir 
eine vereinfachte Wärmeplanung anbieten müssen, damit 
das auch alle kleinen Gemeinden schaffen. Das heißt, der 
jetzige Gesetzentwurf wird durch mein Ministerium noch 
mal grundlegend überarbeitet und auch in eine zweite 
Länder- und Verbändeanhörung gehen. Am Ende des 
Tages braucht es eine Bund-Länder-Vereinbarung zur Fi-
nanzierung der kommunalen Wärmeplanung; denn der 
Gesetzentwurf sieht ja vor, dass die Länder mit dieser 
Aufgabe betraut werden und diese dann entsprechend 
weiterleiten.

Präsidentin Bärbel Bas:
Danke. – Ich bitte alle noch mal, auf die Zeit zu achten.
Wir sind immer noch im Bereich der Nachfragen. Ich 

habe jetzt aus der AfD-Fraktion den Abgeordneten 
Bernhard.

Marc Bernhard (AfD):
Frau Vorsitzende! Meine Frage richtet sich an den Mi-

nister Habeck und lautet wie folgt: Durch diese Leitplan-
ken wird ja jetzt suggeriert: Der Heizungshammer ver-
schiebt sich um vier Jahre. Man hat noch mal Zeit. Man 
kann als Bürger die Wärmeplanung der Städte und Ge-
meinden abwarten. Man kann eine Gasheizung einbauen, 
die muss aber Wasserstoff-ready sein. Die Frage ist jetzt: 
Was bedeutet diese Umrüstbarkeit auf Wasserstoff? Im 
Moment kann man ja nur Heizungen einbauen, die zu 
maximal 30 Prozent mit Wasserstoff betrieben werden 
können. Reicht das, oder sollen das zukünftig 100 Prozent 
sein? Was ist dann mit diesen Heizungen? Muss ich die 
dann später wieder rausreißen? Und vor allem: Wenn 
dann die Wärmeplanung kommt –

Präsidentin Bärbel Bas:
Zeit, bitte.

Marc Bernhard (AfD):
– und gar kein Wasserstoff geliefert werden kann, muss 

ich dann die Heizung wieder rausreißen? Was soll ich 
also als Bürger ab nächstem Jahr einbauen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich 
bin mir nicht ganz sicher, ob ich die Fragen richtig ver-
standen habe. Aber die Logik ist ja relativ klar: Sollte 
man mit Wasserstoff heizen wollen, dann muss man bis 
2045 mit Wasserstoff heizen, und zwar mit Wasserstoff 
und nicht mit etwas anderem. Ob es Zwischenschritte 
gibt und wie man diese mit der kommunalen Wärme-
planung verzahnt, wird parlamentarisch beraten werden. 
Aber am Ende muss dabei halt Wasserstoff rauskommen.

(Stephan Brandner [AfD]: Reinkommen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Für die nächste Nachfrage zum Thema habe ich aus der 

CDU/CSU-Fraktion den Kollegen Gebhart gesehen.

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister Habeck, da die Nach-

frage des Kollegen Kießling nicht hinreichend beantwor-
tet wurde, will ich noch einmal ganz konkret nachfragen: 
Sollen die Regelungen des GEG ab dem 1. Januar 2024 
auch für Kommunen mit unter 10 000 Einwohnern gel-
ten?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich 
glaube, Klara Geywitz hat das gerade beantwortet: Der 
Gesetzentwurf wird überarbeitet. Wie man den Grat aus-
balanciert, kleine Kommunen zu verpflichten und gleich-
zeitig die Kenntnisse und die Bürokratie wie in großen 
Städten aufzubauen – es ist ja ein Unterschied, ob man in 
einem 500-Einwohner-Dorf lebt oder in einer großen 
Stadt –, das überlegt sich das Ministerium gerade. Aber 
natürlich gibt es da einen Grat, den man ausbalancieren 
muss, den man auch ausbalancieren kann.

Präsidentin Bärbel Bas:
So, eine weitere Nachfrage habe ich gerade noch ge-

sehen aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Nach-
frage dazu von Herrn Wagner.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Minister Habeck, viele Nachfragen 

zur Förderung insinuieren ja: Wir machen Klimaschutz 
nur mit Förderung, und Klimaschutz ist ein Luxus, den 
wir nur machen können, wenn es Förderung gibt. Meine 
Nachfrage an Sie: Sehen Sie das auch so? Und was würde 
es bedeuten, wenn wir keinen Klimaschutz machen wür-
den?

(Beatrix von Storch [AfD]: Wir würden alle 
sterben!)

Was würde das für die Volkswirtschaft, für jedes Indivi-
duum an Kosten bedeuten, die da auf uns zukommen?

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was sagen Sie zu 
„16 Jahren“?)

Herzlichen Dank.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es gibt ja Studien in großer Zahl, die be-
rechnen, dass die volkswirtschaftlichen Schäden, an-
gefangen von Gesundheitskosten bis zu den Verlusten 
an Eigentum und sogar an Menschenleben – wenn Sie 
an das Ahrtal denken –, immens sind; das wissen auch 
alle.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das war Ihr Re-
gierungsversagen!)
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– Ja, Regierungsversagen wäre es, wenn man das nicht 
zur Kenntnis nehmen würde und die Menschen, die Ge-
sellschaft in ihr Unglück rennen lassen würde.

(Beatrix von Storch [AfD]: Konsequenzen ha-
ben Sie nicht daraus gezogen! Zurückzutre-
ten!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau von Storch, das ist hier keine allgemeine Debatte, 

sondern eine Frage-Antwort-Runde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Das politische Problem – und ich betone: es ist ein 
politisches und nicht so sehr ein volkswirtschaftliches 
Problem – ist natürlich, dass die allgemeinen Erkennt-
nisse manchmal nicht gleich konkret eins zu eins umge-
setzt werden. Das kennen wir alle aus unserem privaten 
Handeln und Überlegen, dass wir nicht immer das tun, 
was eigentlich politisch oder moralisch geboten ist. Des-
wegen gibt es da ein Problem. Und es braucht auch eine 
Förderung für diejenigen, die sich Klimaneutralität und 
die Technik dahinter sonst nicht leisten können. Sonst 
wird es keine gesellschaftliche Mehrheit dafür geben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Martin Rosemann [SPD])

Präsidentin Bärbel Bas:
So, das ist ein spannendes Thema, wie ich feststelle. 

Ich lasse jetzt noch fünf Nachfragen zu, und dann werde 
ich wechseln. Die fünf Fragesteller habe ich schon, des-
wegen braucht man sich jetzt auch nicht weiter zu mel-
den.

Der nächste Fragesteller ist aus der CDU/CSU-Frakti-
on; ich glaube, Dr. Lenz hatte ich gesehen.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister, Sie haben gerade ge-

sagt, dass im Regierungsentwurf beim Neubau Biomasse 
gar nicht verboten war. Dem ist nicht so. Es war zwar bei 
neuen Heizungen im Bestand Biomasse erlaubt, mit ho-
hen Auflagen, aber nicht im Neubau. Das wird jetzt an-
scheinend geändert.

Nach wie vor ist die Förderung in keiner Weise klar. Im 
ersten Quartal dieses Jahres wurden 100 Prozent mehr 
Ölheizungen eingebaut. Können Sie verstehen, dass 
nach wie vor eine große Verunsicherung in der Bevölke-
rung herrscht?

Zweite Frage. Sie haben selber mal gesagt, dass keiner 
bei der Wärmepumpe mehr zahlen wird als bei der Gas-
therme. Können Sie sicherstellen, dass auch die Gelder 
für die entsprechende Förderung zur Verfügung gestellt 
werden? – Danke.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Die Antwort ist: Ja. Die Gelder ste-
hen bereit.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Da sind wir 
aber gespannt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Das war kurz. – Jetzt habe ich aus der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen die Kollegin Badum.

(Unruhe)

– Die Kollegin hat das Wort für eine Nachfrage.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Frage zum Ge-

bäudeenergiegesetz richtet sich an die Ministerin Klara 
Geywitz. Ich begrüße es sehr, dass Sie zu Beginn noch 
mal die wichtige Rolle des Klimaschutzes hervorgehoben 
haben. Könnten Sie noch mal aus Ihrer Sicht erläutern: 
Welche Rolle spielt das Gebäudeenergiegesetz für die 
Klimaneutralität im Wärmesektor, die wir anstreben? 
Und welche Rolle spielt es auch für eine sozial gerechte 
Ausgestaltung des Mieter-Vermieter-Verhältnisses, da 
wir den CO2-Preis in den nächsten Jahren entsprechend 
steigen lassen werden?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Vielen 
Dank für diese grundsätzliche Frage. Es ist eigentlich 
sehr einfach: Wir wollen 2045 klimaneutral sein. Wenn 
man sich jetzt eine neue Heizung kauft, dann hält die in 
der Regel 20 Jahre. Das heißt, wir müssen jetzt fragen: 
Wie heizen wir eigentlich in den Jahren 2040, 2042, 
2043? Ganz klar ist: Deutschland kann nicht klimaneutral 
sein und gleichzeitig seinen Gebäudebestand mit Erdöl 
und Erdgas heizen; das ist ein technischer Widerspruch. 
Zugleich ist es so: Wir haben Millionen von Heizungen; 
es gibt eine riesige Heizungsflotte. Das heißt, wir brau-
chen eine ganze Generation, um diese Umstellung zu 
schaffen. Deswegen machen wir eine Planung im Rah-
men der kommunalen Wärmeplanung und natürlich auch 
das GEG.

Nichts zu tun, ist keine Option – nicht für das Klima, 
aber auch nicht für die Bürgerinnen und Bürger; denn 
Gasheizungen und Ölheizungen waren zwar in der Ver-
gangenheit sehr preiswerte Heizungen, werden es in der 
Zukunft aber wegen der CO2-Bepreisung nicht mehr blei-
ben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
So, dann habe ich jetzt noch die letzten drei Fragestel-

ler. Aus der CDU/CSU-Fraktion hat Herr Jung noch mal 
eine Nachfrage.
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Andreas Jung (CDU/CSU):
Ich möchte noch mal nachfragen zu der Pflicht für eine 

Wärmeplanung bei Kommunen unter 10 000 Einwoh-
nern; und ich möchte dazusagen – das ist an beide ge-
richtet, gerne aber an Sie –: Das ist nicht irgendeine zu 
vernachlässigende Größe, über die man irgendwann mal 
sprechen muss. 9 000 von 11 000 Kommunen in Deutsch-
land, also die große Masse, haben unter 10 000 Einwoh-
ner. Gerade dort, im ländlichen Raum, ist die Frage, wel-
che Heizung passt, besonders schwer zu beantworten. 
Jetzt haben Sie diese Frage zwar beide beantwortet, 
aber unterschiedlich. Sie, Herr Minister Habeck, haben 
gesagt: „Da spricht man über neue Schwellenwerte, ab 
wann es denn gilt“, und die Frau Geywitz hat gesagt, sie 
will eine Pflicht für alle Kommunen einführen. Da 
möchte ich darum bitten, dass Sie vielleicht noch mal 
miteinander sprechen oder uns sagen, was davon gilt: 
das eine oder das andere.

Das ist ja deshalb von Bedeutung, weil –

Präsidentin Bärbel Bas:
Achten Sie auch ein bisschen auf die Zeit, Herr Jung?

Andreas Jung (CDU/CSU):
– ja – im GEG steht: Die neuen Heizungspflichten 

gelten nur, wenn es eine Wärmeplanung gibt. – Was heißt 
das denn jetzt für diese Kommunen unter 10 000 Einwoh-
nern? Keine Wärmeplanung, keine Heizungspflichten? 
Kommt das für die dann gar nie oder 2028?

Präsidentin Bärbel Bas:
Wer von Ihnen beiden möchte?

(Beatrix von Storch [AfD]: Herr Habeck auf 
jeden Fall nicht!)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Frau Präsidentin! Ja, es hat sich vielleicht noch nicht so 
rumgesprochen: Für die Wärmeplanung ist das Bau-
ministerium in der Federführung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das hat 
einen Grund!)

– Es freut mich, dass das Begeisterung auslöst. Es macht 
uns nämlich Spaß. – Der Quartiersansatz ist ja etwas, was 
wir aus der Städtebauförderung kennen. Der ursprüng-
liche Gesetzentwurf sah tatsächlich eine Grenze vor für 
die Pflicht einer Wärmeplanung bei Kommunen unter 
10 000 Einwohnern, weil wir natürlich die Planungskapa-
zitäten im Auge hatten.

Jetzt gab es aus dem Parlament den Wunsch: Es soll 
möglichst eine Wärmeplanung für alle Kommunen bis 
2028 geben. Da können wir an die Kommunen im länd-
lichen Raum natürlich nicht die gleichen gesetzlichen 
Anforderungen stellen wie an die großen Kommunen. 
Also, wenn Sie eine kleine Gemeindevertretung haben, 
kann die keine Geothermiepotenzialanalyse machen, und 

das schon gar nicht ein paar Tausend Mal in Deutschland. 
Deswegen werden wir diesen Gesetzentwurf noch mal 
anpassen und unterschiedliche Fristen setzen.

Natürlich muss man aber auch sagen: Die zentrale 
Wärmeversorgung ist nicht exklusiv für große Städte, 
sondern es gibt natürlich auch Dorfwärmenetze, es gibt 
Biomasse.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die Zeit, bitte.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Insofern besteht die Aufgabe, die jetzt vor uns liegt, 
darin, die kommunale Wärmeplanung besser als bisher 
mit dem GEG zu verknüpfen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch eine 
Problembeschreibung!)

Natürlich werden die Abgeordneten sicherlich so weise 
sein, dass sie keine diskriminierenden Tatbestände ein-
bauen und unterschiedliche Stichtagsregelungen ma-
chen. – Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
So, jetzt darf der Kollege Luczak noch mal nachlegen 

in Form einer Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage richtet 

sich an Herrn Habeck. Wir haben ja gerade von der Mi-
nisterin gehört, dass das Gesetz zur kommunalen Wärme-
planung noch einmal überarbeitet werden soll. Gleich-
zeitig heißt es in den Leitplanken, die Sie – noch mal: 
Sie persönlich, nicht das Parlament oder sonst wer, son-
dern Sie mit Christian Lindner und dem Bundeskanzler – 
verabredet haben,

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein merkwürdiges Parlamentsverständ-
nis haben Sie!)

dass der zentrale Bezugspunkt für verpflichtende Maß-
nahmen zukünftig die kommunale Wärmeplanung sein 
soll. Das soll deswegen jetzt grundsätzlich überarbeitet 
werden. Ihr Plan ist aber, das Heizungsgesetz vor der 
Sommerpause zu verabschieden. Das heißt, Sie erwarten 
vom Bundestag, von uns Abgeordneten hier, dass wir bei 
etwas zustimmen sollen, von dem wir noch gar nicht 
wissen, wie eigentlich der zentrale Bezugspunkt aussieht, 
nämlich die kommunale Wärmeplanung. Das passt doch 
überhaupt nicht zusammen! Das muss doch harmonisiert 
und synchronisiert werden sowie parallel beraten werden, 
aber nicht so, wie es jetzt vorgesehen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hallo! Wir 
sind das Parlament!)
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Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. Sie haben ja gerade gehört, dass es pa-
rallelisiert und synchronisiert wird. Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der FDP – Lachen bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die letzte Nachfrage zu diesem Thema hat der Abge-

ordnete Kaufmann aus der AfD-Fraktion.

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich habe eine Frage 

an Herrn Habeck, auch im Hinblick auf das Heizungs-
gesetz. Sie haben ja vor ein paar Tagen bei „Anne Will“ 
eingeräumt, dass Sie auch nicht zufrieden seien mit der 
Arbeit der Bundesregierung in diesem Zusammenhang. 
Vielleicht können Sie auch uns noch mal ausführen, wa-
rum Sie das gesagt haben und welche Lektion Sie gelernt 
haben für die Zukunft.

(Thomas Lutze [DIE LINKE]: Was hat denn 
das mit der Förderung zu tun?)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Ich bin sehr zufrieden mit der Arbeit 
der Bundesregierung und mit der Leistungsbilanz; das 
habe ich auch gesagt. Ich bin mir nicht sicher, ob eine 
andere Bundesregierung Deutschland so durch diesen 
Winter geführt hätte

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Lachen bei Abge-
ordneten der AfD – Stephan Brandner [AfD]: 
Jede andere Bundesregierung!)

oder ob eine andere Bundesregierung in der Lage gewe-
sen wäre, die militärische Unterstützung der Ukraine so 
zu gewährleisten. Ich weise darauf hin, dass davor Nord 
Stream 1 und 2 und auch die Ablehnung der militärischen 
Unterstützung der Ukraine ja schon beschlossen waren. 
Das wurde alles verändert. Das heißt, die Leistungsbilanz 
der Bundesregierung ist beachtenswert. Sogar die CO2- 
Emissionen gehen runter; wir haben sie im letzten Jahr 
beispielsweise trotz der Hinzunahme von Kohlekraftwer-
ken eingehalten.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Und die Industrie 
geht weg!)

Was ich eingeräumt habe – und ich glaube, das ist kein 
Geheimnis –, ist, dass es Abstriche in der B-Note gibt, das 
heißt in der Kür. Der Weg zu der Entscheidung ist manch-
mal etwas holprig, aber die letzten Tage und Wochen 
haben ja gezeigt, dass wir das auch besser hinkriegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich komme jetzt zur nächsten Hauptfrage, die gestellt 

wird. Aus der SPD-Fraktion Bengt Bergt.

Bengt Bergt (SPD):
Verehrte Frau Präsidentin! Herr Minister Habeck, 

meine erste Frage lautet: Welche Mengen LNG können 
in Deutschland nach aktuellem Stand angelandet werden, 
und reichen diese aus, um die Gasversorgung im nächsten 
Winter zu sichern, falls dieser nicht so mild werden sollte 
wie der letzte?

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Total 
harte Frage! So böse! – Julia Klöckner [CDU/ 
CSU]: Die fand ich jetzt zu hart, die Frage!)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Abgeord-
neter, im Moment haben wir drei FSRU-Schiffe, die in 
Betrieb sind: Wilhelmshaven 1, Brunsbüttel und über 
einen Pendelverkehr die privaten Schiffe von ReGas. 
Zwei weitere provisorische Terminals befinden sich in 
der Errichtung: Stade und Wilhelmshaven 2. Wenn man 
grob rechnet, können pro Schiff 3 bis 5 Milliarden Kubik-
meter Gas jährlich angelandet werden. Es gibt Probleme 
bei den Hinterlandanbindungen und den Leitungen. Inso-
fern kann man das nicht ganz statisch sagen.

Der Füllstand der Speicher nähert sich der 80-Prozent- 
Marke. Das ist gut, und man kann – Stand jetzt – also 
sagen, dass wir in eine ganz andere Versorgungslage rein-
kommen, als wir im letzten Jahr noch befürchten muss-
ten. „Stand jetzt“ schließt aber ausdrücklich mit ein, dass 
wir eine Kapazität von 55 Milliarden Kubikmeter Gas 
verloren haben. Jetzt – ich habe es gerade gesagt – haben 
wir etwa Kapazitäten für 12 Milliarden Kubikmeter Gas 
errichtet, und es kämen dann vielleicht noch mal 8 bis 
10 Milliarden dazu, also knapp die Hälfte. Und sollte 
irgendwo ein Schadensfall passieren, sollte die Energie-
menge, die Deutschland verbraucht, steigen und nicht 
geringer werden, und – vor allem – sollte Ostdeutschland 
in einen Engpass reinlaufen, fehlen uns meiner Ansicht 
nach noch Kapazitäten.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Bengt Bergt (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich würde noch mal 

ein bisschen präzisieren wollen. Sie hatten ja gerade 
schon gesagt, dass es gegebenenfalls noch Kapazitäten 
bräuchte. Könnten Sie noch mal spezifizieren, wo es die 
bräuchte und unter welchen Umständen die notwendig 
werden könnten?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank. – Die Gasinfrastruktur ist in Deutschland 
ungefähr so gebaut, dass über die Niederlande den Rhein 
hinunter der Westen versorgt wird und über die Leitung 
Nord Stream 1 und dann durch Ostdeutschland und die 
Tschechische Republik hindurch nach Bayern hinein der 
Osten versorgt wird.
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Nord Stream 1 ist zerstört, Nord Stream 2 ist nicht 
operabel. Gas aus Russland kommt sowieso nicht, weil 
Putin es nicht mehr liefert. Das heißt, die Infrastruktur 
passt nicht zur Wirklichkeit.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Wir helfen uns im Moment, indem wir eine Leitung, 

die eigentlich von Ost nach West führt, von Lubmin nach 
Hamburg-Süd, die sogenannte NEL, in die Gegenrich-
tung nutzen, um Ostdeutschland mit Gas zu versorgen. 
Diese Leitung ist allerdings nicht besonders groß. Sie ist 
unter Hochdruck. Und natürlich ist es auch so, dass das 
Gas zum Verbrauch fließt. Sollte es also wirklich zu einer 
Knappheit kommen, denke ich, würde es helfen, wenn 
der Osten Deutschlands weitere Infrastrukturmöglichkei-
ten bekommt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage des Kollegen 

Lenkert.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister Habeck, 

der Speicher Rehden ist an die ehemaligen Pipelines aus 
Russland und gleichzeitig an die westeuropäischen an-
geschlossen worden. Sämtliche Leitungen zwischen 
Ost- und Westdeutschland sind beidseitig bedienbar. Es 
gibt eine im Norden, es gibt eine in Mitteldeutschland – 
sprich: bei Magdeburg –, es gibt eine weitere von Ferngas 
in Thüringen zur Anbindung zwischen Ost und West, und 
es gibt die Umgehungsmöglichkeiten über Bayern und 
Tschechien, die man nutzen kann, um den Osten mit-
zuversorgen.

Ich frage Sie jetzt, wie Sie in Anbetracht dieser Situa-
tion behaupten können, es gebe nur eine Leitung. Und die 
nächste Frage ist: Wieso schaffen Sie mit einem Be-
schleunigungsgesetz –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Lenkert, kommen Sie bitte zum Schluss.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
– feste Terminals, statt einfach die FSRUs zu nutzen 

und in einem geregelten Verfahren zu prüfen, welche 
LNG-Terminals notwendig sind und welche nicht?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, die 
letzte Frage verstehe ich nicht, weil das Beschleuni-
gungsgesetz ja schon auf die FSRUs gezielt hat und 
auch zielt. Insofern ist das beides logisch und ursächlich 
miteinander verbunden.

Dann habe ich eben schon ausgeführt – das ist auch, 
denke ich, logisch nachvollziehbar –, dass es dann, wenn 
55 Milliarden Kubikmeter Gas, die über Lubmin in den 
Osten und dann in den Südosten Deutschlands bzw. in 
den Süden Deutschlands transportiert werden, fehlen, 
ein infrastrukturelles Problem gibt. Man muss die Augen 
ja schon fast – – Na ja, egal.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Eine weitere Nachfrage des Kollegen Banaszak.

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister Habeck, 

Sie haben gerade die eventuell vorhandene Notwendig-
keit einer Möglichkeit, im Osten etwas anzulanden, an-
gesprochen.

Jetzt haben wir in den letzten Wochen und Monaten 
aus der Landesregierung in Mecklenburg-Vorpommern 
sehr unterschiedliche Signale bekommen. Erst gab es 
einen großen Wunsch, dass dort LNG ankommt. Dann 
gab es einen großen Protest dagegen. Jetzt gibt es einen 
Forderungskatalog über 950 Millionen Euro an den 
Bund, dass dort beispielsweise auch Hinterlandanbin-
dung und andere Infrastrukturprojekte als Kompensation 
finanziert werden sollen. Können Sie sagen, inwieweit es 
einen Hinweis darauf gibt, dass die Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommern eine finale Entscheidung ge-
troffen hat, ob sie sich in dieser Form an der Energie-
versorgung beteiligen möchte?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, be-
vor wir das LNG-Gesetz in die Ressortabstimmung ge-
geben haben, gab es umfängliche Gespräche mit der Lan-
desregierung und vor Ort. Ich selbst war noch einmal da 
und habe dort mit den Beteiligten, den Verbänden, den 
Bürgermeistern und Landräten gesprochen, und anschlie-
ßend gab es eine Pressekonferenz der beiden zuständigen 
Fachminister, Minister Meyer und Minister Backhaus. 
Danach hat die Bundesregierung den Eindruck ge-
wonnen, dass die Landesregierung Mecklenburg-Vor-
pommern dieses Projekt mitträgt und entsprechend die 
vorliegenden Anträge auch abarbeitet und dann zur Ge-
nehmigung führt.

Zu den Geldforderungen kann ich nichts sagen. Dafür 
sind meiner Kenntnis nach keine Rückstellungen im 
Haushalt getroffen worden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Jetzt erteile ich dem Kollegen Hilse das Wort.

Karsten Hilse (AfD):
Danke, Herr Präsident! – Herr Minister, mein Vorred-

ner sprach gerade von Protest gegen die Errichtung des 
LNG-Terminals auf Rügen. Wie Sie vielleicht wissen – 
ansonsten informiere ich Sie jetzt darüber –, wird es einen 
Bürgerentscheid geben. Das Quorum wurde erreicht, dass 
dieser Bürgerentscheid durchgeführt werden kann.

Wenn sich jetzt also die Bürger auf Rügen gegen dieses 
LNG-Terminal entscheiden, liegt es natürlich in der Ver-
antwortung der Landesregierung, darauf zu reagieren. 
Kann ich davon ausgehen, dass Sie dann auf die Landes-
regierung keinen Druck ausüben werden, gegen diesen 
Bürgerentscheid dieses LNG-Terminal trotzdem zu er-
richten?
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Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich 
habe es eben schon ausgeführt: Die Bundesregierung 
heißt Bundesregierung, weil sie für die Energieversor-
gung und die Energiesicherheit ganz Deutschlands, des 
Bundes, verantwortlich ist. Das bedeutet natürlich auch – 
dies war zwar in nicht so ausgeprägter Form, aber auch 
bei Wilhelmshaven und bei Brunsbüttel der Fall –, dass es 
manchmal einen Konflikt mit den lokalen Interessen und 
politischen Meinungen gibt. Trotzdem bin ich der Mei-
nung, dass wir uns als Bundesregierung darauf konzen-
trieren müssen, die Energieversorgung in Deutschland 
sicherzustellen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage der Kollegin 

Henneberger.

Kathrin Henneberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank. – Aktuell erleben wir in Deutschland 
eine Dürre. Dieses Jahr kündigt sich global bereits El 
Niño an. Durch die Klimakrise verstärkt, wird dies mas-
sive Auswirkungen auf Millionen von Menschen haben. 
Natürlich müssen wir hier in Deutschland mit Blick auf 
den Aufbau unserer Infrastruktur darauf schauen, welche 
Infrastruktur wir ausbauen und wie wir langfristig auch 
der Gefahr der Lock-in-Effekte für neue fossile Infra-
struktur entgehen können.

(Zuruf von der AfD: Was hat das mit Flüssig-
gas zu tun?)

Deswegen ist meine Frage: Welche Maßnahmen sind not-
wendig, damit wir auch einen schnellen und zügigen Gas-
ausstieg in Deutschland voranbringen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete, etwa die Hälfte des 
Gases, das wir in Deutschland verbrauchen, wird in der 
Industrie verbraucht, die andere Hälfte beim Heizen. 
Über das Heizen sprachen wir schon.

Wenn man die Abhängigkeit vom Gas verringern will, 
macht es natürlich allemal Sinn, möglichst schnell zu 
dekarbonisieren. Wenn man beispielsweise die Kapazitä-
ten von Mukran infrage stellt, dann müsste man eigent-
lich für sehr viele Wärmepumpen oder Alternativen ar-
gumentieren und eintreten. Für die Industrie habe ich, 
jedenfalls ansatzweise, Zahlen skizziert, die gerade dabei 
helfen sollen, dass wir von den fossilen Energien, also 
auch vom Gas, herunterkommen. Das gilt beispielsweise 
für die Glasindustrie, wo wir mit verschiedenen Akteuren 
im Gespräch, auch was Förderprogramme angeht, sind.

Ansonsten haben Sie recht: Die klimatischen Entwick-
lungen sind dramatisch; ich will das eindeutig unterstrei-
chen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Minister.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

40 Grad in Spanien, brennende Wälder nicht nur in 
Kanada, sondern auch in Brandenburg. Das heißt, wir 
sollten wirklich handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Eine weitere Nachfrage des Kollegen Ernst, Fraktion 

Die Linke.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Herr Minister, Sie haben eben dargestellt, dass Russ-

land kein Gas mehr liefert. Ich habe da im Unterton so ein 
Bedauern festgestellt. Heißt das, dass Sie eigentlich wol-
len, dass Russland uns wieder Gas liefert, und, wenn ja, 
was tun Sie dafür, dass das der Fall ist?

Ich möchte noch mal darauf hinweisen, dass nach mei-
ner Kenntnis Russland momentan auch Gas durch die 
Ukraine hindurch liefert und dass davon etwas offensicht-
lich in Ostdeutschland ankommt. Wie bewerten Sie diese 
Umstände?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Ernst, dass Sie das so verstanden haben, muss an einer 
gewissen Selbstreferenzialität liegen. Ich bin heilfroh, 
dass wir kein Gas mehr aus Russland bekommen, und 
von mir aus sollte es auch dabei bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Gas, das über die Ukraine oder TurkStream nach Ost-
europa kommt, wird sozusagen nur noch in molekularen 
Bestandteilen in Ostdeutschland ankommen, im Grunde 
aber nicht. Es gibt keine Lieferverträge mehr mit Russ-
land, die Gas aus Russland nach Deutschland holen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Damit kommen wir zur 

nächsten Hauptfrage der Kollegin Carolin Bachmann, 
Fraktion der AfD.

Carolin Bachmann (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bauministerin 

Geywitz, der Bundestag hat sich auf der einen Seite einer 
flächenintensiven Energie- und Wärmewende verschrie-
ben. Erst letzten Donnerstag haben wir im Rahmen des 
Gesetzes zu Bauleitplanverfahren die nutzbaren Flächen 
für PV und Wind ausgeweitet und die nutzbaren Flächen 
für die Unterbringung von Flüchtlingen beschlossen.

(Daniel Föst [FDP]: Sehr gut!)
Auf der anderen Seite verfolgt die Bundesregierung 

das bereits 2015 formulierte Integrierte Umweltpro-
gramm 2030, das den Flächenverbrauch hierzulande bis 
zum Jahr 2050 auf ein Nettonull zurückfahren soll. Ich 
sehe hier einen Zielkonflikt und möchte Sie fragen: Wie 
viel Fläche haben Baumaßnahmen im Zuge der Massen-
einwanderung seit 2015 und der Ausbau der Wind- und 
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Solarindustrie bislang verbraucht, und mit wie viel Flä-
cheninanspruchnahme aufgrund dieser Projekte rechnen 
Sie in diesem Zusammenhang in der Zukunft?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete, Deutschland ändert 
sich; das führt zu unterschiedlichen Flächenbedarfen. Wir 
steigen in den Ausbau der erneuerbaren Energien ein; das 
braucht natürlich Fläche. Gleichzeitig steigen wir aus 
dem Abbau von Braunkohle aus. Ich selber komme aus 
Brandenburg, und ich kann Ihnen empfehlen: Schauen 
Sie sich mal einen Braunkohletagebau an. Wenn Sie das 
getan haben, dann wissen Sie, was das für ein Flächen-
verbrauch ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Natürlich sind wir in der Situation, dass Deutschland 
wächst und wir mehr Wohnraum brauchen. Wir ent-
wickeln Strategien, um flächensparend zu bauen. Das 
heißt zum Beispiel Aufstockung und Nachverdichtung 
bei jetzt schon gebrauchten Flächen. Und wir haben na-
türlich Interesse daran, dass wir auch der Natur entspre-
chend Raum reservieren. Es werden vom Umweltminis-
terium und von meinem Haus gerade Anstrengungen 
unternommen, entsprechend Räume zu reservieren für 
die Natur, für die Landwirtschaft und für die Menschen 
in Deutschland, aber natürlich auch für die Produktion 
von Energie. – Herzlichen Dank.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Frage war ganz 
anders!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage? – Frau Kolle-

gin, bitte.

Carolin Bachmann (AfD):
Ich möchte gerne eine Nachfrage an Sie, Frau Minis-

terin Geywitz, stellen. Gucken wir uns einmal den Aus-
bau von PV und Wind an. Sie sprachen gerade davon, 
dass Sie Naturschutzgebiete etc. ausweiten wollen. Ich 
sehe hier nach wie vor einen Zielkonflikt zwischen dem 
Ausbau von PV und Wind – meinetwegen auch Ihren 
ausgewiesenen Naturschutzgebieten – und dem Netto- 
null-Ziel und möchte Sie bitten, zu erläutern, wie Sie 
diesen Zielkonflikt in Zukunft lösen wollen. – Danke 
schön.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herr Präsident! Es ist zum einen so, dass wir eine 
Strategie haben, wie man Flächen doppelt nutzen kann. 
Die Bundesregierung hat zum Beispiel gerade die Bedin-
gungen für Agri-PV ganz deutlich verbessert. Dann nut-
zen wir Flächen, die schon mal verbraucht wurden. Wir 
haben zum Beispiel das Baugesetzbuch geändert, sodass 
ehemalige Tagebauflächen – die ja schon einmal in An-
spruch genommen wurden – genutzt werden können, um 
dort Windenergie- oder Solaranlagen zu errichten. Zum 

anderen nutzen wir jetzt gebrauchte Flächen intensiver, 
indem wir zum Beispiel in die Höhe bauen – Stichwort 
„Strategie für den Dachgeschossausbau“.

Ganz wichtig ist, dass wir renaturieren. Diese Bundes-
regierung gibt 4 Milliarden Euro für ein Klimaschutz-
programm aus, das einen großen Anteil an Renaturierung 
beinhaltet, sodass wir als Menschheit nicht nur Fläche 
verbrauchen, sondern der Natur auch Fläche wieder zu-
rückgeben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage der Kollegin 

Schröder, Bündnis 90/Die Grünen.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Ministerin Geywitz, dass Sie schon 
zur großen Zukunftsaufgabe Flächenverbrauch aus-
geführt haben und zu den Anstrengungen, die wir als 
Parlament mit Ihrem Ministerium und mit anderen Mi-
nisterien in den letzten Monaten unternommen haben.

Nun steht im Herbst die große Baugesetzbuchnovelle 
an. Auch dort wird Umnutzen und Aufstocken ein wich-
tiges Thema sein, also die Innenentwicklung und gleich-
zeitig der Schutz des Außenbereichs – und das unter den 
verschärften Bedingungen des Klimawandels und der 
Klimaanpassung. Könnten Sie uns vielleicht schon ein 
paar Eckpunkte davon skizzieren?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ein großes Thema wird sicherlich das flächensparende 
Bauen sein. Dazu müssen ganz viele Bedingungen erfüllt 
sein. Sie wissen ja, dass der Wohnflächenkonsum in 
Deutschland von 25 Quadratmetern in den 50er-Jahren 
auf jetzt über 40 Quadratmeter gestiegen ist. Das hängt 
nicht immer nur damit zusammen, dass die Menschen 
individuell sehr viel Wohnraum haben, sondern auch da-
mit, dass wir zum Beispiel einen Fehlbedarf und zu we-
nige barrierefreie Wohnungen haben, sodass Ältere gar 
nicht aus ihren großen Wohnungen in kleinere, aber bar-
rierefreie umziehen können. Das heißt, es gibt ganz viele 
Stellschrauben, an denen wir drehen können.

Ein wichtiger Punkt ist natürlich, dass wir Umnutzun-
gen erleichtern. Wir haben leerstehende Büroflächen, die 
einfacher als bisher in Wohnungen umgebaut werden 
können.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Und wir wollen die unterschiedlichen Bereiche Woh-
nen und Gewerbe – und damit natürlich auch Restau-
rants – stärker zusammenbringen. Das heißt, die gemischt 
genutzte Stadt ist unser Ziel. Dazu sind wir in guten 
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Gesprächen mit dem Umweltministerium, was die Ände-
rung der TA Lärm anbelangt. Also: Es ist ein bunter 
Blumenstrauß an Maßnahmen, die man machen muss, 
um flächensparend in Deutschland zu wirtschaften.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Es gibt eine weitere Nachfrage des 

Kollegen Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Frage ist ganz, 

ganz nah an der Ausgangsfrage der Kollegin Bachmann. 
Ich habe die Frage der Kollegin Bachmann eigentlich als 
ganz konkret verstanden. Sie hat Sie gefragt: Wie hoch 
war bisher der Flächenverbrauch für Photovoltaik, Wind-
kraftanlagen und im Rahmen der Massenzuwanderung 
seit 2015? Wie hoch – konkret – war er bisher, und wie 
hoch prognostizieren Sie ihn für die Zukunft? Dazu habe 
ich bisher keine einzige Zahl von Ihnen gehört. Ich gebe 
Ihnen damit gerne noch mal die Gelegenheit, das hier zu 
konkretisieren.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herr Präsident! Beim Windausbau ist es so, dass wir 
ein Flächenziel haben. Wir haben es im Deutschen Bun-
destag verabschiedet; die Ziffern sind Ihnen bekannt. Je 
nach Windhäufigkeit in den Bundesländern gibt es unter-
schiedliche Ausbauziele. Pi mal Daumen kann man sa-
gen: 2 Prozent der Landesfläche für den Ausbau von 
Windenergie.

Das Zweite ist die Frage von Solar. Da kann man nicht 
einfach aufgrund der Fläche der Solaranlagen in Deutsch-
land auf den Flächenverbrauch abstellen, weil wir gerade 
im Bereich von Solar ganz häufig Doppelnutzungen ha-
ben. Zum Beispiel führt eine Solaranlage auf dem Dach 
zu keinem zusätzlichen Flächenverbrauch, weil schon ein 
Haus auf der Fläche steht. Auch Agri-PV – das hatte ich 
schon gesagt – ist eine Doppelnutzung, weil dort sowohl 
eine landwirtschaftliche Nutzung als auch die Produktion 
von Solarstrom stattfindet.

Bei der Frage, wie viel zugebaut wurde, ist es auch 
so, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– dass wir in Deutschland einen großen Leerstand ha-
ben und gleichzeitig einen zusätzlichen Bedarf an Woh-
nungen in den Innenstädten und Ballungsgebieten. Man 
kann also nicht eins zu eins –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Ministerin!

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– von der gestiegenen Bevölkerungsanzahl auf den 
gestiegenen Flächenbedarf schließen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen 

und die Mitglieder der Bundesregierung, auf das Zeitma-
nagement zu achten. Ich fühle mich immer ein bisschen 
überfordert, jedes Mal reingrätschen zu müssen, aber ich 
werde es tun.

Als nächster Nachfrager ist der Kollege Wiener, CDU/ 
CSU-Fraktion, an der Reihe.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Geywitz, ich habe 

eine Frage an Sie. Die meisten Wohnungen werden tat-
sächlich von privater Hand gebaut und damit auch privat 
finanziert. 400 000 Wohnungen ist das Ziel; es wird nicht 
erreicht. Wir erleben aber, dass wir es mit dramatisch 
geänderten Finanzierungsbedingungen zu tun haben. 
Während man vor ein paar Monaten vielleicht noch einen 
Kredit für unter 1 Prozent bekommen konnte, ist man 
jetzt locker mit 4 Prozent dabei. Das hört sich harmlos 
an; das ist aber massiv, wenn Sie eine Immobilie fremd-
finanzieren müssen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie erstens bitte zum Schluss, 

und zweitens gehört das nicht zur Hauptfrage. Es geht um 
Flächen und nicht um die Frage der Finanzierung von 
Wohnungsbau. Deswegen weise ich die Frage zurück.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Okay, gut.

(Stephan Brandner [AfD]: Habe ich auch 
schon erlebt!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Nachfrager ist der Kollege Lenkert.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bauministerin 

Geywitz, Wohnungsneubau ist auch aus dem Grund er-
forderlich, dass die Wohnfläche je Einwohner in den 
letzten 30 Jahren von 37 Quadratmetern auf fast 50 Qua-
dratmeter gestiegen ist. Einer der Hauptgründe sind im-
mer größere Wohnungen für immer weniger Menschen – 
also Luxussanierungen, Villen mit 200 bis 400 Quadrat-
metern Wohnfläche und mehr –, ein weiterer die Umnut-
zung von Wohnraum zu anderen Zwecken.

Welche Maßnahmen werden Sie unternehmen, damit 
diese missbräuchliche Verwendung bzw. diese über-
dimensionierten persönlichen Wohnflächen reduziert 
werden, um den Neubaubedarf dadurch verringern zu 
können?

(Beatrix von Storch [AfD]: Wahnsinn! SED 
live!)
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Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herr Präsident! Erstens. Ihre Zahlen passen nicht ganz 
zu den tatsächlichen Zahlen, die wir haben. Die Wohn-
fläche variiert eher nach dem Alter.

(Beifall des Abg. Daniel Föst [FDP])

Das liegt vor allen Dingen daran, wie ich gesagt habe, 
dass viele ältere Menschen keine barrierefreien Wohnun-
gen finden.

Das Zweite. Die Bundesregierung hat die Förderung 
umgestellt von einer KfW-Förderung, die keinen Bezug 
zur Fläche des geförderten Projektes hatte, zu einer För-
derung mit ganz starkem Schwerpunkt auf den sozialen 
Wohnungsbau, wo es entsprechende Flächenobergrenzen 
gibt. Und wir haben das neue Qualitätssiegel „Nachhal-
tiges Gebäude“ eingeführt. Dieses Qualitätssiegel bein-
haltet auch den Aspekt des flächensparenden Bauens.

Ansonsten ist es häufig so, dass nicht die großen Villen 
am Stadtrand ein Problem hinsichtlich des Flächenbe-
darfs sind, sondern der Flächenverbrauch findet eher im 
ländlichen Raum statt. Dort mangelt es massiv an Miet-
wohnungen, und deswegen leben ganz viele ältere Men-
schen auch in ihren dann zu großen Einfamilienhäusern.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Ministerin, bitte.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das ist ein Resultat der mangelnden Durchmischung in 
dem Bereich.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Also, wenn Sie mit dem Zeitverbrauch so weiterma-

chen, haben wir ein Problem. – Letzte Nachfragerin zu 
diesem Themenbereich ist die Kollegin Lay, Fraktion Die 
Linke.

Caren Lay (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie haben gerade er-

wähnt – daran will ich anknüpfen –, dass viele ältere 
Menschen sehr viel Wohnfläche haben. Wir haben als 
Linke immer die Meinung vertreten: Wer als älterer 
Mensch in seiner Wohnung bleiben möchte, der soll das 
auch tun können.

(Stephan Brandner [AfD]: Außer die Wohnung 
ist zu groß!)

Aber immer wieder sprechen mich ältere Menschen an 
und sagen: Wir würden eigentlich gerne in eine kleinere – 
zum Beispiel auch barrierefreie – Wohnung umziehen 
wollen, damit wir sie dann besser unterhalten können. – 
Aber diese Umzugsmöglichkeiten sind nicht gegeben, 
weil eine kleinere Wohnung teurer wäre. Deswegen ha-
ben wir das Recht auf einen Wohnungstausch –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zur Frage.

Caren Lay (DIE LINKE):
– zu den gleichen Bedingungen vorgeschlagen. Wie 

stehen Sie dazu?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herr Präsident, ich entschuldige mich für meinen Re-
defluss. Ich hatte im Vergleich zu Herrn Habeck selten 
Gelegenheit, auszuführen, und habe mich vielleicht ein 
bisschen zu sehr darüber gefreut.

Frau Lay, es gibt kein Verbot, Wohnungen zu tauschen, 
und wir fördern mit sehr vielen Millionen Euro – auch 
dank der Unterstützung des Bundestages – auch den Um-
bau von Wohnungen zu barrierefreien Wohnungen. Es 
gibt sehr viele Initiativen der Wohnungswirtschaft, die 
genau solche Modelle vor Ort anbieten. Man muss aller-
dings auch sagen, dass die Nachfrage trotzdem sehr ge-
ring ist.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich kann das verstehen, 

dass Sie in Relation zu Herrn Habeck etwas mehr reden 
wollen.

Nächster Hauptfragesteller wäre der Kollege Michael 
Kruse, FDP-Fraktion, den ich aber nicht sehe.

(Reinhard Houben [FDP]: Nein, ich!)

– „Nein, ich“ ist gut. – Also: Der Kollege Houben fragt 
anstelle des Kollegen Michael Kruse. Bitte, Herr Kollege 
Houben.

(Carina Konrad [FDP]: Genau, Reinhard 
Houben stellt die nächste Frage! So muss das 
sein! – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Ein bisschen Ähnlichkeit ist ja da!)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident, Sie waren nicht anwesend; der Kollege 

Kruse konnte seine Frage schon loswerden.
Herr Minister Habeck, Sie haben sich im Mai dafür 

ausgesprochen, eine staatliche Kontrolle von Auslands-
investitionen, ein sogenanntes Outbound Investment 
Screening, einzuführen. Wann wird es hierzu zu konkre-
ten Vorschlägen aus dem BMWK kommen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Houben, ich habe 
eben eingangs gesagt, dass ich glaube, dass Wirtschafts-
politik Wirtschaftssicherheitspolitik ist. Das heißt, wir 
arbeiten seit Anbeginn der Legislatur daran, verschiedene 
Maßnahmen zu ergreifen, um beispielsweise Investitio-
nen im Ausland zu diversifizieren oder, wie Sie sich 
vielleicht daran erinnern, auch das Inbound Screening 
zu verschärfen und gerade im Bereich der kritischen In-
frastruktur oder in kritischen Bereichen der Wirtschaft 
Investitionen auch mal zu untersagen. Ich verweise bei-
spielsweise darauf, dass VW keine Förderung mehr für 
ein nachgelagertes Werk in Xinjiang wegen der Lage der 
Uiguren dort bekommen hat. Wir sind auch dabei, das 
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Outbound Screening weiterzuentwickeln. Wir werden 
auf die Ressorts zukommen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Houben, Sie haben eine Nachfrage? – 

Bitte.

Reinhard Houben (FDP):
Ja, eine kurze Nachfrage. – Herr Minister, Sie haben 

eben auf die unterschiedlichen Handelsverträge, die wir 
auf EU-Ebene abschließen, hingewiesen. Inwieweit se-
hen Sie dahin gehend einen Konflikt, dass wir einerseits – 
in Anführungszeichen – „neue Freunde“ für Deutschland 
suchen, um unsere Exportwirtschaft zu stärken, anderer-
seits aber intern vielleicht Regelungen finden, die Dritt-
staaten eher vergraulen?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Houben, Sie müssten, wenn Sie erlauben, noch 
präzisieren, worum es geht. Ich kann die Frage nicht ein-
ordnen. Wen vergraulen wir?

Reinhard Houben (FDP):
Wenn wir ein entsprechendes Inbound- und Outbound- 

Kontrollinstrument schaffen, heißt das natürlich, dass 
Drittstaaten, mit denen wir gleichzeitig über Handelsver-
träge debattieren, den Eindruck haben könnten, dass sie 
hier nicht willkommen sind bzw. dass wir unsere Indus-
trie daran hindern wollen, dort zu investieren.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank, Herr Houben. Jetzt habe ich die Frage 
verstanden. – Es gibt ja jetzt schon Exportkontrollen. 
Schon jetzt wird also bei Gütern, die exportiert werden, 
geschaut, ob sie der Sicherheit und Ordnung der Bundes-
republik Deutschland zuwiderlaufen. Der Unterschied zu 
einem systematischen Outbound Screening wäre, dass 
man sich bestimmte Sektoren anschaut und sich bei-
spielsweise die Menge aller Auslandsinvestitionen oder 
die Menge aller produzierten Güter oder die Klassifizie-
rung von bestimmten Techniken systematisch vornimmt. 
Man entscheidet also nicht einzelfallbezogen, sondern 
verschafft sich einen Überblick, welche medizinischen, 
militärischen oder technischen Güter Deutschland oder 
Europa produziert, die andere nicht haben, wo wir noch 
die Technologieführerschaft haben und ob es in unserem 
Interesse ist, wenn diese Technologieführerschaft mögli-
cherweise gefährdet wird. Die Systematik dahinter ist 
also der Unterschied. Das, finde ich, ist ein berechtigtes 
Interesse einer selbstbewussten Wirtschaftspolitik eines 
selbstbewussten Landes.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage hat die Kolle-

gin von Storch, AfD-Fraktion.

Beatrix von Storch (AfD):
Herr Präsident, vielen Dank. – Das Stichwort, an das 

ich anknüpfen möchte, ist „Auslandsinvestitionen“. Es 
gibt auch Unternehmen aus dem Ausland, die in Deutsch-
land investieren. Eines davon ist Intel. Sie haben gerade 
verkündet, dass wir Intel jetzt mit 10 Milliarden Euro 
Steuergeld fördern. Ich frage vor dem Hintergrund der 
Tatsache, dass einer der größten Einzelaktionäre bei Intel 
laut boerse.de BlackRock ist. BlackRock hält rund 8 Pro-
zent der Anteile, Vanguard etwas mehr als 8 Prozent der 
Anteile. Die beiden zusammen sind die größten Anteils-
eigner.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte.

Beatrix von Storch (AfD):
Haben Sie den Eindruck, dass es deswegen Interessen-

konflikte geben könnte, weil eine Firma mit 10 Milliarden 
Euro gefördert wird, –

(Thomas Lutze [DIE LINKE]: Falsches The-
ma!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen, bitte.

Beatrix von Storch (AfD):
– zu der die Leiterin der Grundsatzabteilung im 

BMWK in geschäftlichen Beziehungen gestanden hat? 
Ich rede von Elga Bartsch, die bei BlackRock gewesen 
ist.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Nein, den Eindruck habe ich überhaupt gar nicht, weil 
die ganzen Förderungsentscheidungen nicht über die 
Grundsatzabteilung laufen.

(Lachen bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Na, dann ist ja alles gesagt! Das hat 
mich jetzt überzeugt!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Eine weitere Nachfrage hat der Kollege Kaufmann, 

AfD-Fraktion.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Nachfrage hin-

sichtlich der Intel-Chipfabrik geht in eine andere Rich-
tung. Diese Fabrik ist ja im Wesentlichen eine Kopie 
bestehender Fabriken, die schon anderswo auf der Welt 
so existieren. Sprich: Das Know-how kommt aus dem 
Ausland, das Chipdesign kommt aus dem Ausland, die 
Maschinen kommen aus dem Ausland – im Wesentli-
chen. Im Prinzip bauen wir hier für 10 Milliarden Euro 
eine Werkbank für einen ausländischen Halbleiterherstel-
ler. Hätte es nicht viel bessere Möglichkeiten gegeben, 
diese 10 Milliarden einzusetzen, um die deutsche Indus-
trie wirklich zukunftsfähig zu machen und in neue 
Technologien zu investieren?
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Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident, ich nehme an, die Frage ging an mich. – 
Erst einmal ist das nicht richtig. Intel wird – und das hat 
sich verändert – neueste, noch nicht auf dem Markt exis-
tierende Chips dort produzieren. Das heißt, dort ist echte 
Technologieführerschaft zu erwarten, zusammen mit 
Wissenschaft und Forschung, die dahin führen wird.

Zweitens ist es so, dass der deutsche Maschinenbau 
exponentiell von diesem Auftrag profitieren wird, weil 
die Maschinen, die für die Chipproduktion nötig sind, 
und auch die optischen Geräte maßgeblich in Deutsch-
land produziert werden. Das heißt, das geht tief in die 
Lieferketten rein.

Drittens ist es so, dass wir zuvor in Gesprächen über 
ein Invest von 17 Milliarden Euro von Intel waren, das 
wir mit knapp 7 Milliarden Euro unterstützt hätten. Das 
ist schon eine Vorentscheidung gewesen. Das Invest hat 
sich jetzt quasi verdoppelt, auf über 30 Milliarden Euro; 
wir legen allerdings nur 3 Milliarden Euro drauf. Wenn 
Sie also nur die Zahlen nehmen, dann, würde ich sagen, 
hat sich das Kosten-Nutzen-Verhältnis deutlich verbes-
sert.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage hat der Kollege 

Außendorf, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Frage richtet 

sich an Minister Habeck. Die Europäische Kommission 
hat heute ihre Strategie zur wirtschaftlichen Sicherheit 
vorgestellt. Auch da steht die Frage der Unabhängigkeit 
von Schlüsseltechnologien im Vordergrund. Wie bewer-
ten Sie das in Bezug auf die hier genannten Fragestellun-
gen hinsichtlich digitaler Souveränität, digitaler Leit-
märkte, also Halbleitermärkte, Cloud-Infrastrukturen 
und Telekommunikation?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank für die Frage. – Ich halte das, was die 
Europäische Union vorgeschlagen hat, für hilfreich. Es 
deckt sich mit Überlegungen, die wir selber angestellt 
haben. Ich habe schon darauf hingewiesen, dass wir nicht 
in einem geopolitischen Umfeld leben, in dem wir davon 
ausgehen können, dass Wettbewerb, die Freiheit der 
Märkte und der ungehinderte Handel von Waren, Gütern 
und Dienstleistungen das alleinige Ziel sind. Natürlich ist 
Wirtschaftspolitik – im Energiebereich ist das klar zu 
sehen, aber natürlich auch gerade bei den Schlüsseltech-
nologien der Zukunft – auch Macht- und Interessenpoli-
tik. Wenn man sich anschaut, welche Kapazitäten 
Deutschland und Europa bei den kritischen Gütern, ge-
rade bei den Halbleitern, haben, dann muss man sagen: 
Wir haben dramatischen Aufholbedarf, wenn wir einiger-
maßen souverän handeln wollen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Nachfrage zu 

der Hauptfrage. Dann ist der nächste Hauptfragesteller 
der Kollege Pascal Meiser, Fraktion Die Linke.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister Habeck, 

Ihr Staatssekretär Philipp ist heute Morgen trotz anders-
lautender vorheriger Zusagen jetzt zum zweiten Mal in 
Folge der Ladung in den Wirtschaftsausschuss nicht 
nachgekommen. Ich finde das durchaus ein starkes Stück; 
denn es ist weiter offen, wie es sein kann, dass Unterneh-
men, an denen er direkt und indirekt beteiligt ist, vom 
Bund mit über 1 Million Euro und von Ihrem bzw. seinem 
eigenen Ministerium mit über 600 000 Euro gefördert 
wurden.

Da er heute Morgen nicht antworten konnte, hier meine 
sehr konkreten, sehr einfachen Fragen an Sie: Erstens. 
Seit wann ist Ihnen, ist Ihrem Ministerium bekannt, 
dass es diese Beteiligungen gibt, die auch von Ihrem 
Hause gefördert wurden? Zweitens. Wie wurde sicher-
gestellt, dass Staatssekretär Philipp an Entscheidungen, 
die diese Unternehmen, an denen er mittelbar oder un-
mittelbar beteiligt ist, betreffen, nicht beteiligt gewesen 
ist? Und drittens. Können Sie ausschließen, dass es jen-
seits der bisher presseöffentlich bekanntgewordenen 
Fälle weitere Unternehmensbeteiligungen gibt, bei denen 
es auch zu einer Förderung durch Ihr Haus gekommen 
ist?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, ich weiß nicht, ob 
Sie am Anfang der Befragung schon da waren; wenn 
nicht, wiederhole ich mich an der Stelle. Meiner Ansicht 
nach ist in der Sitzung des Ausschusses, die ja öffentlich 
übertragen wurde, die protokolliert und für alle nachseh-
bar ist – ich nehme jedenfalls an, dass der Stream noch 
irgendwo gespeichert ist –, alles beantwortet worden. Ich 
bin gerne bereit, mehr Transparenz zu schaffen, dann 
allerdings für alle.

Ich weise darauf hin, dass Fondsanlagen für alle mög-
lichen Fonds den Ministern, den Staatssekretären und 
auch den Abgeordneten zur Verfügung stehen – da gibt 
es kein Problem – und dass Entscheidungen des Haus-
haltsausschusses, des Gesundheitsausschusses oder des 
Landwirtschaftsausschusses natürlich auch Einfluss auf 
Strategien von Unternehmen haben. Ich bin gerne bereit, 
das zu ändern: das Transparenzgebot auf alle Ministe-
rinnen und Minister auszudehnen, dass man seine Antei-
le, seine Anlagen transparent macht. Ich wäre auch bereit, 
das für die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu 
überlegen; allerdings lehne ich eine Einzelfallentschei-
dung nur auf eine Person bezogen ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine Nachfrage, Herr Meiser? – Bitte 

schön.
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Pascal Meiser (DIE LINKE):
Herr Habeck, ich bin von Anfang an anwesend und 

auch ganz bei Sinnen. Ich habe auch Ihre Antwort auf 
die Frage des Kollegen Durz gehört. Und ich habe auch 
Ihre Antworten auf meine Fragen gehört: Sie haben sie 
nicht beantwortet, um das deutlich zu sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das waren sehr konkrete Fragen. Es geht nicht um ir-
gendwelche Beteiligungen von irgendjemand anderem, 
sondern um die Beteiligungen eines Staatssekretärs an 
Start-ups, die öffentlich geworden sind und für die das 
eigene Haus Fördermittel bewilligt hat, die diesen Unter-
nehmen zugutegekommen sind. Dazu habe ich konkrete 
Fragen gestellt, aber Sie wollen nicht antworten.

Dann vielleicht eine andere Frage: Sind Ihnen denn 
andere Beteiligungen von Mitgliedern der Bundesregie-
rung oder Staatssekretären bekannt, für die vom eigenen 
Haus auch entsprechende Fördermittel in dieser Größen-
ordnung ausgewiesen wurden, oder ist der Fall Philipp 
doch ein Einzelfall?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! – Mit Verlaub, ich wiederhole mich: 
Ich bin gerne bereit, die gesamte Bundesregierung zu 
verpflichten, alle ihre Vermögensanteile und alle Ent-
scheidungen, die damit verbunden sind, offenzulegen. 
Die Fragen, die Sie gestellt haben, sind meiner Ansicht 
nach alle beantwortet worden, teilweise waren die Damen 
und Herren ja auch dabei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Reinhard Houben [FDP] – 
Pascal Meiser [DIE LINKE]: In keinster Weise 
beantwortet! – Bernhard Loos [CDU/CSU]: 
Langsam wird er frech! Irgendwo hört es auf!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Eine weitere Nachfrage von der Kollegin von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen herzlichen Dank. – Sie haben gerade im Kon-

text von Frau Elga Bartsch von BlackRock gesagt: Sie ist 
nicht mit der Förderung von beispielsweise Intel befasst. 
Deswegen die grundsätzliche Frage: Ist die Dame in der 
Grundsatzabteilung grundsätzlich damit befasst? Hat sie 
eine grundsätzliche Meinung dazu, dass mit zweistelligen 
Milliardenbeträgen Unternehmen gefördert werden, an 
denen BlackRock beteiligt ist? Hat sie eine grundsätzli-
che Haltung zu der Förderung von von BlackRock getra-
genen Unternehmen oder zu Subventionen für auslän-
dische Großkonzerne? Gibt es dazu eine Haltung von 
Frau Elga Bartsch?

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Immer die alten Sachen aufkochen!)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Ich bin kein Gedankenleser. Was soll 
ich dazu sagen?

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Gut. Das war auch eine Antwort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Reinhard Houben [FDP] – Abg. Stephan 
Brandner [AfD] meldet sich zu Wort)

– Nein, nein, Herr Brandner.
Damit kommen wir zur nächsten Hauptfrage: Kollegin 

Julia Klöckner, CDU/CSU-Fraktion.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Herr Präsident! Herr Minister, Deutschland verliert 

massiv an wirtschaftlicher Kraft und rutscht ab in die 
Schlussgruppe der Industrieländer, abgehängt von China, 
von den USA, von Frankreich, Italien. Wir sind nur noch 
knapp vor Russland, Platz 18 von 21 Industrienationen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt doch nicht!)

Die OECD traut uns dieses Jahr kein Wachstum mehr zu. 
Andere Länder in der EU wachsen. Deutschland aber hat 
mit einer handfesten Rezession zu kämpfen. Es braucht 
jetzt ein Sofortprogramm Wirtschaft.

Sie als Bundeswirtschaftsminister müssten eigentlich 
in dieser schwierigen Lage –

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Müssen Sie das ablesen, Frau Kollegin?)

gut, andere lachen über diese schwierige Wirtschaftslage; 
ich finde sie besorgniserregend – ein starker Anwalt für 
die Wirtschaft sein. Aber Sie sind verantwortlich für 
mehr Regulierung und Bürokratie. Sie haben einen Indus-
triestrompreis von 6 Cent vorgeschlagen, der umgehend 
von Ihrem Koalitionspartner einkassiert wurde. Und jetzt 
meine Frage: Was ist denn nun mit Ihrem Industriestrom-
preis? Kommt er? Wenn ja, wann?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete, erlauben Sie mir, 
darauf hinzuweisen, dass eine Studie der Stiftung Fami-
lienunternehmen Deutschland seit Jahren im Abstieg ge-
sehen hat. Und wenn ich mich richtig erinnere, haben Sie 
selbst Verantwortung in der Bundesregierung getragen. 
Die Gründe sind hohe Bürokratie in Deutschland, hohe 
Steuersätze und fehlende Facharbeiter.

Dazu ist im letzten Jahr erschwerend hinzugekommen, 
dass Deutschland gerade im industriellen Bereich von 
russischem Gas abhängig war, maßgeblich unterstützt 
durch die alte Bundesregierung, die darin nie ein Problem 
gesehen hat. Insofern, ja, wir sind in einer dramatischen 
Lage. Ich mache mir da gar keine Illusionen. Aber diese 
Lage wurde über Jahre aufgebaut, und wir versuchen 
jetzt, nachdem wir die kurzfristige Krise abgewandt ha-
ben, dieses Problem zu beheben, indem wir mit einer 
Energie und einer Bereitschaft in die Konflikte gehen, 
die gut schon zehn Jahre lang hätten an den Tag gelegt 
werden können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Hendrik 
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Hoppenstedt [CDU/CSU]: Aber in der Rezes-
sion sind wir doch erst jetzt!)

Und was den Industriestrompreis angeht: Nun, wir 
befinden uns zwar in der Befragung der Bundesregie-
rung, aber ich erlaube mir den Hinweis, dass ich die 
Union so verstanden habe, dass sie nicht dafür ist, und 
sie hat auch keine Alternativen vorgeschlagen. Ich selbst 
bin dafür, und wir sind in Gesprächen, ob und wie wir ein 
solches Instrument schaffen können. Bisher gibt es da 
noch keine Einigung in der Bundesregierung; aber ich 
selbst bin dafür, dass er kommt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Frau Kollegin Klöckner, Sie haben eine 

Nachfrage, wie ich sehe.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Herr Präsident! Also, Rezessionen hat es unter der ver-

gangenen Bundesregierung nicht gegeben, vielmehr ist 
die Wirtschaft gewachsen.

Sie können uns also nicht sagen, ob und wann Ihr 
Industriestrompreis kommt. Vorschlag unsererseits: 
Man könnte ja die Stromsteuer – es geht nicht um die 
energieintensiven Unternehmen, die sind ja entsprechend 
entlastet – senken,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Abschaffen am 
besten!)

und zwar ohne beihilferechtliche Probleme, nämlich auf 
0,1 Cent pro Kilowattstunde für die Haushalte bzw. 
0,05 Cent pro Kilowattstunde für die Unternehmen. Das 
würde beiden Seiten helfen. Deshalb die Frage: Sind Sie 
für die Senkung der Stromsteuer, die umgehend, unmit-
telbar und ohne beihilferechtliche Probleme Betriebe und 
Bürger entlasten würde?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Abgeordnete Klöckner, ich verweise noch einmal 
darauf, dass der Ukrainekrieg, der Angriff Russlands und 
damit die Abhängigkeit von russischem Gas,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Stromsteuer!)

die ja politisch gewollt war, verantwortlich ist für die 
derzeitige Rezession. Die Gaslieferung war – ich zitiere 
die alte Bundesregierung – ein rein wirtschaftliches Pro-
jekt. Und jetzt reden wir hier darüber, dass die Maßnah-
men zur Wirtschaftssicherheit die Rezession verursacht 
hätten. Unsere Abhängigkeit hat Deutschland in die Krise 
geführt. Wären wir nicht von russischem Gas abhängig 
gewesen, wären wir in einer ganz anderen Situation ge-
wesen und Europa auch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das hätte man ja auch vorhersehen können: vom Verkauf 
der Speicher an Gazprom bis hin zur – entgegen aller 
europäischen Warnungen – durchgehaltenen Abhängig-
keit von russischem Gas.

Was die Stromsteuer angeht, so ist sie ja direkt haus-
haltswirksam. Ich würde mich natürlich freuen, wenn 
Unternehmen und Betriebe und Bürgerinnen und Bürger 
weniger bezahlen müssten, aber es würden sofort 7 bis 
8 Milliarden Euro im Haushalt fehlen. Diese Lücke kön-
nen wir im Moment nicht schließen.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Und der Indus-
triestrompreis?)

Deswegen: Wenn man die Schuldenbremse einhalten 
will, kann man ehrlicherweise nicht fordern, dass die 
Stromsteuer abgesenkt wird, sonst müsste man einen 7 
bis 8 Milliarden Euro teuren Gegenvorschlag machen; 
den habe ich noch nicht gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Zschau [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich will darauf hinweisen, dass die Zeit 

für diese Hauptfrage eigentlich abgelaufen ist; aber ich 
habe noch Nachfragen des Kollegen Kuban, der Kollegin 
Detzer, des Kollegen Lenkert und des Kollegen 
Banaszak. Die lasse ich noch zu, und dann ist diese 
Runde zu Ende.

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister Habeck, 

Sie haben die hohen Steuersätze in Deutschland an-
gesprochen und gesagt, eine Stromsteuer sei unmittelbar 
haushaltswirksam. In diesem Zusammenhang geht es 
auch um das Thema „Investitionssicherheit in Deutsch-
land“. Der Bundesfinanzminister hat nun Entlastungen 
bei der Unternehmensteuer vorgeschlagen.

Meine Frage ist sehr konkret: Werden Sie ihn dabei 
unterstützen und damit auch die Unternehmen, sodass 
sie hier bessere steuerliche Bedingungen vorfinden und 
nicht von anderen Seiten angelockt werden, wie bei-
spielsweise von Amerika durch den IRA?

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Abgeordneter Kuban, ich wäre erst einmal froh, 
wenn ich den Mittelansatz der Gemeinschaftsausgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, die 
GRW, halten könnte.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Da wären wir 
auch froh!)

Im Moment sind wir dabei, überall zu kürzen. Es wäre in 
der Tat gut, erst einmal dafür zu sorgen, bestehende Pro-
gramme zu halten, bevor man dann an anderer Stelle 
wieder kürzen müsste.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Also unterstützen 
Sie nicht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Nachfrage hat die Kollegin 

Detzer.
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Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Meine Frage geht 

an den Bundeswirtschaftsminister. Der Chef eines der 
größten Private-Equity-Fonds hat heute im „Handels-
blatt“ davon gesprochen, dass in Deutschland massive 
Investitionschancen bestehen, dass er in Deutschland in-
vestieren wird, dass er insbesondere durch den Ausbau 
der Erneuerbaren große Möglichkeiten für dauerhaft 
günstige Energiepreise sieht. Ich frage Sie: Inwiefern 
schadet es dem Standort, dass von Oppositionsseite 
schlechtgeredet wird, was dieses Land leisten kann, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– was Unternehmen und Beschäftigte leisten können?

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was müssen wir weiter unternehmen, damit Deutsch-

land ein attraktiver Wirtschaftsstandort bleibt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Abgeordnete 
Detzer, ich habe ja schon mehrfach – man kann das 
aber auch leicht abfragen oder nachlesen – auf die im 
Moment massiven Investitionen des Auslands hingewie-
sen. Intel ist ja etwas ausführlicher besprochen worden. 
Es handelt sich um die größte, jemals getätigte Einzelfall-
investition in Deutschland. Andere Unternehmen inves-
tieren ebenfalls.

Wir stehen vor Herausforderungen bei der energie-
intensiven Industrie: Stahl-, Chemie-, Kunststoffindus-
trie. Und da wiederum, würde ich tatsächlich sagen, scha-
det es dem Standort, wie übrigens auch der 
Wärmewende, dass die Union im Moment gegen die 
Gelder, die dafür reserviert sind, klagt.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
doch eine Unverschämtheit! Es gibt doch noch 
ein paar Haushaltsregeln!)

Das in der Tat würde bedeuten, dass uns der Fußboden 
weggezogen wird, auf dem wir versuchen die wirtschaft-
liche Situation in Deutschland zu stabilisieren.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Wenn diese Klage erfolgreich ist, würde das Deutsch-
land wirtschaftspolitisch wirklich hart treffen, wahr-
scheinlich so hart, dass wir das nicht bestehen werden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Die nächste Nachfrage stellt der Kollege Lenkert.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister Habeck, 

ein Industriestrompreis ist sicherlich richtig; aber die 
Kosten sind gewaltig. Die Frage, die ich Ihnen stelle, 
ist: Warum heben Sie nicht die leicht zu hebenden Poten-
ziale? Derzeit gibt es immer noch die meisten Rabatte für 
Stromkundinnen und -kunden, die Großabnehmer sind, 
also wenn sie 8 760 Stunden im Jahr dieselbe Strom-
menge aus dem Netz beziehen. Sie haben letztes Jahr 
versprochen, dass dieses Jahr eine Netzentgeltstruktur-
änderung kommt, die das beseitigt. Ich möchte darauf 
hinweisen, dass Kundinnen und Kunden eben nicht 
mehr Strom abnehmen, wenn er vorhanden ist, sondern 
die Windräder und Solaranlagen abgeregelt werden müs-
sen und das dann extra bezahlt werden muss, obwohl der 
Strom nicht genutzt werden kann. Daran ist die Netzent-
geltstruktur schuld. Wann ändern Sie dieses Gesetz? Sie 
haben es zugesagt für dieses Frühjahr.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es 
geht ja dabei um das Energiewirtschaftsgesetz. Es befin-
det sich in der parlamentarischen Beratung. Sobald es das 
Parlament durchlaufen hat, ist die Bundesnetzagentur er-
mächtigt, die Netzentgeltstrukturen zu überprüfen und 
neu festzulegen. Hintergrund ist ein Unbundling-Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs aus dem vorletzten Jahr. 
Es ist also nicht mehr eine politische Entscheidung, wie 
hoch die Netzentgelte sind.

Sie fragen mich: Wann ändern Sie das Gesetz? Nun: 
Wann ändern Sie das Gesetz? Es ist ja im Parlament. Aber 
ich glaube, nach der Sommerpause wird es beschlossen 
werden. Die Vorbereitungen, Netzentgeltanpassungen 
vorzunehmen, laufen natürlich parallel.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Letzte Nachfrage aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – In Bezug auf Intel – 

Frau Klöckner hatte ja die Frage nach dem Investitions-
standort angesprochen – ist ja zu vernehmen, dass ein 
zentraler Faktor für das Unternehmen, sich in Magdeburg 
anzusiedeln, die Verfügbarkeit von erneuerbarer Energie 
war. Wenn man sieht, dass sich Unternehmen zurückhal-
ten, beispielsweise jetzt in Bayern zu investieren, weil 
dort der Ausbau der Erneuerbaren nicht so weit voran-
geschritten ist und auch die Netze nicht so gut ausgebaut 
sind, dann frage ich Sie: Was tun Sie von Bundesebene 
aus, um Herrn Söder und Herrn Aiwanger dabei zu hel-
fen, das selbstverschuldete Problem der Deindustrialisie-
rung in Bayern zu lösen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, erst einmal kann 
ich bestätigen, dass es so ist. Wir haben auch die Batte-
riefirma Northvolt aus Schweden, die sich für den Stand-
ort Heide entschieden hat, nachdem sie europaweit ge-
scannt hatte, wo ein interessanter Standort für sie wäre. 
Sie haben sich aus ebendiesem Grund für Heide entschie-
den – einen Ort, den ich ja gut kenne; der Präsident auch. 
Es ist jetzt nicht so selbstverständlich, dass internationale 
Konzerne Heide wählen. Der Grund ist tatsächlich die 
Verfügbarkeit von erneuerbaren Energien.

Das wissen die Damen und Herren in der Politik, oder 
sie könnten es wissen. Es ist vor allem die Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft, die, glaube ich, der Regie-
rungspartei dort sehr nahe steht, die darauf dringt, dass 
Bayern sowohl bei Windenergie wie bei erneuerbaren 
Energien insgesamt zulegt, weil sie verstanden hat, dass 
das ein Standortvorteil für die zukünftigen Wertschöp-
fungen ist. – Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Damit ist die Befragung 

der Bundesregierung beendet. Ich bedanke mich bei Frau 
Ministerin Geywitz und bei Herrn Minister Habeck für 
die Standfestigkeit, mit der Sie dem Parlament Rede und 
Antwort gestanden haben.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 20/7273

Die mündlichen Fragen auf der Drucksache 20/7273 
werden in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe zunächst den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung auf und bedanke mich, dass der Parlamen-
tarische Staatssekretär Niels Annen zur Verfügung steht.

Ich rufe auf die Frage 1 des Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka:

Visiert die Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung, Svenja Schulze, vor dem Hintergrund 
ihrer aktuellen Äußerungen zur Fachkräftezuwanderung (ver-
gleiche www.deutschlandfunk.de/schulze-will-verstaerkt-um- 
fachkraefte-aus-entwicklungslaendern-werben-100.html, zu-
letzt abgerufen am 7. Juni 2023) zugleich auch Maßnahmen 
an, die eine weitere Abwanderung von einheimischen Fach-
kräften aus Deutschland (hierzu etwa: finanzmarktwelt.de/ 
fachkraefte-kommen-nicht-nach-deutschland-sondern- 
verlassen-das-land-263757/, zuletzt abgerufen am 7. Juni 
2023) verhindern sollen?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung setzt sich für die entwicklungs-

politische Flankierung von Fachkräfteeinwanderung 
nach Deutschland ein. Eine Einwanderung von Fachkräf-
ten aus Deutschland in andere Länder fällt nicht in die 
Ressortzuständigkeit des BMZ.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe, Sie haben eine Nachfrage. 

Herr Peterka, Sie haben das Wort.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Ja. – Vielen Dank für diese Antwort. Es ist nun mal so, 

dass die Ministerin sich entsprechend geäußert hat in den 
Medien. Sie hat gerade betont, dass man vor allem Ent-
wicklungsländer in den Fokus nehmen will, um dort 
Fachkräfte anzuwerben – so habe ich sie zumindest ver-
standen –, und sie hat gleichzeitig betont, man wolle auf 
keinen Fall dem Arbeitsmarkt dort wichtige Fachkräfte 
entziehen. Da frage ich mich und ich frage Sie, wie man 
diesen Spagat hinbekommen möchte. Denn gerade die 
Qualifikation, die wir hier brauchen – im Eingangslevel 
zumindest –, wäre ja vielleicht auch das, was die Ent-
wicklungsländer für den Aufbau brauchen würden. Wie 
will man diesen Widerspruch auflösen?

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bitte.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter, 
danke für die Nachfrage. – Ich will darauf hinweisen, 
dass unser Ministerium im Moment Zentren für interna-
tionale Migration und Entwicklung in einer Reihe von 
Partnerländern aufbaut. Das sind aus unserer Sicht erfolg-
versprechende Initiativen. Sie sollen beiden helfen. Na-
türlich gibt es einen unbestreitbar großen Mangel an 
Arbeitskräften, an Fachkräften hier in Deutschland. Des-
wegen arbeiten wir mit Partnerländern zusammen. Wir 
unterstützen beispielsweise die Ausbildung. Wir unter-
stützen die Arbeitsverwaltung, sofern vorhanden. Aber 
Migration ist immer etwas Zirkuläres. Wir müssen natür-
lich darauf achten, dass das, was man gemeinhin Brain-
drain nennt, nicht im Mittelpunkt dieser Beziehung steht. 
Es ist auch immer so, dass Menschen zurückgehen, dass 
sie freiwillig aus Deutschland zurückkehren in ihre Ur-
sprungsländer, dass sie zum Teil zurückgeschoben wer-
den, dass es andere Gründe gibt. Diese Personen bringen 
in der Regel dann Qualifikation und Erfahrung mit, die 
wir für die Herkunftsländer nutzbar machen wollen. 
Wenn das alles so funktioniert, wie wir es uns vorstellen, 
haben wir etwas davon, aber auch unsere Entwicklungs-
partnerländer haben einen Benefit.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage. Herr Kollege 

Peterka, bitte.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Die Ministerin hat ja auch noch betont, 

dass sie zum Beispiel legale Fluchtwege anscheinend als 
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eine weitere Ergänzung sieht für die Gewinnung von 
Arbeitskräften. Ist diese Position denn so abgesprochen 
im Kabinett, oder prescht man hier wieder alleine vor 
oder äußert persönliche Wünsche vielleicht? Wie sehen 
Sie diesen Widerspruch wiederum, wenn man quasi in die 
Welt hinaus kommuniziert: „Irgendwie möchten wir auch 
Arbeitskräfte, aber schlussendlich bieten wir auch unser 
Sozialnetz an und sind offen für Flüchtlinge“? Ist das 
nicht gerade eine falsche Kommunikation, und ruft man 
nicht auch bei den Interessierten, die man vielleicht an-
werben möchte, eine völlig falsche Vorstellung damit 
hervor?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident! – Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – 
Ich habe den Eindruck, dass da vielleicht ein Missver-
ständnis vorliegt. Die Formulierung, die Sie vortragen, 
kenne ich von meiner Ministerin nicht, aber ich will gerne 
noch mal nachschauen.

Es geht hier um unterschiedliche Dinge. Es geht ein-
mal um Fluchtbewegungen, die häufig unreguliert statt-
finden. Wir haben gerade wieder ein absolut dramatisches 
Ereignis im Mittelmeer zu betrauern, wo viele Menschen 
ihr Leben verloren haben. Deswegen arbeiten auch Mi-
nisterin Baerbock und Ministerin Faeser an einem neuen 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystem. Da haben wir 
einen großen Fortschritt gemacht.

Die andere Frage ist, ob wir eine Form der geordneten, 
regulären Migration organisieren können. Daran arbeitet 
diese Bundesregierung. Das ist eine Debatte, die wir hier 
in diesem Parlament mit unterschiedlichen Mehrheiten 
seit vielen Jahren führen. Wir glauben, je regulierter, je 
klarer die Strukturen sind – wie übrigens auch der Wis-
sensstand über das, was Menschen, die sich dafür interes-
sieren, in Deutschland zu arbeiten, hier erwartet –, desto 
humaner können wir das organisieren, desto besser sind 
die Voraussetzungen dafür. Deswegen ist die Frage der 
Aufklärung über die Möglichkeiten des deutschen Ar-
beitsmarktes wie auch die rechtlichen Möglichkeiten, 
aber auch Beschränkungen, die es hier gibt, ein Teil der 
Arbeit der Zentren für internationale Migration und Ent-
wicklung, die ich bereits genannt habe.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Weitere Nachfragen sehe ich nicht.
Dann rufe ich auf Frage 2 des Abgeordneten Bernd 

Schattner, AfD-Fraktion:
Hat die Bundesregierung Kenntnis über die finanziellen Ent-

wicklungshilfeleistungen an China?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter, ich 
darf Ihre Frage wie folgt beantworten: Aufgrund der Ei-
genleistungsmöglichkeiten Chinas wurde die bilaterale 
Entwicklungszusammenarbeit zwischen Deutschland 

und China mit letzter Zusage regulärer bilateraler Mittel 
aus dem Einzelplan 23 bereits im Jahre 2009 beendet.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Sie haben eine Nachfrage, Herr Kollege. Bitte.

Bernd Schattner (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekretär, das 

hatten wir ja schon mal hier im Plenarsaal. Wenn ich aber 
schaue: Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit, die GIZ, ist eine Organisation der Ent-
wicklungszusammenarbeit, die im Auftrag verschiedener 
Ministerien der Bundesrepublik international tätig ist. 
Diese Gesellschaft listet zurzeit 31 aktuelle Projekte der 
Entwicklungshilfe in Höhe von 153 Millionen Euro in 
Zusammenhang mit China auf. Größter Einzelposten in 
dem Bereich ist das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz von Herrn Habeck mit zurzeit 40,5 Mil-
lionen Euro. Da frage ich mich dann schon: Was genau 
passiert mit diesen Steuergeldern in China? Auch wenn 
man es vielleicht nicht als Entwicklungshilfe deklariert, 
so fließen doch offensichtlich deutsche Steuergelder nach 
wie vor an einen, der Bundesregierung nach, „systemi-
schen Rivalen“.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, 
danke für die Nachfrage. – Man muss auf die Ihnen 
bekannten, öffentlich zugänglichen Zahlen des Entwick-
lungsausschusses der OECD hinweisen, der die Zahlen 
der Official Development Assistance, also das, was wir 
gemeinhin Entwicklungshilfe nennen, auflistet. Wir wol-
len die Fragen hier so gut wie möglich beantworten, und 
die Antwort kann nur lauten, dass wir keine ODA-Mittel 
für China bereitstellen.

Wir sind aber der festen Überzeugung, dass wir globale 
Themen – Klimawandel beispielsweise, Bekämpfung 
von Armut; der Halbzeitgipfel für die Nachhaltigkeits-
ziele steht kurz bevor – nicht ohne, sondern nur mit China 
lösen können. Deswegen gibt es eine Kooperation mit 
China in einigen begrenzten Bereichen. In unserem Mi-
nisterium geht es inzwischen nur noch um Projekte, die 
wir „Deep Green“ nennen, also tiefgrün, bei denen es um 
Klima- und Umweltschutz geht. Die Deutsche Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit ist übrigens 
auch eine Gesellschaft, die nicht immer nur Steuergelder 
verausgabt, sondern eine, die man auch beauftragen kann. 
Insofern gibt es dort Projekte, die noch abgewickelt wer-
den.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Sie haben eine weitere Nachfrage. Bit-

te, Herr Kollege.

Bernd Schattner (AfD):
Dann bleiben wir doch bei den tiefgrünen Projekten, 

wie Sie sie gerade selbst genannt haben. Es gibt zum 
Beispiel das Projekt „Deutsch-Chinesische Zusammen-
arbeit für klimafreundlichen Verkehr“. Diese Maßnahme 
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ging von März 2015 bis Dezember 2022. Insgesamt sind 
offensichtlich 8,1 Millionen Euro deutscher Entwick-
lungshilfe in dieses Projekt geflossen. Ziel dieses Projek-
tes war es wohl offensichtlich, chinesische Entschei-
dungsträger und die relevanten Stakeholder an einen 
Tisch zu bringen und Strategien und Umsetzungsmög-
lichkeiten zu finden, um einen klimafreundlichen Ver-
kehrssektor in China zu entwickeln. Haben Sie eine 
Rückmeldung, wie diese 8,1 Millionen Euro eingesetzt 
worden sind? Ist Peking jetzt zum Beispiel klimafreund-
licher zu bereisen, oder wie ist dieses Geld verwendet 
worden?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident, vielen Dank. – Ich darf noch einmal auf 
ein anderes, sehr nützliches Instrument der Bundesregie-
rung hinweisen, nämlich das Transparenzportal. Das darf 
ich nicht nur Ihnen, sondern dem ganzen Haus sagen; 
vielleicht noch einmal als Hinweis. Wir pflegen jetzt 
Stück für Stück die Statistiken ein. Hier können Sie im 
Detail erfahren, was wo passiert ist.

Ich kenne jetzt dieses angesprochene Projekt nicht im 
Detail. Ich will mir das gerne noch einmal anschauen. 
Aber wir kommen, Herr Abgeordneter, aus einer langen 
Tradition, in der wir China in vielen Jahren der Entwick-
lungszusammenarbeit auch offizielle Mittel bereitgestellt 
haben, um die chinesische Entwicklung zu unterstützen. 
Wir sind jetzt – das ist, glaube ich, entscheidend – der 
Meinung, dass China stark genug ist, diese Leistung in 
eigener Verantwortung und aus eigener Finanzierung he-
raus zu bewältigen. Aber die Kooperationsmöglichkeit 
mit China, die wir übrigens auch für Drittstaaten auf-
rechterhalten, der Dialog über die richtigen Instrumente 
ist wahrscheinlich wichtiger denn je. Ich nehme jetzt ein-
fach an, ohne das Projekt im Detail zu kennen, dass dieses 
Projekt diesem Ziel dient.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe eine weitere Nachfrage zu 

diesem Themenkomplex von Herrn Dr. Kraft. Bitte 
schön.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, eine Fra-

ge, weil Sie gesagt haben, dass Sie jetzt sehen, dass China 
stark genug ist, da rauszukommen. Inwiefern hat denn die 
Entwicklung von thermonuklearen Sprengköpfen der 
Volksrepublik China nicht zu Ihrer Kenntnis beigetragen, 
dass China stark genug ist? Inwiefern hat Ihre Kenntnis, 
dass China bereits seit über zehn Jahren eigenständig eine 
Weltraumstation unterhalten konnte, nicht zu Ihrer 
Kenntnis beigetragen, dass China stark genug ist? Was 
ist jetzt der Grund dafür, dass Sie erkennen, dass China 
stark genug ist? Dass es uns überholt hat in der Wirt-
schaftsstärke?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, also 
erst einmal habe ich, glaube ich, in der Antwort auf die 
Frage Ihres Kollegen Schattner deutlich vorgetragen, 
dass die EZ – so kürzen wir Entwicklungszusammen-
arbeit ab – 2009 geendet hat. Da war ich nicht in dieser 
Verantwortung. Insofern, weil Sie mich jetzt direkt an-
gesprochen haben, kann ich jetzt wenig dazu sagen. Aber 
zu dem Indikator, den Sie hier vortragen, nämlich der 
Verfügbarkeit von nuklearen Sprengköpfen, muss ich sa-
gen: Das gilt auch für Pakistan. In Pakistan gibt es wei-
terhin große Armut und Rückständigkeit. Das gilt auch 
für einen Wertepartner, die größte Demokratie der Welt, 
nämlich Indien, die auch eine nukleare Macht ist, in der 
es dennoch weiterhin dramatische Entwicklungsrück-
stände gibt. Das kann nicht das einzige Kriterium sein, 
wenn es um die Frage von Entwicklungspolitik geht.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Nachfrage.
Dann kommen wir zur Frage 3 des Abgeordneten 

Bernd Schattner:

Hat die Bundesregierung Kenntnis über die Entwicklungs-
hilfezahlungen an Afrika?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter, ich 
darf Ihre Frage wie folgt beantworten: Ja, die Bundes-
regierung hat Kenntnis über öffentliche Entwicklungs-
leistungen an Afrika. International wird für diese Leis-
tung die Abkürzung „ODA “oder „Official Development 
Assistance“ verwendet. Daten zu den Leistungen einzel-
ner Länder werden von der OECD jährlich erhoben und 
in ihrer Datenbank veröffentlicht. Die deutschen ODA- 
Leistungen umfassen neben den Leistungen der Bundes-
ministerien unter anderem auch Leistungen der Bundes-
länder und Kommunen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Schattner, Sie haben eine Nachfrage. Bitte.

Bernd Schattner (AfD):
Danke, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, mit Er-

laubnis ein Zitat von 2021 von Volker Seitz, ehemaliger 
deutscher Botschafter in Staaten wie Kamerun, Äqua-
torialguinea:

Afrikas Staaten sitzen auf dem Pulverfass der stetig 
wachsenden Bevölkerung. Langfristig hilft den 
Afrikanern nur Wirtschaftswachstum und rigorose 
Familienplanung. Entwicklungshilfe, wie wir sie 
kennen, schadet Afrika nur.
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Demnach erwägen wohl offensichtlich 400 Millionen 
Menschen, aus Afrika auszuwandern. Die Entwicklungs-
hilfe brachte in diesem Bereich keinerlei nennenswerte 
Fortschritte, dass wir hier eine Umkehr hätten, dass Men-
schen vor Ort bleiben wollen.

Wo sollen Ihrer Meinung nach diese 400 Millionen 
Menschen – das sind immerhin rund fünfmal so viele, 
wie derzeit in Deutschland wohnen – hin? Wo wollen 
die hin? Wollen wir die alle in Europa aufnehmen? Wel-
che Strategie verfolgt Ihr Ministerium, dass die Men-
schen vor Ort bleiben, dass diesen Menschen vor Ort 
geholfen wird?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, ich nehme dieses 
Zitat zur Kenntnis, aber ich darf doch sehr klar unter-
streichen, dass ich diese Analyse nicht teile. Wir arbeiten 
in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit immer 
mit einer großen Offenheit. Die regelmäßige Kritik und 
der Austausch mit unseren Partnern und mit dem Par-
lament ist Teil unserer DNA, auch die Evaluierung unse-
rer Projekte. Aber die Tatsache, dass unsere Angebote im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik, im Bereich der Bildung, 
im Bereich der Gesundheitspolitik, im Bereich der Ener-
giepolitik so gefragt sind wie wahrscheinlich noch nie 
von unseren afrikanischen Partnerinnen und Partnern, 
gibt mir eigentlich einen Hinweis darauf, dass wir auf 
dem richtigen Weg sind.

Was allerdings richtig ist: Trotz der vielen Milliarden, 
die wir in Afrika in verschiedenen Ländern investieren – 
das ist der Schwerpunkt des BMZ –, haben wir natürlich 
die Situation, dass wir mit Entwicklungszusammenarbeit 
alleine die Bedarfe nicht decken können. Deswegen ist es 
so wichtig, dass wir in Zusammenarbeit mit der Wirt-
schaft – dafür haben wir jetzt keine Zeit mehr – und in 
enger Absprache mit den afrikanischen Partnern eine 
ganze Reihe von Projekten aufgelegt haben, um privates 
Kapital zu mobilisieren.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage? – Bitte.

Bernd Schattner (AfD):
Herr Präsident! Herr Staatssekretär, der Korruptions-

wahrnehmungsindex 2022 ist am 31. Januar dieses Jahres 
erschienen. Dieser CPI ist der weltweit bekannteste 
Korruptionsindikator. Er wird vom Internationalen Se-
kretariat von Transparancy International erstellt und listet 
Länder nach dem Grad der in Politik und Verwaltung 
wahrgenommenen Korruption auf. Der aktuelle Bericht 
umfasst 180 Länder, die auf einer Skala von null – mit 
hohem wahrgenommenen Korruptionsindex – bis 100 – 
kein wahrgenommener Korruptionsindex – angeordnet 
werden. Dabei schließt Afrika mit Abstand am schlech-
testen ab. Die korruptesten Länder sind in dem Falle 
Somalia, Syrien und der Südsudan. Und auch Deutsch-
land hat in dieser Statistik den schlechtesten Wert seit 
2014. Ist für Sie damit ein Zusammenhang erkennbar 
zwischen dem hohen Einwanderungsstand, den wir ak-

tuell aus afrikanischen Ländern hier in Deutschland 
haben, und der damit steigenden Korruptions- und ins-
besondere Kriminalitätslage in Deutschland? Mittler-
weile ist ja der Schwimmbadbesuch die neueste Mut-
probe für deutsche Mädchen geworden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
doch Unsinn!)

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Präsident! Meine Antwort ist Nein.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Nachfrage hier-

zu.
Dann kommen wir zur Frage 4 des Abgeordneten 

Stephan Brandner:
In welchen Ländern genau setzt sich die Bundesregierung 

nach Kenntnis der Bundesministerin für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, Svenja Schulze, aktiv für 
Menstruationsgesundheit und -hygiene ein (www.bmz.de/de/ 
aktuelles/aktuelle-meldungen/tag-der-menstruationshygiene- 
endlich-mit-dem-stigma-brechen-112088), und auf welche 
Gesamtsumme belaufen sich die finanziellen Mittel, die hier-
für bereits insgesamt aufgewandt wurden?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter 
Brandner, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Menstruationsgesundheit und -hygiene wird in unter-
schiedlichen Vorhaben verankert, zum Beispiel in den 
Sektoren Wasser, Sanitär/Hygiene, Gesundheit, sexuelle 
und reproduktive Gesundheit und Rechte oder Beschäfti-
gung. Die Bundesregierung unterstützt Projekte, die unter 
anderem Maßnahmen zum Thema Menstruationsgesund-
heit und -hygiene enthalten, in den Ländern Albanien, 
Bangladesch, Jordanien, Malawi, Nepal, Niger, Nigeria, 
Pakistan, den Philippinen, Simbabwe, Uganda, Ukraine 
und der Zentralafrikanischen Republik. Das Gesamtvolu-
men der entsprechenden allgemeinen Vorhaben der lau-
fenden Legislaturperiode beläuft sich auf rund 360 Mil-
lionen Euro. Eine genaue Angabe über den Anteil der 
Projektmittel, die ausschließlich für Maßnahmen zur För-
derung der Menstruationsgesundheit und -hygiene ver-
wendet worden ist, ist nicht möglich, da diese Maßnah-
men zur Menstruationsgesundheit und -hygiene in den 
Gesamtprojekten nicht einzeln erfasst werden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Ich sehe, Sie haben eine Nachfrage, 

Herr Brandner. Bitte schön.

Stephan Brandner (AfD):
Das ist ja auch ein wichtiges Thema. – Also: 360 Mil-

lionen Euro Steuergeld dafür, dass sich die Bundesregie-
rung in vielen Ländern dieser Erde für Menstruations-
artikel und -hygiene einsetzt. Das ist eine Menge Holz. 
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Die Frage ist: Wie wirkt das vor Ort? In Deutschland wird 
uns ja nähergebracht, dass es auch menstruierende Män-
ner gibt; deshalb sind ja in Deutschland teilweise Mens-
truationsartikel auf Herrentoiletten zu finden. Da wäre 
meine Frage: Wie sensibilisieren Sie die Gesellschaft bei-
spielsweise in Pakistan oder in Bangladesch dafür, dass 
tatsächlich menstruierende Männer vorhanden sind und 
wie diese behandelt werden sollen?

(Gabriele Katzmarek [SPD]: So ein Schwach-
sinn! – Caren Lay [DIE LINKE]: Jetzt über-
ziehen Sie!)

– Aber das ist ein wichtiges Thema. Hören Sie mal zu!

(Gyde Jensen [FDP]: Sie machen es aber ver-
ächtlich! Das ist das Problem! – Abg. Daniel 
Baldy [SPD] betritt den Plenarsaal – Daniel 
Baldy [SPD]: Was ist denn hier schon wieder 
los? – Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich begrüße erst einmal alle, insbesondere Sie, der Sie 

jetzt sicher auch auf diese Frage eine weitreichende Ant-
wort haben. – Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Abgeordneter 
Brandner, ich bin nicht ganz sicher, ob die Frage wirklich 
etwas mit dem zu tun hat, was wir mit unseren Partnern in 
vielen Ländern zu erreichen versuchen.

Ich möchte hier zwei Dinge anmerken:
Erstens. Wir sind stolz darauf, dass wir mit 316 Millio-

nen Euro einen so großen Beitrag zur Gesundheit leisten 
können. Ich habe versucht, Ihnen durch die Betonung 
meiner Antwort näherzubringen,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Das hat er nicht 
verstanden!)

dass dies das Gesamtvolumen sämtlicher Initiativen ist, 
die wir in diesen Bereichen finanzieren. Darunter fallen 
jeweils Programme zur Menstruationsgesundheit und 
-hygiene. Das heißt, es sind nicht ausschließlich 316 Mil-
lionen Euro für dieses Thema, auch wenn wir das mit 
Sicherheit dafür ausgeben könnten.

Zweitens will ich etwas zur Relevanz sagen. Weltweit 
gibt es über 500 Millionen Menschen, denen es an Auf-
klärung, Menstruationsprodukten und Zugang zu Sanitär-
einrichtungen fehlt. Das heißt, es ist auch eine Frage der 
Würde, und es ist eine Frage der Gesundheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN)

Vielleicht bringt Ihnen dies das Ganze etwas näher: Es 
hat auch etwas mit ökonomischer Effizienz zu tun, weil 
die Verluste, die dadurch den Unternehmen entstehen, 
gigantisch sind. Das ist nicht der erste Ausgangspunkt 

für unser entwicklungspolitisches Programm in diesem 
Bereich; aber vielleicht ist es eine Erläuterung, die hilft, 
die Relevanz zu unterstreichen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Brandner, haben Sie noch eine Nachfrage?

Stephan Brandner (AfD):
Ja, gerne.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Ich meine, dass das für uns ein wichtiges Thema ist, 

sehen Sie daran, dass wir es hier in den Deutschen Bun-
destag einbringen, und ich weiß gar nicht, warum Sie sich 
alle darüber so lustig machen.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Nein, Sie tun das!)
Das ist ein Thema, das uns berührt. Wenn es um Mens-
truationshygiene geht – da haben Sie die Frage nicht 
beantwortet –, spielen doch nach Ihrer politischen Auf-
fassung auch Männer, die menstruieren, eine Rolle. Des-
halb ist meine Frage da bislang nicht beantwortet.

Aber ich habe noch eine andere Nachfrage. Die bezieht 
sich auf die feministische Außenpolitik, die ja insbeson-
dere Frau Baerbock vertritt und die daran deutlich wird, 
dass beispielsweise in Afrika demnächst Toiletten auf 
dem zentralen Dorfplatz errichtet werden sollen und nicht 
mehr am Dorfrand. Das war, glaube ich, eine Aussage 
von Frau Baerbock auf die Frage, was feministische Au-
ßenpolitik ausmacht. Jetzt ist es ja in Deutschland 
schwierig, zu definieren, was eine Frau ist; jeder kann 
jederzeit ein anderes Geschlecht annehmen. Deshalb ist 
die Frage: Wie überprüfen Sie von diesem Ansatz der 
feministischen Außenpolitik ausgehend – die Klohäusle 
besser im Ortszentrum als am Ortsrand –, dass tatsächlich 
richtige Frauen davon profitieren und nicht irgendjemand 
anderes?

(Caren Lay [DIE LINKE]: Demagogie ist das!)

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, ich darf viel-
leicht einmal, damit Sie ein Verständnis davon bekom-
men,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Das hilft nichts!)
darauf hinweisen, was wir in den verschiedenen Pro-
grammen und mit den verschiedenen Partnern tun und 
wie wir uns für dieses Thema einsetzen. Wir haben zum 
Beispiel in den Ländern Nepal, Albanien und Philippinen 
eine Kampagne gefördert, die „#LetsTalkPERIOD“ 
heißt. Wir haben damit bereits über 5 Millionen Men-
schen erreicht. Wir haben damit natürlich vor allem Mäd-
chen und Frauen erreicht, aber auch Jungen und Männer. 
Dabei geht es nicht darum, für die persönliche Situation 
eine Unterstützung zu gewährleisten, sondern darum, 
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über Gesundheitsthemen aufzuklären. Das ist wichtig, 
um das Erreichen unserer Ziele insgesamt zu gewährleis-
ten.

Wir haben – und das finde ich sehr vernünftig – ins-
besondere im Bereich Schule mit Partnern zusammen-
gearbeitet und wollen das auch weiterhin tun. Im Rahmen 
des Programms „Fit for School“ sind beispielsweise in 
Südasien unsere Partnerinnen und Partner meistens in 
den Bildungsministerien angesiedelt. Ich glaube, dass 
das der richtige Weg ist. Das ist kein Projekt, das sich 
nur an Frauen und Mädchen wendet, weil die Aufklärung 
zu diesem Thema – das muss man sagen – auch bei 
Männern nicht immer ausreichend vorhanden ist. Das 
Ganze hat auch etwas mit Akzeptanz zu tun. Denn wir 
sehen: In bestimmten Kulturen ist es tatsächlich ein 
schambesetztes Thema, und ich hoffe, dass uns der Deut-
sche Bundestag mit der entsprechenden Mittelbewil-
ligung unterstützt, damit wir in dieser wichtigen Frage 
weiter mit unseren Partnern arbeiten können.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das müsste auch Herr Brandner 
verstanden haben!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Damit sind wir bei Frage 5, ebenfalls des Kollegen 

Brandner:

Gibt es einen Etat zur Förderung der „feministischen Ent-
wicklungspolitik“, und, wenn ja, wie hoch ist dieser?

Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter 
Brandner, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Nein, die feministische Entwicklungspolitik hat die 
gleichberechtigte soziale, politische und wirtschaftliche 
Teilhabe aller Menschen zum Ziel. Sie stellt für das 
BMZ eine Querschnittsaufgabe dar und hat daher keinen 
eigenen Etat.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Haben Sie eine Nachfrage, Herr Brandner? – Bitte 

sehr.

Stephan Brandner (AfD):
Ja, gerne. – Ich habe jetzt nicht erwartet, dass es keinen 

eigenen Etat dafür gibt. Das zieht sich also offenbar durch 
die einzelnen Haushaltstellen durch. Aber dann können 
Sie mir vielleicht einmal kurz die fünf größten Erfolge 
der feministischen Entwicklungspolitik skizzieren und 
vor allem, welche positiven Einflüsse diese auf unser 
Land, also auf Deutschland, hat?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Herr Abgeordneter, wir haben ja erst vor wenigen Wo-
chen die Strategie zur feministischen Entwicklungspoli-
tik vorgelegt. Es ist schön, dass Sie uns zutrauen, in so 
wenigen Wochen so viel zu erreichen. Aber für eine Bi-
lanz ist es, glaube ich, im Moment noch ein bisschen früh.

Es geht in der Tat – das knüpft ein bisschen an die 
Debatte an, die wir hatten – um eine fundamentale Frage 
von Menschenrechten. Diese wollen wir in unseren un-
terschiedlichen Projektlinien noch stärker verankern. Da 
muss ich mit Blick auf die Opposition sagen: Es ist auch 
unter Minister Müller sehr viel getan worden, um das, 
was wir heute „feministische Ansätze“ nennen, zu unter-
stützen. Aber wir wollen das tatsächlich noch weiter in 
den Mittelpunkt rücken.

Es gibt viele Beispiele. Ich will ein Beispiel heraus-
greifen, weil wir über Afrika gesprochen haben. In Afrika 
wird die Last der landwirtschaftlichen Produktivität häu-
fig sehr stark auf den Schultern der Frauen abgeladen, die 
das Land bearbeiten, aber häufig keine Landrechte genie-
ßen. Wir arbeiten also mit unseren Partnern zum Beispiel 
an Katastern und damit an der Möglichkeit, Landrechte 
zu erwerben. Das klingt abstrakt. Das hat beispielsweise 
etwas mit dem Zugang zu Krediten, mit Sicherheit und 
anderen Punkten zu tun. Das ist also ein ganz konkretes 
Beispiel für etwas, woran wir arbeiten und wo wir auch 
schon erste Erfolge verzeichnen können.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Haben Sie noch eine Nachfrage?

Stephan Brandner (AfD):
Ja. – Ich hatte nach den fünf größten Erfolgen der 

feministischen Entwicklungspolitik gefragt, die Ihnen 
spontan einfallen. Jetzt haben Sie anderthalb Minuten 
geredet, und da kam so ein halber Erfolg bei raus. Da 
scheint mir also noch sehr viel Luft nach oben zu sein. 
Wir werden aufmerksam beobachten, wie erfolgreich die-
ser Ansatz sein wird.

Ministerin Schulze – sie äußert sich ja öfter mal zur 
feministischen Außen- und Entwicklungspolitik – hat im 
März bei der Vorstellung dieser Strategie gesagt:

Feministische Entwicklungspolitik ist für mich eine 
Frage von Gerechtigkeit. Frauen und Mädchen ma-
chen die Hälfte der Weltbevölkerung aus. Sie sollten 
auch die Hälfte der Macht haben.

Da schließen sich für mich zwei Fragen an, wenn Sie 
gestatten: Welche weiteren Quotierungen von Macht 
schweben Frau Schulze noch vor? Und wenn Frau 
Schulze sagt, die Hälfte der Bevölkerung machen Frauen 
und Mädchen aus, dann kann die andere Hälfte ja un-
möglich der männliche Teil sein, weil wir ja eine Vielzahl 
von Geschlechtern haben. Deshalb meine Frage: Wie 
genau läuft da die Aufteilung, und wie stellt sie sich die 
Aufteilung der Macht in der anderen Hälfte, also zwi-
schen Männern und anderen Geschlechtern, vor?
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Debatten, die in 
Deutschland derzeit geführt werden, scheinen Sie ja sehr 
zu verwirren.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, absolut!)
Vielleicht kann man es Ihnen etwas einfacher machen: 
Wir wollen – und das ist auch das Ziel von Ministerin 
Schulze – mit der feministischen Entwicklungspolitik 
dazu beitragen, dass strukturelle Ungerechtigkeiten abge-
baut werden. Das ist natürlich auch eine Machtfrage. Ehr-
lich gesagt, sehen wir das auch in den deutschen Debat-
ten. Da gibt es Widerspruch. Da gibt es Widerstand. Da 
gibt es polarisierende Debatten. Aber wir sind fest davon 
überzeugt, dass mehr Gerechtigkeit – ich habe Ihnen jetzt 
ein Beispiel genannt – auch im Interesse von Männern 
und von allen anderen Bewohnerinnen und Bewohnern 
dieses Planeten ist. Insofern müssen Sie sich, glaube ich, 
nicht so sehr mit der Frage von Geschlechterdefinitionen 
beschäftigen, sondern vielleicht akzeptieren, dass wir für 
alle Menschen einen Beitrag leisten wollen, und das steht 
im Mittelpunkt der feministischen Entwicklungspolitik.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Thomas Rachel [CDU/ 
CSU])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir kommen zur Frage 6 des Kollegen Stefinger:

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 
im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung ein Büro in Dubai betreibt, 
in dem rund 50 Mitarbeiter der GIZ arbeiten und das die Auf-
gabe hat, Projekte in Afghanistan fernzusteuern?

Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege 
Stefinger, vielen Dank für die Frage, die ich wie folgt 
beantworten darf: Die GIZ unterhält ein Büro in Dubai, 
das derzeit 50 Mitarbeitende umfasst. Die Projekte in 
Afghanistan, die die GIZ im Auftrag des BMZ umsetzt, 
werden vom Büro in Dubai aus ferngesteuert.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben eine Nachfrage? – Bitte sehr.

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

halten Sie es nach einer Kosten-Nutzen-Abwägung für 
vertretbar, dass dieses Büro am Hochpreisstandort Dubai 
betrieben wird und hierfür im Jahr 2022 insgesamt 
5,5 Millionen Euro ausgegeben wurden?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, 
ich halte es für die richtige Entscheidung der GIZ, diesen 
Standort zu wählen. Ich glaube, man kann auch ein paar 
Aspekte anfügen, um das vielleicht noch ein bisschen 
besser einordnen zu können.

Sie wissen ja, dass Dubai, die Vereinigten Arabischen 
Emirate und die Golfstaaten insgesamt weiterhin ein 
wichtiger Standort für Entscheidungen und Diskussionen 
sind, die in Afghanistan stattfinden. Sie wissen auch, dass 
wir im Moment, weil wir als Bundesrepublik Deutsch-
land das De-facto-Regime nicht anerkannt haben und 
weil es auch Sicherheitsbedenken des Auswärtigen Am-
tes gibt, quasi keine Möglichkeiten haben, mit eigenen 
Mitarbeitern vor Ort, mit entsandten Mitarbeitern vor Ort 
zu arbeiten, und wir deswegen sowieso gezwungen sind, 
diese Projekte fernzusteuern. Der Standort „Vereinigte 
Arabische Emirate“ hat für die Bürgerinnen und Bürger 
Afghanistans beispielsweise unter anderem den Vorteil, 
dass man dort visafrei einreisen kann, was die Arbeit 
erheblich erleichtert.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben noch eine Nachfrage, Herr Stefinger; danach 

kommt Herr Kraft.

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, dass Sie das noch 

mal ausgeführt haben; denn ich war ehrlicherweise ein 
Stück weit verwundert, dass vonseiten der GIZ kürzlich 
gegenüber der Zeitung „Die Welt“ lediglich die Nähe der 
Zeitzonen, also die Zeitverschiebung von lediglich zwei 
Stunden, als Begründung für diesen Bürobetrieb ange-
führt wurde. Das schien mir doch recht dürftig. Von daher 
herzlichen Dank für Ihre Richtigstellung.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Sehr gerne.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin, für das Wort. – Herr Staats-

sekretär, zur Klarstellung: Diese 50 Personen in Dubai 
beschäftigen sich ausschließlich mit Projekten in Afgha-
nistan, oder beschäftigen sich die auch noch mit anderen 
BMZ-Projekten in der Region? Und wenn dem so ist: 
Wie groß ist der Anteil für Afghanistan?

Und ich bitte, auch die Frage zu beantworten: Welchen 
Wirkungsfaktor kann man denn auf diese Distanz in ei-
nem Land wie Afghanistan überhaupt erreichen, wenn 
niemand vor Ort ist, der über die sachgerechte Verwen-
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dung der Gelder Rechenschaft ablegen kann? Also, was 
sind die Verluste in diesem korrupten afghanischen Sys-
tem?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Ich kann das sehr 
gerne erläutern: 31 der deutschen und der internationalen 
GIZ-Mitarbeitenden beschäftigen sich ausschließlich mit 
dem Thema Afghanistan, weitere 19 arbeiten zu Myan-
mar und in den Bereichen IT, Finanzen und Verwaltung.

Zu dem zweiten Teil Ihrer Fragestellung. Sie wissen 
wahrscheinlich – auch durch Ihre langjährige Auseinan-
dersetzung mit der Region –, dass wir unsere Projekte 
regierungsfern umsetzen, das heißt ausschließlich über 
UN-Organisationen, wie beispielsweise UNICEF und 
UNDP, und große internationale Organisationen, die 
dort arbeiten können. Das heißt, die Sorge, die Sie über 
die korrupte Regierung ausgedrückt haben – oder wie Sie 
es genannt haben; ich weiß jetzt die Formulierung nicht 
mehr ganz genau –, kann ich Ihnen nehmen, weil wir mit 
dieser De-facto-Regierung aus vielerlei Gründen nicht 
zusammenarbeiten.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt kommen wir zur Frage 7 des Kollegen Stefinger:

Für welche Projekte und in welcher Höhe ist es dem Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) im vergangenen Jahr gelungen, über die dem 
BMZ zugeordneten Instrumente und Organisationen, wie 
zum Beispiel die Agentur für Wirtschaft & Entwicklung, pri-
vate Gelder für den Wiederaufbau der Ukraine zu mobilisie-
ren?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank. – Herr Kollege Stefinger, ich darf Ihre 
Frage für die Bundesregierung wie folgt beantworten: 
Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell-
schaft, DEG, hat in 2022 nach Beginn des russischen 
Angriffskrieges eine Finanzierungszusage in Höhe von 
20 Millionen US-Dollar an eine in den IT-Sektor der 
Ukraine investierende Kapitalgesellschaft getätigt. Durch 
eine frühere Zusage trug die DEG entscheidend zur wei-
teren Beteiligung und damit zum Zustandekommen des 
Horizon Capital Growth Fund II bei, in den bis Jahres-
ende 2022 rund 105 Millionen US-Dollar eingezahlt wur-
den.

Hieran sind auch internationale Finanzinstitutionen be-
teiligt. Der genaue Anteil privater Geldgeber ließ sich 
wegen der Kürze der Bearbeitungszeit nicht erheben.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ihre erste Nachfrage.

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

ich darf Sie fragen: Unterstützen Sie die Idee, den Ge-
währleistungsrahmen des Bundes für die KfW und in 
begrenztem Maße auch für Geschäfte der DEG zu öffnen, 
damit diese Projekte der Privatwirtschaft in der Ukraine 
finanzieren und so zum dortigen Wiederaufbau und zur 
weltweiten Ernährungssicherung beitragen können? Und 
falls nein: Warum verweigern Sie sich dieser Idee?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, 
ich darf erst mal auch als Aufsichtsratsvorsitzender der 
DEG sagen, dass ich sehr froh darüber bin, dass wir trotz 
der dramatischen Kriegslage weiterhin auch Bestands-
kunden haben, die in der Ukraine in der Lage sind, wirt-
schaftlich zu arbeiten. Wir tun alles uns Mögliche, um 
unseren Partnern dort zu helfen. Ich bin dafür – und daran 
arbeitet die Bundesregierung mit ihren internationalen 
Partnern –, dass wir ein internationales System ent-
wickeln, das unsere rechtlichen Anforderungen berück-
sichtigt, aber deutschen und internationalen Kapital-
gebern eine Form der Absicherung offeriert.

Da gibt es sehr viele technische Probleme – das hat 
auch etwas mit der Frage Gewährleistungsrahmen zu 
tun, für den das BMZ nicht federführend ist –, aber ich 
bin relativ zuversichtlich, dass wir schon in den nächsten 
Tagen auch in dem direkten Dialog mit dem Privatsektor 
auf der gerade in London stattfindenden Wiederaufbau-
konferenz Fortschritte sehen werden. Ich kann jedenfalls 
sagen, dass sich Ministerin Schulze dafür einsetzen wird, 
und ich bin mir sicher, dass auch Ministerin Baerbock – 
beide zusammen vertreten Deutschland dort ja – über 
dieses Thema intensiv beraten wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben noch eine zweite Nachfrage, und der Staats-

sekretär beeilt sich bei der Antwort auf die zweite Frage 
etwas mehr.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Tut er; Entschuldigung.

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

vielen Dank, dass Sie die Wiederaufbaukonferenz in 
London bereits angesprochen und auch noch mal betont 
haben, wie wichtig privatwirtschaftliches Engagement 
ist. Aufgrund dessen darf ich Sie fragen, inwieweit bei 
der Haushaltsplanung für den nächsten Bundeshaushalt 
die Haushaltstitel „Zusammenarbeit mit der Wirtschaft“ 
und „Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen“ ge-
stärkt werden.
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, 
Sie wissen, der Haushaltsaufstellungsprozess ist noch 
nicht abgeschlossen. Ich kann dem nicht vorgreifen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Damit sind wir bei Frage 8 des Kolle-

gen Paul Ziemiak:

Durch welche Maßnahmen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit mit den Staaten im Nahen Osten arbeitet die 
Bundesregierung konkret an einer Implementierung ihres stra-
tegischen Ziels einer „feministischen Entwicklungspolitik“ 
(bitte die Maßnahmen für die Staaten Libanon, Israel ein-
schließlich der palästinensischen Gebiete, Irak, Syrien und 
Jordanien aufschlüsseln)?

Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Kollege Ziemiak, ich darf die Frage wie folgt beantwor-
ten: In der deutschen staatlichen Entwicklungsarbeit in 
den genannten Ländern werden aktuell 195 laufende Vor-
haben umgesetzt, die die Gleichstellung der Geschlechter 
verfolgen. Konkret sind es im Libanon 64 Vorhaben, in 
den palästinensischen Gebieten 29 Vorhaben, im Irak 
37 Vorhaben, in Syrien 17 Vorhaben und in Jordanien 
48 Vorhaben.

Regionalvorhaben ergänzen das bilaterale Portfolio 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung. Wir fördern länderübergreifend, 
auch in der MENA-Region, die Gleichstellung der Ge-
schlechter – auch in Friedensprozessen.

Herr Kollege, ich bitte etwas um Verständnis, dass 
meine Zeit in der Fragestunde nicht ausreicht, um alle 
195 Maßnahmen hier im Detail vorzustellen, auch wenn 
ich das natürlich sehr gerne machen würde.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das stimmt allerdings. – Es gibt aber eine Nachfrage 

von Herrn Ziemiak; vielleicht kommen wir dann jeden-
falls zu einem Teil davon.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, vielen Dank für 

die Beantwortung der Frage. – Ich stelle zunächst einmal 
fest, dass viele dieser Projekte im Bereich der feministi-
schen Entwicklungspolitik bereits von der CDU-geführ-
ten Bundesregierung implementiert worden sind und dass 
diese Regierung im Bereich der feministischen Entwick-
lungspolitik das fortsetzt, was von der CDU Gutes be-
gonnen wurde. Das ist erst mal positiv zu hören.

Ich will zu Syrien eine Nachfrage stellen. Es ist be-
kannt, dass es jetzt bei einigen Machthabern – in Saudi- 
Arabien, aber auch in der Türkei – im Verhältnis zum 
Regime von Herrn Assad einen Kurswechsel gibt. 
Deutschland scheint ein bisschen als Zuschauer dort zu 
stehen. Meine Frage in Bezug auf die Situation der 
Flüchtlinge, der Menschen in Syrien: Würde Ihr Haus, 
das BMZ, es befürworten, wenn sich das AA stärker 
engagieren würde, um dort auch einen Kurswechsel ge-
genüber Assad herbeizuführen, um noch mehr im Bereich 
der feministischen Entwicklungspolitik vor Ort erreichen 
zu können?

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter 
Ziemiak, schon vorhin habe ich bei der Beantwortung 
einer Frage zur feministischen Entwicklungspolitik da-
rauf hingewiesen, dass wir jetzt entsprechende Prioritäten 
setzen, dass wir im Vergleich zur Vorgängerregierung die 
Wirksamkeit unserer Projekte erhöhen und dass wir auf 
sehr viele gute Projekte und Initiativen aufbauen, die wir 
auch weiterführen. Insofern ist die Bemerkung vollkom-
men zutreffend. Wir sehen das genauso. Ich glaube, es 
macht Entwicklungszusammenarbeit aus, dass wir nicht 
kurzfristig, sondern langfristig mit unseren Partnern zu-
sammenarbeiten. Es gibt es viele gute Beispiele. Sie ha-
ben das damals anders genannt, aber wir entwickeln das 
Konzept weiter und bauen durchaus auf den großen Leis-
tungen auch von Minister Müller auf.

Was Syrien betrifft: Wir sind stolz darauf, dass wir mit 
unseren Partnern trotz einer extrem herausfordernden Si-
tuation Entwicklungszusammenarbeit, in diesem Falle 
Übergangshilfe, leisten können. Wir sind darüber in einer 
ständigen Koordinierung mit unseren Partnern im Aus-
wärtigen Amt. Das ist auch notwendig, weil es sonst vor 
Ort gar nicht funktionieren würde. Aber natürlich kann 
ich hier nicht für das Auswärtige Amt sprechen, und das 
wissen Sie auch.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Ziemiak, Sie haben eine zweite Nachfrage. Bitte 

schön.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Sie sollen ja nicht für das AA sprechen. Es ging um die 

Frage: Wie kann man die Probleme vor Ort lösen? Es gibt 
so viele Millionen Flüchtlinge im Libanon. Wie kann 
man es schaffen, die Menschen und gleichzeitig die 
Nachbarländer, die unter der Last der Migration leiden, 
besser zu unterstützen? Ich erkenne keine Strategie der 
Bundesregierung im Umgang mit Assad. Es gibt wahr-
scheinlich keine. Die Frage ist, Herr Staatssekretär: Wür-
den Sie sich wünschen, dass die Bundesregierung eine 
Strategie hätte?
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Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Wenn ich darf, Frau Präsidentin? Vielen Dank. – Herr 
Abgeordneter, zunächst möchte ich darauf hinweisen, 
dass die Arabische Liga Syrien in der Tat wieder auf-
genommen hat. Das ist ja öffentlich bekannt. Ich habe 
gerade vor wenigen Tagen die Gelegenheit gehabt, bei 
einer sehr guten Konferenz der Konrad-Adenauer-Stif-
tung mit dem saudischen Vertreter Prinz Turki zu dis-
kutieren, der selber dargestellt hat, dass es aus der Sicht 
seines Landes darum geht, dass die syrische Regierung 
Bedingungen erfüllen muss und dass mit der Aufnahme 
alleine noch keine Normalisierung eingetreten ist. Ich 
glaube, für diese Haltung gibt es gute Gründe.

Ansonsten haben sowohl BMZ als auch Auswärtiges 
Amt mit humanitärer Hilfe wie mit Übergangshilfe es in 
den letzten Jahren geschafft – wie gesagt: in sehr heraus-
forderndem Umfeld –, für die Menschen in Syrien und 
auch für die Nachbarländer einen Beitrag zu leisten. Das 
gilt für den Libanon. Wie Sie wissen, haben wir ein sehr 
großes Portfolio. Die Lage ist auch nicht gerade einfach. 
Das gilt für Jordanien. Insofern ist es eine klare Strategie 
der Bundesregierung – das will ich jetzt einmal für das 
Auswärtige Amt sagen –, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

den politischen Prozess zu unterstützen und gleichzei-
tig, vor allem über das BMZ, die Nachbarländer wie 
Syrien zu stabilisieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke für das Wort. – Herr Staatssekretär, ich möchte 

auf die Nennung Ihrer Projekte zurückkommen, ins-
besondere auf diejenigen in Judäa und Samaria. Dort ist 
es durch die dortige Regierung, also der von Präsident 
Abbas, der im 18. Jahr seiner Amtszeit ist, üblich, dass 
Hinterbliebene von Terroristen eine Rente bekommen. 
Ich möchte von Ihrem Haus wissen, welches Qualitäts-
management Sie an den Tag legen, damit Sie vollständig 
garantieren können, dass die Entwicklungsgelder für 
diese 29 Projekte in Judäa und Samaria nicht zu dem 
Zweck benutzt werden, dass die Palästinensische Auto-
nomiebehörde Zahlungen an die Hinterbliebenen von 
Terroristen leistet. Wir sind uns doch einig sind, dass 
solche Zahlungen niemals Gegenstand von Entwick-
lungshilfe sein können, sei es feministischer oder regulä-
rer.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatsekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank. – Ich nehme an, Sie meinen das West-
jordanland. Wir arbeiten, wie Sie wissen, als ein verläss-
licher Partner mit der Palästinensischen Autonomiebe-
hörde zusammen, aber es gibt keinerlei Budgethilfe. 
Vielmehr steuern wir unsere Projekte so, dass die Kon-
trolle über die Verwendung der Gelder einhundertprozen-
tig gewährleistet ist. Das ist keine neue Tatsache, das ist 
allgemein bekannt. Deswegen danke ich für die Frage, 
um das hier noch einmal klarstellen zu können.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich rufe die Frage 9 des Kollegen Ziemiak auf:

Wie gestaltet sich die Entwicklungszusammenarbeit mit 
Brasilien unter der neuen Regierung des Präsidenten Luiz Iná-
cio Lula da Silva, und welche nennenswerten Veränderungen 
der Zusammenarbeit im Vergleich mit der brasilianischen Vor-
gängerregierung nahm die Bundesregierung bisher wahr?

Herr Staatssekretär.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Abgeordneter, 
ich darf die Frage wie folgt beantworten: Es besteht bei-
derseitig ein erhöhtes Interesse am politischen Dialog 
und an einer Intensivierung der Zusammenarbeit, ins-
besondere zu Fragen von Nachhaltigkeit, Klimaschutz 
und sozialer Gerechtigkeit. Bei den entwicklungspoliti-
schen Regierungskonsultationen im Mai in Brasilia 
wurde die Schwerpunktsetzung unserer Kooperation 
überprüft und in den Bereichen Waldschutz, Biodiversität 
und nachhaltige Nutzung von natürlichen Ressourcen, 
erneuerbare Energien und Energieeffizienz, nachhaltige 
Stadtentwicklung bestätigt. Perspektivisch sind nachhal-
tige Wirtschaftsentwicklung, Ausbildung und Beschäfti-
gung im Sinne einer Just Transition wichtige Themen 
unserer Zusammenarbeit.

Nennenswerte Veränderungen zur Vorgängerregierung 
zeichnen sich im insgesamt ambitionierten Regierungs-
programm Lulas mit einem Schwerpunkt auf dem Kampf 
gegen Armut und Ungleichheit sowie der Klimakrise und 
dem Ende der Entwaldung ab.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Ziemiak, Sie haben eine Nachfrage. Bitte sehr.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, es ist sehr ungewöhnlich für diese 

Bundesregierung, aber Staatssekretär Annen hat die 
Frage sachkundig und zufriedenstellend beantwortet. 
Ich verzichte auf eine Nachfrage.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zensuren gibt es, interessant. – Herr Kraft bitte.
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Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, ja, Sie 

haben die Frage zur Zufriedenheit des Kollegen Ziemiak 
beantwortet. – Sie haben eben den Erhalt der natürlichen 
Ressourcen angesprochen, im letzten Satz explizit die 
Entwaldung. Da stelle ich mir die Frage: Wie kann es 
sein, dass n-tv im März 2023 über eine Rekordabholzung 
in Brasilien berichtet, wo doch Präsident Lula im Wahl-
kampf null Abholzung zugesagt hat. Wie bewertet das 
BMZ diese Abkehr des Präsidenten Lula von seinen Zie-
len, die er offenkundig ausgegeben hat, um seine Wahl zu 
garantieren. Wie können Sie mit diesem Präsidenten noch 
weiterhin zusammenarbeiten?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatssekretär, bitte.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Abgeordneter, 
ich bin natürlich nicht der Sprecher von Präsident Lula; 
dafür ist mein Portugiesisch auch nicht gut genug. Aber 
ich darf vielleicht trotzdem darauf hinweisen, dass sich, 
jedenfalls nach unserer Einschätzung, an der Festlegung 
der politischen Zielsetzung der Regierung von Präsident 
Lula nichts geändert hat. Aber Brasilien ist ein föderati-
ver Bundesstaat. Die Amazonasstaaten in Brasilien sind 
in der Regel Staaten, die von der Opposition regiert wer-
den. Ich habe mir selber mehrfach ein Bild davon machen 
können, wie schwach ausgeprägt die Präsenz der Staat-
lichkeit in diesen riesigen Staaten ist, die zum Teil die 
Größe der Bundesrepublik Deutschland umfassen. Des-
wegen ist die Ankündigung – das ist meine Interpretation 
der Aussage des brasilianischen Präsidenten –, entschie-
den gegen diese illegale Rodung vorzugehen, natürlich 
von denjenigen, die sich dadurch in ihren ökonomischen 
Interessen bedroht gefühlt haben, als eine Provokation 
aufgefasst worden ist; das ist jedenfalls die Interpretation, 
die mir vorgetragen worden ist. Es ist hinzugekommen, 
dass einige ambitionierte Ziele der neuen Regierung, was 
auch die Zuständigkeiten der jeweiligen Ministerien an-
geht, vom Kongress nicht unterstützt worden sind.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Im Kongress in Brasilia hat Präsident Lula keine ei-
gene Mehrheit, wie Sie sicherlich auch wissen. – Ent-
schuldigung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
So, zum Ende der Fragestunde gebe ich das Wort zu 

einer weiteren Nachfrage dem Kollegen Rachel.

Thomas Rachel (CDU/CSU):
Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär Annen, Prä-

sident Lula hat mit seiner Regierung sehr gemischte Sig-

nale gesendet. Ich erinnere an den herzlichen Empfang 
des venezolanischen Autokraten Maduro in Brasilia oder 
an den Besuch des russischen Außenministers Lawrow in 
Brasilien, aber auch an die Position Lulas zum russischen 
Angriffskrieg in der Ukraine. Hat die Bundesregierung zu 
viel oder Falsches vom Regierungswechsel in Brasilien 
erwartet?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Staatsekretär, bitte.

Niels Annen, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Kollege Rachel, 
ich will darauf wie folgt antworten: Wir haben diese 
Äußerungen und bestimmte politische Entscheidungen 
der brasilianischen Regierung, wie Sie auch, natürlich 
zur Kenntnis genommen. Es gibt einen sehr intensiven 
Austausch zwischen den beiden Regierungen. Ich glaube, 
die Zeit reicht nicht aus, um aufzuzählen, wie viele Mi-
nisterinnen und Minister in den letzten Wochen und Mo-
naten Brasilien besucht haben; das heißt, es gab mehrfach 
Gelegenheit, darüber zu sprechen.

Aber ich will hier schon darauf hinweisen, dass die 
brasilianische Regierung unter Präsident Lula die russi-
sche Aggression bei den Vereinten Nationen und auch 
öffentlich mehrfach verurteilt hat. Das bedeutet nicht, 
dass man sich in jeder Interpretation immer einig ist; 
aber das ist eben auch ein Teil der Realität, mit der wir 
uns auseinanderzusetzen haben. Ich glaube, dass es rich-
tig ist, diese Gespräche auf hoher und höchster Ebene, 
zwischen Präsident Lula und Bundeskanzler Scholz bei-
spielsweise, zu führen. Soweit ich informiert bin, wird es 
dazu Ende des Jahres auch noch eine weitere Gelegenheit 
geben. Ich glaube, das ist der richtige Weg.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. – Damit ist die Zeit für die Fra-

gestunde zu Ende. Ich bedanke mich bei allen beteiligten 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern auf der Regie-
rungsbank und im Parlament.

Ich komme jetzt zum Zusatzpunkt 1:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Rentenanpassung Ost/West erfolgt früher als 
geplant – Wichtiger Baustein für eine trag-
fähige Rentenpolitik

Für die Bundesregierung hat die Parlamentarische 
Staatssekretärin Kerstin Griese das Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte mit zwei guten und wichtigen 
Nachrichten beginnen:

Erstens. Die Renten steigen zum 1. Juli 2023 wieder 
deutlich. Nach der starken Rentenanpassung im letzten 
Jahr gibt es auch in diesem Jahr eine Erhöhung. Die 
Renten werden um 4,39 Prozent im Westen und um 
5,86 Prozent im Osten steigen. Diese Erhöhungen sind 
möglich, weil der Arbeitsmarkt in guter Verfassung ist 
und weil die Löhne steigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Ganz besonders freut mich in diesem Zu-
sammenhang, dass die Rentenangleichung Ost/West auf-
grund der positiven Lohnentwicklung in den ostdeut-
schen Ländern ein Jahr früher erreicht wird, als das 
bisher nach den gesetzlichen Angleichungsstufen vor-
gesehen war. Das hat ja eine Weile gedauert. Ein renten-
politisches Ziel geht jetzt endlich in Erfüllung: Wir haben 
die Rentenangleichung Ost/West im Jahr 2023.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU] und Anja 
Schulz [FDP])

Es hat gedauert, aber wir haben dieses dicke Brett ge-
bohrt. Ich danke auch Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen im Deutschen Bundestag, quer durch die Reihen für 
die Unterstützung auf diesem Weg.

Auch wenn das beides gute Nachrichten sind, weiß ich 
doch, dass viel darüber gesprochen wird, dass die Renten-
anpassung aktuell hinter der Inflation zurückbleibt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das!)

Deshalb will ich das in einen Gesamtzusammenhang stel-
len; denn das ist nur eine Momentaufnahme. Das Prinzip, 
dass die Renten den Löhnen folgen, hat sich nämlich 
insgesamt mit Blick auf die Einkommensentwicklung 
der Rentnerinnen und Rentner bewährt. Wenn man die 
Entwicklung des aktuellen Rentenwerts im Jahresdurch-
schnitt in den letzten zehn Jahren seit 2012 betrachtet, so 
erkennt man, dass der Anstieg im Westen 26 Prozent und 
im Osten 40 Prozent beträgt. Im gleichen Zeitraum sind 
die Preise um 20 Prozent gestiegen. Sie sehen also: Damit 
ist mehr als die Inflation ausgeglichen worden. Bei 
1 000 Euro Rente lag die Rentenanpassung somit brutto 
im Westen 63 Euro und im Osten 198 Euro über der 
Inflation in diesem Zeitraum. Damit will ich die Sorgen, 
die die Menschen heute haben, nicht kleinreden; aber es 
zeigt: Insgesamt dürfen wir die Entwicklung der Renten 
niemals von der Lohnentwicklung und von der Entwick-
lung des Arbeitsmarktes abkoppeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Dann streicht doch 
mal den Kürzungsfaktor aus der Rentenanpas-
sungsformel!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hinzu kommt, dass 
wir in der letzten Zeit ein Bündel von Entlastungsmaß-
nahmen geschnürt haben, um die Preissteigerungen ab-
zufedern. Wir haben im Bereich der Rente die Energie-
preispauschale in Höhe von 300 Euro für Rentnerinnen 
und Rentner auf den Weg gebracht, und ich bin ganz froh 
darüber, dass wir innerhalb von drei Monaten die gesetz-
liche Grundlage dafür und die Auszahlung hingekriegt 
haben. Das war durchaus ein Kraftakt. Ich sage auch 
ein Dankeschön an die Deutsche Rentenversicherung. 
Es hat gezeigt, dass wir in der Lage waren, eine unbüro-
kratische und antragslose Lösung für über 20 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner zu schaffen, damit diese die 
Energiepreispauschale bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und 
Herren, in der Rentenpolitik geht es uns in der Ampel 
aber auch insgesamt um sozialen Fortschritt. In diesem 
Zusammenhang bedeutet das erste Rentenpaket, das wir 
in dieser Legislaturperiode schon beschlossen haben, 
eine Menge Verbesserungen. Wir haben unter Beachtung 
der Haltelinie des Rentenniveaus von 48 Prozent den 
Nachholfaktor wieder eingeführt,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das war 
keine gute Idee!)

und wir haben bei den Erwerbsminderungsrenten sehr 
viel verbessert. – Das war eine sehr gute Idee, Herr Kol-
lege Birkwald. –

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ein 
Nachholfaktor ist immer schlecht!)

Diese Verbesserungen für die Erwerbsminderungsrentner 
sind übrigens auch ein sozialdemokratisches Herzens-
anliegen; denn das sind wirklich die, deren Situation im-
mer noch am schwierigsten war.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
stimmt!)

Wir haben ja schon in den Jahren davor in mehreren 
Stufen Verbesserungen für die Neuzugänge in die Er-
werbsminderungsrente durchgesetzt, aber jetzt mit dem 
Rentenpaket I eben auch für den Bestand der Erwerbs-
minderungsrentnerinnen und -rentner die Renten spürbar 
erhöht. Ab 1. Januar nächsten Jahres wird das endlich auf 
den Konten der Rentnerinnen und Rentner spürbar sein. 
Das ist auch ein Stück sozialer Fortschritt, weil wir damit 
eben diejenigen erreichen, die in der Vergangenheit mit 
sehr niedrigen Renten aus dem Erwerbsleben ausschei-
den mussten.

(Beifall bei der SPD)

Schließlich möchte ich noch den sozialpolitische Mei-
lenstein der letzten Legislaturperiode hervorheben: die 
Grundrente. Wir können jetzt nämlich sagen, dass schon 
bis Ende 2022 bei allen 26 Millionen Bestandsrenten 
geprüft worden ist, ob ein Grundrentenanspruch besteht. 
Auch dafür mal ein großes Dankeschön an die Deutsche 
Rentenversicherung!

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 111. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. Juni 2023                                 13544 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Bei neu beginnendem Rentenbezug wird das ohnehin ge-
prüft, aber eben auch bei allen Bestandrenten. Jetzt be-
kommen etwa 1,1 Millionen Rentnerinnen und Rentner 
eine Grundrente. Damit honorieren wir die Lebensleis-
tung. Und passend zum Thema heute wird das besonders 
in Ostdeutschland und bei den Frauen ankommen, näm-
lich bei denen, die 33 Jahre und mehr gearbeitet, Kinder 
erzogen oder Angehörige gepflegt haben.

Wir sorgen mit der Grundrente dafür, dass 1,1 Millio-
nen Rentnerinnen und Rentner, die viel geleistet haben, 
jetzt auch spürbar mehr Geld in der Tasche haben, indem 
sie diesen Zuschlag auf ihre Rente erhalten. Und zwar, 
ohne Anträge auszufüllen, ohne Bürokratie, ohne zum 
Amt zu müssen, sondern eben automatisch. Wer ein Le-
ben lang gearbeitet hat, der hat sich im Ruhestand eine 
ordentliche Rente verdient.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Wie viel Zuschlag im Durch-
schnitt?)

Aber es geht ja auch um die Zukunft. Um in Deutsch-
land das Rentenniveau dauerhaft und die Verlässlichkeit 
der Rente auch für die künftigen Generationen zu si-
chern – bei Rente geht es eben sehr viel um Verlässlich-
keit und um Vertrauen –, müssen wir die Weichen für eine 
auskömmliche Rente heute richtig stellen. Deshalb arbei-
ten wir gerade am zweiten Rentenpaket und werden das 
auf den Weg bringen. Da geht es um stabile Renten und 
um solide Finanzierung; denn auch die junge Generation 
muss sich in Zukunft auf die gesetzliche Rente verlassen 
können.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Inhalt dieses Pakets wird zum einen die dauerhafte 
Absicherung des Rentenniveaus von 48 Prozent sein. 
Bisher gilt diese Haltelinie ja bis 2025. Wir werden jetzt 
eine dauerhafte Sicherung des Rentenniveaus schaffen, 
und das bedeutet Klarheit und Verlässlichkeit für alle 
Beteiligten. Zum anderen werden wir auch die teilweise 
Kapitaldeckung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
umsetzen. Da geht es um eine Ergänzung der Renten-
versicherung, um eine Ergänzung der Finanzierungs-
grundlagen. Es ist geplant, ein Generationenkapital 
aufzubauen. Mit den erwirtschafteten Erträgen des Gene-
rationenkapitals soll ein Beitrag zur Stabilisierung der 
Beitragsentwicklung geleistet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Noch eine schlechte Idee!)

Dabei ist mir wichtig, dass wir keine Risiken des Kapital-
markts in die Rentenversicherung holen. Daher werden 
wir für das Generationenkapital eine Stiftung gründen. 
Denn klar ist: Die Rente muss verlässlich und sicher sein. 
Wir werden dieses zweite Rentenpaket bald auf den Weg 
bringen.

Wir werden noch ein drittes Paket auf den Weg brin-
gen, mit dem die Altersvorsorgepflicht für Selbstständige 
umgesetzt wird. Das ist ein ganz wichtiger Schritt, weil 
rund 3 Millionen Selbstständige in Deutschland bisher 
keiner Pflicht zur Altersvorsorge unterliegen – übrigens 
anders als in den meisten europäischen Ländern. Das 
wirkt sich so aus, dass Selbstständige im Alter sehr häufig 
in der Grundsicherung landen. Deshalb wollen wir auch 
die Selbstständigen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung besser absichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als ich vor einigen 
Jahren als ziemlich junge Abgeordnete in den Bundestag 
gekommen bin, war mir das Thema Generationengerech-
tigkeit ganz wichtig. Ich wollte, dass wir in der Politik 
generationengerechter arbeiten. Ich wollte mehr nachhal-
tige Entscheidungen, die auch die künftigen Generatio-
nen berücksichtigen. Dazu gehört natürlich der Klima-
schutz, aber dazu gehört eben auch ein vorsorgender 
und sicherer Sozialstaat. Das Versprechen der Rente, 
das Versprechen des Generationenvertrages, muss er-
kennbar eingelöst werden. Nur wenn das Umlageverfah-
ren der gesetzlichen Rentenversicherung auch in Zukunft 
funktioniert, werden die Menschen in unserem Land Ver-
trauen in die gesetzliche Rente haben. Und Vertrauen 
bedeutet eben auch Sicherheit und Stabilität. Deshalb ist 
es so wichtig, dass wir in Zukunft ein auskömmliches 
Rentenniveau auch für die künftigen Generationen ha-
ben. Deshalb ist die Absicherung bei 48 Prozent für uns 
so wichtig.

Wir wollen und wir werden dafür sorgen, dass das 
System der gesetzlichen Rentenversicherung langfristig 
stabil bleibt. Dafür müssen wir es schaffen, dass mög-
lichst viele Menschen in Arbeit sind. Die Stabilität der 
Rente für kommende Generationen entscheidet sich am 
Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Noch vor zehn Jahren haben Fachleute uns viel nied-
rigere Beschäftigtenzahlen und viel höhere Beiträge 
prognostiziert. Sie haben nicht geahnt, dass wir heute 
4 Millionen mehr Beschäftigte haben, als damals erwartet 
worden ist. Deshalb sage ich: Ja, wir haben eine demo-
grafische Herausforderung, und es ist gut, wenn die 
jungen Abgeordneten damals und heute auf Generatio-
nengerechtigkeit gepocht haben und pochen. Aber wir 
können mit Handeln das Richtige tun. Wir können das 
Richtige tun, wenn wir die Finanzierung der Rente si-
chern, wenn wir daran arbeiten, dass die Erwerbsbetei-
ligung möglichst vieler Menschen in unserem Land ge-
lingt. Wenn das gelingt, ist auch die Rente gesichert.

(Beifall bei der SPD)
Die entscheidenden Weichen dafür werden am Ar-

beitsmarkt gestellt. Wir brauchen neben der Stärkung 
des Arbeitsmarktes eben auch die Mobilisierung inländi-
scher Gruppen und mehr qualifizierte Zuwanderung. Wir 
haben in dieser Woche – Herr Minister Heil freut sich 
schon darauf – noch die Gelegenheit, mit der Verabschie-
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dung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes und des Wei-
terbildungsgesetzes viel dafür zu tun, um unseren Ar-
beitsmarkt zu stabilisieren und für mehr Beschäftigung 
zu sorgen. Ich freue mich schon auf die Beratung dieser 
beiden wichtigen Gesetze, die eben auch eine Auswir-
kung auf die Stabilität der Rente haben werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Koalition sorgt 
dafür, dass sich alle Generationen auf die gesetzliche 
Rente verlassen können. Die gesetzliche Rentenversiche-
rung wird weiterhin das solide und belastbare Fundament 
der Alterssicherung bleiben. Wir sichern den sozialen 
Zusammenhalt durch eine verlässliche Altersvorsorge. 
Und das ist eine gute Investition in die Zukunft unseres 
Landes.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Max Straubinger hat das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Frau Staatssekretärin hat versucht, den ganzen Be-
reich der Rentenpolitik und die angeblich so großartige 
Leistung der Bundesregierung darzulegen. Eigentlich 
war der Anlass, dass die Ost-West-Angleichung der Ren-
ten ein Jahr früher gelingt; na gut. Die Grundlage bildet ja 
das Rentenanpassungsgesetz, das wir 2017 gemeinsam 
als Regierungsfraktionen beschlossen haben. Damals 
war es etwas Entscheidendes, dass die Anpassung auch 
aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung erfolgt. Des-
halb freuen wir uns, dass jetzt, ein Jahr früher, gleiche 
Rentengrundlagen für das ganze Land eintreten. Dass das 
nach über 30 Jahren Wiedervereinigung unbedingt not-
wendig ist, ist völlig klar. Dass damit ein ständiger Auf-
holprozess der wirtschaftlichen Entwicklung in den fünf 
neuen Bundesländern verbunden ist, darauf dürfen wir 
alle gemeinsam stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der wirtschaftliche Aufholprozess bildet also die 
Grundlage dafür. Die Frau Staatssekretärin hat gerade 
darauf hingewiesen, dass es vor allen Dingen wichtig 
ist, einen hohen Beschäftigungsstand und eine hohe Er-
werbstätigkeit zu haben. Das ist damals noch in Zweifel 
gezogen worden. Ich bin auf die Reden aus der Grünen-
fraktion gespannt. Ich weiß noch, dass uns Kollege Kurth 
2017 prophezeit hat: Das ist falsch finanziert. Das Ren-
tenanpassungsgesetz kann man so nicht beschließen. Wir 
werden steigende Beiträge haben. –

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
macht nichts, Max! Moderat steigende Bei-

träge sind sinnvoll! Die sorgen für höhere Ren-
ten!)

Herr Kurth, Ihre prophetischen Fähigkeiten können Sie 
heute überprüfen. Es ist auf alle Fälle festzustellen: Wir 
haben stabile Beiträge bei einem Rentenniveau von über 
48 Prozent, und das ist letztendlich die Leistung der Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Lande.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Untertitel dieser Aktuellen Stunde heißt es, dass 
dies eine „tragfähige Rentenpolitik“ sein soll. Ich glaube, 
diese Angleichung hat mit Tragfähigkeit der Rentenpoli-
tik überhaupt nichts zu tun. Die Frau Staatssekretärin 
hatte Wert darauf gelegt, dass das Entscheidende ein ho-
her Beschäftigungsstand ist. Dazu muss ich feststellen, 
dass wir da mittlerweile Wolken am Himmel zu verzeich-
nen haben, offensichtlich ob der Politik. Natürlich ist 
auch alles durch die Vorgänge in der Ukraine, durch 
den unsäglichen Krieg und die daraus resultierenden Be-
lastungen beeinflusst. Aber wenn für Deutschland mitt-
lerweile ein Minuswachstum von 0,4 Prozent prognosti-
ziert wird – wie heute vom ifo-Institut –, während die 
Länder in Europa insgesamt ein positives Wachstum 
von 0,6 Prozent erreichen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das liegt an unserer 
Gasabhängigkeit, die Sie 16 Jahre hier auf-
gebaut haben!)

dann muss man sich die Frage stellen, ob Deutschland 
letztendlich die richtige Wirtschaftspolitik betreibt;

(Beifall bei der CDU/CSU)

denn das ist eine wichtige Grundlage für einen hohen 
Beschäftigungsstand.

Es mag noch nicht dramatisch klingen; aber wenn man 
allein die Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen von 
Mai 2022 bis Mai 2023 betrachtet, so muss man fest-
stellen, dass wir im Mai 2023 fast 300 000 Arbeitslose 
mehr zu verzeichnen hatten als im Mai 2022. Das muss 
die Bundesregierung doch aufrütteln, eine bessere Wirt-
schaftspolitik und eine bessere Finanzpolitik zu machen, 
um für mehr Investitionen und vor allen Dingen für Sta-
bilität zu sorgen. Die Bürgerinnen und Bürger sind ver-
unsichert ob des Heizungsgesetzes, das irgendwann noch 
mal im Bundestag kommen wird, und dergleichen mehr.

Heute war die schönste Pointe für mich: Bei dem Än-
derungsantrag zum GEG-Gesetz von SPD, Grünen und 
FDP

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, das ist die 
Ampel! Ist richtig!)

stand unten der Zusatz – das habe ich noch nie erlebt, und 
ich bin schon ein paar Jahre im Parlamentsbetrieb –:

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Ja, fast 30 Jahre!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.
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Max Straubinger (CDU/CSU):
Vorausgesetzt die Zustimmung der FDP-Bundestags-

fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Ihre Redezeit!

Max Straubinger (CDU/CSU):
Das sind Anträge im Deutschen Bundestag. Da fragt 

man sich wirklich, ob hier noch eine vernünftige Politik 
betrieben werden kann.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war ja wieder unheimlich lustig!)

In diesem Sinne:

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Ihre Redezeit war zu Ende.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herzlichen Dank für Ihre Geduld, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich habe gar keine Geduld. Das denken Sie immer nur.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Sie haben keine Geduld?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nein.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Besonders für so 
komische Witze!)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Nicht? Ach so. – Ich bin auch mit meiner Rede am 

Ende.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das ist gut. Dann sind wir uns jetzt einig, dass die Rede 

zu Ende ist.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Oder wollten Sie eine Zusatzfrage zulassen?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nein. – Ich möchte gerne die von Ihnen schon mit 

großer Spannung erwartete Rede des Kollegen Markus 
Kurth für Bündnis 90/Die Grünen aufrufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren auf den Tribünen! Lieber Max 
Straubinger, es stimmt, dass ich 2017, was die Renten-

finanzen anbelangt, von diesem Pult aus düsterere Prog-
nosen aufgezeigt habe, als es nachher eingetreten ist.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da 
warst du aber nicht der Einzige! Viele andere 
auch!)

Ich habe für mich aber auch nicht in Anspruch genom-
men, Wahrsager zu sein. Man kann Prognosen für und 
Projektionen in die Zukunft natürlich nur auf Basis der 
gegenwärtigen Annahmen machen. Insofern freue ich 
mich jetzt, dass das nicht so eingetreten ist, sondern wir 
sowohl eine gut gefüllte Rücklage als auch einen hohen 
Beschäftigungsstand haben. Und da wir in den letzten 
Jahren bessere Lohnabschlüsse im Osten hatten als im 
Westen, ist es jetzt möglich, nicht nur eine positive Ren-
tenerhöhung, sondern auch eine vorzeitige Angleichung 
der beiden Rentenwerte zu vollziehen. Der Kollege Peter 
Weiß, rentenpolitischer Sprecher in den letzten Legisla-
turperioden, hätte gesagt: Das ist ein guter Tag für die 
Rentnerinnen und Rentner in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Ingmar Jung [CDU/CSU]: Ja! Ge-
nau! Sehr gut! Immer die großen Namen nen-
nen!)

Und er hätte recht gehabt.
Die Tatsache, dass ich mich geirrt habe und meine 

Prognosen zu schwarzmalerisch gewesen sind, sollte Ih-
nen, Max Straubinger, jetzt allerdings zu denken geben, 
von hier aus selbst solche Negativszenarien zu entwerfen.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr gut!)

Die Tatsache, dass man in der Opposition ist, scheint 
einen an diesem Pult in eine bestimmte Richtung zu drän-
gen. Sie sollten, wenn Sie Prognosen treffen, gucken, 
welche Grundsteine wir legen, um einen guten Beschäf-
tigungsstand auch in Zukunft zu sichern. Kerstin Griese 
hat schon einiges genannt: Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz, Weiterbildungsgesetz. Ich will mit Blick auf das 
Lohnniveau im Osten besonders das Tariftreuegesetz be-
tonen; denn Tariflöhne sind gute Löhne, und das bedeutet 
später auch solide Rentenfinanzen und gute Renten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE])

Wenn wir den Disruptionsprozess, den Strukturbruch 
betrachten, den die Jahre nach 1990 für die neuen Bun-
desländer bedeutet haben und der für viele eine existen-
zielle Erfahrung von Verlust, sozialer Unsicherheit und 
dergleichen war, müssen wir rückblickend konstatieren, 
dass sich das Umlagesystem in dieser so extremen Phase 
hervorragend bewährt hat. Ich glaube, das kann man gar 
nicht hoch genug einschätzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Im „Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung“ 
schreibt Gerhard Ritter:
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Bei der Vereinigung hat sich das Umlageverfahren 
in der GRV bewährt. Die Übernahme der Rentner in 
die Solidargemeinschaft der bundesdeutschen Ren-
tenversicherung wäre nicht möglich gewesen, wenn 
statt diesem Verfahren, in dem die Renten aus den 
laufenden Beitragseinnahmen der Versicherten be-
zahlt werden, ein Kapitaldeckungsverfahren – wie 
in jeder Privatversicherung – bestanden hätte.

Richtig ist es; recht hat er. Er schreibt weiter:

Für eine lange Übergangszeit hätten …
– bei einem Kapitaldeckungsverfahren –

bis zum Aufbau eines eigenen Kapitalstocks durch 
die Rentner des Ostens diese Renten allein vom 
Staat gezahlt werden müssen. Das hätte zwangsläu-
fig zu sehr viel niedrigeren Renten geführt …

Wenn wir uns angucken, worauf wir uns systemisch in 
der großen Breite verlassen, dann dürfen wir nicht ver-
gessen, dass das Umlageverfahren gerade bei einem so 
großen Risikokollektiv, wie es die Deutsche Rentenver-
sicherung darstellt, absolut überlegen ist. Es hat sich, 
historisch betrachtet, gerade in der Umbruchzeit der 
90er-Jahre, die für die ostdeutschen Bundesländer hart 
genug waren, sehr bewährt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP] und Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE] – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Wo er recht hat, hat 
er recht!)

In diesem Sinne macht es, glaube ich, nicht viel Sinn, 
wie Max Straubinger zu unken, auch wenn man die Risi-
ken natürlich nicht vernachlässigen darf. Wir werden 
über die Arbeitsmarktstärkung weiterhin dafür sorgen, 
dass es in diesem Land eine sichere Altersversorgung 
gibt. Dazu gehört natürlich auch Zuwanderung; auch 
das muss ich noch mal klarmachen. Das Fachkräfteein-
wanderungsgesetz ist nicht der einzige Punkt; es geht 
beispielsweise auch darum, Geflüchteten eine berufliche 
Perspektive zu geben. Da möchte ich zum Abschluss 
meiner Rede Dänemark als mahnendes Beispiel nennen. 
Die wollen das Renteneintrittsalter bis 2075 auf 75 Jahre 
erhöhen.

(Zuruf von der SPD: Wie die CDU!)
Dänemark schottet sich nach außen ab; die wollen gar 
keine Zuwanderung. Das ist der Preis, den die Dänen 
dafür zahlen. Wir werden dafür sorgen, dass es in 
Deutschland gerechter zugeht.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Max Straubinger [CDU/ 
CSU]: Herr Kurth, ist das euer Vorbild? Däne-
mark?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ulrike Schielke-Ziesing ist die nächste Rednerin für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Ver-

ehrte Bürger! Die Regierung feiert sich selbst; denn sie 
hat eine gute Nachricht zu verkünden: Ab 1. Juli wird – 
wir haben es gehört – die deutsche Einheit Ost und West 
auch rententechnisch vollzogen. Der aktuelle Rentenwert 
wird dann einheitlich 37,60 Euro betragen. Nach 30 Jah-
ren darf man sagen: Endlich. Das sage ich als Ostdeut-
sche und als rentenpolitische Sprecherin meiner Fraktion.

Beschlossen wurde das Ganze allerdings schon 2017. 
Seitdem stieg der Wert jedes Jahr weitgehend unbeachtet 
um 0,7 Prozentpunkte bis zum avisierten Ende 2024. Nun 
sind wir also ein Jahr früher so weit. Ob es, um das zu 
verkünden, eine Aktuelle Stunde brauchte, weiß ich 
nicht. Aber gut, seitdem die Ampel regiert, haben gute 
Nachrichten tatsächlich Seltenheitswert. Es sei Ihnen ge-
gönnt!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so ergibt sich zumin-
dest die Gelegenheit, sich das Ganze etwas näher an-
zuschauen. Und da stelle ich fest: Es ist nicht alles Gold, 
was glänzt. Ja, es ist richtig, der Grund, der diese Be-
schleunigung überhaupt möglich gemacht hat, ist – das 
haben wir schon gehört – die derzeit anziehende Lohn-
entwicklung. Genauer gesagt: Seit 2018 sind die Löhne 
nicht mehr so stark gestiegen wie im ersten Quartal dieses 
Jahres, nämlich um durchschnittlich 5,6 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. Dumm nur, dass im selben Zeitraum 
die Preise um 8,6 Prozent gestiegen sind. Das heißt, die 
Reallöhne sind im ersten Quartal 2023 um 2,3 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum gesunken. Selbst wer 
das Glück hat, von Lohn- und Tariferhöhung zu profitie-
ren, dessen Kaufkraft und Einkommen wird durch die 
Inflation massiv reduziert. Und wer davon ausgeschlos-
sen ist, dem bleibt nicht einmal das. Deshalb: Eine Poli-
tik, die nicht willens und in der Lage ist, eine Inflation 
dieses Ausmaßes zu bekämpfen, ist zutiefst unsozial.

(Beifall bei der AfD)
Das betrifft im Übrigen nicht nur die Rentner, sondern 
alle Bürger.

Vor diesem Hintergrund ist es geradezu ungeheuerlich, 
dass sich die gesamte Bundesregierung eine Inflations-
ausgleichsprämie von 3 000 Euro spendiert, steuerfrei 
natürlich,

(Stephan Brandner [AfD]: Pfui!)
während die Rentner und Rentnerinnen leer ausgehen – 
eine Regierung, die ja wohlgemerkt für die Inflation ver-
antwortlich ist. Wie instinktlos kann man sein?

(Beifall bei der AfD)
Die Renten steigen ab dem 1. Juli, und das ist gut so. 

Aber zur Wahrheit gehört auch: Erst steigt die Inflation, 
dann, mit Verzögerung und längst nicht im selben Um-
fang, steigen die Einkommen, und erst dann steigen mit 
erneuter Verzögerung die Renten. Das, liebe Kollegen, 
führt zu einer systematischen und strukturellen Benach-
teiligung der Rentnerinnen und Rentner.

Derzeit leben 2,5 Millionen Menschen in unserem 
Land, die trotz 45 Jahre langer Arbeit keine Rente 
oberhalb der Grundsicherung erhalten. Ein Drittel der 
heute Vollzeitbeschäftigten wird später nicht mehr als 
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1 200 Euro Rente erhalten. Und selbst dafür wären 45 Ar-
beitsjahre nötig. Das ist die Theorie; denn viele werden 
diese 45 Jahre gar nicht erreichen. Zum Problem wird das 
Ganze, weil das Rentenniveau in Deutschland mit unter 
50 Prozent ruinös niedrig ist, was angesichts der aktuel-
len Preissteigerung ins Desaster führt.

Das alles ist bekannt und ist das Ergebnis einer jahr-
zehntelangen Untätigkeit in der überwiegend CDU-ge-
führten Rentenpolitik, einer Untätigkeit, die leider kon-
genial von dieser Regierung fortgesetzt wird; denn für 
mehr ist kein Geld da, weil wir ja die Welt retten müssen 
und das Klima.

(Beifall bei der AfD)
Hunderttausende Rentner und Rentnerinnen werden so 
durch irrwitzige Sanierungsvorschriften ihr Eigenheim 
verlieren, werden dadurch um ihr Lebenswerk geprellt. 
Auch so kann man die Altersvorsorge ruinieren. Das 
heißt: Nicht alle Senioren sind arm, aber dank Ihrer Po-
litik werden zukünftig immer mehr arm sein.

Es führt kein Weg daran vorbei: Wir brauchen eine 
drastische Anhebung des Rentenniveaus und eine bessere 
Wirtschaftspolitik. Nur dann sind Unternehmen auch in 
der Lage, die Löhne zu zahlen, die im Alter für eine gute 
Rente sorgen. Besonders im Osten ist da noch erheblicher 
Nachholbedarf, und das nicht nur, weil bekanntlich die 
Hochwertung der Ost-Entgelte Ende 2024 ausläuft – eine 
Kleinigkeit, die bei dem ganzen Jubel vergessen wird, 
eine Kleinigkeit, die sich später auf die Rentenhöhe vieler 
Neurentner auswirken wird; denn viele ostdeutsche Re-
gionen erreichen eben immer noch nicht das Lohnniveau 
Westdeutschlands.

Deshalb möchte ich abschließend noch eines sagen: Es 
kann nicht sein, dass der Bund den Ländern und Kom-
munen für die Unterbringung von Flüchtlingen eine wei-
tere Milliarde zusichert und im Anschluss Bund-Länder- 
Programme zur Wirtschaftsförderung fast in gleicher 
Höhe zusammenstreicht. Allein das Förderprogramm 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ soll um 300 Millionen Euro gekürzt 
werden, eine Katastrophe für viele mittelständische Un-
ternehmen, nicht nur in Mecklenburg-Vorpommern. Das 
ist keine verlässliche Wirtschaftspolitik. Aber nur mit 
einer starken und resilienten Wirtschaft können wir 
auch angemessene Renten zahlen. Davon sind wir im 
Moment leider weit entfernt.

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Anja Schulz hat das Wort für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Anja Schulz (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Rentenangleichung ist nicht nur eine 
Frage finanzieller Fairness, sondern auch ein weiterer 

Schritt zur Stärkung der Einheit und des Zusammenhalts 
in unserem Land. Das ist heute wichtiger denn je.

Seit der Wiedervereinigung vor mehr als drei Jahr-
zehnten haben wir beträchtliche Fortschritte bei der Ver-
einigung von Ost und West erzielt. Wir haben viele 
Herausforderungen gemeistert. Aber trotz aller Bemü-
hungen blieb die Rentenangleichung eine bedeutsame 
Angelegenheit. Die Menschen im Osten Deutschlands 
haben nach der Wiedervereinigung große Anstrengungen 
unternommen, um ihre Regionen wirtschaftlich zu ent-
wickeln und aufzuholen. Sie haben hart gearbeitet und 
zur Gesamtentwicklung unseres Landes beigetragen. 
Die vorzeitige Rentenangleichung ist also ein Erfolg, 
der nicht zuletzt mit der positiven Lohnentwicklung in 
Ostdeutschland zusammenhängt. Es ist an der Zeit, dass 
diese Leistungen auch in Form einer gleichen Rente aner-
kannt werden. Das schaffen wir jetzt sogar ein Jahr früher 
als geplant.

(Beifall bei der FDP und sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zur Anerkennung der Leistungen der Menschen in 
Ostdeutschland gehört auch, die neuen Bundesländer 
nicht immer konsequent schlechter zu machen, als sie 
eigentlich sind. Ja, zur Wahrheit gehört, dass im Osten 
die Gehälter immer noch niedriger sind als im Westen; 
aber in den letzten 30 Jahren sind die Löhne im Osten 
doppelt so stark gestiegen. Ja, in den neuen Bundeslän-
dern sind mehr Menschen von Arbeitslosigkeit betroffen; 
aber die Quote hat sich auch dort in den letzten 30 Jahren 
halbiert. Ja, die allermeisten der erfolgreichen Unterneh-
men sind in Westdeutschland angesiedelt; aber der Osten 
mausert sich. Internationale Konzerne wie Intel, Tesla 
und Co haben es gemerkt, einige Parteien offenbar noch 
nicht.

Gerade jetzt, wo endlich die vollwertige Integration 
der Ostrenten in das deutsche Rentensystem erfolgt ist, 
gerade jetzt, wo die Rente nicht mehr unterscheidet, ob 
ich aus Celle oder aus Cottbus komme, gerade jetzt dür-
fen wir das Rentensystem nicht an die Wand fahren. Denn 
das nächste Problem mit einem enormen Spaltungspoten-
zial steht bereits mit einem Fuß auf der Türschwelle. Wir 
steuern darauf zu, unseren Kindern ein mit Beiträgen 
nicht zu finanzierendes Rentensystem zu übergeben,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ach! 
Die Märchenstunde! Das ist ja fast nicht mehr 
auszuhalten! – Zuruf des Abg. Max 
Straubinger [CDU/CSU])

das zusätzlich noch an allen Ecken und Enden mit Steuer-
geld unterstützt werden muss, derzeit mit knapp 100 Mil-
liarden Euro. Das Geld fehlt für dringende Investitionen, 
zum Beispiel im Bereich Bildung. Und während die 
Jungen gerade für ihre Großeltern die wohlverdiente 
Rente bezahlen, resignieren sie, wenn es um ihre eigene 
Rente geht. Das dürfen wir nicht zulassen. Junge Men-
schen müssen in der Rentenpolitik mitgedacht werden 
und dürfen nicht nur dafür bezahlen.

(Beifall bei der FDP – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Tosender Applaus bei der SPD!)

Dazu gehört nicht nur, alte Fehler zu überdenken und 
Wahlgeschenke wie die Rente mit 63 zu hinterfragen,
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(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das war 
kein Geschenk! Die haben 45 Jahre gearbei-
tet! – Gabriele Katzmarek [SPD]: Das war ver-
dient! – Zuruf des Abg. Max Straubinger 
[CDU/CSU])

sondern auch, Innovationen zuzulassen. Das Generatio-
nenkapital als zweites Standbein für unsere gesetzliche 
Rente ist so eine Innovation. Der Kapitalmarkt macht uns 
unabhängig vom demografischen Wandel und hält den 
Beitragssatz in Zukunft stabil.

(Beifall bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Ökonomischer Unsinn! Und die 
Erde ist eine Scheibe!)

Noch besser wäre allerdings eine richtige Aktienrente 
nach schwedischem Vorbild. Das wäre ein neuer, richti-
ger und wichtiger Ansatz.

(Zuruf des Abg. Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Nicht ganz so innovativ, aber genauso wichtig ist ehr-
liche Kommunikation in Bezug auf die Rente. Die Bürger 
müssen frühzeitig wissen, worauf sie sich im Alter ein-
stellen können. Es bringt nichts, ihnen weiterhin die un-
antastbare Leistungsfähigkeit eines Systems zu verspre-
chen, das sich heute schon nicht mehr selber trägt.

Jedem muss klar sein: Die gesetzliche Rente wird ein 
solider Grundstock bleiben – allerdings auch nicht mehr. 
Ohne zusätzliche Vorsorge sieht es dunkel bis raben-
schwarz aus, jedenfalls dann, wenn man seinen Lebens-
standard im Alter behalten möchte.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Weil die 
Arbeitgeber nicht bezahlen wollen!)

Genau das sehen wir nämlich in Ostdeutschland. Auch 
vor der Angleichung waren die gesetzlichen Renten in 
Ostdeutschland deutlich höher als im Westen. Trotzdem 
ist das Gesamtalterseinkommen insgesamt niedriger. Wa-
rum? Es fehlt an privaten Renten, Wohneigentum und 
Vermögen und vor allem auch an Betriebsrenten. Auch 
wenn der Osten hier aufholt: Bei den Bemühungen der 
Vorgängerregierung, die betriebliche Altersvorsorge aus-
zuweiten, wurden die neuen Bundesländer benachteiligt. 
Warum? Die Verbesserungen wurden an eine Sozialpart-
nerschaft geknüpft, die Tarifbindung im Osten ist aller-
dings deutlich geringer, als sie im Westen ist.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist das Problem!)

Das müssen wir in Zukunft besser machen.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Versucht doch mal, 
die Arbeitgeberverbände zu überzeugen! – 
Max Straubinger [CDU/CSU]: Ihr seid doch 
für Allgemeinverbindlichkeit, oder?)

Die Freien Demokraten sind deswegen offen dafür, bei 
der betrieblichen Altersvorsorge auch die kleinen und 
mittelständischen Unternehmen in dieses Modell der be-
trieblichen Altersvorsorge mitaufzunehmen. Alle drei 
Säulen müssen bei der Altersvorsorge funktionieren: pri-
vat, gesetzlich und betrieblich.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Dann macht 
euch doch mal auf den Weg! – Max 
Straubinger [CDU/CSU]: Tut was!)

Deswegen freue ich mich, wenn, wie schon angekündigt, 
der Bundesminister das Rentenpaket II vorstellt und wir 
endlich mit dem Generationenkapital starten können.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Was hat das 
jetzt mit der betrieblichen Altersvorsorge zu 
tun?)

Wir müssen ein Altersvorsorgesystem für alle schaffen: 
für die Menschen im Osten und im Westen, für Rentner 
und auch für diejenigen, die es irgendwann noch werden 
wollen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Matthias Birkwald hat das Wort für die Fraktion Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Frau Staats-

sekretärin Griese! Meine Damen und Herren! Ich be-
grüße Sie alle zur 111. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages in dieser Legislaturperiode!

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Das ist der Präsidentin vorbehal-
ten!)

Ja, die Löhne im Osten sind schneller gestiegen als 
erwartet, und die Frau Staatssekretärin hat über die Ost-
anpassung nur einen Satz verloren. Deswegen: Ja, der 
Rentenwert Ost wird nun zum 1. Juli abgeschafft, und 
es wird einen einheitlichen Rentenwert im Osten und 
im Westen Deutschlands geben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf: Bravo!)

Das ist gut so und ist auch dem gesetzlichen Mindestlohn 
zu verdanken; den hatten wir Linken schon seit über 
20 Jahren gefordert.

(Beifall bei der LINKEN)
Ja, wer im Osten lebt und schon in Rente ist, kann sich 

freuen. Ein allerletztes Mal werden die Renten im Osten 
stärker erhöht als im Westen. Und ja, die Bestandsrentner 
im Osten haben leicht höhere Renten als die im Westen – 
Männer und besonders die Frauen. Aber bei denen, die im 
Osten neu in Rente gehen, sieht das nach 20 Jahren mit 
Langzeiterwerbslosigkeit, Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, Jobs im Niedriglohnsektor, unfreiwilliger Teilzeit 
und Minijobs leider völlig anders aus. Deren Renten 
sind deutlich niedriger als im Westen. Noch immer liegen 
die Renten all jener Rentnerinnen und Rentner mit 35 und 
mehr Versicherungsjahren in Sachsen sage und schreibe 
durchschnittlich 214 Euro brutto unter denen in Nord-
rhein-Westfalen.
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(Max Straubinger [CDU/CSU]: In Nieder-
bayern auch!)

Das sind also 214 Euro weniger bei gleichen Versiche-
rungszeiten.

Der Grund dafür ist klar: Die Löhne im Osten sind 
immer noch viel zu niedrig.

(Beifall bei der LINKEN – Rasha Nasr [SPD]: 
Ja!)

Selbst heute liegen sie immer noch durchschnittlich 
17 Prozent unter denen im Westen: 17 Prozent! Sachsen, 
das Ostland mit den höchsten Bruttolöhnen, liegt mit 
durchschnittlich 3 187 Euro immer noch 130 Euro mo-
natlich unter Schleswig-Holstein, dem Schlusslicht im 
Westen. Meine Damen und Herren, damit muss 33 Jahre 
nach der Wiedervereinigung nun endlich Schluss sein!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Sepp Müller [CDU/CSU]: Dann fangt doch 
mal in Thüringen an mit Ramelow!)

Damit die Lohnunterschiede zwischen Ost und West 
nicht voll in die Rente durchschlagen, werden und wur-
den bisher die Ostlöhne bei der Rentenberechnung auf 
das Westniveau umgerechnet. Das war gut und richtig 
so, auch wenn fälschlicherweise immer von „Hochwer-
tung“ oder „Hochrechnung“ – das ist Unsinn – geredet 
wurde. Diese für die ostdeutschen Beschäftigten so wich-
tige Umrechnung der Löhne werden SPD, Grüne und 
FDP aber bis 2025 komplett abschaffen. Dadurch werden 
Ostdeutsche zukünftig durchschnittlich 600 Euro Rente 
weniger im Jahr haben.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht! – Jens Teutrine [FDP]: Das ist 
falsch!)

Das halte ich für völlig inakzeptabel; denn wir brauchen 
gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit und 
gleiche Rente für gleiche Lebensleistung in Ost und West.

(Beifall bei der LINKEN)

Das wäre sozial gerecht. Genau darum fordern wir 
Linken, dass die sogenannte Umrechnung der Ostlöhne 
bei der Rentenberechnung bis 2030 fortgeführt wird. So 
geht Gerechtigkeit.

Aber, meine Damen und Herren, insgesamt haben die 
Rentnerinnen und Rentner in Deutschland derzeit über-
haupt keinen Grund zum Feiern, weder die Rentnerinnen 
und Rentner im Osten noch die im Westen. Das Renten-
niveau liegt gerade einmal bei bescheidenen 48 Prozent. 
Und die durchschnittlich an alle 21,3 Millionen Rentne-
rinnen und Rentner ausgezahlte Rente liegt nur bei äu-
ßerst bescheidenen 1 152 Euro.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Eine Frechheit!)

Eine solche Rente sichert den Lebensstandard nicht. Im 
Gegenteil: Sie reicht vorne und hinten nicht. Und ohne 
weitere Alterseinkommen liegen Alleinstehende damit 
sogar fast 100 Euro unter der Armutsgrenze der Euro-
päischen Union. Und das ist nun wirklich ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann haben wir noch immer eine Inflation von über 
6 Prozent; das merkt die Rentnerin insbesondere im Su-
permarkt. Brot ist noch fast 20 Prozent teurer als im Vor-
jahr, Gemüse ist um 17 Prozent teurer geworden und 
Milchprodukte um sage und schreibe 28 Prozent. Da 
bleibt von der Rentenerhöhung am 1. Juli – Herr Minister, 
Frau Staatssekretärin – real kein einziger Cent mehr im 
Geldbeutel übrig, und die Krankenkassenbeiträge und der 
Pflegebeitrag steigen auch noch. Meine Damen und Her-
ren, so darf es nicht weitergehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Verehrter Herr Bundesminister Heil, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Ampelkoalitionen, ich fordere Sie auf: 
Greifen Sie endlich den wirklich Reichen und Superrei-
chen in die Tasche und nicht den Rentnerinnen und Rent-
nern! Die brauchen wieder eine Rente, die zum Leben 
reicht. Deshalb fordert Die Linke – erstens – eine zusätz-
liche einmalige und außerordentliche Rentenerhöhung 
von 10 Prozent zum 1. Januar 2024.

(Beifall bei der LINKEN – Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Warum nur 10? – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Matthias, für alle?)

Dann hätten wir wieder ein lebensstandardsicherndes 
Rentenniveau von 53 Prozent, und die Kaufkraft der Ren-
ten wäre langfristig gesichert. Das ist finanzierbar und 
kostet durchschnittlich Verdienende und ihre Chefs nur 
je 36 Euro mehr an Beitrag.

Streichen Sie – zweitens – alle Kürzungsfaktoren aus 
der Rentenanpassungsformel, und führen Sie – drittens – 
endlich eine echte einkommens- und vermögensgeprüfte 
solidarische Mindestrente –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
– von aktuell 1 200 Euro für Alleinstehende ein!

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

(Stephan Brandner [AfD]: Er hört nicht auf 
Sie!)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Denn niemand soll im Alter in Armut leben müssen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Rasha Nasr hat jetzt das Wort für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Mit der um ein Jahr vorgezogenen Angleichung des Ren-
tenwerts zwischen Ost und West hat diese Bundesregie-
rung etwas umgesetzt, was wir grundsätzlich alle wollen: 
die Lebensverhältnisse in Ost und West endlich anzuglei-
chen, damit wir endlich nicht mehr von „Ost“ und „West“ 
sprechen müssen, aber vor allem, dass unser Wohnort und 
unsere familiäre Geschichte endlich nicht mehr darüber 
entscheiden, wie die Chancen in unserer Gesellschaft ver-
teilt sind.

Dieses Ziel wird grundsätzlich erst mal von allen ge-
teilt, weil das Kernproblem so dermaßen gegen unser 
aller Gerechtigkeitsempfinden verstößt. Wenn Menschen 
ihr Leben lang hart arbeiten, aber im Alter in Armut 
geraten, weil unsere Gesellschaft ihre Lebensleistung 
nicht anerkennt oder weil unser System nicht darauf aus-
gelegt ist, die unverschuldeten Umbrüche in ihrem Leben 
abzufangen, dann ist die Wut bei den Betroffenen zu 
Recht groß.

Wenn die eigene Rente, die man sich hart erarbeitet 
hat, zu niedrig ist, weil der Staat, in dem man das teil-
weise getan hat, nicht mehr existiert, dann ist das schlicht 
unfair. Der Staat mag vielleicht nicht mehr existieren, 
aber die eigene Lebensleistung hat es doch trotzdem ge-
geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!)

Der Schweiß, die Tränen, der Wecker am frühen Morgen, 
die gesundheitlichen Schäden von Jahrzehnten harter Ar-
beit, die Zeit, die man nicht mit der Familie verbrachte, 
weil man gewissenhaft das tat, was getan werden musste – 
all das ist doch nicht weniger wahr, nur weil man es im 
falschen System getan hat.

(Beifall bei der SPD)

Alle erkennen dieses Kernproblem; aber bei der Frage, 
wie wir damit umgehen, gibt es dann doch Unterschiede. 
Ich möchte ganz eindeutig sagen: Mit der Rentenanglei-
chung ist das Problem noch nicht gelöst. Sie ist ein wich-
tiger Schritt, um der Ungleichbehandlung entgegenzutre-
ten, aber sie löst die Ungerechtigkeit nicht auf, die die 
eigentliche Quelle der Enttäuschung ist. Allen, die gerade 
dazu neigen, zu denken, mit dieser Rentenangleichung 
sei das Thema jetzt vom Tisch und den Rest könnten 
wir getrost ignorieren, möchte ich entschieden widerspre-
chen.

Diese Ungleichbehandlung, die noch immer an vielen 
Stellen besteht, wirkt sich nicht nur auf eine Generation 
aus, die die DDR noch aktiv miterlebt hat. Nein, diese 
Ungleichbehandlung besteht strukturell weiter. Sie be-
trifft beispielsweise auch die nachfolgende Generation, 
die im Zweifel jetzt auch finanziell für ihre Elterngene-
ration aufkommen muss, weil diese unverschuldet in Al-
tersarmut gerät. Diese Ungleichbehandlung sorgt dafür, 
dass die Nachfolgegeneration häufiger nichts erben wird – 
anders als Gleichaltrige aus dem Westen –, weswegen die 
Chancen im Leben auch weiterhin ungleich verteilt blei-
ben.

Die Unterschiede zwischen Ost und West verschwin-
den eben nicht mit der letzten Generation, die die DDR 
noch erlebt hat. Und dass all diese strukturellen Unter-
schiede auch 33 Jahre nach der Einheit noch bestehen, 
darf uns nicht kaltlassen. Wir dürfen nicht achselzuckend 
daneben stehen und einfach hinnehmen, dass es immer 
noch Ungerechtigkeiten gibt, die auf eine Zeit zurück-
gehen, die inzwischen so weit von uns entfernt ist: 33 Jah-
re!

Lassen Sie mich kurz verdeutlichen, wie lange das 
eigentlich her ist: Wir reden von einer Zeit, in der es 
noch keine Champions League oder Premier League 
gab. Wir reden von einer Zeit, in der die Menschen nicht 
wussten, was eine Boyband, ein Tamagotchi oder ein 
iPhone ist. Wir reden von einer Zeit, in der in Südafrika 
Apartheid herrschte und in der Hongkong noch britisch 
war. So lange tragen wir dieses strukturelle Problem jetzt 
schon mit uns herum.

Und dieses strukturelle Problem lässt sich eben nicht 
nur mit der Rentenangleichung lösen. Sie ist ein wichti-
ger Teil der Lösung, ja; denn wir brauchen Gerechtigkeit 
bei den Rentenwerten. Wir brauchen darüber hinaus aber 
auch gleiche Löhne für gleiche Arbeit in Ost und West 
mit einer Tarifbindung, die überall hoch ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Sehr richtig! – Zuruf 
des Abg. Max Straubinger [CDU/CSU])

Wir brauchen eine gerechte Vermögensverteilung, die 
allen dieselben Startchancen ermöglicht, die für eine 
funktionierende soziale Marktwirtschaft notwendig sind. 
Wir brauchen gleiche Teilhabe in allen gesellschaftlichen 
Bereichen, von der Politik über die Wirtschaft hin zur 
Kultur, um diese Interessen mitzudenken und diese Er-
fahrungen als Quelle zu nutzen, die uns allen zugutekom-
men.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Um einem beliebten Vorwurf zuvorzukommen: Es 
geht mir hier nicht darum, Menschen gegeneinander aus-
zuspielen. Auch die Paketbotin in Aachen oder der Fri-
seur in Bremen wird Ihnen sagen, dass es unfair ist, im 
selben Land für die gleiche Arbeit nicht den gleichen 
Lohn oder später die gleiche Rente zu bekommen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der 
Kellner in Köln auch!)

Die Menschen in unserem Land haben ein sehr gutes 
Gespür dafür, was fair ist und was nicht. Sie haben zu 
Recht wenig Verständnis dafür, wenn man Ungerechtig-
keiten nicht beheben will. Wer das nicht erkennt, setzt 
unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt aufs Spiel. 
Denn am Ende geht es doch um einen gemeinsamen 
Nenner, der all unsere Entscheidungen leiten sollte. Es 
geht um eine Gesellschaft des Respekts. Das ist das zu-
grundeliegende Ziel all unserer Anstrengungen als Am-
pel: ob beim Wohnen, in der Bildung oder bei der Arbeit, 
ob bei Mann oder Frau, ob bei Menschen mit oder ohne 
Migrationsgeschichte, mit Uniabschluss oder Berufsaus-
bildung oder eben aus Ost oder West.
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Es geht darum, Lebensleistung anzuerkennen und ge-
recht zu sein, statt Wunden zu hinterlassen. Und es geht 
auch darum, Fehler der Vergangenheit zu korrigieren, um 
das Morgen zu gestalten – nicht verbittert oder wütend, 
sondern zuversichtlich und vor allem gemeinsam.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU hat jetzt Jana Schimke das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Um viel-

leicht mal mit einem Missverständnis aufzuräumen: Wir 
reden hier heute nicht über eine Rentenanpassung in Ost 
und West, sondern wir reden über die Rentenwertanglei-
chung in Ost und West.

(Rasha Nasr [SPD]: Habe ich doch getan! Ich 
habe vom Rentenwert gesprochen!)

Und erzählen Sie den ostdeutschen Bürgerinnen und Bür-
ger nicht immer, dass sie die ganzen Jahre schlechter-
gestellt waren. Das stimmt nicht. Es gab den Hochwer-
tungsfaktor,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein, 
den gab es nie! Der heißt „Umrechnung“! Es 
wird nicht dadurch besser, wenn man es falsch 
sagt!)

der die ostdeutschen Löhne nach dem Mauerfall und der 
Wiedervereinigung bis heute immer höher gewertet hat. 
Für 100 im Osten verdiente Euro hat man einen höheren 
Rentenanspruch erhalten, als wenn man diese 100 Euro in 
den alten Bundesländern verdient hätte.

So, und zur Wahrheit gehört auch, dass das, was wir 
heute hier glücklicherweise kommentieren – nämlich 
dass wir diesen Rentenwert schon in diesem Jahr und 
eben nicht erst im nächsten Jahr in Ost und West anglei-
chen –, auch daran liegt, dass wir im letzten Jahr eine 
deutliche Lohnerhöhung in der deutschen Wirtschaft hat-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir hatten die Coronaprämien, wir hatten die hohen 

Tarifabschlüsse; aber wir haben natürlich auch den infla-
tionsbedingten Lohndruck. All das spiegelt sich jetzt 
auch in dieser Regelung wider. Aber ich sage Ihnen 
auch eines: Die Freude wird nicht von langer Dauer sein. 
Ich meine, wir stehen hier immerhin mitten in einer Re-
zession. Die Wirtschaft weiß nicht mehr, wie sie künftig 
noch arbeiten soll, ob sie überhaupt noch in Deutschland 
arbeiten wird.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt reden Sie doch 
Deutschland nicht schlecht!)

Die gesetzliche Rentenversicherung braucht inzwi-
schen einen staatlichen Zuschuss von 112 Milliarden 
Euro jährlich – Tendenz steigend.

(Rasha Nasr [SPD]: Wo ist das Problem?)
Auch die Nachhaltigkeitsrücklage, so wird prognosti-
ziert, geht weiter nach unten. Das, was wir auf der hohen 
Kante haben, nimmt ab, weil wir so viele Rentnerinnen 
und Rentner in Deutschland haben,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, warum habt ihr das so gemacht?)

und auch die Beitragssätze werden sicherlich irgendwann 
wieder steigen.

Und was haben Sie stattdessen getan? Okay, Sie haben 
die Erwerbsminderungsrente verbessert.

(Zurufe von der SPD: Ja!)
Da haben wir auch zugestimmt; alles gut, alles richtig. 
Aber die Einführung der Aktienrente haben Sie bis heute 
nicht geschafft. Die Schnappatmung bei den Grünen habe 
ich sehr wohl zur Kenntnis genommen.

(Jens Teutrine [FDP]: Das passiert häufiger!)
Ich freue mich auf die künftige Debatte, was das angeht. 
Sie schlagen die weitere Festsetzung der Haltelinien vor. 
All das ist eine ganz, ganz teure Geschichte hier in der 
deutschen Rentengesetzgebung.

Ich habe eine Bitte an Sie, meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen: Erzählen Sie doch bitte nicht immer den 
Leuten, dass es ausreicht, in die erste Säule zu investie-
ren.

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Das tun wir über-
haupt nicht!)

Ich stehe oft vor Schulklassen: Keiner dort weiß, was es 
bedeutet, in Aktien zu investieren, in Fonds zu investie-
ren. Es sind ganz wenige von den jungen Menschen, die 
da Bescheid wissen. Wir müssen etwas tun, um den 
jungen Leuten in den Schulen mal zu erzählen, dass 
Rente in Deutschland nicht nur der Staat ist. Es sind 
auch die Betriebe, und es ist auch die private Vorsorge.

Was kann man da tun? Wir brauchen zunächst einmal 
die Generationengerechtigkeit im Grundgesetz, damit Sie 
sich nicht ständig an dem bedienen, was die Leute ins 
soziale Sicherungsnetz einzahlen.

(Widerspruch bei der SPD)
Wir brauchen wieder Lust auf Arbeit in diesem Land. Das 
schafft man aber nicht, indem man allen erzählt: Eine 
Viertagewoche reicht künftig aus.

(Rasha Nasr [SPD]: Meine Güte! Was ist denn 
mit Ihnen los?)

Wir müssen eine Mentalität schaffen, die dazu anregt, 
wieder mehr zu leisten, mehr zu arbeiten und auch Freude 
daran zu haben. Und wenn Sie alles immer schlechtreden, 
dann werden Sie diese Mentalität in diesem Land nicht 
schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen die Möglichkeit, flexibel zu arbeiten. 
Ringen Sie sich doch bitte endlich mal dazu durch, eine 
wöchentliche Höchstarbeitszeit festzulegen. Gerade 
heute steht vor dem Deutschen Bundestag ein großer 
Bus der Veranstaltungswirtschaft. Das sind ganz, ganz 
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viele kleine Unternehmerinnen und Unternehmer, die uns 
sagen: Leute, ändert doch bitte mal was. Wir kommen im 
Veranstaltungswesen mit diesen massiven bürokratischen 
Regelungen, die es hier in Deutschland gibt, nicht weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Sie meinen Arbeitnehmer-
schutzrechte?)

– Ich weiß, Sie wollen die Menschen immer vor allem 
schützen. Alles gut, können Sie auch machen.

(Rasha Nasr [SPD]: Wir müssen die Menschen 
vor Ihnen schützen!)

Aber trauen Sie den Leuten auch mal was zu. Glauben Sie 
mir, die Leute sind mündig: Sie wissen sehr genau, was 
gut und richtig ist in diesem Rechtsstaat, und sie können 
das am Ende auch durchsetzen.

Stichwort „betriebliche Altersvorsorge“. Wir müssen 
an die Beitragsgarantien ran. Wir müssen dafür sorgen, 
dass betriebliche Altersvorsorge sich auch lohnt; dass es 
sich lohnt, darin zu investieren, und zwar nicht nur im 
Rahmen einer Sozialpartnerschaft, sondern für alle Un-
ternehmen in diesem Land. Und dass das funktioniert, 
sehen wir bereits bei dem Sozialpartnermodell, wo es 
nämlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über-
haupt keine Ängste gibt, die Beitragsgarantien ein Stück 
weit abzusenken und eine Garantiefreiheit zu haben.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Also auch hier: Ihre Ängste sind absolut unbegründet.
Was ist eigentlich mit der Riester-Rente? Riester ist gut 

gelaufen. Riester ist eine erfolgreiche Vorsorgeform. Sie 
wollen das beerdigen. Wir wollen es flexibilisieren, er-
leichtern, fördern, entbürokratisieren.

Was machen Sie eigentlich mit dem Eigentum in un-
serem Land? Das gehört auch zur Vorsorge, zur Alters-
vorsorge. Zur Frage „Wie lebe ich im Alter?“ zählt auch 
die Frage: Bin ich weiter abhängig von meinem Vermie-
ter, oder möchte ich vielleicht unabhängig sein?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Möchte ich vielleicht mein Haus abbezahlt haben?
Aber was tun Sie, meine Damen und Herren? Sie 

schaffen nicht nur weitreichende Verunsicherung, son-
dern Sie sorgen auch dafür, dass Eigentum nicht nur ent-
wertet wird, sondern dass es praktisch nicht mehr mög-
lich ist, sich sein eigenes Haus zu bauen und darin zu 
leben. Und wir arbeiten daran, dass sich das ändert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat der Kollege Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! Ich 
komme mal wieder zurück zum Thema nach dieser etwas 
vom Thema ablenkenden Rede aus der CDU/CSU-Frak-
tion,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

bei der sich mancher CDU-Sozialpolitiker – Norbert 
Blüm und andere – wahrscheinlich im Grab umdrehen 
würde.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Wir sind doch 
beim Thema! – Jana Schimke [CDU/CSU]: 
Kommen Sie mal lieber zurück zum Thema!)

Zurück zum Thema Ost-West-Rentenanpassung. Vie-
len Menschen da draußen ist wahrscheinlich gar nicht 
klar, dass wir immer noch ein ostdeutsches Rentenrecht 
und ein westdeutsches Rentenrecht haben – 33 Jahre nach 
der Wiedervereinigung. Das ist ziemlich absurd. Wir hät-
ten eigentlich schon längst dazu kommen müssen, ein 
einheitliches Rentenrecht zu schaffen. Auf dem Weg da-
hin sind wir; zum 1. Januar 2025 soll das der Fall sein.

Basis dafür war ein Gesetz der Großen Koalition. Wir 
Grüne haben schon vor über zehn Jahren vorgeschlagen, 
das viel schneller zu machen. Das hätte man machen 
können, aber immerhin: Wir sind jetzt so weit. Bei einer 
zentralen Größe, dem aktuellen Rentenwert, sind wir tat-
sächlich ein Jahr schneller als geplant. Und das ist wirk-
lich eine sehr gute Nachricht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das hat natürlich mit der Lohnentwicklung zu tun, die 
von der ökonomischen Entwicklung abhängig ist, aber 
auch von politischen Maßnahmen. Wir haben den Min-
destlohn auf 12 Euro erhöht.

(Beifall der Abg. Dr. Tanja Machalet [SPD])

Das hat im Osten natürlich eine sehr viel stärkere Wir-
kung als im Westen gehabt und hat damit auch dazu 
beigetragen, dass wir jetzt bei der Rente schneller bei 
einer Angleichung sind.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
stimmt!)

Auch deswegen war die Erhöhung auf 12 Euro Mindest-
lohn eine sehr gute Geschichte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dabei kann es natürlich nicht bleiben, weil – der Kol-
lege Birkwald hat es schon angesprochen – wir Lohn-
unterschiede zwischen Ost und West haben. Deswegen 
geht es nicht nur um Mindestlohn, sondern es geht auch 
darum, die Tarifbindung zu stärken. Dazu wird es hof-
fentlich noch in diesem Jahr ein Tariftreuegesetz geben. 
Wir müssen die prekäre Beschäftigung eindämmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE])
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Es muss insgesamt darum gehen, den Niedriglohnsek-
tor im Osten zu verringern. Das ist der Grund, warum die 
Lohnunterschiede so groß sind, nicht aber deshalb, weil 
allgemein bei jeder Beschäftigung der Lohn niedriger ist. 
Deswegen haben wir vor über zehn Jahren auch schon die 
Abschaffung des Umwertungsfaktors beantragt, weil wir 
eben gesagt haben: Bei gleichem Einkommen soll es auch 
den gleichen Rentenanspruch geben.

Ich stelle fest: Die Linke will die Trennung zwischen 
Ost und West bei der Rente sogar noch bis 2030 beibe-
halten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!)
Das halten wir für falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Nein! Da haben wir einen Dis-
sens! 600 Euro weniger Rente im Jahr! – Ates 
Gürpinar [DIE LINKE]: Da haben Sie Herrn 
Birkwald nicht zugehört!)

Wir sind bei der Ost-West-Rentenangleichung jetzt lei-
der noch nicht am Ziel, sondern erst am 1. Januar 2025. 
Dann fallen die letzten beiden Punkte, der Umwertungs-
faktor und die Beitragsbemessungsgrenze, weg, und dann 
ist auch tatsächlich bei der Rente die Einheit vollendet – 
35 Jahre nach der Wiedervereinigung, aber immerhin.

In der Debatte ging es jetzt aber nicht nur um die Ost- 
West-Rentenangleichung, sondern auch um grundsätzli-
che Fragen der Tragfähigkeit der Alterssicherung. Mein 
Kollege Markus Kurth hat schon deutlich gemacht, wie 
wichtig die umlagefinanzierte Rente als stabile Basis des 
Rentensystems ist; ich habe eben schon auf Norbert Blüm 
verwiesen.

Es hat sich in all diesen Krisenzeiten – sowohl bei der 
Wiedervereinigung wie in der Finanzkrise als auch in 
allen anderen Krisen – gezeigt, wie stark die umlage-
finanzierte Rente ist. Und deswegen wollen wir Grüne 
diese Umlagefinanzierung noch deutlich stärken. Das 
Prinzip Bürgerversicherung muss und soll es auch im 
Bereich Rente geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auch da macht diese Koalition immerhin einen Schritt 
mit der Rentenversicherungspflicht für Selbstständige. 
Die Staatssekretärin hat angekündigt: Auch dazu wird 
es wahrscheinlich in diesem Jahr noch einen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung geben.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Da sind wir 
mal gespannt!)

Das freut uns sehr. Das ist ein wichtiger und zentraler 
Schritt wieder in Richtung Bürgerversicherung.

Dann haben wir aber immer noch das Thema Alters-
armut; auch das ist schon von anderen angeschnitten 
worden. Die Grundrente war eigentlich mal eine sehr 
gute Idee der SPD. Da gab es die Idee von Hubertus Heil, 
dass die Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung kommt, 
weil die Menschen lange in die Rentenversicherung ein-
gezahlt haben. Damit haben Sie eine Idee unserer Garan-
tierente übernommen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings was dann in dieser Großen Koalition he-
rausgekommen ist, war ein unglaublich bürokratisches 
Ding. Deswegen hat es ja so lange gedauert, bis die 
Grundrente jetzt an alle ausgezahlt wurde; allerdings 
ein bisschen schneller als erwartet, weil die Renten-
versicherung da wirklich gut gearbeitet hat. Aber diese 
Einkommens- und Vermögensprüfung, die die Union da 
hineinverhandelt hat, hat diese schöne Grundidee eigent-
lich halb kaputtgemacht. Deswegen haben wir auch in 
den Koalitionsvertrag hineingeschrieben: Das wollen 
wir uns noch mal angucken.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Klein-Klein, 
was ihr macht!)

An der Stelle muss die Grundrente auch unbedingt noch 
mal weiterentwickelt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Max Straubinger [CDU/CSU]: Also Grund-
rente für Reiche?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Sie sind am Ende Ihrer Redezeit.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Schade. Jetzt wollte ich noch auf die Kapitaldeckung 
eingehen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nächstes Mal.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Aber die Debatte werden wir noch bei anderer Gele-
genheit führen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wahrscheinlich.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Das wäre für uns auch ein wichtiger Baustein –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

– als Bürgerfonds, aber nicht als Generationenkapital 
innerhalb der Rentenversicherung, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, hallo.
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Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

– weil es die Umlagefinanzierung schwächt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich kann Ihnen nicht – –

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Aber die Debatte werden wir führen. Wir sind die Fort-
schrittskoalition, und das bleiben wir.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jens Teutrine hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Jens Teutrine (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es wurde mehrmals in der Debatte gesagt: 
Zum 1. Juli ist es so weit. Wir erleben nicht nur eine 
Rentenerhöhung, sondern wir schaffen es auch, dass end-
lich der Rentenwert von Ost und West angeglichen wird. 
Das ist eine super Nachricht für viele Menschen in die-
sem Land.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber ich glaube, zur Wahrheit gehört auch dazu – Po-
litik sollte sich ehrlich machen –: Das ist jetzt nicht nur 
ein Akt der Politik. Das hat nicht die Politik jetzt den 
Menschen geschenkt. Die Rente ist nämlich keine Sozial-
leistung, sondern sie spiegelt die Lebensleistung von 
Menschen wider.

(Beifall bei der FDP)
Die Menschen haben es sich selbst erarbeitet, dass die 
Rentenanpassung kommt. Das hat nicht nur die Politik 
gemacht. Das gehört zur Wahrheit dazu, wenn der eine 
oder andere sich das auf die Fahne schreiben will.

Es ist auch bemerkenswert, dass die Rente zum zwei-
ten Mal sehr stark erhöht wird: So hoch wie zuletzt 1983 
wurde im letzten Jahr die Rente erhöht. 1983 war das 
Jahr, als Norbert Blüm Arbeits- und Sozialminister in 
Deutschland war. Und erneut erleben wir eine Renten-
erhöhung so hoch wie in den letzten Jahrzehnten nicht.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Wir gönnen das jedem Menschen in diesem Land; jeder 
Euro ist wichtig.

Die Inflation wurde gerade angesprochen. Der eine 
oder andere fordert so wie die AfD, die Rente quasi an 
die Inflation zu koppeln. Sie haben in einem anderen 
Antrag gefordert, den Mindestlohn ebenfalls an die In-
flation zu koppeln. Was wäre das Ergebnis? Das Ergebnis 
wäre am Ende eine Lohn-Preis-Spirale. Sie würde immer 

das Einkommen an die Inflation koppeln, die Menschen 
würden mehr ausgeben, und die Preise stiegen weiter. 
Das wäre das Ergebnis.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Einkommen 
sollten stärker steigen!)

Deswegen ist es richtig, dass die Löhne und die Renten 
gekoppelt sind.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen wird es auch im nächsten Jahr wieder zu einer 
Rentenerhöhung kommen, weil wir ja bei den Tarif-
abschlüssen sehen, was da momentan beschlossen wird.

Zur Wahrheit gehört aber auch – da habe ich eine 
andere Einschätzung als die meisten Redner hier –, dass 
das umlagefinanzierte System an der einen oder anderen 
Stelle sehr schöngeredet wird. Wenn wir nämlich mal 
genau draufgucken, dann haben wir ein Problem, nämlich 
das Problem, dass 1960 sechs Beitragszahler einen Rent-
ner finanziert haben,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 5,2 Bei-
tragszahler!)

und jetzt sind es zwei Beitragszahler, die einen Rentner 
finanzieren. Das zeigt: Der demografische Wandel 
schlägt im Rentensystem zu, und er kommt nicht von 
ungefähr.

Wenn gesagt wird, das umlagefinanzierte System sei 
so stabil und Sie hätten sich in Ihrer Prognose geirrt, dann 
hilft ein Blick in den Bundeshaushalt. Im Bundeshaushalt 
ist ein Steuerzuschuss von 112 Milliarden Euro in das 
Rentensystem vorgesehen. Um das mal für den einen 
oder anderen verständlich zu machen: Der Etat für Bil-
dung und Forschung beträgt 25 Milliarden Euro. Ich 
gönne jedem seine Lebensleistung, ich gönne jedem je-
den Euro Rentenerhöhung.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Lebensleistung 
braucht man nicht zu gönnen!)

Aber die Frage ist: Ist das System nicht vielleicht auf-
grund des demografischen Wandels aus der Zeit gefallen? 
Ist es richtig, dass wir allein auf die Umlagefinanzierung 
setzen?

Ich konnte viele Argumente mittragen, Frau Schimke: 
private Vorsorge, betriebliche Vorsorge, Eigentumsbil-
dung stärken. Aber sind wir doch mal ganz ehrlich mit-
einander: Das Problem mit dem demografischen Wandel 
ist nicht erst in den letzten zwölf Jahren entstanden; das 
Problem ist seit Jahrzehnten vorhanden. Der Punkt, den 
Sie angesprochen haben, die schlechte Eigentumsquote 
im europäischen Vergleich, ist auch nicht in dieser Legis-
laturperiode entstanden,

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])

sondern war auch in Ihrer Amtszeit schon da. Deswegen 
ist es wichtig, dass die Ampel den Einstieg in mehr Ka-
pitaldeckung schafft. Wir starten mit dem Generations-
kapital, indem wir sagen: Das umlagefinanzierte System 
allein ist nicht zukunftsfähig. Wir als Freie Demokraten 
streiten auch weiter, dass wir die Aktienrente nach 
schwedischem Vorbild installieren.
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(Beifall bei der FDP – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sehen, es ist viel zu tun!)

Wir haben auch einige wichtige Dinge umgesetzt, bei-
spielsweise die Einführung des Nachholfaktors, damit 
die Stabilität wichtig ist.

Der eine oder andere, der jetzt dazwischenbrüllt, 
könnte sagen, lieber Herr Birkwald: Ich habe mich geirrt. 
Frau Nasr hat ausgeführt – da haben Sie auch geklatscht –: 
Die Menschen in diesem Land haben ein sehr gutes Ge-
rechtigkeitsempfinden. – Da stimmen Sie zu. Auch ich 
stimme vielen Punkten in der Analyse zum Gerechtig-
keitsempfinden in Ostdeutschland zu.

Aber dann gucken wir doch mal in eine repräsentative 
Umfrage von INSA. Da wurden unter 40-Jährige befragt, 
ob sie glauben, dass sie selbst noch mal etwas aus der 
Rentenversicherung erhalten würden. Es haben 53 Pro-
zent der unter 40-Jährigen gesagt: Ich glaube selbst nicht, 
dass ich jemals einen einzigen Cent aus der Rente be-
komme.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da 
brauchen wir Aufklärung, Aufklärung, Aufklä-
rung! – Max Straubinger [CDU/CSU]: Das 
habe ich auch mal gesagt!)

Und jetzt können Sie sagen: „Diese Menschen sind 
dumm,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein, 
die haben nicht genug Informationen!)

und deswegen ist ihr Gerechtigkeitsempfinden falsch. 
Deswegen brauchen wir Aufklärung“, oder Sie nehmen 
zur Kenntnis, dass der eine oder andere junge Mensch 
Ihre Einschätzung vom umlagefinanzierten System nicht 
teilt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jens Teutrine (FDP):
Deswegen ist es wichtig, dass wir an der Regierung 

sind,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

dass wir die Ampel auf Kurs halten und in die Kapital-
deckung einsteigen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jens Teutrine (FDP):
– damit das Rentensystem zwei Sachen berücksichtigt:

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jens Teutrine (FDP):
Respekt vor Lebensleistung und –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jens Teutrine (FDP):
– Stabilität und Generationengerechtigkeit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir müssen uns, wenn das so weitergeht, überlegen, 

dass wir, wie wir es bei Aktuellen Stunden machen, auch 
den nächsten Rednern Zeit abziehen. Wir werden dann 
streng sein müssen.

(Zuruf von der SPD)
– Wenn ihr nur einen Redner habt, dann werden wir das 
übertragen. Auch das bekommen wir hin.

Kathrin Michel hat das Wort für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Kathrin Michel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Cesceni 
knjenje a knjeza! Der Bundesrat hat am vergangenen 
Freitag der Ost-West-Rentenangleichung zum 1. Juli 
2023 zugestimmt. Das ist eine sehr gute Nachricht und 
wichtig für die Rentnerinnen und Rentner in Ostdeutsch-
land. Davon profitieren allein in Sachsen knapp 1,6 Mil-
lionen Menschen. Und genau diese Menschen haben Res-
pekt für ihre Lebensleistung verdient.

(Beifall bei der SPD)
Die Union macht fleißig Vorschläge, die am Ende völ-

lig an der Realität vorbeigehen oder nichts anderes be-
deuten als eine Rentenkürzung. Aktuelles Beispiel: Wir 
hören, die CDU in persona Jens Spahn will die Rente mit 
63 abschaffen. Aha! Dazu muss man wissen, dass die 
sogenannte Rente mit 63, also der abschlagfreie Bezug 
einer Regelaltersrente mit Erreichen des 63. Lebensjah-
res, nur Personen zur Verfügung steht, die 45 Jahre lang – 
ich betone: 45 Jahre! – in die Rentenkasse eingezahlt 
haben

(Zuruf von der SPD: So ist es!)
und vor dem Jahr 1953 geboren wurden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die sind 
jetzt schon 69!)

Völlig an der Sache vorbei! Damit will die CDU Millio-
nen Menschen mit Abschlägen und gekürzten Renten in 
den Ruhestand entlassen, obwohl sie 45 Jahre lang ge-
arbeitet haben.

(Beifall der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])
Viele Berufsgruppen wie Beschäftigte in der Pflege, in 
den Kitas können aber schlicht gar nicht bis 67 Jahre 
arbeiten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das!)
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Das, meine Damen und Herren, ist eine Respektlosigkeit 
gegenüber den Leistungsträgerinnen und -trägern unserer 
Gesellschaft,

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

die die Rentenkassen während ihres 45-jährigen Erwerbs-
lebens mit ihren Beiträgen mehr als gut gefüllt haben.

Knapp 33 Jahre nach der Wiedervereinigung ist der 
Rentenwert nun endlich in Ost und West gleich. Gerade 
jetzt, da die Inflation stark zu spüren ist und vor allem 
auch Lebensmittel deutlich teurer geworden sind, ist die 
Rentenanpassung wichtig. Auch wenn sie wohl nicht für 
jede oder jeden das Minus in der Haushaltskasse aus-
gleicht, sorgt sie dennoch für eine deutliche Abmil-
derung. Und es ist mehr als ein Symbol, dass wir es 
geschafft haben, die Ost-West-Rentenangleichung ein 
Jahr früher zu erreichen als ursprünglich geplant.

(Beifall bei der SPD)
Das ist ein großer Schritt für mehr Gerechtigkeit und 
Anerkennung der Lebensleistung der Menschen, speziell 
im Osten. Es war eine gute Entscheidung, die Renten-
entwicklung an die Lohnentwicklung zu koppeln: Steigen 
die Löhne, steigen auch die Renten. An der Stelle sagen 
wir als SPD: Dranbleiben!

(Beifall bei der SPD)
Dranbleiben, um nach der Rentenlücke endlich auch die 
Lohnlücke zwischen Ost und West zu schließen. Noch 
immer verdienen die Menschen in Ostdeutschland pro 
Monat im Durchschnitt fast 700 Euro brutto weniger als 
im Westen. Das ist ungerecht, und das gehört endlich 
weg.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Gute Löhne und eine hohe Tarifbindung sind der Garant 
für Respekt am Arbeitsmarkt, eine nachhaltige Fachkräf-
tesicherung und der beste Schutz vor Altersarmut.

Im vergangenen Jahr haben wir als Ampelkoalition 
bereits eine erste Rentenreform beschlossen, die unter 
anderem Menschen mit Erwerbsminderung besserstellt. 
In Kürze wird unser Bundessozialminister Hubertus Heil 
zudem einen Entwurf vorlegen, der deutlich macht, wie 
die gesetzliche Rente und damit das Rentenniveau lang-
fristig stabilisiert werden können. Eins ist klar: Die SPD 
steht für eine Rente, von der man im Alter leben kann – 
eine Rente, die gerecht ist und die die Lebensleistung 
respektiert. Genau deshalb lehnt die SPD unsoziale Ren-
tenexperimente, wie sie von der Union vorgeschlagen 
wurden, rigoros ab.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Die Menschen müssen sich darauf verlassen können, 
dass die Rente auch in Zukunft ihr Leben im Alter ab-
sichert. Das ist eine Frage des Respekts – für alle Men-
schen in unserem Land.

Herzlichen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Dr. Ottilie Klein hat jetzt das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Berliner Bundestagsabgeordnete, durch 
deren Wahlkreis einst die menschenverachtende Mauer 
verlief, freut es mich ganz besonders, dass die Anglei-
chung der Renten zwischen Ost und West nun erreicht 
wird. Dass dies über die Jahre schrittweise erfolgen konn-
te, ist auch das Resultat der guten Arbeits- und Wirt-
schaftspolitik der vergangenen unionsgeführten Regie-
rungen,

(Beifall bei der CDU/CSU)

aber auch und vor allem der Leistungen der Bürgerinnen 
und Bürger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass dieser langjährige 
Prozess nun zu einem guten Ende kommt. Die Anglei-
chung ist ein wichtiger Schritt zum weiteren Zusammen-
wachsen unseres Landes. Darauf können wir gemeinsam 
stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, für eine tragfähige und zu-
kunftssichere Rentenpolitik braucht es aber deutlich 
mehr. Immer weniger junge Menschen stehen immer 
mehr Rentnern gegenüber. Diese Entwicklung wird unser 
umlagefinanziertes Rentensystem vor eine enorme Belas-
tungsprobe stellen. Auch in Zukunft müssen langjährige 
Beitragszahler auf die gesetzliche Rente bauen können. 
Die Lebensleistung muss sich auch in der Rente wider-
spiegeln. Neben einer breiteren Vermögensbildung – die 
Kollegin Schimke hat das schon ausgeführt – müssen 
dafür auch alle drei Säulen der Rente gestärkt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir hatten eigentlich 
erwartet, dass in diesen Tagen über das groß angekün-
digte Rentenpaket zu debattieren ist. Im Sommer sollte 
hier eigentlich ein vom Kabinett beschlossenes Konzept 
vorliegen. Jetzt ist Ende Juni, und ich frage mich: Wo 
bleibt denn nun Ihr tragfähiges Rentenkonzept?

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Wo bleibt denn 
Ihres? – Gegenruf der Abg. Nina Warken 
[CDU/CSU]: Wer regiert denn? Sollen wir 
das für euch übernehmen? – Weiterer Gegenruf 
des Abg. Max Straubinger [CDU/CSU]: 
Stimmt ihr dann unseren Vorschlägen zu?)

Wo sind Ihre Vorschläge, wie wir unsere sozialen Siche-
rungssysteme zukunftsfest machen können? Wie soll die 
Rente nach 2030 aussehen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weil ich jetzt hier schon wieder den Zuruf vernommen 
habe: „Wo sind denn Ihre Vorschläge?“, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Ampel, das muss ich sagen: 
Regieren heißt, Verantwortung zu tragen. Und weil es 
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hier in der Ampel offensichtlich Missverständnisse gibt: 
Regieren heißt nicht, sich an der Opposition abzuarbeiten 
und von der eigenen Untätigkeit abzulenken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Noch mal zur Erinnerung: Während unserer Regie-
rungszeit haben wir als Union starke Impulse gesetzt 
und die gesetzliche Rentenversicherung auf Jahre hin 
stabilisiert.

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Sie waren es? – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das war ja 
wohl die SPD! Das haben wir in harten Ver-
handlungen durchgesetzt! – Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Stabiler Beitragssatz!)

Wir haben eine Rentenkommission eingerichtet und eine 
ganze Reihe von gesetzlichen Maßnahmen zur Abmil-
derung von Altersarmut eingeführt. Dazu gehören zum 
Beispiel auch die Grundrente, Verbesserungen bei der 
Erwerbsminderungsrente und auch übrigens der wichtige 
Härtefallfonds für Spätaussiedler, jüdische Zuwanderer 
und Ostrentner, der auf eine Einigung aus der letzten 
Wahlperiode zurückgeht.

(Rasha Nasr [SPD]: Ja, aber Sie wollten es 
nicht umsetzen, Frau Klein! – Gegenruf der 
Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: Warum ist 
denn bei euch keiner da, wenn ihr so ein wich-
tiges Thema aufsetzt? Ganz schwach besetzt 
hier im Plenum!)

– Wir haben es sogar eingestellt in die Finanzplanung.
Diese Wahlperiode, und da befinden wir uns gerade – 

wir haben es schon von dem Kollegen Birkwald gehört; 
es ist die 111. Sitzung –,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Immer-
hin was Gutes!)

die Wahlperiode ist nun zur Hälfte rum, und bislang ist 
die Ampel in der Rentenpolitik vor allem mit Zwist über 
die im Koalitionsvertrag festgeschriebene Aktienrente 
aufgefallen. Das konnten wir heute hier auch wieder 
schön beobachten, wie da die Positionen nicht zusam-
menkommen. Und anders als die Staatssekretärin vor-
gegeben hat, gibt es da überhaupt noch keine Lösung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Das Geld ist im Haushalt hinterlegt!)

Dabei könnte eine kluge kapitalgedeckte Ergänzung zur 
gesetzlichen Rentenversicherung eine entlastende Option 
sein. Viel wäre jedenfalls erreicht, wenn die Ampelfrak-
tionen zur Abwechslung mal nicht ihre Energie mit Strei-
tereien verheizen, sondern sie in echte Zukunftsfragen 
wie die Sicherung unserer Altersvorsorge stecken wür-
den.

Wir brauchen zum Beispiel dringend eine Diskussion 
darüber, wie wir bessere Bildungschancen für junge 
Menschen schaffen. Noch immer verlassen viel zu viele 
junge Menschen die Schule ohne Abschluss. Gute Jobs 
sind aber Voraussetzung für eine gute Absicherung im 
Alter und gutausgebildete Arbeitskräfte ein Stabilitäts-
faktor für die Rentenkassen.

Hierzu gehören auch nachhaltige Lösungen für den 
Fachkräftemangel – wir haben es gehört – und die An-
werbung von Fachkräften aus dem Ausland.

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Da waren Sie auch 
dagegen!)

Neue Bürokratiemonster aber und hübsche Bilder von 
Auslandsreisen bringen unsere Wirtschaft hier nicht wei-
ter.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Vielmehr sollte es für die Bundesregierung Priorität ha-
ben, ganz konkret die Probleme an der Wurzel zu packen, 
den Antragstau in den Ausländerbehörden und Visastel-
len aufzubrechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau Präsidentin, ich 

komme zum Schluss. – Vor 66 Jahren wurde unser heu-
tiges Rentensystem eingeführt und seitdem immer wieder 
reformiert und ergänzt. Um das auch noch mal deutlich 
zu machen: Es liegt nun an der Ampel, die Altersvorsorge 
an die Gegebenheiten der Zeit anzupassen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Zu dieser Debatte sind wir als Union bereit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Tanja Machalet ist die nächste Rednerin für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Klein, Frau Schimke, wenn ich Ihnen 
zuhöre, muss ich sagen: Ich bin echt froh, dass ich nicht 
mit Ihnen regieren muss.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Max Straubinger [CDU/CSU]: Oh! – Zuruf 
der Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])

Ich will zum Schluss der Debatte noch mal festhalten – 
vieles ist gesagt worden, aber durch Wiederholung lernt 
man natürlich auch –: Die Angleichung der Rentenwerte, 
so wie wir sie jetzt auf dem Tisch haben, ist richtig und 
wichtig und für die weitere Einheit des Landes ein ganz 
zentrales, wichtiges Element. Aber was aus meiner Per-
spektive für die Zukunft noch wichtiger ist, ist, dass wir 
wirklich zu gleichen und guten Löhnen in Ost- und in 
Westdeutschland kommen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])
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Es gibt eine Studie des Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung aus dem 
letzten Jahr, die feststellt, dass es sogar zu einem Anstieg 
der Lohnungleichheit zwischen Ost und West gekommen 
ist. Der Unterschied beträgt bei Vollzeit teilweise bis zu 
1 000 Euro. Ich finde das sehr besorgniserregend, weil 
sich dadurch auf der einen Seite natürlich wieder die 
Kluft zwischen Ost und West vergrößert und auf der 
anderen Seite – das ist unser Kernthema heute – nied-
rigere Löhne im Osten eben auch zu niedrigeren Renten 
führen. Ich glaube, das ist das, womit wir uns noch mal 
massiv auseinandersetzen müssen.

Es ist natürlich völlig klar, dass das etwas damit zu tun 
hat, dass es im Osten eine deutlich geringere Tarifbin-
dung gibt; denn Tarifbindung führt zu guten Löhnen. Es 
hat aber auch mit etwas anderem zu tun, wenn es um die 
Rente geht: Da, wo es eine niedrige Tarifbindung gibt, ist 
auch die betriebliche Altersvorsorge weniger verbreitet. 
Das gehört auch zusammen. Deswegen ist es für uns so 
wichtig, dass wir die Tarifbindung stärken – in Ost-
deutschland, aber natürlich auch in Westdeutschland. 
Dazu haben wir uns im Koalitionsvertrag einiges vor-
genommen, insbesondere das Bundestariftreuegesetz, 
das wir auf den Weg bringen, weil es unser erklärtes 
Ziel ist, die Sozialpartnerschaft zu stärken und dadurch 
natürlich die Lohnentwicklung und auch das Rentensys-
tem zu stabilisieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will auch noch 
was zur aktuellen rentenpolitischen Diskussion der letz-
ten Wochen sagen. Da gab es ja einige Dinge, die um 
Pfingsten herum in der „Bild“-Zeitung standen; das ist 
vorhin auch schon thematisiert worden. Der Kollege 
Kurth hat vor einigen Jahren hier noch schlechte Prog-
nosen über die Entwicklung der Rente abgegeben. Lieber 
Markus Kurth, ich glaube, wir können, wenn wir uns die 
aktuelle Entwicklung und die Stabilität in der Rentenver-
sicherung anschauen, insgesamt sagen: Totgesagte leben 
länger. Ich weise darauf hin, dass wir zum Beispiel im 
April eine Mindestrücklage von 1,57 Monatsausgaben 
hatten; das waren knapp 42 Milliarden Euro. Das zeigt, 
wie stabil und gut unser Rentenversicherungssystem 
funktioniert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Stracke [CDU/CSU]: Die baut ihr doch jetzt ab 
die nächsten Jahre, oder? Sehr witzig! – Ge-
genruf des Abg. Markus Kurth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Bis jetzt wächst sie 
noch, Stephan!)

Noch mal für alle: Entscheidend für die zukünftige 
Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung ist, 
dass wir einen stabilen Arbeitsmarkt haben

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Den schädigt 
ihr jetzt auch!)

und dass wir den Fachkräftebedarf, den wir derzeit sehen, 
decken können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich auch noch kurz was zu den einzelnen 
Vorschlägen sagen, die die CDU, wie gesagt, um Pfings-
ten herum mal so dazwischengeworfen hat. Auf der einen 
Seite haben wir da Herrn Linnemann, der die Rente mit 
72 fordert. Dann kommt Herr Spahn, bekanntermaßen 
Rentenexperte,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Haha! 
Der war gut!)

mit einem Vorschlag zur Abschaffung der Rente mit 63, 
die es im Übrigen gar nicht mehr gibt. Vielleicht hätte er 
sich da vorher mal informieren sollen; wir sind nämlich 
schon bei einem Renteneintrittsalter von über 64.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja! Wer 
lesen kann, ist klar im Vorteil!)

Oder ein fast noch abstruserer Vorschlag: das Rentenein-
trittsalter an die Lebenserwartung zu koppeln. Ja, können 
wir gerne machen; denn wir sehen derzeit, dass die Le-
benserwartung gar nicht mehr so stark steigt. Das alles 
zeigt für mich eins – das habe ich eben auch dazwischen-
gerufen, und das betone ich hier immer wieder –:

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Können Sie 
mal zu Ihren Vorhaben was sagen? – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Ja! Was machen Sie 
denn?)

Die Union hat immer noch kein schlüssiges und einheit-
liches Konzept. Es gibt immer verschiedene Stimmen, 
die sich irgendwie äußern, aber es gibt keine gemeinsame 
Stimme.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Wer regiert denn?)

Wir sagen ganz klar – darauf haben wir uns im Koali-
tionsvertrag verständigt –: Es wird keine Anhebung des 
Renteneintrittsalters geben, weil das eben eine Renten-
kürzung für ganz viele bedeuten würde.

(Zuruf des Abg. Max Straubinger [CDU/ 
CSU])

Wir setzen darauf, die Menschen erst mal im Erwerbs-
leben zu halten, damit sie das Renteneintrittsalter gesund 
erreichen können. Dazu werden wir im nächsten Jahr 
noch einige Vorschläge vorlegen

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Werden Sie 
doch mal konkreter!)

und im Herbst das Rentenpaket II. Darauf bin ich ge-
spannt.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Frau Kollegin, 
Butter bei die Fische!)

Für uns ist jedenfalls klar: Wir machen Rentenpolitik für 
Gesamtdeutschland, für heute und für die Zukunft. Das 
haben die Menschen im Land verdient.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Manfred Todtenhausen [FDP] – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Also gar nichts wollen 
Sie machen! Gar nichts!)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Die Aussprache ist geschlossen, und 

damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Beratung des Berichts des Petitionsausschusses

Bitten und Beschwerden an den Deutschen 
Bundestag

Die Tätigkeit des Petitionsausschusses des 
Deutschen Bundestages im Jahr 2022

Drucksache 20/7100

Es ist verabredet, hierüber 68 Minuten zu debattieren.
Die Aussprache beginnt mit der Vorsitzenden des Peti-

tionsausschusses, der Kollegin Martina Stamm-Fibich. 
Sie haben das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Manfred Todtenhausen [FDP])

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Danke schön. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich zum Jahresbericht 
komme, möchte ich zuerst zwei Punkte ansprechen, die 
es verdienen, ganz zu Beginn erwähnt zu werden.

Als Erstes möchte ich mich beim Ausschussdienst be-
danken. Danke schön!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der LINKEN)

Wir haben letztes Jahr 13 242 Petitionen erhalten. All 
diese Petitionen muss der Ausschussdienst entgegenneh-
men. Er muss sie auf die Einhaltung der Verfahrens-
grundsätze prüfen und mit den Petentinnen und Petenten 
kommunizieren. Für den Großteil muss eine Stellung-
nahme des Ministeriums eingeholt werden, die Petition 
an die Berichterstatter geschickt, auf die Tagesordnung 
gesetzt und wieder mit den Petentinnen und Petenten 
kommuniziert werden – und das viele Tausend Mal. 
Und das ist der einfache Weg, die unkomplizierte Varian-
te. Deswegen möchte ich allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Ausschussdienstes meinen besonderen 
Dank aussprechen; ich glaube, ich kann das für den gan-
zen Ausschuss tun. Wir sehen und schätzen Ihre Arbeit, 
die Sie für uns tun.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der AfD)

Als Zweites möchte ich an unseren lieben Kollegen 
Gero Storjohann erinnern. Vor einem Jahr stand ich genau 
hier, habe ihm schnelle Genesung gewünscht und wohl 
für den ganzen Ausschuss gesprochen, als ich gesagt 
habe, dass er vermisst wird. Am 29. Januar dieses Jahres 
ist Gero Storjohann gestorben. Ich und viele aus dem 
Ausschuss haben sehr vertrauensvoll mit ihm zusammen-
gearbeitet, und bis heute erinnere ich mich häufig daran, 

wie wir die Dinge zusammen gelöst haben. Deswegen 
wiederhole ich mich heute – denn es gilt weiterhin –: Er 
wird vermisst.

(Beifall)

Nun zum eigentlichen Anlass unserer heutigen Debat-
te. Das Jahr 2022 war geprägt durch außenpolitische Er-
eignisse und ihre Auswirkungen: den brutalen völker-
rechtswidrigen Überfall Russlands auf die Ukraine, die 
Proteste im Iran und die stark umstrittenen Sportereig-
nisse in China und Katar. Die Bedrohung durch Covid- 
19 spielte weiterhin eine Rolle. Die Debatten um Energie-
sicherheit, steigende Energie- und Lebensmittelpreise so-
wie die Inflation generell bereiteten vielen Bürgerinnen 
und Bürgern Sorgen. Diese Sorgen haben sie als Petitio-
nen an uns herangetragen. Wie schon erwähnt, waren es 
13 242 – über 1 500 mehr als im Vorjahr. Die meisten 
Zuschriften betrafen weiterhin den Bereich der Gesund-
heit, auch wenn hier deutlich weniger Petitionen ein-
gereicht wurden als in den Vorjahren. Auf Platz zwei 
bewegten die Bürgerinnen und Bürger die Themen Arbeit 
und Soziales. Die größte Steigerung verzeichnete aller-
dings der Bereich des Auswärtigen Amts, was angesichts 
der Geschehnisse in der Welt nicht verwunderlich ist.

Über unser Onlineportal äußern die Petentinnen und 
Petenten ihre Wünsche besonders effektiv. Mittlerweile 
sind es über 4,6 Millionen registrierte Nutzerinnen und 
Nutzer. Allein letztes Jahr haben sich 600 000 Nutzerin-
nen und Nutzer angemeldet – doppelt so viele wie im 
Vorjahr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Online wie auch offline wurden Petitionen über 937 000- 
mal unterschrieben. Das waren auch dreimal mehr als im 
Vorjahr. Deshalb, glaube ich, können wir sagen, es war 
für unseren Ausschuss ein erfolgreiches Jahr.

Die mitzeichnungsstärksten Petitionen betrafen die 
Fortführung bzw. Verstetigung des Bundesprogramms 
Sprach-Kitas, aber auch „Keine allgemeine Corona- 
Impfflicht“ oder „Keine Covid-Impfflicht für das Pflege-
personal“. Diese und neun weitere Petitionen hatte der 
Ausschuss öffentlich beraten, weil sie die 50 000-Unter-
schriften-Marke erreichten. Die öffentliche Beratung ist 
etwas Besonderes, weil die Petentinnen und Petenten ihr 
Anliegen persönlich vor den Ausschussmitgliedern, den 
anwesenden Regierungsvertretern und allen Interessier-
ten im Netz vortragen können.

Besonders großen Erfolg hatte die Petition zu den 
Sprach-Kitas. In dieser Petition, die öffentlich beraten 
wurde, forderten die Petentinnen und Petenten, dass der 
Bund dieses Programm weiterhin fördert. Das ist aber 
etwas, was in die Kompetenz der Länder fällt. Damit 
die sprachliche Entwicklung weiter gefördert und weiter 
Integration geleistet wird, hat sich der Ausschuss für die 
Weiterentwicklung dieses Programms ausgesprochen. 
Ende 2022 ist die Bundesförderung ausgelaufen. Aber 
wir haben Strukturen in den Ländern verankert, damit 
die Förderung durch das KiTa-Qualitätsgesetz nahtlos 
weiterlaufen kann.
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Hervorheben möchte ich auch die Petition zu den Völ-
kermorden an den Jesidinnen und Jesiden. Die Terror-
organisation IS ermordete 2014 in einer großangelegten 
Offensive über 5 000 Menschen und verschleppte 7 000 
weitere. Der Ausschuss empfahl, diese Petition der Bun-
desregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. Am 
19. Januar dieses Jahres haben wir es tatsächlich ge-
schafft, das Leid dieser Opfer im Rahmen einer Plenar-
debatte anzuerkennen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Doch Petitionen drehen sich bei Weitem nicht nur um 
die große Politik, bei Weitem nicht nur um Dinge, die uns 
alle betreffen. Tatsächlich drehen sich zwei Drittel aller 
Petitionen um vermeintlich kleine Dinge: die persönli-
chen Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern, die zum 
Beispiel mit der Entscheidung oder dem Vorgehen einer 
Behörde unzufrieden waren. Genau hier liegt auch die 
Stärke dieses Ausschusses. Nur ein paar Beispiele: Wir 
halfen einer Petentin mit einem Gründungszuschuss der 
Deutschen Rentenversicherung, damit sie sich selbststän-
dig machen konnte. Eine Petentin, die keine Rentenzah-
lungen erhielt, bekam eine Nachzahlung von über 
13 000 Euro. Außerdem unterstützte der Ausschuss eine 
Petentin bei der Bewilligung einer onkologischen Reha.

Sie sehen: Wir sind auch für die kleinen Dinge zustän-
dig. Die Unterstützung, die der Ausschuss in diesen Ein-
zelfällen leistet, zeigt seine Notwendigkeit und Bedeu-
tung.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Selbst wenn der Ausschuss nicht helfen kann, so kann 
er doch wenigstens Entscheidungen der Behörden besser 
verständlich machen. Denn daran, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hapert es wirklich oft in unserem Land. Wir 
können den Menschen klarmachen, was im vorliegenden 
Fall nicht funktioniert hat. Diese Schlüsselfunktion über-
nehmen wir gerne.

Es ist so, dass wir öfter einmal mit dem Unwillen der 
Leute konfrontiert werden, wenn sie das, was wir tun, 
nicht ganz nachvollziehen können, wenn es zu lange 
dauert, wenn der Aufwand, in Erfahrung zu bringen, wo 
die Petition gerade gelandet ist, sehr groß ist. Wenn un-
sere Entscheidung am Ende schlecht oder gar nicht nach-
vollzogen werden kann, dann zeigt das, dass wir alle an 
einer Verbesserung arbeiten müssen. Wir müssen den 
Menschen erklären, was wir tun, warum es im Einzelfall 
mal länger dauert. Ich denke, es ist jetzt unsere Aufgabe – 
auch in dieser Legislatur –, vor allem an der Transparenz 
zu arbeiten. Wir brauchen ein modernes Petitionsrecht, 
einen modernen, bürgerfreundlichen und unbürokrati-
schen Zugang zum Petitionsausschuss. Dazu gehören 
nun einmal Kommunikation, Transparenz im Verfahren, 
kürzere Bearbeitungszeiten von Petitionen, verständliche 
Sprache und verständliche Beschlüsse.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der AfD)

Wir haben – ich hatte es gerade schon erwähnt – noch 
einiges nachzuholen; die Ausgangslage ist nicht gerade 
ideal. Wir als Koalition werden dem Ausschuss hoffent-
lich bald unsere Vorschläge präsentieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeit mit Peti-
tionen ist die direkteste Art, zusammen mit den Bürgerin-
nen und Bürgern Politik zu gestalten. Das macht die Ar-
beit mit Petitionen so besonders. Deshalb hat das 
Petitionsrecht zu Recht Verfassungsrang, und deshalb 
liegt mir die Arbeit mit Petitionen so am Herzen. Lassen 
Sie uns das Petitionswesen so gestalten, dass die Bür-
gerinnen und Bürger draußen auch sagen können: Dieses 
Recht liegt uns am Herzen.

Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen, die so viel 
Arbeit auf sich nehmen. Aber ich glaube, es ist immer 
wieder wert, darüber zu reden, was wir, und sei es Klein- 
Klein im Einzelfall, erreichen. Deshalb sage ich noch 
einmal: Danke allen, die zugehört haben. Aber vor allem 
danke ich dem Ausschussdienst und euch, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, für die wertvolle Arbeit.

Danke schön.
(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste Rednerin ist Corinna Rüffer für Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wirklich hoch ge-

schätzte Vorsitzende Martina Stamm-Fibich, ich finde, 
das passt zu der ganzen Art, wie du diesen Ausschuss 
führst, dass du heute noch mal an unseren lieben Kolle-
gen Gero Storjohann erinnert hast, den wir alle bis heute 
wirklich sehr vermissen. Wir wissen nicht, ob seine Fa-
milie vielleicht auch diese Debatte verfolgt. Es würde 
mich nicht verwundern, weil er sie, glaube ich, sehr dicht 
an seine Arbeit herangeholt hat. Ich finde, das ist noch 
mal ein Moment, an ihn zu erinnern. Ich glaube, wir alle 
denken oft an ihn.

(Beifall)
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Mitarbeiter/- 

innen! Es geht heute ein ganz besonderer Dank an Sie, die 
Sie auf der Bundesratsbank sitzen, und an alle, die Sie 
vertreten, nämlich an den gesamten Ausschussdienst.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP und der LINKEN)

Das sind ganz viele Menschen, die uns den Rücken frei-
halten, die die Arbeit tun, von der wir leben, Tag für Tag. 
Wir hatten in der vergangenen Sitzungswoche eine Pet- 
Sause; vielleicht hat der eine oder andere schon mal was 
davon gehört. Einmal im Jahr wird kräftig gefeiert. Ich 
habe den Eindruck, dass uns das in diesem Jahr besonders 
gut gelungen ist. Ich weiß nicht, ob die neue Unterabtei-
lungsleiterin Frau Pendzich-von Winter es geschafft hat, 
mit jedem Einzelnen, mit jeder Einzelnen anzustoßen. Sie 
hat es eigentlich versprochen. Aber ich hatte auf jeden 
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Fall das Gefühl, dass da ein frischer Wind durch das 
Petitionswesen weht, und ich glaube, das freut ganz viele, 
die dicht an der Arbeit sind. Ganz herzlichen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Ich glaube, dass wir alle wirklich Lust haben, das Po-
tenzial dieses Ausschusses noch viel mehr zu nutzen, als 
wir das in der Vergangenheit schon getan haben. Ich 
möchte an dieser Stelle einmal Heinrich Böll in die Ver-
antwortung nehmen, der Petra Kelly ins Stammbuch ge-
schrieben hat, und zwar im Jahr 1983 – ich zitiere –:

Gar manches ist im Laufe der Geschichte aller Par-
lamente von der Straße aus in sie hineingetragen 
worden, ist Gesetz geworden und hat das System 
verändert. … Das Außerparlamentarische gehört 
zum parlamentarischen System, und wäre es nur 
als Wecker.

Die Einmischung der Bürgerinnen und Bürger als Weck-
ruf zu begreifen, ich glaube, das war im Jahr 1983 nicht 
allen so nah. Jedenfalls hat Petra Kelly wahrgenommen, 
dass es im Umgang mit manchen Bürger/-innen-Anfra-
gen so etwas gegeben habe wie „Arroganz des Weg-
legens, des Post-Verdrängens, des Damit-nicht-umge-
hen-Könnens, weil man doch so viel Wichtigeres zu tun 
hat“, als sich mit diesen Bürgern zu befassen. Und sie 
fragte sich:

Ist es denn nicht eine der ersten Pflichten, zu ver-
suchen, auf die Menschen einzugehen, die sich in 
aller Bescheidenheit an

– damals –

Bonn wenden, weil sie, und das ist ja berechtigt, eine 
konstruktive und hilfreiche Antwort erwarten?

Mir sei dieser Blick in die Vergangenheit erlaubt, weil 
wir als Grüne-Fraktion innerhalb dieses Hauses in diesem 
Jahr 40. Geburtstag feiern. Ich glaube, das ist ein Moment 
im Zusammenhang mit der Arbeit, die wir als Parlament 
mit den Bürgerinnen und Bürgern zusammen zu leisten 
haben, wo man an Petra Kelly und Heinrich Böll noch 
mal erinnern darf. Und wenn man heute das Wort „Bonn“ 
durch „Berlin“ ersetzen würde? Ich mache das mal:

Ist es denn nicht eine der ersten Pflichten, zu ver-
suchen, auf die Menschen einzugehen, die sich in 
aller Bescheidenheit …

– an Berlin, an uns nämlich –

wenden, weil sie, und das ist berechtigt, eine kon-
struktive und hilfreiche Antwort erwarten? 

Genau das ist die Pflicht, die wir als Abgeordnete haben: 
auf die Menschen einzugehen, ihnen zuzuhören, wenn sie 
uns mit ihren Sorgen, aber vor allem auch mit ihren kon-
struktiven Antworten auf schwierige Fragen begegnen. 
Ob sie dabei bescheiden sind oder nicht – das mag man 
im Jahre 1983 anders beurteilt haben –, sei dahingestellt.

Es ist nicht nur unsere Pflicht, möchte ich sagen, son-
dern es ist wichtiger denn je, dass wir das als Parlament 
tatsächlich beherzigen, weil wir in einer unsicheren Zeit 
leben. Wir stehen vor so vielen Herausforderungen, die 
wir gemeinsam bewältigen müssen. Trotzdem – das be-

obachten wir natürlich, und das muss uns mit Besorgnis 
erfüllen – driftet diese Gesellschaft an vielen Stellen echt 
auseinander. Viele Menschen fühlen sich außen vor ge-
lassen. Sie sind überfordert mit bürokratischen Vorgaben 
und haben enorme Angst davor, dass es ihnen persönlich 
und ihren Kindern in Zukunft schlechter gehen wird als 
heute.

Gerade in dieser schwierigen Gemengelage ist es, 
glaube ich, unsere Aufgabe als Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier, „Bürgernähe“ nicht nur zu behaupten, 
sondern sie auch tagtäglich zu praktizieren, den Men-
schen tatsächlich näherzukommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Und genau das ist die Aufgabe, die wir in diesem Petiti-
onsausschuss zu erfüllen versuchen.

Die Themenfelder, die wir zu bearbeiten haben, sind 
sehr weit. Mich persönlich beschäftigt insbesondere das 
Leben von Menschen mit Beeinträchtigungen in all ihren 
Facetten. Wir haben riesige Petitionen: im vergangenen 
Jahr die größte, die wir jemals hatten, mit über 
300 000 Unterschriften, mit der Forderung, dass wir 
eine Reform der Pflege brauchen in diesem Land, das 
dem demografischen Wandel unterliegt – eine der größ-
ten Herausforderungen unserer Zeit. Da haben wir uns 
alle zusammengetan, sind teilweise über unseren Schat-
ten gesprungen und haben gesagt: Wir wollen das als 
Parlament gemeinsam angehen.

Ich würde alle Parlamentarier und Parlamentarierin-
nen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, Sie kommen zum Ende, bitte.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ich komme zum Ende –, die nicht direkt an den 

Petitionen dran sind, dennoch bitten, diese Impulse auf-
zunehmen und das als gemeinsame Aufgabe zu verste-
hen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– als Parlament die Umsetzung der berechtigten Wün-

sche der Menschen in diesem Land auf den Weg zu brin-
gen. Wir wollen noch besser werden.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Ich glaube, das werden wir mit dieser Haltung auch 
schaffen.

Ich bedanke mich ganz herzlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sabine Weiss hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Sabine Weiss (Wesel I) (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Zunächst mal: 
Liebe Martina Stamm-Fibich, liebe Corinna Rüffer, herz-
lichen Dank für die wirklich netten Worte zu unserem 
verstorbenen Kollegen Gero Storjohann. Ich kann nur 
sagen: Lieber Gero, wir alle vermissen dich.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN)

Das Votum lautet, die Petition der Bundesregierung zur 
Berücksichtigung zu überweisen und den Fraktionen zur 
Kenntnis zu geben. – Damit können wahrscheinlich zu-
nächst nur die Mitglieder des Petitionsausschusses etwas 
anfangen. Wenn wir als Petitionsausschuss bei einer Pe-
tition zu dem Schluss kommen, dass hier echter Hand-
lungsbedarf besteht, dann zückt der Ausschuss sein 
schärfstes Schwert: der Bundesregierung eine Petition 
zur Berücksichtigung zu überweisen. Das ist das höchst-
mögliche Votum. Es ist eine Handlungsaufforderung an 
die Regierung: Schaut hin! Hier brauchen Menschen kon-
kret Hilfe. Es muss etwas getan werden. – Wir können 
aber auch den Fraktionen und damit dem ganzen Hohen 
Haus Handlungsbitten erteilen, wenn wir Petitionen den 
Fraktionen zur Kenntnis geben.

In einer Petition, die mir sehr am Herzen lag, ging es 
im letzten Jahr – Martina Stamm-Fibich hat darauf hin-
gewiesen – um die Anerkennung des Völkermordes an 
den Jesidinnen und Jesiden. Petent war Herr Gohdar Al-
kaidy vom Verein „Stelle für Jesidische Angelegenhei-
ten“. Da die Petition mehr als 50 000 Unterschriften er-
reichte, fand Anfang des Jahres 2022 eine öffentliche 
Anhörung unseres Ausschusses statt. Im Juni 2022 be-
fasste sich der Petitionsausschuss nochmals mit dieser 
Petition und schloss die Befassung dann einstimmig mit 
dem höchsten Votum ab. Dadurch konnte die Vorstellung 
der Petition hier im Plenum erfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Es gab schon seit vielen Jahren Überlegungen in den 
einzelnen Fraktionen, den Völkermord an den Jesidinnen 
und Jesiden durch den sogenannten „Islamischen Staat“ 
im Jahr 2014 anzuerkennen. Der letzte Stein des Ansto-
ßes war aber nun die öffentliche Petition. Durch die 
Befassung damit im Plenum wurde uns dann die unge-
teilte Aufmerksamkeit des Bundestages zuteil. Enga-
gierte Mitglieder unterschiedlicher Fraktionen haben in 
unterschiedlichen Fachausschüssen für das Anliegen ge-
worben, und schließlich wurde im Menschenrechtsaus-
schuss ein gemeinsamer Antrag der Union und der Am-

pelfraktionen formuliert, der dann im Januar dieses 
Jahres vom gesamten Bundestag, auch hier wieder ein-
stimmig, beschlossen wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Für viele Mitglieder des Petitionsausschusses – ich 
sehe fast alle heute hier – gilt: Einmal Petitionsausschuss, 
immer Petitionsausschuss.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Denn es macht zugegebenermaßen viel Arbeit, aber es 
macht auch sehr viel Freude. Wir können hier – Corinna 
hat darauf hingewiesen – direkt etwas bewirken. Wir 
können auch über Parteigrenzen hinweg kollegial zusam-
menarbeiten.

Wir haben einen kompetenten Ausschussdienst, der 
uns jederzeit unterstützt und wunderbare Vorarbeit leistet. 
Ich weiß nicht, wie viele Telefongespräche, die wir gar 
nicht mitbekommen, er mit den Petenten jeweils führt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Ich danke natürlich auch den Ausschussmitarbeitern 
herzlich für die gute Zusammenarbeit und für ihren un-
ermüdlichen Einsatz für die Petentinnen und Petenten.

Der Petitionsausschuss bedeutet – das muss an dieser 
Stelle nochmals betont werden – viel kontinuierliche Ar-
beit. Im Jahr 2022 gingen mehr als 13 000 Petitionen ein. 
An dieser Stelle möchte ich mich bei allen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern von uns Abgeordneten bedan-
ken; denn sie leisten auch hier immer gute Vorarbeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Ina Latendorf 
[DIE LINKE])

Manchmal gibt es Sachen zum Schmunzeln. Wenn wir 
mittwochmorgens um 8 Uhr diskutieren, geht es mit viel 
Herzblut los. Manchmal schmunzele ich, wenn zum Bei-
spiel diese doch sehr unterschiedlichen Parteien der Am-
pel ihre sicherlich hart erarbeiteten Kompromisse in so 
langen Soweit-Sätzen verarbeiten, dass man manchmal 
kaum noch den Sinn erahnen kann.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na ja!)

Ich fürchte, der eine oder andere Petent kann das auch 
nicht.

(Zuruf von der SPD: Doch!)
Der Petitionsausschuss ist einer der wichtigsten Aus-

schüsse im Bundestag. Er ist der einzige Ausschuss – 
Martina Stamm-Fibich hat darauf hingewiesen –, der un-
mittelbar das Menschenrecht des Artikel 17 Grundgesetz 
umsetzt. Er ist aber auch der Ausschuss mit einer sehr 
konkreten Verbindung zu Menschen. Hier kanalisieren 
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sich Ängste, Sorgen, Unzufriedenheiten, aber eben auch 
gute Ideen und Vorschläge, die unser Land weiterbringen 
und die es verdienen, umgesetzt zu werden. Hier werden 
Einzelschicksale, Ideen und Lösungsvorschläge in einer 
Tiefe behandelt, wie es sicherlich in keinem anderen Aus-
schuss möglich ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Ina Latendorf [DIE 
LINKE])

Ich lege unserem Ausschuss und allen Mitgliedern des 
Bundestages die mehr als 13 000 Petitionen mit mehreren 
Hunderttausend Mitzeichnungen ans Herz. Ja, es wird 
immer wieder betont, wie wichtig der Petitionsausschuss 
ist. Umso enttäuschter bin ich – lassen Sie mich das ab-
schließend sagen –, dass für den nur einmal im Jahr im 
Plenum mit einer Debatte in Erscheinung tretenden Aus-
schuss keine Kernzeitdebatte möglich ist. Wertschätzung 
sieht anders aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Gerade deshalb –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Sabine Weiss (Wesel I) (CDU/CSU):
– ist mein abschließendes Votum, den Petitionsaus-

schuss der Bundesregierung, den Fraktionen und jedem 
einzelnen Mitglied im Bundestag zur Berücksichtigung 
zu überweisen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Axel Echeverria hat jetzt das Wort für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Axel Echeverria (SPD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen 

der demokratischen Fraktionen! Liebe Mitglieder des 
Petitionsausschusses! Sehr geehrte Petentinnen und Pe-
tenten! Ich kann mir gut vorstellen, der eine oder andere 
hört hier heute zu. – Die Diskussion über den Jahres-
bericht des Petitionsausschusses gibt uns die Möglich-
keit, ein Fazit und Vergleiche zu ziehen. Die Kernfrage, 
die hier also im Raum steht, lautet: Was ist im letzten Jahr 
eigentlich passiert, und was kann man daraus schließen?

Der Petitionsausschuss ist das einzige direktdemokra-
tische Element, das unser Grundgesetz berücksichtigt.

(Jörn König [AfD]: Wie bitte? Im Grundgesetz 
steht was von Abstimmungen!)

Wir sind der direkte Draht der Menschen ins Parlament. 
Wenn wir die Zahlen aus dem Jahr 2022 mit den beiden 
Vorjahren vergleichen, fällt ins Auge, dass wir 2022 ins-
gesamt 190 Petitionen zur Berücksichtigung oder zur Er-
wägung an die Bundesregierung gegeben haben. Im Ver-
gleich dazu waren es im Jahr 2021 24 Petitionen und 
2020 gerade einmal 18. Der Petitionsbericht zeigt also 
aus meiner Sicht: Die Ampel wirkt, und die Ampel han-
delt. Wir bringen Dinge auf den Weg, auch bei unserer 
eigenen Regierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Petentinnen und Petenten haben über den Petitionsaus-
schuss direkten Einfluss auf unsere nationale und interna-
tionale Politik. Und das ist auch gut und richtig so. Viele 
Menschen wollen sich einmischen, wollen dabei helfen, 
dieses Land lebenswerter zu machen. Wir als Petitions-
ausschuss machen ihnen das mit möglich. Wir sprechen 
hier von einem echten Kulturwandel im Petitionsaus-
schuss. Und das – das muss ich nach einem Jahr sagen – 
finde ich wirklich großartig. Danke an alle Kolleginnen 
und Kollegen, die daran mitarbeiten, und auch an alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die das alles vorberei-
ten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Klar ist aber auch, dass das Petitionswesen mit der Zeit 
gehen muss. Auch wenn die deutlich gestiegene Anzahl 
an eingereichten Petitionen im Jahr 2022 erfreulich ist, ist 
dies keineswegs das Ende der Fahnenstange. Der Petiti-
onsausschuss – das wurde schon betont – ist kein Aus-
schuss wie jeder. Einerseits hat er Verfassungsrang als 
Teil der unveränderlichen Grundrechte, und andererseits 
ist er der einzige Ausschuss, in dem sogar noch in der 
Sitzung Regierung und Opposition aufeinander zugehen 
und versuchen, einen Kompromiss herzustellen. Ich glau-
be, wir wissen alle: Bei uns geht es um konkrete, teil-
weise sehr individuelle Schicksale und Anliegen. Bei 
uns geht es um Menschen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

13 242 Petitionen – das wurde schon gesagt –, das sind 
57 Petitionen pro Tag. Insgesamt 12 davon haben 
50 000 Mitzeichnerinnen und Mitzeichner gefunden. 
Diese wurden dann öffentlich beraten und haben damit 
eine größere Anerkennung und Öffentlichkeit erhalten.

Ein Blick in Richtung der privaten Plattformen zeigt 
uns aber auch, dass das Potenzial von Petitionen deutlich 
größer ist. Als einziges direktdemokratisches Instrument 
in unserer Verfassung muss das Petitionswesen noch viel 
stärker auf der Höhe der Zeit sein als Politik insgesamt.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

– Artikel 17. Lesen!
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dafür wird die Ampel das Petitionswesen erneuern. Wir 
wollen, dass das Petitionswesen einen stärkeren Einfluss 
auf Politik und unsere Diskussionen hier im Haus hat. 
Das Petitionswesen muss digitaler, schneller und barrie-
reärmer werden. Es darf nicht sein, dass Menschen mo-
nate-, zum Teil auch jahrelang nichts von uns hören, 
wenn sie eine Petition einreichen. Es darf nicht sein, 
dass Petitionen zehn Jahre oder länger liegen, weil es 
politisch zu keiner Einigung kommt.

(Beifall des Abg. Erik von Malottki [SPD])

Es darf nicht sein, dass die Menschen den Eindruck be-
kommen, dass uns ihre Anliegen egal sind.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Deshalb müssen wir in unserer Arbeit schneller wer-
den. Aber wir dürfen nicht die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Ausschussdienstes – sie wurden hier schon 
genannt – überfrachten und überlasten. Ich möchte Ihnen 
auch im Namen der SPD-Fraktion noch mal ganz herzlich 
für Ihre tolle Arbeit im letzten Jahr danken. Herzlichen 
Dank!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD und der 
Abg. Ina Latendorf [DIE LINKE])

Petitionen brauchen mehr Durchschlagskraft, mehr Öf-
fentlichkeit und mehr Gewichtung in allen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages. Denn am Ende steht hinter jeder 
Akte ein Mensch oder mehrere mit einem oder mehreren 
Schicksalen und Anliegen, die sich an uns wenden, weil 
sie Hilfe brauchen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ja! Sehr 
richtig!)

Über einige Fälle werden meine Kollegin Annika Klose 
und meine Kollegen Erik von Malottki und Bengt Bergt 
gleich berichten, sodass Sie vielleicht mal ein Gespür 
dafür kriegen, womit wir uns Woche um Woche hier im 
Haus eigentlich beschäftigen.

Ich persönlich hoffe, im kommenden Jahr nicht nur 
Zahlen, Daten und Fakten präsentieren zu können, son-
dern Ihnen auch erzählen zu können, wie wir den Petiti-
onsausschuss neu aufgestellt haben und wie viel mehr 
Einflüsse von Menschen außerhalb des Bundestages wir 
jetzt aufnehmen und umsetzen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Und lebenslang Grün-Weiß! – 
Gegenruf des Abg. Axel Echeverria [SPD]: 
Auch das!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dirk Brandes spricht jetzt für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen!
(Beifall bei der AfD)

Ein herzlicher Dank geht auch von mir an die Mitarbeiter 
des Ausschussdienstes. Aufgrund ihrer wertvollen Arbeit 
konnte vielen Bürgern bei ihren persönlichen Anliegen 
geholfen werden.

Bei politischen Petitionen sieht es aufgrund der Am-
pelpolitik nicht überall rosig aus. Sie haben eben viele 
Emotionen verbreitet, aber ich möchte auch ein bisschen 
in die Sachanalyse gehen. Denn schaut man auf die The-
menliste bei den eingereichten Petitionen, zeigt sich, dass 
die Bürger außerhalb der rot-grünen Parallel- und Clan-
gesellschaft hier im Bundestag zumeist andere Schwer-
punkte haben als die von der Regierung angeleiteten De-
batten. So erreichten uns auch 2022 viele Petitionen, die 
sich gegen die völlig gescheiterte Coronapolitik des 
Herrn Lauterbach richteten. Keine Petition fand im Be-
richtsjahr mehr Mitzeichner als die Petition gegen die 
Impfpflicht, sei es die einrichtungsbezogene Impfpflicht 
oder auch die allgemeine Impfpflicht.

(Beifall bei der AfD)
Wie die AfD fordert eine Mehrheit der Bürger in die-

sem Land eine grundsätzliche Reform des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks. Die Mehrheit der Gebührenzah-
ler sieht es nicht ein, Rekordbeiträge für grüne Wahlwer-
bung, Frühsexualisierung, Geschlechterkunde und die 
Diffamierung politischer Gegner zu bezahlen.

(Beifall bei der AfD – Axel Echeverria [SPD]: 
Das nennt man „Journalismus“!)

Viele Eingaben forderten wie die AfD eine Verschär-
fung und konsequente Anwendung unseres Strafrechts. 
Die zunehmende Verrohung im öffentlichen Raum, Mes-
serattacken, Vergewaltigungen und westdeutsche Innen-
städte, die zu Angsträumen verkommen, machen einer 
Mehrheit der Bürger in diesem Land Angst, und zwar 
zu Recht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Axel Echeverria [SPD]: 
Sie auch!)

Erinnern wir uns an die Petition zur Stuttgarter Erklä-
rung mit dem Thema „Wiedereinstieg in die Kernener-
gie“. Wer sich mal anschauen will, wie es aussieht, wenn 
Wissenschaftler auf grüne Ideologen treffen, dem emp-
fehle ich, die Sitzung des Petitionsausschusses vom 
9. November 2022 noch einmal im Netz anzusehen. Wäh-
rend die geladenen Wissenschaftler faktenbasiert darge-
legt haben, dass Versorgungssicherheit und Umwelt-
schutz nur mit Kernenergie zu erreichen sind, hatte die 
Regierung, vertreten durch ihre Staatssekretäre, dem ge-
ballten Fachwissen der Petenten nichts entgegenzusetzen.

Zur Praxis im Ausschuss gehörte auch im letzten Jahr, 
dass politische Petitionen keine Chance auf eine Umset-
zung hatten, wenn sie nicht der Regierungsagenda ent-
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sprachen. Deswegen gewinnen private Petitionsplatt-
formen immer mehr Akzeptanz, während die Zahl der 
Eingaben an den Bundestag stagniert. Bürgernähe und 
Basisdemokratie passen halt nicht zu einer Regierungs-
koalition, die inzwischen so abgehoben und arrogant ge-
gen die Interessen der breiten Bevölkerung agiert wie 
keine andere in der Bundesrepublik jemals zuvor.

(Beifall bei der AfD – Axel Echeverria [SPD]: 
Glauben Sie das eigentlich selbst?)

Ob Einwanderungs- oder Energiepolitik, Genderirrsinn, 
Heizungsverbot:

(Ruppert Stüwe [SPD]: Es gibt kein Hei-
zungsverbot!)

Noch nie in der Nachkriegsgeschichte wurde den Bürgern 
so penetrant eine Minderheitsideologie aufgezwungen 
wie durch die Ampelregierung. Deswegen würde mehr 
Bürgerbeteiligung, gar die Ermöglichung von Volksab-
stimmungen, an ihrer eigenen ideologischen Existenz-
grundlage rütteln.

(Beifall bei der AfD)
Deswegen hat die Regierungskoalition bisher, obwohl 

in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, noch nichts auf 
den Weg gebracht, das Petitionswesen und damit die 
Beteiligung der Bürger an der Gesetzgebung zu verbes-
sern.

(Axel Echeverria [SPD]: Kommt noch!)
Vorschläge unsererseits, den Petitionsausschuss zu einem 
Instrument für direkte Demokratie zu machen, scheiter-
ten in der letzten Legislatur an Ihrem Votum. Warum 
ermöglichen wir unseren Bürgern nicht einfach, dass Pe-
titionen ab einem bestimmten Quorum als Tagesord-
nungspunkt unser Plenum erreichen?

(Beifall bei der AfD)
Was würde das für die Bürger bedeuten? Sie hätten erst-
malig direkten Einfluss darauf, was hier im Plenum be-
sprochen wird. Denn die Kluft zwischen dem, was hier 
debattiert wird, und dem, was die Menschen vor Ort im 
Alltag bewegt, war nie größer.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Bei Ihrer Rede 
auf jeden Fall, ja!)

Noch nie war eine Regierung so weit von der Lebens-
realität der Menschen entfernt wie heute. 71 Prozent der 
Deutschen wollten laut einer aktuellen Studie der Ham-
burger Körber-Stiftung mehr direkte Demokratie. Laut 
ARD ist eine Mehrheit der Deutschen gegen den Ausstieg 
aus der Kernenergie.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)
Gemäß aller repräsentativen Umfragen ist eine Mehrheit 
der Deutschen gegen die Genderpolitik.

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Wer setzt 
das denn immer wieder auf die Tagesord-
nung?)

Die Mehrheit will Schwarz-Rot-Gold statt Regenbogen.
(Beifall bei der AfD)

Eine Mehrheit der Deutschen ist auch gegen die Mi-
grationspolitik der Ampel.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Mehrheit will auch keine Rechts-
extremen! – Axel Echeverria [SPD]: Die 
Mehrheit ist gegen Sie!)

Mittlerweile – das wird Sie am meisten erschrecken – ist 
es nur noch eine Minderheit, die sich absolut nicht vor-
stellen kann, die AfD zu wählen.

Deswegen: Herr Merz, wie lange wollen Sie sich noch 
mit Ihrer Brandmauer gegen grün-sozialistische Regie-
rungsmehrheiten absichern?

(Axel Echeverria [SPD]: Wo ist er denn?)
Die Brandmauer ist doch nur noch im Bundestag vor-
handen.

(Beifall bei der AfD)
Die Realität draußen ist eine andere. Die Mehrheit will 
mehr Italien, will mehr Schweiz, will mehr Schweden, 
will mehr Ungarn wagen und keine sozialistischen 
Brandmauern mehr.

(Beifall bei der AfD – Heidi Reichinnek [DIE 
LINKE]: Die Mehrheit will weniger AfD! – 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: We-
niger AfD!)

Wir wollen einen freiheitlichen, konservativen Politik-
wechsel. Herr Merz, vielleicht werden Sie bei BlackRock 
noch gebraucht.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er ist gar nicht da!)

Hier sind Sie gescheitert.
(Beifall bei der AfD)

Liebe FDP, Sie sind so oft umgefallen.
(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie sich nicht am Tisch festhalten 
würden, würden Sie auch umfallen! – Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben den Petitionsausschuss in 
keiner Weise verstanden!)

Tun Sie es noch einmal: Beenden Sie diese Regierungs-
koalition! Deutschland braucht Neuwahlen, Deutschland 
braucht einen Regierungswechsel, und zwar mit der AfD. 
Das würde auch so manchem Petenten das Einreichen 
einer Verzweiflungspetition ersparen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Brandes, ich weise Sie darauf hin, dass es nicht 

den Gepflogenheiten einer vernünftigen, argumentativ 
geführten parlamentarischen Debatte entspricht, dass 
Sie die Kolleginnen und Kollegen frei gewählten Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier als irgendwie gear-
tete Gesellschaft bezeichnen, und auch nicht, dass Sie den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk verunglimpfen, den Sie 
hinterher zitieren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)
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Jetzt gebe ich das Wort dem Kollegen Manfred 
Todtenhausen für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Manfred Todtenhausen (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrte Damen und Herren, auch auf den 
Tribünen! Ich möchte sagen: Den demokratischen Par-
teien geht es um die Petenten und Petentinnen. Wir haben 
gerade gehört: Hier geht es um Populismus. Ich bin ent-
setzt!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE] – Lachen bei der 
AfD)

Zum Glück durfte die Ausschussvorsitzende die Aus-
sprache zu diesem Tagesordnungspunkt eröffnen; denn 
dann können die anderen Redner sicher sein: Die wich-
tigsten Punkte sind schon erwähnt worden. Die Zahlen 
und Statistiken wurden vorgestellt, der wohlverdiente 
und berechtigte Dank an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Ausschussdienstes ist bereits ausgesprochen, 
und über die interessantesten Petitionen wurde berichtet.

Daher habe ich jetzt die Zeit, zu sagen: Mich macht es 
jedes Jahr stolz, hier für die FDP-Fraktion reden zu dür-
fen, den Bürger zu vertreten und zu diesem Bericht zu 
sprechen; denn die Stimmung und der Arbeitsstil im Pe-
titionsausschuss – das haben Sie gerade an den meisten 
Reden gemerkt – sind doch anders als in anderen Aus-
schüssen. Im Petitionsausschuss ringen wir unter den 
demokratischen Parteien immer und immer wieder um 
einen möglichst breiten Konsens. Und wenn wir uns 
von einer Bundesregierung nicht ausreichend unterstützt 
fühlen, machen wir es auch deutlich – unabhängig vom 
Parteibuch.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ein ähnliches Selbstbewusstsein sagt man übrigens nur 
den Haushältern nach. Wir haben das auch.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
CDU/CSU)

Im Petitionsausschuss spürt man besonders deutlich, 
dass wir hier im Parlament dafür da sind, die Menschen 
zu unterstützen und ihr Leben leichter zu machen.

(Zuruf von der AfD: Das tun Sie aber nicht!)

Im Petitionsausschuss erleben und erfahren wir beson-
ders deutlich, welche Themen den Menschen unter den 
Nägeln brennen.

(Zuruf von der AfD: Schön wär’s! – Gegenruf 
des Abg. Axel Echeverria [SPD]: Ruhe da drü-
ben!)

Auch 2022 hat die Menschen Corona immer noch sehr 
beschäftigt, sei es durch eine mögliche Impfpflicht, sei es 
bei der Erforschung von Long Covid. Ebenso waren 
außenpolitische Themen offensichtlich von großem Inte-
resse, sei es der Völkermord an den Jesiden, die Unter-
stützung der Freiheitsbewegung im Iran oder die An-
erkennung indischer Adoptionen.

Natürlich waren auch der unerträgliche russische An-
griff auf die Ukraine, die Anerkennung des Holodomors 
als Völkermord und die energetische Unabhängigkeit von 
Russland mit allen Auswirkungen auf die deutsche Ener-
giepolitik Themen im vergangenen Jahr.

Zu den üblichen Themenschwerpunkten gehörte auch 
die Gesundheitspolitik. Im letzten Jahr war sie zum Bei-
spiel vertreten durch Petitionen zur medizinischen Ver-
sorgung von Lipödem-Erkrankungen, zum Kampf gegen 
Schließungen von Geburtsstationen und zur Anpassung 
der Honorare für das Zahntechnikerhandwerk.

Besonders herauszuheben ist zudem die Petition zur 
Verstetigung des Bundesprogramms „Sprach-Kitas“. 
Über 250 000 Menschen haben diese Petition mitgezeich-
net. Nur einmal zum Ablauf: Sie ist am 1. August 2022 
beim Petitionsausschuss eingegangen, am 17. Oktober in 
einer öffentlichen Sitzung diskutiert und am 24. Novem-
ber mit den Stimmen der Ampelkoalition im Plenum mit 
dem höchsten Votum beschlossen worden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Das ist das Gute: Die Petition wirkt. Die Bundesregie-
rung hat daraufhin noch einmal Geld in die Hand genom-
men und mit den Bundesländern zu einer Einigung ge-
funden, die Sprach-Kitas mit Mitteln aus dem KiTa- 
Qualitätsgesetz weiterzuführen.

Gerade erst in der vergangenen Woche haben wir eine 
Petition aus dem vergangenen Jahr mit dem höchstmög-
lichen Votum beschlossen; wir haben sie der Bundes-
regierung zur Berücksichtigung überwiesen. Sie betrifft 
die Schaffung eines Mutterschutzes für schwangere 
Selbstständige. Wir werden sicher im nächsten Jahr 
noch mal darüber reden. Eine Schreinermeisterin hat er-
folgreich auf Probleme hingewiesen. Ich hoffe, dass diese 
Petition in der Umsetzung genauso erfolgreich sein wird 
wie die zu den Sprach-Kitas.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der CDU/CSU)

Denn bei dieser Petition ging es zugegebenermaßen be-
sonders schnell.

Leider geht es nicht immer so. Teilweise warten noch 
Petitionen aus der letzten, der vorletzten oder sogar aus 
der vorvorletzten Wahlperiode auf Entscheidung. Aber 
wir sind ein gutes Stück vorangekommen, den Stau ab-
zuarbeiten. Als Ampelkoalition zeigen wir, dass man Pe-
titionen nicht einfach liegen lassen muss, sondern man 
Petenten auch einfach und ehrlicherweise sagen kann, 
dass es zu einem Thema keine Einigkeit in einer Koali-
tion gibt. Das zeugt meines Erachtens von Wertschätzung 
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für die Petentinnen und Petenten, die dann nicht mehr 
länger warten müssen, und wertet das Petitionswesen 
erheblich auf.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU/CSU)

Neben allen inhaltlichen Fragen möchte ich auch kurz 
über organisatorische Fragen sprechen. Zum einen hoffe 
ich darauf, dass wir im kommenden Jahr berichten kön-
nen, dass wir 2023 das Petitionsrecht reformiert und ver-
bessert haben. Zum anderen arbeitet die Verwaltung mit 
Hochdruck an der Verbesserung des Petitionsportals im 
Internet. Wir wollen es den Menschen leichter machen, 
ihre Petition beim Deutschen Bundestag einzureichen, 
ohne sich auf irgendeiner externen Plattform wieder-
zufinden. Mit einer integrierten Plattform kann auch un-
sere Arbeit im Ausschuss schneller werden. Ein erster 
Schritt dazu: Unter www.petitionsportal.de können Sie 
nun die Petitionsportale des Bundestages und aller Lan-
desparlamente erreichen und in wenigen Schritten Ihre 
Petition einreichen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, als Mitglied 
im Petitionsausschuss erlebt man sehr viele schöne Mo-
mente, wenn man Petentinnen und Petenten bei persönli-
chen Problemen helfen kann, auch wenn sie nicht ihren 
Weg in die Öffentlichkeit oder gar in den Petitionsbericht 
geschafft haben. Es ist ein tolles Gefühl, wenn man helfen 
kann.

Man erlebt aber auch den Frust und die Enttäuschung 
von Menschen, wenn ihnen gesagt wird, dass man ihnen 
leider nicht helfen kann. Hier sind gerade die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Ausschussdienstes und unse-
rer Büros gefragt, die diesen Frust abbekommen. Das 
erleben wir bei vielen Telefonaten. Daher würde ich Sie 
herzlich um einen Applaus bitten für diejenigen, die für 
uns da sind und die uns den Rücken stärken und frei-
halten.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN)

Wir haben gerade von der Kollegin Weiss gehört: Ein-
mal Petitionsausschuss, immer Petitionsausschuss. – Ich 
freue mich auf jeden Fall darauf, auch weiterhin. Was 
kann einem Politiker denn Besseres passieren, als im 
Petitionsausschuss der verlängerte Arm des Bürgers und 
der Bürgerin im Parlament zu sein?

Vieles andere ist schon gesagt worden; deshalb ver-
zichte ich auf meine weitere Redezeit. Ich würde alles 
nur wiederholen. Deshalb: Auf eine weiterhin gute Zu-
sammenarbeit im Sinne der Petentinnen und Petenten!

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Vielen Dank. – Für die Fraktion Die Linke hat nun die 

Kollegin Ina Latendorf das Wort.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ina Latendorf (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zunächst einmal möchte auch ich mich im 
Namen meiner Fraktion bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Ausschussdienstes für die wertvolle Ar-
beit bedanken, die sie leisten. Die sehr gute Vorbereitung 
der Ausschusssitzungen, der Berichterstattergespräche 
und auch der Ortstermine ist eine notwendige Vorausset-
zung, ohne die wir unsere Arbeit gar nicht machen könn-
ten.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Diese Arbeit wird aus meiner Sicht in der Hektik des 
parlamentarischen Alltags vergessen – und nicht nur in 
diesem Ausschuss, sondern oft auch in den anderen Aus-
schüssen –, und ich möchte heute meinen Dank an alle 
Mitglieder der Ausschussdienste nachholen und ihre Ar-
beit auch hier würdigen.

Ich bin voller Überzeugung im Petitionsausschuss. Das 
Bindeglied zwischen Bürgern und Parlament ist so wich-
tig. Das Recht, sich mit Bitten und Beschwerden an den 
Deutschen Bundestag zu wenden, ist ein Grundrecht aller 
Bürgerinnen und Bürger. Doch für jene, die sich an uns 
wenden, ist es häufig viel mehr als nur die Wahrnahme 
ihres Grundrechtes. Für die meisten ist es die einzige 
Möglichkeit, sich außerhalb von Wahlen alle vier Jahre 
an uns zu wenden und damit mitzubestimmen, die einzige 
Möglichkeit, eigene Ideen zur politischen Gestaltung ein-
zubringen, die einzige Möglichkeit, persönliche Schick-
sale auch dem Parlament vortragen zu können, und ja, für 
viele ist es auch die letzte Hoffnung in ihrem persönli-
chen Anliegen.

Aber die Zahl der eingereichten Petitionen stagniert 
seit 2015; im letzten Jahr waren es trotz vieler Nutzer-
anmeldungen ein bisschen mehr als 13 000. Dieser lang-
fristige Rückgang macht mich stutzig. Ist das wirklich 
gut? Nein. Die privaten Plattformen boomen; deren Nut-
zerzahlen sind wesentlich höher. Und über Jahre war die 
einzige Reaktion aus unserem Haus darauf: Wir sind das 
Original. – Aber hilft uns das, wenn die Menschen uns 
nicht mehr erreichen, sondern ausweichen auf andere 
Plattformen?

Unser aktuelles Petitionswesen wird offenbar den An-
sprüchen und Erwartungen der Menschen nicht mehr ge-
recht, und das sagen auch die Bürger, die uns schreiben: 
Einreichungen und Mitzeichnungen sind zu kompliziert, 
man hört über lange Zeit nichts, wenn man eine Petition 
einreicht, Verfahren laufen zu lange. Wir haben es gehört: 
Es gibt Petitionen, die noch aus dem Jahr 2015 im System 
sind. In den Suchmaschinen findet man Petitionsplattfor-
men schnell, die dann auch noch übersichtlicher sind.
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Es besteht also dringender Reformbedarf, um Petitio-
nen den ihnen gebührenden Stellenwert hier im Bundes-
tag zurückzugeben. Auf jeden Fall können und sollten 
wir das besser machen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die letzte Reform des Petitionswesens stammt aus dem 
Jahr 2005; das ist damit fast 20 Jahre her. Meine Fraktion 
hat in der vergangenen und ebenso in dieser Wahlperiode 
schon zahlreiche Anträge zur Änderung der Verfahrens-
weise eingebracht, und sämtliche sind abgelehnt worden. 
Wir haben mittlerweile zweimal im Petitionsausschuss 
und dreimal in den Haushaltsberatungen den Antrag ge-
stellt, einen Härtefallfonds für Menschen in Not ein-
zurichten. Auch diese Anträge wurden abgelehnt.

Die Koalition hat sich im Koalitionsvertrag ja vor-
genommen, das Petitionsrecht zu reformieren. Ich erinne-
re: Die Hälfte der Wahlperiode ist fast vorbei,

(Martina Stamm-Fibich [SPD]: 16 Monate!)
und auch vor einem Jahr gab es in dieser Debatte Ankün-
digungen für eine Reform.

(Beifall des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU] – Axel Echeverria [SPD]: Es muss gut 
werden und nicht schnell!)

Handlungsbedarf gibt es in vielen Bereichen. Die Trans-
parenz der Verfahren und der Entscheidungsfindungen 
muss unbedingt erhöht werden, und es braucht aus mei-
ner Sicht, aus Sicht der Linken generell öffentliche Sit-
zungen,

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Genau!)
es braucht eine Möglichkeit, Petentinnen und Petenten an 
Berichterstattergesprächen zu beteiligen, es braucht mehr 
Gewicht von Petitionen hier in diesem Haus, im Plenum.

Zur Transparenz gehört auch Verständlichkeit. Was 
bringt es Petenten und Petentinnen, wenn sie Post aus 
dem Bundestag erhalten, aber den Inhalt nicht wirklich 
verstehen, weil er vielleicht zu fachlich oder gefühlt zu 
weit weg von den Anliegen ist? Alle Bürgerinnen und 
Bürger, die sich in ihren persönlichen Anliegen an uns 
wenden, müssen die Möglichkeit haben, das Petitionsver-
fahren letztlich auch verstehen zu können.

Wer mehr Fortschritt wagen möchte, der kann seine 
Forderungen nicht lediglich in den Koalitionsvertrag 
schreiben, sondern muss irgendwann auch was umsetzen, 
und wir werden Sie nicht nur daran erinnern, sondern wir 
werden auch Vorschläge machen, die die Petitionsverfah-
ren im Sinne der Menschen in unserem Land verbessern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Sabine 
Weiss [Wesel I] [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Swantje Henrike Michaelsen für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Auch ich möchte mit einem Dank an 
die Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss und an die 
Mitarbeiter/-innen des Ausschussdienstes für die Zusam-
menarbeit beginnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der LINKEN und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP])

Wieder ist der Petitionsbericht eine beeindruckende 
Gesamtschau über das letzte Jahr. Insgesamt wurden 
13 242 Petitionen beim Petitionsausschuss eingereicht – 
so zahlreiche Petitionen, so unterschiedliche Themen, so 
viel Engagement! Zivilgesellschaftliche Teilhabe ist ein 
zentraler Bestandteil unserer Demokratie, und Petitionen 
sind ein Grundrecht. Dieses Grundrecht gibt allen Men-
schen unabhängig von Alter, Herkunft oder Wahlrecht die 
Möglichkeit, sich mit ihren Sorgen und Nöten oder Wün-
schen an den Deutschen Bundestag zu wenden.

Oft sind es persönliche Anliegen: die Rente, die nicht 
richtig ausgezahlt wurde, oder der Anspruch auf Entschä-
digung, der abgelehnt wurde. Viele Petitionen gehen aber 
weit über eine persönliche Betroffenheit hinaus. Sie sind 
damit ein Instrument, mit dem sich Menschen unmittel-
bar für das Gemeinwohl und unser Zusammenleben en-
gagieren können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP])

Petitionen sind als ein kleines, aber wichtiges Puzzleteil 
zu verstehen, das Debatten anstößt und Veränderungen 
bewirken kann – bis hin zur Gesetzgebung.

Als Verkehrspolitikerin bin ich für meine Fraktion un-
ter anderem für die Petitionen zuständig, die in den Auf-
gabenbereich des BMDV fallen. Im letzten Jahr sind 
hierzu insgesamt 805 Petitionen eingegangen, fast ein 
Drittel mehr als im Vorjahr. Ein großer Teil dieser 
Petitionen bezog sich überwiegend auf das Straßenver-
kehrsrecht, nicht selten konkret auf die Straßenver-
kehrs-Ordnung. Andere Themen waren zum Beispiel 
die Geschwindigkeiten auf Autobahnen oder innerorts, 
der Umgang mit Inlandsflügen und allerlei Fragen zum 
Führerscheinrecht.

Der Petitionsbericht ist auch hier ein Seismograf. 
Kaum ein Thema bewegt die Menschen so sehr wie die 
Frage, wie wir in Zukunft mobil sein können oder wollen 
und welche Auswirkungen Mobilität und Verkehr auf 
Mensch und Umwelt haben.

Das zeigen uns auch die vielen Petitionen, die uns zum 
Thema Lärm erreicht haben. Autobahnen, Schienenstre-
cken, Motorradrouten: Überall in Deutschland fühlen 
sich die Menschen nicht ausreichend vor Lärm geschützt, 
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und sie fordern mehr und besseren Lärmschutz. Allzu oft 
sind sämtliche rechtlichen Möglichkeiten bereits aus-
geschöpft. Was wir daran sehen: Der gesetzliche Lärm-
schutz reicht nicht aus. – Ich freue mich, dass wir deshalb 
diese Petitionen nicht abgeschlossen, sondern ans BMDV 
überwiesen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Ina Latendorf [DIE LINKE])

So ist vielleicht jede dieser Petitionen ein Puzzleteil zu 
einer Gesetzgebung, die gesundheitliche Folgen besser 
einpreist als bisher.

Alljährlich der Petitionsbericht, alljährlich eine De-
batte im Plenum zu den Petitionen des Vorjahres. Einmal 
im Jahr zumindest stehen die Petitionen hier im Bundes-
tag im Mittelpunkt. Doch das ganze Jahr über beschäfti-
gen wir uns als Abgeordnete mit den eingehenden Peti-
tionen. Jede Petition wird behandelt und ernsthaft 
geprüft. Wir informieren uns dafür über die unterschied-
lichsten Themen, wir diskutieren, streiten manchmal und 
suchen doch oft auch gemeinsam nach Voten, die den 
Anliegen der Petentinnen und Petenten gerecht werden.

Petitionen zeigen uns unmittelbar, was die Menschen 
bewegt. Gesellschaftliche Debatten können so unabhän-
gig von parlamentarischen Prozessen in den Bundestag 
getragen werden. Deshalb arbeiten wir – die Kolleginnen 
und Kollegen haben es schon gesagt – an Vorschlägen für 
eine Reform des Petitionsrechts. Es soll einfacher und 
transparenter werden, und die Petitionen sollen auch ei-
nen neuen Platz in der Plenardebatte bekommen, damit 
Petitionen noch mehr als bisher ein Bindeglied zwischen 
Gesellschaft und Bundestag und damit ein Puzzleteil der 
Demokratie sein können.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Vielen Dank. – Das Wort hat der Kollege Ralph 

Edelhäußer für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn ich Schulklassen hier im Bundestag begrüße und 
hin und wieder über meine Arbeit im Petitionsausschuss 
berichte, dann erkundige ich mich, ob die jungen Leute 
wissen, was denn eine Petition ist. Regelmäßig wissen die 
jungen Leute mit dem Begriff nicht allzu viel anzufangen. 
Umso überraschter sind sie dann, wenn sie erfahren, 
welch großes Potenzial jede einzelne Bürgerin und jeder 
einzelne Bürger in unserem Land mit diesem Petitions-
recht hat. Denn Petitionen stellen eine wichtige Schnitt-
stelle zwischen dem Volk und uns als Volksvertretung 
dar. Wir als MdBs bekommen eine direkte Rückkopplung 
zu unserem Handeln oder auch zu unserem Nichthandeln 

und können damit auch entsprechende Impulse für Ge-
setzesinitiativen geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [DIE 
LINKE])

Das beste Beispiel dafür ist die überaus erfolgreiche 
Petition zu den Sprach-Kitas im vergangenen Jahr. Von 
unserer Seite schon oft vorgetragen: Die Bundesregie-
rung hat sich bei diesem Thema nicht wirklich mit gro-
ßem Ruhm bekleckert. Immerhin wurde das erfolgreiche 
Bundesprogramm „Sprach- Kitas“ von der gesamten 
Fachwelt hoch gelobt. Es freuten sich Familien, es freu-
ten sich die Kitas, die Fachkräfte und die Verbände, als im 
November 2021 im Koalitionsvertrag zu lesen war, dass 
das Bundesprogramm weiterentwickelt und verstetigt 
werden soll. Als dann, nur ein halbes Jahr später, ohne 
irgendeinen zeitlichen Vorlauf, das plötzliche Förder-Aus 
kam, regte sich Unverständnis und Protest im ganzen 
Land. Ein Ergebnis dessen war die öffentliche Petition, 
die die Fortführung und Verstetigung des Programms 
forderte. Sage und schreibe über 277 000 Personen haben 
diese Petition mitgezeichnet. Im Rahmen des Petitions-
prozesses haben wir uns als Union bemüht, die Sprach- 
Kitas zu erhalten und eine schnelle Lösung für alle Betei-
ligten zu finden. Keines der Bundesländer hätte in der 
Kürze der Zeit ein qualitativ gleichwertiges Programm 
auf die Beine stellen können.

Die von der Union unterstützte Petition hat die Bun-
desregierung natürlich unter gewissen Handlungsdruck 
gesetzt und sie letztendlich dazu gebracht, den Förder-
zeitraum zumindest um sechs Monate, jetzt bis zum 
30. Juni dieses Jahres, zu verlängern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Öffentlichkeit hat die Ampelregierung vermittelt, 
damit die Finanzierung der Sprach-Kitas ein halbes Jahr 
länger gesichert zu haben; leider ist das aber nur die halbe 
Wahrheit. Denn bedauerlicherweise haben Sie die nöti-
gen Mittel für die Verlängerung aus dem KiTa-Qualitäts-
gesetz umgeschichtet. 109 Millionen waren das, und die 
fehlen dann an anderer Stelle.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Auch nur die halbe 
Wahrheit!)

Wir, aber auch einige Kolleginnen und Kollegen aus der 
Regierungskoalition, hätten uns andere Lösungen ge-
wünscht, aber wenigstens hatten die Bundesländer etwas 
mehr Zeit, um sich auf die neue Situation einzustellen. 
Allein dieses Beispiel zeigt: Die Arbeit im Petitionsaus-
schuss ist von einem lebhaften Austausch geprägt.

Wahr ist aber auch: So unterschiedlich die Positionen 
der Fraktionen sein mögen – der Petitionsausschuss of-
fenbart, dass es hier im Deutschen Bundestag darum geht, 
die besten Lösungen für unsere Bürgerinnen und Bürger 
zu bewirken, und das Ganze auch über die Parteigrenzen 
hinweg. Das finde ich gut, und darauf können wir uns 
auch einigen.
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Petitionen setzen aber nicht nur Themen auf die poli-
tische Agenda; sie ermöglichen auch Teilhabe. Unsere 
Demokratie lebt vom Teilhaben, vom Mitmachen und 
Mitgestalten. Und dass der Wille dazu in der Bevölke-
rung besteht, das sehen wir an den Zahlen: Allein 
13,5 Prozent mehr eingereichte Petitionen als im Vorjahr 
sind ein beredtes Beispiel dafür. Rund 50 Petitionen pro 
Werktag gehen dem Ausschuss zu. Ich finde, das ist eine 
beeindruckende Zahl, und das ist auch ein gutes Zeichen 
für eine gelebte Demokratie.

Entgegen der Annahme, dass die Bürgerinnen und 
Bürger sich von der Politik in schwierigen Zeiten abwen-
den, resignieren und dieser Politik den Rücken kehren 
würden, wenden sie sich mit ihren Anliegen aus allen 
Politik- und auch Lebenslagen direkt an uns, ans Par-
lament. Ein enger Kontakt – und das wissen wir alle – 
zwischen der Bevölkerung und der Politik war und ist das 
beste Mittel gegen die vielgescholtene Politikverdrossen-
heit und wird es auch immer sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Umso wichtiger ist es, dass das Petitionswesen so nie-
derschwellig wie möglich gestaltet wird. Hier gibt es 
noch viel zu tun, auch um den teils fragwürdigen und 
wirkungslosen privaten Petitionsplattformen endlich das 
Wasser abzugraben; das ist ganz wichtig. Nur die Eingabe 
einer Petition in den Deutschen Bundestag garantiert eine 
Prüfung, unabhängig davon, ob es viele Mitunterzeichner 
gegeben hat oder ob es vielleicht auch nur denjenigen 
gibt, der die Petition eingereicht hat.

Wir als Union setzen uns dafür ein, dass das Petitions-
wesen im Deutschen Bundestag im digitalen Zeitalter 
ankommt. Dazu gehören die Erweiterung der E-Petitions-
plattform oder auch die Einbindung der Bundestags-App, 
die sich großer Beliebtheit erfreut. Aber auch die Petiti-
onsakte muss dringend digital werden, um ein schnelleres 
und effektiveres Bearbeiten – die Kollegen haben es 
schon gesagt – zu ermöglichen; denn ein Stapel von Pe-
titionsakten auf dem Schreibtisch, ich glaube, das ist 
nicht mehr zeitgemäß. Deswegen rufe ich den Kollegin-
nen und Kollegen zu: Lassen Sie uns fraktionsübergrei-
fend dieses Thema gemeinsam angehen! Ich glaube, das 
kriegen wir hin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Schließlich sind wir uns doch alle einig, dass wir es den 
Petentinnen und Petenten schuldig sind, ihre Anliegen 
nicht nur gewissenhaft, sondern auch in einer zeitlichen 
Nähe zu bearbeiten, und da können und müssen wir uns 
noch verbessern.

In diesem Sinn freue ich mich auf eine weiterhin kon-
struktive Zusammenarbeit im Petitionsausschuss und er-
mutige die Bürgerinnen und Bürger, dass sie heute nicht 
nur zuschauen, sondern dass sie auch direkt mit dem 
Deutschen Bundestag in Kontakt treten und sich an uns 
wenden.

Herzlichen Dank dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD, des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der AfD und der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Erik von Malottki für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Erik von Malottki (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Petitionen sind 
unsere demokratische Lebensversicherung; denn sie sind 
ein entscheidendes Mittel gegen Politikverdrossenheit 
und Ohnmachtsgefühl der Bürgerinnen und Bürger. Die 
Funktion der Petition ist gerade in der politischen Kultur 
in Ostdeutschland wichtig, wo Parteien weniger ver-
ankert sind. Gerade hier können Petitionen Menschen 
helfen, die sich häufig ohnmächtig gegenüber politischen 
Entscheidungen fühlen. Ich möchte Ihnen deshalb von 
drei Petitionen, die ich in den letzten Monaten im Aus-
schuss bearbeitet habe, berichten, die genau das Gegen-
teil von Ohnmacht zeigen. Es geht um drei Frauen, die 
durch Petitionen die Möglichkeit der Mitbestimmung und 
Selbstermächtigung genutzt haben.

Ich bin mir sicher: Jeder und jede im Bundestag kennt 
die Sprach-Kitas, und dass das so ist, haben wir Wenke 
Stadach, einer Kitaleiterin aus der Neubrandenburger 
Oststadt zu verdanken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der AfD und der 
LINKEN)

Als die Nachricht kam, dass es im Bundeshaushalt 2023 
keine Mittel für die Sprach-Kitas mehr geben soll, hat sie 
mit ihrer Petition den Anstoß gegeben, damit sich im 
ganzen Land Erzieherinnen und Erzieher, Eltern, Ver-
bände und Gewerkschaften zusammenschließen, um die 
Sprach-Kitas zu retten. Das Ergebnis: die erfolgreichste 
Petition des Jahres 2022 mit über 250 000 Unterschriften. 
Und diese Unterschriften wurden gehört. Der Bund hat 
eine Übergangsfrist bis Ende Juni 2023 geschaffen, und 
im Anschluss wird es in fast allen Bundesländern mit den 
Sprach-Kitas weitergehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wenke Stadach hat als Petentin gezeigt, dass es möglich 
ist, mithilfe einer Petition einen Fehler der Politik zu 
korrigieren. Sie hat mit viel Herzblut und Einsatz ganz 
konkret vielen Familien und Kindern im Land geholfen.

Ich bin mir sicher, dass die Petentin Johanna Röh auch 
bald einen solchen Erfolg feiern kann.

(Beifall der Abg. Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Johanna Röh ist Tischlermeisterin aus Niedersachsen und 
hat durch ihre eigene Schwangerschaft festgestellt, wel-
che Probleme selbstständig tätige Frauen im Zuge ihrer 
Mutterschaft haben. Das Mutterschutzgesetz sichert näm-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 111. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. Juni 2023                                 13572 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ralph Edelhäußer 



lich bisher vor allem angestellte Frauen ab, und das ist 
eine Lücke, die wir dank Johanna Röh und ihrer vielen 
Unterstützer/-innen jetzt schließen werden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Kampagne zur Petition hat dabei sehr viele Men-
schen weit über das Handwerk hinaus erreicht. Dank 
der Kampagne ist klar, wie dringend der Handlungs-
bedarf ist. Deshalb wollen wir eine Reform des Mutter-
schutzgesetzes auf den Weg bringen. Ich bin mir sicher, 
dass diese Petition für viele selbstständig tätige Mütter 
etwas zum Positiven verändern wird.

Die letzte Petition, die ich heute vorstellen möchte, 
kommt ebenfalls aus Neubrandenburg. Renate 
Krajewski, die Petentin, ist Vorsitzende der Mitarbeiter-
vertretung des Dietrich-Bonhoeffer-Klinikums Neubran-
denburg und seit über 30 Jahren examinierte Kranken-
schwester. Seit Jahresbeginn ist die Behandlung von 
Extremfrühchen – das sind zu früh geborene Kinder, die 
bei Geburt unter 1 250 Gramm wiegen – am Bonhoeffer- 
Klinikum untersagt. Das Perinatalzentrum der Klinik hat 
die Mindestfallzahl für das Level 1 nicht erreicht; diese 
Mindestmengenregelung wurde erst 2021 durch die letzte 
Bundesregierung auf den Weg gebracht und führt nun 
dazu, dass gerade im ländlichen Raum die stationäre Ver-
sorgung von Extremfrühchen gefährdet wird. Auch des-
halb hat das Behandlungsverbot viel Frustration und Wut 
ausgelöst. Die ganze Region bewegt dieses Thema, und 
in einer solchen Situation sind diejenigen nicht weit ent-
fernt, die versuchen, aus dem Frust für ihre antidemokra-
tische Agenda Kapital zu schlagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dass das nicht geklappt hat, verdanken wir auch 
Renate Krajewski.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Obwohl die Situation ausweglos schien, hat sie nicht 
aufgegeben. Über 100 000 Menschen haben ihr Anliegen 
unterstützt. In der öffentlichen Anhörung zur Petition hat 
sie gemeinsam mit dem Kinderarzt Sven Armbrust für 
mich ganz klar gemacht: Die Extremfrühchen in Neu-
brandenburg werden hervorragend behandelt. Die Frage 
der Versorgung im ländlichen Raum wurde bei der Ein-
führung der Mindestmengenregelung im Jahr 2021 nicht 
genug gewürdigt. – Ich bin zuversichtlich, dass wir dank 
der Petition eine gute Lösung finden werden, nicht nur für 
die Klinik in Neubrandenburg, sondern für alle Kranken-
häuser im ländlichen Raum.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Mich macht es besonders stolz, dass wir im letzten Jahr 
so erfolgreiche Petitionen aus Ostdeutschland hatten. 
Auch wenn es so manchem Multimilliardär und Zei-

tungsverleger nicht passt: Der Osten ist demokratisch 
und zeigt mit Hunderttausenden Unterschriften für Peti-
tionen an den Deutschen Bundestag, dass das so ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN und des Abg. 
Philipp Hartewig [FDP])

Was verdeutlichen diese drei Petitionen aus dem letz-
ten Jahr? Petitionen lohnen sich, sie können direkten Ein-
fluss auf die Politik nehmen, und sie sind ein entschei-
dendes Mittel gegen Ohnmacht und Frustration. 
Petitionen sind gelebte Demokratie.

Danke. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN und 
des Abg. Dirk Brandes [AfD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Und es geht gleich weiter mit einem Beitrag aus der 

SPD-Fraktion. Das Wort hat die Kollegin Annika Klose.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU])

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Werte Zuschauer/-innen! Da kann ich tatsächlich 
direkt gut an meinen Vorredner Erik von Malottki an-
knüpfen. Petitionen ermöglichen es nämlich allen Men-
schen, sich auf dem direkten Wege an den Deutschen 
Bundestag zu wenden. Das haben wir bereits mehrfach 
gehört. Dafür ist aber weder der Wohnsitz noch die Na-
tionalität entscheidend, sondern es ist wirklich ein Jeder-
mannsrecht. Egal wo man herkommt, egal wo man lebt, 
egal wie alt man ist: Dieses im Grundgesetz garantierte 
Recht kann jeder und jede für sich in Anspruch nehmen.

Im letzten Jahr sind 13 242 Petitionen eingegangen. 
Das sind durchschnittlich 52 Petitionen pro Tag. Diese 
Zahl zeigt, dass viele Menschen ihr im Grundgesetz ver-
ankertes Recht, sich mit jeglichem Anliegen an ihre ge-
wählte Volksvertretung zu wenden, kennen und es auch 
nutzen. Wie auch schon im Vorjahr war Berlin das Bun-
desland, aus dem die meisten Petitionen pro Einwohner/- 
in eingereicht wurden, nämlich 366 Eingaben pro 1 Mil-
lion Einwohner/-innen. Das freut mich als Berliner Abge-
ordnete ganz besonders.

Gleichzeitig ist es mir aber auch ein Anliegen, das 
Petitionswesen noch bekannter zu machen und alle Men-
schen dazu zu ermutigen, von ihrem Recht Gebrauch zu 
machen. Wir als Ampelkoalition arbeiten aktuell daran, 
das Petitionswesen noch niedrigschwelliger und intuiti-
ver zu machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Philipp 
Hartewig [FDP])

Denn Petitionen sind nicht nur von großem Wert für 
diejenigen, die sie inhaltlich betreffen. Auch für uns Ab-
geordnete ermöglichen sie in unserer alltäglichen Arbeit 
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einen unmittelbaren Einblick in die Themen, die die Bür-
ger/-innen beschäftigen. Sie geben uns die Chance, so-
wohl persönlichste Einzelanliegen im Detail zu verstehen 
als auch die Themen zu vertiefen, die Tausende von Men-
schen bewegen.

In meinem eigenen Zuständigkeitsbereich im Aus-
schuss – das sind „Arbeit und Soziales“ und die Au-
ßenpolitik – wird das besonders deutlich. Von ganz 
individuellen Problemen mit zum Beispiel dem Renten-
bescheid oder der Anrechnung von Einkommen auf die 
Grundsicherungsleistungen reicht das Spektrum bis hin 
zu Themen von globaler Relevanz wie bewaffneten Kon-
flikten und humanitären Krisen. Aus dem Jahresbericht 
für 2022 geht hervor, dass es 1 172 Zuschriften zum 
Thema Außenpolitik gab. Das ist ein Zuwachs von sage 
und schreibe 125 Prozent gegenüber 2021. Wir sehen 
daran, wie stark die vielen Konflikte auf der Welt eben 
auch die Menschen hier bewegen.

Zum Beispiel gibt es in der Bevölkerung sehr viel 
Unterstützung für die Freiheits- und Frauenrechtsbewe-
gung in Iran. Mehr als 63 000 Menschen haben eine Pe-
tition dazu unterschrieben, weil sie Sanktionen gegen das 
iranische Regime fordern und weil sie sich solidarisch 
mit den Protestierenden zeigen. Ich unterstütze dieses 
Anliegen aus ganzem Herzen und bedanke mich bei allen, 
die sich seit Monaten für die Freiheitsbewegung in Iran 
einsetzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wie wichtig zivilgesellschaftliche Initiativen für die 
Gestaltung unserer Außenpolitik sind, hat eine Petition 
von in Deutschland lebenden Jesidinnen und Jesiden im 
letzten Jahr besonders deutlich gemacht. Darin wurde an 
das Verbrechen erinnert, das die Terrororganisation „Isla-
mischer Staat“ im Jahr 2014 begangen hat. Der so-
genannte IS hat in Nordirak Tausende Angehörige der 
jesidischen Gemeinschaft getötet oder verschleppt. 
Mehr als 2 000 Frauen und Mädchen werden bis heute 
vermisst. Eine bewegende Erfahrung für mich als Abge-
ordnete war dabei, ein Gespräch mit der jesidischen Frie-
densnobelpreisträgerin und Sonderbotschafterin der Ver-
einten Nationen für die Würde der Überlebenden von 
Menschenhandel, Nadia Murad, zu führen.

Die Anerkennung der Gräueltaten des IS als Völker-
mord durch den Deutschen Bundestag ist ein deutliches 
politisches Zeichen.

(Beifall des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU])

Die weitere Aufklärung und die Aufarbeitung der Ver-
brechen des IS sind von enormer Bedeutung, nicht nur 
für die Jesidinnen und Jesiden, sondern auch für die in-
ternationale Gemeinschaft –

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie der Abg. Dirk Brandes [AfD] und Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

und all das angestoßen durch eine Petition.

Ich hoffe, dass wir als Deutscher Bundestag durch die 
Anerkennung der Taten als Völkermord einen Beitrag zur 
Konflikt- und Traumabewältigung für die jesidische Ge-
meinschaft weltweit leisten konnten. Als Heimat der 
größten jesidischen Diaspora weltweit tragen wir in 
Deutschland eine besondere Verantwortung und werden 
weiterhin dafür arbeiten, dieser gerecht zu werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Das waren jetzt zwei kurze Schlaglichter auf die Arbeit 
des Petitionsausschusses. Sie zeigen, wie wichtig es ist, 
dass wir alle Anliegen ernst nehmen und gewissenhaft 
behandeln. Als Mitglied des Petitionsausschusses bin 
ich froh darüber, gemeinsam mit meinem Team hierzu 
einen Beitrag leisten zu können. Ich möchte mich darum 
für die großartige Arbeit des Ausschussdienstes bedan-
ken, die es uns ermöglicht, unsere Arbeit fortzuführen 
und zu bewältigen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie der Abg. Ina Latendorf [DIE LINKE])

Schließlich möchte ich noch an die Bundesregierung 
appellieren, dass die Anliegen, die wir ihr überweisen, 
auch ernst genommen werden, und an das Haus hier, 
dass es mehr Gehör für genau diese Themen gibt. Dafür 
setzen wir uns ein, und das stärkt auch das Vertrauen in 
unsere Demokratie.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD und der 
Abg. Ina Latendorf [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Yannick Bury das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FDP)

Yannick Bury (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir uns jetzt auch in dieser Debatte die 
Frage stellen: „Was ist eigentlich unsere Aufgabe als 
Bundestagsabgeordnete?“, dann ist die Antwort natürlich 
„Gesetzgebung“, dann ist die Antwort natürlich „das 
Aufstellen des Bundeshaushaltes“, dann ist die Antwort 
natürlich „die Kontrolle der Bundesregierung“. Das ist 
aber nicht der Kern. Der Kern unserer Aufgabe als Abge-
ordnete hier im Deutschen Bundestag ist es, Vertreterin-
nen und Vertreter der Bürgerinnen und Bürger in diesem 
Land zu sein

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

und die Stimme der Menschen aus unseren Wahlkreisen 
hier in den Bundestag, vor allem aber auch insgesamt in 
das politische Berlin zu tragen und damit das Scharnier zu 
sein zwischen dem, was es draußen im Land an Stimmun-
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gen, an Problemen, an Themen gibt, und dem, was wir 
hier in Berlin und im Bundestag diskutieren. Und, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen gerade aus der 
Arbeit im Petitionsausschuss: Das passt nicht immer un-
bedingt zusammen.

Deswegen ist es unabhängig von der Arbeit im Petiti-
onsausschuss wichtig, dass wir als Abgeordnete hier aus 
dem Bundestag rausgehen in unsere Wahlkreise, in unse-
ren Wahlkreisen unterwegs und ansprechbar sind und 
damit dazu beitragen, dass es im Zweifel erst gar nicht 
zu einer Petition kommt, die beim Deutschen Bundestag 
anlandet.

Wir haben heute in der Debatte gehört: Im letzten Jahr 
sind über 13 000 Petitionen eingegangen – eine Zunahme 
um 13 Prozent. Wir haben gehört, in welchen Politik-
feldern das der Fall gewesen ist. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich finde, das ist nicht ein ausnahmslos gutes 
Zeichen. So schön es auf der einen Seite ist, dass die 
Bürgerinnen und Bürger das Instrument der Petition nut-
zen, ist es doch auf der anderen Seite auch ein Warnsignal 
und ein Alarmsignal an uns, die wir hier die Gesetze 
machen – liebe Koalitionäre, auch an die Koalition, die 
die Gesetze macht –, dass da offensichtlich handwerklich 
Dinge schieflaufen und dass Themen offensichtlich teil-
weise falsch, teilweise unklar aufgegriffen worden sind. 
Auch das ist ein Signal aus diesem Petitionsbericht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir soll-
ten dieses Signal gerade in der aktuellen Zeit sehen und 
hören, wo wir ja wahrnehmen, dass das Vertrauen in 
Politik, in unsere so wichtigen demokratischen Institutio-
nen zurückgeht, und wo auch das Vertrauten in uns als 
Abgeordnete und in uns als Politiker in Teilen zurück-
geht. Auch da ist es ein Alarmsignal, dass die Zahl der 
Petitionen ansteigt und das Themenspektrum der Petitio-
nen größer wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Brandes [AfD])

Wenn man sich fragt: „Wie entsteht eine Petition 
denn?“, dann ist die Antwort natürlich in aller Regel: 
durch das Engagement der Petenten. Sie entsteht aber 
eben auch bei unklaren Regelungen, bei unrealistischen 
Regelungen und bei Regelungen, die teilweise nicht um-
setzbar sind. Das haben wir bei der Petition um die 
Sprach-Kitas gesehen. Das sehen wir bei den Petitionen, 
die wir zum Beispiel auch aus den Kommunen zum 
Thema Migration bekommen. Das sehen wir ganz aktuell 
jetzt in diesem Jahr bei den Petitionen, die zum Thema 
Heizungsgesetz bei uns im Ausschuss eingehen.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Lassen 
wir uns nicht nur die Zahl der Petitionen ein Warnsignal 
sein, sondern – es ist hier über die Arbeit im Ausschuss 
gesprochen worden – lassen Sie uns im Kontakt mit den 
Bürgern im Ausschuss auch ein Stück weit ehrlicher sein!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
ruf der Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ein Stück weit ehrlicher zu sein, bedeutet auf der einen 
Seite, dass wir aufhören, in dem hohen Maße, wie wir es 
tun, im Ausschuss die Petitionen von einer Sitzung in die 
nächste zu schieben und weiterzuverweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zuruf der Abg. Martina 
Stamm-Fibich [SPD])

Wir hatten nicht eine Petitionsausschusssitzung, in der 
wir nicht wenigstens eine der Petitionen, die ich als Be-
richterstatter mit begleiten darf, im Zweifel geschoben 
haben. Wir hätten den Petenten mit einem klaren Votum 
unmittelbar abhelfen können; aber dann besteht weiterer 
Beratungsbedarf, und es verlängern sich die Verfahren, 
teilweise – wir haben es eben gehört – über mehrere 
Wahlperioden hinweg.

(Axel Echeverria [SPD]: Die kamen aus der 
CDU!)

Der zweite Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen, bei 
dem ich uns im Ausschuss zu etwas mehr Ehrlichkeit 
mahnen möchte, ist die Frage, was für eine Rückmel-
dung, was für ein Votum wir geben. Das ist selten, liebe 
Kollegin Weiss, ein Berücksichtigungsvotum – leider 
Gottes. Aber es sind – auch da habe ich den Eindruck, 
dass die Zahl zunimmt – ganz oft Voten, bei denen man 
versucht, den Petenten keine ehrliche Rückmeldung zu 
geben, auch da, wo man im Zweifel nicht helfen kann. 
Vielmehr versucht man, mit Verklausulierungen, teil-
weise mit einem Abändern des Sinns der Petition eine 
Rückmeldung zu geben, die eben nicht lautet: Wir kön-
nen dir in dieser Situation leider nicht helfen. – Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, meine Sorge ist, dass das 
nicht nur am Zweck des Petitionswesens vorbeigeht, son-
dern dass das am Ende auch das Vertrauen in unsere 
Petitionsverfahren, in letzter Konsequenz das Vertrauen 
in die Ansprechbarkeit, in die Wirksamkeit von Politik 
beschädigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Brandes [AfD])

Lassen Sie uns deswegen den Tätigkeitsbericht zum 
Anlass nehmen, diese Warnsignale, die er beinhaltet, zu 
hören sowie bei uns vor Ort, in unseren Wahlkreisen im 
Kontakt aktiver zu sein und mit offenen Ohren unterwegs 
zu sein, damit es im Zweifel gar nicht erst zu einer Peti-
tion kommt. Aber lassen Sie uns dann, wenn wir eine 
Petition hier haben, diese zügig bearbeiten und ehrliche 
Voten abgeben, also da, wo man helfen kann, helfen, und 
da, wo man nicht helfen kann, das auch ehrlich kommuni-
zieren. Ich glaube, dann sind der Petitionsausschuss und 
die Petitionsarbeit auf einem guten Weg.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und der Abg. Axel Echeverria 
[SPD] und Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Bengt Bergt für die SPD- 

Fraktion.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bengt Bergt (SPD):
Moin, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Herr Bury, 
die meisten Regelungen, über die wir hier sprechen müs-
sen, kommen aus den letzten Legislaturen und sind nicht 
anwendbar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Da waren Sie ziemlich tief in dem Ganzen mit drin.
(Jörn König [AfD]: Sie aber auch! – Yannick 
Bury [CDU/CSU]: Selbst in der Petitions-
debatte kommt das 16-Jahre-Argument!)

– Ich war nicht dabei; das ist mal ganz klar. – In Richtung 
der AfD: Wir erleben Sie tatsächlich als ziemlich lamm-
fromm. Manchmal picken Sie sogar ein konstruktives 
Körnchen innerhalb des Ausschusses.

(Jörn König [AfD]: Nur! Wir haben jetzt mehr 
Prozente als Sie!)

Und jetzt nutzen Sie diesen Bericht des Petitionsaus-
schusses, in dem es explizit um die Menschen geht, um 
Ihre politische Propaganda wieder rauszudrücken. Das 
zeigt, dass Ihnen die Menschen vollkommen egal sind 
und dass es nur um die politische Propaganda geht bei 
allem, was Sie tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Wie Sie sehen, meine Damen und Herren: Wir leben in 
bewegten und bewegenden Zeiten. Inflation, Klimawan-
del, der schreckliche Krieg in der Ukraine, täglich neue 
reißerische Nachrichten, das verunsichert viele Men-
schen. Das sind Themen, die uns alle betreffen, die Fra-
gen aufwerfen und die auch Sorgen hervorrufen. Gleich-
zeitig sehen wir, dass in diesen bewegten Zeiten das 
Vertrauen in unsere Demokratie abnimmt. Dabei ist sie 
es, die uns zusammenhält.

Insgesamt jeder Dritte ist unzufrieden mit unserer De-
mokratie, im Osten Deutschlands zum Teil deutlich mehr 
als im Westen, und das bei absurderweise gleichzeitig 
weniger Nutzung der Demokratie, also des Wahlrechts; 
ist doch die Wahlbeteiligung im Osten konstant geringer 
als im Westen. Das ist ein großes Alarmsignal, meine 
Damen und Herren! Denn gleichzeitig sagen etwa 70 Pro-
zent, sie würden sich mehr Mitwirkung an unserer De-
mokratie wünschen. Wir leben also in einer Zeit mit 
großen Herausforderungen und mit großer Unsicherheit 
und zugleich in einer Zeit mit der Suche nach mehr Betei-
ligung.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, der Petitionsausschuss, 
das Petitionswesen des Bundestages, ist eine sehr gute 
Möglichkeit, sich direkt einzubringen. Und vor allem: 
Es ist Ihr gutes Recht. Es ist Ihr Recht, sich direkt an 
den Bundestag zu wenden. Das steht in unserer Verfas-
sung. Also, schreiben Sie eine E-Mail, schreiben Sie ei-
nen Brief, machen Sie Gebrauch vom Petitionswesen des 

Bundestages! Viele Menschen machen das bereits – das 
wurde gerade schon eindrücklich dargestellt –, und zwar 
mit ganz unterschiedlichen Themen.

Lassen Sie mich ein paar kleine Beispiele aus meinem 
Wahlkreis nennen. Da geht es zum Beispiel um konkrete 
Anliegen, die der Allgemeinheit dienen sollen. Eine Frau 
aus Bad Oldesloe will zum Beispiel erreichen, dass Er-
ziehungszeiten im Ausland für die Rentenversicherung 
anerkannt werden, weil es allen nützen würde. Ein 
Mann aus Henstedt-Ulzburg setzt sich dafür ein, dass 
Kopfhörer für alle Verkehrsteilnehmer verboten werden, 
weil es alle schützen würde. Oft geht es aber auch um 
persönliche Sorgen, um Schicksale. Zum Beispiel möchte 
eine Frau aus Norderstedt erreichen, dass eine Flücht-
lingsfamilie nicht abgeschoben wird, weil das Recht 
manchmal mit aller Härte zuschlägt und sie helfen möch-
te. Ein Mann aus Bargteheide kritisiert die geringe Be-
zahlung in Werkstätten für behinderte Menschen – aus 
Betroffenheit im eigenen Umfeld und weil bessere Be-
zahlung allen helfen würde.

Sie sehen: Es sind Anliegen aus dem Alltag, die hier im 
Bundestag landen. Es sind aber auch Fälle, die sich mit 
einer ganz eigenen Rubrik, mit einem eigenen Kapitel der 
deutschen Geschichte befassen. Ich habe die Ehre, mich 
im Petitionsausschuss für die SPD-Bundestagsfraktion 
um die Geschädigten des DDR-Regimes kümmern zu 
dürfen. Die Schicksale, die sich da zeigen, sind trotz der 
Kompensation noch immer übel. Dort zu helfen, ist mir 
als gebürtigem Ossi ein inneres Anliegen.

Es sind die Petitionen, für die Petentinnen und Peten-
ten oft viel Zeit und Mühe investieren, und sie haben das 
Recht, dass wir, die Bundestagsabgeordneten, diese An-
liegen sorgfältig prüfen. Und wir haben die Pflicht, das zu 
tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Ina Latendorf [DIE 
LINKE])

Ich kann Ihnen sagen: Das tun wir. Teilweise auch kon-
trovers diskutieren wir über alles. Aber der Petitionsaus-
schuss kann nun mal leider nicht immer einem Anliegen 
zustimmen. Wir können auch nicht direkt Geld überwei-
sen, obwohl das manchmal guttun würde. Wir können 
auch nicht direkt Gesetze ändern, obwohl das manchmal 
noch viel schöner wäre. Das geht leider nicht. Aber wir 
nehmen jedes Anliegen ernst. Wir geben die Eingaben an 
die Ministerien und zuständigen Instanzen weiter, ver-
leihen ihnen noch mehr Gewicht. Wir machen unsere 
Bundesregierung darauf aufmerksam, egal ob wir Teil 
davon sind oder nicht. Und wir verlangen Antworten 
und konkrete Lösungsvorschläge. In vielen Fällen tun 
wir das auch mit Einigkeit über die Fraktionsgrenzen 
und die politischen Ansichten hinweg.

Meine Damen und Herren, der Petitionsausschuss ist 
der direkte Draht ins Parlament. Das ist gut, aber das 
reicht nicht. Es ist immer noch zu kompliziert; denn die 
Mehrheit der Petentinnen und Petenten ist über 50 Jahre 
alt und hat studiert. Unser Ziel muss es sein, alle Men-
schen einzubeziehen – egal was man gelernt hat oder 
welchen beruflichen Hintergrund man hatte. Wir müssen 
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dafür sorgen, dass das klappt. Deswegen werden wir das 
Petitionswesen weiter vereinfachen und verbessern und 
Zugänglichkeit ermöglichen. Das ist ein wichtiger Schritt 
zu mehr Vertrauen in unseren Staat, in unsere Demokra-
tie. Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam gehen!

In diesem Sinne: Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Es ist in der Debatte mehrfach gesagt worden, es kann 

aber nicht oft genug gesagt werden – und vor allen Din-
gen gedankt werden –: Auch den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Ausschusssekretariats herzlichen Dank!

(Beifall)
Ich bin der festen Überzeugung, dass Sie gemeinsam mit 
den Abgeordneten weiter diese Arbeit erfolgreich ausfüh-
ren.

Ich schließe die Aussprache.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wohnen, Stadtent-
wicklung, Bauwesen und Kommunen (24. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU
Den Traum von den eigenen vier Wänden er-
möglichen

Drucksachen 20/1855, 20/7255

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich warte noch einen Moment, bis alle ihren 
Platz gefunden haben.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Bernhard Daldrup für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bernhard Daldrup (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Den Traum von den eigenen vier Wänden ermögli-
chen“ – tatsächlich wollen viele Menschen in den eigenen 
vier Wänden leben, aber nur ein geringerer Teil schafft 
das. Diese Diskrepanz wollen Sie sich von der Union nun 
mit dem Titel Ihres Antrages zunutze machen und tun so, 
als hätten Sie eine Lösung.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Nicht 
„zunutze machen“! Aufgreifen!)

Haben Sie aber natürlich nicht; das wissen wir ja.
Die Eigentumsquote hat sich in den letzten 20 Jahren in 

der Bundesrepublik Deutschland kaum verändert. Die 
Überschrift dokumentiert also eigentlich Ihre eigene Er-
folglosigkeit. Beim Traum von den eigenen vier Wänden 
waren Sie nicht erfolgreich – tut mir leid –, selbst in 
Bayern nicht.

(Beifall der Abg. Franziska Mascheck [SPD], 
Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Caren Lay [DIE LINKE])

Daran hat übrigens auch das von uns gemeinsam be-
schlossene Baukindergeld nichts geändert; denn die fast 
10 Milliarden Euro haben Eigentumsbildung prämiert, 
aber kaum Bauen ausgelöst.

Genauso verhält es sich übrigens mit dieser Phraseo-
logie zur Bürokratie. Entschlackung, Abbau, Verein-
fachung – es sind immer dieselben Worthülsen; deswegen 
muss man das jetzt mal konkret machen. Mit dem Gesetz 
zur Digitalisierung im Bauleitplanverfahren mit erleich-
terten Genehmigungen beispielsweise für Flücht-
lingsunterkünfte und den Katastrophenfall haben wir 
Bürokratie abgebaut. Mit der Städtebauförderung und 
zweijährigen Verwaltungsverfahren haben wir Bürokratie 
vereinfacht. Mit dem Raumordnungsgesetz haben wir die 
Verfahren bei der Windenergie deutlich vereinfacht. 
Also: Mehr Bürokratie gehört zu Ihrer Bilanz. Unsere 
Bilanz soll lauten: Weniger Bürokratie. Und daran arbei-
ten wir.

(Beifall der Abg. Franziska Mascheck [SPD], 
Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Sandra Weeser [FDP])

Wir behandeln ja gerade quasi einen Wiederholungs-
antrag; denn den haben die Kollegen der CDU/CSU so 
ähnlich letzte Woche im Finanzausschuss eingebracht, 
und er wurde auch hier im Plenum beraten. Auch da 
muss man sagen, dass Sie selber mal für ein bisschen 
Kongruenz sorgen müssen; die Anträge sind nicht ganz 
widerspruchsfrei. Aber das ist nur ein freundlicher Hin-
weis.

Sie fordern in Ihrem Antrag eine Sonder-AfA für kli-
mapolitische Ziele. Das haben wir mit dem Jahressteuer-
gesetz erledigt.

Wir haben auch die allgemeine AfA von 2 auf 3 Prozent 
erhöht. Das war mit der Union in der letzten Legislatur-
periode nicht zu machen.

Dann kommt die ewige Nummer mit der Grundsteuer. 
Wir haben uns dazu im Koalitionsvertrag verständigt, 
und wir arbeiten daran. Auch das hat mit der Union nicht 
geklappt, auch wenn anderes behauptet wird. Wenn die 
Einnahmen um die Hälfte gesenkt werden, dann macht 
das bei den Ländern 8 Milliarden Euro weniger aus. Stel-
len Sie Einvernehmen bei den Ländern her, vor allen 
Dingen bei den von CDU- und CSU-regierten Ländern, 
dann können wir leichter darüber reden.

Sprechen Sie doch mal über die Baunebenkosten ins-
gesamt. Was ist zum Beispiel mit den Notarkosten und 
mit anderen Baunebenkosten, die in der Summe mittler-
weile 15 Prozent der Baukosten ausmachen? Dazu sagen 
Sie kein Wort; denn dann müssten Sie sich ja mit einzel-
nen Lobbygruppen, die Ihnen nahestehen, auseinander-
setzen, vielleicht sogar mit ein paar Abgeordnetenkolle-
gen aus Ihrer Fraktion; ich könnte sogar Namen nennen.
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Wir haben eine Ertragsteuerbefreiung bei Photovol-
taikanlagen durchgesetzt, den Nullsteuersatz bei PV-An-
lagen durchgesetzt. All das trägt dazu bei, Kosten zu 
senken, Bürokratie abzubauen, und hilft Häuslebauern 
finanziell.

Sie dagegen wollen Steuererleichterungen für Besser-
verdienende. Ich verweise aus Zeitgründen nur auf § 35c 
Einkommensteuergesetz.

Sie wollen die Förderung des altersgerechten Umbaus. 
Wir auch. Deswegen haben wir dafür gesorgt, dass Men-
schen die Riester-Rente dafür nehmen können, um klima-
gerecht umzubauen und in ihren Wohnungen zu bleiben.

Sie fordern leichtere Baulandgewinnung mit den Kom-
munen, aber Sie beschließen sonntags und in all den 
Situationen, in denen Sie dabei sind, die Unterstützung 
des 30-Hektar-Ziels beim Flächenverbrauch. Gegenwär-
tig sind wir übrigens immer noch beim doppelten Flä-
chenverbrauch, und das Eigenheim spielt dabei eine 
ziemlich große Rolle.

Aber nicht Sie, sondern wir haben das BImA-Gesetz, 
das Gesetz über die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben, so geändert, dass mehr Bauland konkret mit Kom-
munen umgesetzt werden kann. Die wollen jetzt übrigens 
3 000 Wohnungen im Jahr bauen. Auch das ist Ergebnis 
unserer Arbeit.

Und jetzt kommen wir zum Kern des Problems – das 
wird gleich noch angesprochen werden; davon bin ich 
überzeugt –, zur Anzahl der Baugenehmigungen und 
Baufertigstellungen. Ja, die Zahlen sind dramatisch; sie 
bewegen uns auch und ärgern uns. Bei Ihnen weiß ich 
nicht sicher, ob Sie sich nicht möglicherweise doch freu-
en.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ob 
was? Warum sollen wir uns denn darüber freu-
en?)

Allerdings: Bei den Rahmenbedingungen gibt es auch 
Licht am Ende des Tunnels: Die Baupreissteigerungen 
sind wieder zurückgegangen, Lieferketten können wieder 
geschlossen werden. Aber wir müssen, glaube ich, ge-
meinsam verhindern – das ist eine besondere Herausfor-
derung –, dass Bauarbeiter in Kurzarbeit gehen müssen 
und der Branche dann unter Umständen ganz den Rücken 
kehren.

Auch die Zinsentwicklung stagniert. Dieselben, die 
jetzt die gestiegenen Zinsen beklagen, haben übrigens 
noch vor wenigen Wochen kritisiert, dass es eine Null-
zinspolitik gibt.

(Jörn König [AfD]: Sind Nullzinsen jetzt sozial 
gerecht, oder was? Das ist ja Wahnsinn!)

Wir wussten es eigentlich immer schon: Diejenigen, die 
kein Vermögen haben, bezahlen hohe Zinsen. Diejenigen, 
die ein hohes Vermögen haben, bekommen hohe Zinsen. – 
So einfach ist das eigentlich. Das ist der Grund, weshalb 
wir Zuschussförderung auch auf Zinserleichterungen um-
gestellt haben.

Seit dem 1. März gibt es das Zuschussprogramm „Kli-
mafreundlicher Neubau“ mit einem Volumen von 
750 Millionen Euro und weiteren 100 Millionen Euro 

für die Kommunen. Seit dem 1. Juni läuft das Wohn-
eigentumsprogramm für Familien mit einem Volumen 
von 350 Millionen Euro für dieses Jahr. Weil beide Pro-
gramme in kurzer Zeit so gut angenommen worden sind, 
sind jetzt weitere knapp 900 Millionen Euro bereitgestellt 
worden. 2 Milliarden Euro für ein Dreivierteljahr! Das ist 
eine besondere Leistung. Ich bedanke mich bei der Bau-
ministerin und auch beim BMF dafür, dass das gelungen 
ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf von der AfD: Bedanken Sie sich 
beim Steuerzahler!)

– Ja, beim Steuerzahler auch. Das ist in der Tat wahr.
Rund 13,9 Milliarden Euro haben wir übrigens für 

Sanierungsmittel zur Verfügung gestellt.
Ich will hier auch die Mittel für den sozialen Woh-

nungsbau, für den Genossenschaftsbau, für das Förder-
programm „Junges Wohnen“ nennen. Alles das haben wir 
drastisch erhöht, und das hat auch Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten der Eigentumsbildung.

Wir übertreffen uns zum gegenwärtigen Zeitpunkt ge-
genseitig in der Kritik am Gebäudeenergiegesetz. Ich 
habe gelesen, Herr Luczak, was Sie in Ihrem Wahlkreis 
verteilen. Ich finde das unanständig, was Sie da machen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Die Re-
sonanz darauf ist riesig groß!)

Ich meine, das ist nicht die Art und Weise, in der wir uns 
auseinandersetzen sollten, weil es in Zukunft nicht mehr 
ausreicht, nur zu verwalten, was über Jahre Ihre Politik 
gewesen ist,

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren doch 
dabei!)

sondern wir müssen gestalten. Und diesem Gestaltungs-
anspruch werden Sie nicht gerecht. Aber hüten Sie sich, 
dass Sie mit Ihrem Vokabular die Brandmauer nach ganz 
rechts nicht zu löchrig machen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Jetzt 
hört es aber langsam auf!)

Sie sind auf dem besten Weg.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf von der CDU/CSU: Echt populis-
tisch!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Jan-Marco Luczak für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Kollege Daldrup, Sie wissen ja, 
normalerweise schätze ich Sie. Aber das, was Sie hier 
gerade gemacht haben, war echt daneben. Das war richtig 
daneben!
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(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard Daldrup 
[SPD]: Lesen Sie es mal vor!)

Und damit meine ich nicht, dass Sie versucht haben, in 
einer wirklich populistischen Art und Weise der Union, 
konkret mir, in die Schuhe zu schieben, wir würden einen 
populistischen Unterton anschlagen. Also das ist nun 
wirklich nicht der Fall.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Nein! Nein! Nie-
mals! – Bernhard Daldrup [SPD]: Lesen Sie 
es doch einmal vor!)

Aber Sie haben hier gerade zu dem so zentralen Thema 
Eigentumsbildung – vier von fünf Menschen haben es zu 
ihrem Lebenstraum erkoren, in den eigenen vier Wänden 
leben zu wollen, am liebsten in einem kleinen Häuschen 
mit Garten, was aber die allermeisten Menschen nicht 
schaffen – eine wirkliche Märchenstunde abgehalten. 
Sie haben mit einem pessimistischen Unterton erklärt, 
was alles nicht geht, was alles nicht funktioniert. Ich 
habe nicht einen einzigen Vorschlag von Ihnen gehört, 
wie man es denn machen kann. Und ich habe vor allen 
Dingen kein klares Bekenntnis von Ihnen dazu gehört, 
wie wir es denn schaffen können, junge Familien bzw. 
die Menschen ins Eigenheim zu bringen. Dazu hätten Sie 
mal ein Vorschlag machen können. Aber das haben Sie 
gerade nicht gemacht, Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Bernhard Daldrup [SPD]: 
Doch! Das habe ich gemacht!)

Das verwundert mich aber an der Stelle auch überhaupt 
nicht, weil ja Ihre Ministerin, Frau Klara Geywitz, die 
dort hinten sitzt, gesagt hat, es könne ja nicht jede Gene-
ration ihr eigenes Einfamilienhaus haben, das sei öko-
nomisch und ökologisch unsinnig, weil man dafür so 
viel Fläche verbrauchen würde. Das passt nur, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, überhaupt nicht mit 
dem zusammen, was sie ansonsten in ihrer Förderpolitik 
macht.

Der einzige konstruktive – „konstruktive“ will ich gar 
nicht sagen –, vielmehr der einzige konkrete Punkt, den 
Sie angesprochen haben, ist das Eigentumsbildungspro-
gramm, das seit dem 1. Juni läuft.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Es gibt viel Kon-
kretes!)

Aber dazu muss ich sagen: Das ist mit 350 Millionen 
Euro viel zu klein dimensioniert. Für das Baukindergeld 
haben wir gemeinsam – Sie haben es angesprochen – über 
mehrere Jahre hinweg 10 Milliarden Euro zur Verfügung 
gestellt, auf Druck der Union. Davon wollen Sie jetzt 
nichts mehr wissen? Okay. Das haben wir gemacht.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Was? Bitte?)

350 Millionen Euro sind jedenfalls viel zu wenig.
Aber was viel wichtiger ist: Sie fördern ja noch nicht 

einmal den Bestand. Und Sie wissen ganz genau – das 
wurde in der Sachverständigenanhörung, die wir dazu 
hatten, noch mal sehr deutlich –: 80 Prozent der Eigen-
tumsbildung findet im Bestand statt. Das heißt, vier von 
fünf Menschen, die Eigentum schaffen, schließen Sie völ-
lig aus, die adressieren Sie mit Ihrem Wohnungseigen-

tumsprogramm überhaupt nicht. Deswegen haben Sie 
hier gerade eine große Nebelkerze gezündet, lieber Kol-
lege von der SPD.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Für uns ist völlig klar: Eigentum ist gelebte Freiheit. 
Das ist kein Ausspruch, den ich erfunden habe, sondern 
das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entscheidung 
sehr klar und deutlich formuliert, dass Eigentum die wirt-
schaftliche Basis für individuelle Freiheit ist, weil es un-
abhängig macht von steigenden Mieten, es eine gute Al-
tersvorsorge ist und dazu beiträgt, dass Vermögen 
aufgebaut wird.

(Zuruf von der AfD)
Leider – das muss man ja festhalten – ist die Eigentums-
quote in unserem Land schlecht, sogar ganz schlecht. Wir 
sind Schlusslicht in Europa bei der Eigentumsquote. Es 
muss deswegen doch Aufgabe von Politik sein, daran 
etwas zu ändern; denn hier, wo es um die Wünsche der 
Menschen geht, klaffen Anspruch und Wirklichkeit aus-
einander. Das ist doch das Aufstiegsversprechen der so-
zialen Marktwirtschaft: mit der eigenen Hände Arbeit 
etwas schaffen können. Und das ist in aller Regel eben 
das kleine Häuschen. Man muss doch versuchen, das den 
Menschen zu ermöglichen. Nichts davon gehen Sie an. 
Die ganzen hehren Versprechen, die Sie in Ihrem Koali-
tionsvertrag stehen haben, sind heiße Luft. Sie haben 
nichts davon auf den Weg gebracht, Herr Kollege. Nichts, 
überhaupt nichts!

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard Daldrup 
[SPD]: Völlig falsch! – Anja Liebert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt doch gar 
nicht! Das Programm für junge Familien!)

Deswegen haben wir in der Tat gesagt: Wir bringen 
einen solchen Antrag ein. Darin haben wir neun ganz 
konkrete Punkte identifiziert; Sie haben ja einige an-
gesprochen. Natürlich geht es auch um die Grunderwerb-
steuer, ganz klar, weil das fehlende Eigenkapital für ganz 
viele Menschen die entscheidende Hürde ist. Sie schaffen 
es eben nicht, Eigentum zu bilden, weil sie am Ende keine 
Finanzierung bekommen.

Jetzt sagen Sie, wir hätten da ja was machen können. 
Entschuldigen Sie mal, wer ist denn in Verantwortung? 
Wer war denn Finanzminister? In der letzten Legislatur-
periode war es Olaf Scholz. Okay, ich will jetzt nicht, wie 
Sie immer, 16 Jahre zurückblicken. Aktuell ist es 
Christian Lindner. Es ist Ihre Koalition, die hier in Ver-
antwortung ist. Und was macht Christian Lindner? Das 
kann ich mal in Richtung der Kollegen von der FDP 
sagen. Christian Lindner sagt: Na ja, das fände ich irgend-
wie ganz gut. – Aber am Ende versteckt er sich hinter den 
Ländern. Ich finde das unredlich. Natürlich fallen die 
Einnahmeverluste am Ende bei den Ländern an; aber es 
geht doch um uns als Bundesgesetzgeber. Wir können 
eine entsprechende Öffnungsklausel vorsehen, durch die 
die Länder in die Lage versetzt werden, solche Frei-
beträge zu machen. Nicht einmal das haben Sie zustande 
gebracht, obwohl es glasklar im Koalitionsvertrag ver-
einbart ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Deswegen ist es ganz wichtig, dass wir den Antrag ein-
gebracht haben.

Ich will einen zweiten und letzten Punkt anbringen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Luczak, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung aus der AfD-Fraktion?

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Nein, gestatte ich nicht.

(Zuruf von der AfD: Schade!)
Ich möchte noch einen weiteren Punkt ansprechen, 

weil der mir ganz wichtig ist: Wir müssen vor allen Din-
gen an die Baustandards ran. Das ist der entscheidende 
Hebel. Wir müssen die Kosten des Bauens senken; denn 
wenn wir das nicht hinkriegen, dann ist sowohl das Woh-
nen zur Miete irgendwann unbezahlbar und dann gelingt 
auch die Eigentumsbildung nicht. Das sehen wir ja an 
Ihren Förderprogrammen. Und ich prophezeie Ihnen: 
Dieses Eigentumsförderprogramm, das Sie jetzt auf den 
Weg gebracht haben, das seit dem 1. Juni gilt, das wird ins 
Leere laufen, weil Sie die energetischen Standards, die 
man erfüllen muss, so hochgeschraubt haben, dass es sich 
keine normale Familie überhaupt leisten kann, ein kleines 
Häuschen mit diesen energetischen Standards zu bauen 
bei dem Haushaltseinkommen, was man nun mal haben 
wird.

Also kurzum: Bei der Eigentumsbildung ist Ihre Koa-
lition, ist die Ampel ein wirklicher Totalausfall. Wenn wir 
den Menschen helfen wollen, dann helfen Sie mit! Dann 
beschließen Sie unseren Antrag! Dann geht es auch mit 
der Eigentumsbildung in unserem Land voran.

Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.
(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard Daldrup 
[SPD]: Da war leider kein konkreter Vorschlag 
dabei!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Christina-Johanne Schröder hat für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gästinnen und Gäste auf der Tribüne! 
Sie haben einfach recht: Deutschland ist ein Mieterland, 
und das nicht erst seit den letzten anderthalb Jahren, 
sondern schon immer. In anderen Ländern, zum Beispiel 
in Skandinavien, da gibt es eine andere Kultur. Da kauft 
man sich oft mit Anfang 20 die Einzimmerwohnung, ver-
kauft die, zieht mit einem Partner zusammen in ein Apart-
ment, kauft sich die nächste Wohnung. Zur Familiengrün-
dung kauft man sich ein Haus und verkauft das wieder, 
wenn dann die Familienphase vorbei ist. So ist Deutsch-
land einfach nicht. Das hat verschiedene Gründe. Das hat 
kulturelle Gründe. Das kann man gut oder schlecht fin-
den. Das kann man verändern wollen oder eben nicht. 

Aber diese Situation haben wir durch jahrzehntelange 
Politik – nicht erst seit 4 Jahren, nicht erst seit 16 Jahren, 
aber auch ganz stark in dieser Zeit – geprägt. Was sind die 
Gründe?

Wir haben die Immobilienbranche in Deutschland im-
mer durch ganz viele Gesetze gestärkt.

Wir haben immer dafür gesorgt, dass langfristiges Mie-
ten – also nicht umzuziehen, sondern in einer Wohnung 
zu bleiben – sehr günstig ist.

Wir haben immer dafür gesorgt, dass die Renditen in 
der Immobilienbranche besonders hoch sind.

Die Schere der Vermögensungleichheit und des Wohn-
eigentums klafft daher in Deutschland, im EU-Vergleich 
betrachtet, besonders weit auseinander. Und wir sehen 
auch eine demografische Schere: Junge Leute haben er-
heblich weniger Wohneigentum als ältere Menschen, was 
einhergeht mit der Situation, dass ältere Menschen we-
sentlich mehr Platz haben.

Jetzt wird immer von verschiedenen Lösungen berich-
tet. Erst mal zu den Baustandards. Es ist vollkommen 
wahr: Es gibt ein paar Baustandards zu viel in Deutsch-
land; aber die gibt es nicht erst seit den letzten anderthalb 
Jahren. Wenn man sich einfach anguckt, wie manchmal 
gebaut wird, dann weiß man: Das hat sehr viel damit zu 
tun, dass wir sehr viel mehr Baustoffe verbrauchen und 
dass das ein gutes Geschäftskonzept ist, was wir lange 
gefördert haben, was aber wenig mit energetischer Sanie-
rung oder eben mit Wohnqualität zu tun hat.

(Jörn König [AfD]: Wie bitte? Das hat nur mit 
Ihren energetischen Auflagen zu tun!)

Und da müssen wir eben auch ran.
Was klar bewiesen ist, ist, dass die energetischen Stan-

dards das Wohnen um circa 6 Prozent teurer machen. Das 
ist nicht viel; denn man zahlt ja am Ende auch weniger 
Wohnnebenkosten. Also nein: Das ist einfach nicht der 
Grund.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

– Ja, danke.
Warum ist eigentlich Wohnen so teuer, oder warum 

sind Häuser so teuer? Also, erst mal haben wir explodie-
rende Grundstückspreise; denn Fläche ist endlich. Und 
insbesondere die Union hat nicht dafür gesorgt, dass un-
sere Kommunen gute gesetzliche Grundlagen haben, um 
Bodenbevorratung zu betreiben. Sie haben nicht dafür 
gesorgt, dass es starke Satzungsgebiete gibt

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Was? – 
Ulrich Lange [CDU/CSU]: Hä?)

wie Sanierungsgebiete, in denen Kommunen eben steu-
ern können. Das wollen wir in der Baugesetzbuchnovelle 
jetzt endlich ändern.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Aus Verboten ent-
steht kein Eigentum! – Zuruf des Abg. Lars 
Rohwer [CDU/CSU])

Die Union hat auch dafür gesorgt, dass Mieten und 
Wohnkosten sich von der allgemeinen Teuerungsrate ab-
gekoppelt haben. Deswegen haben wir als eine der ersten 
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Maßnahmen das Wohngeld erhöht. Davon profitieren 
nämlich Mieter/-innen genauso wie Hauseigentümer/-in-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Immobilien- und die Baubranche haben sonnige 
Zeiten mit hohen Renditen erlebt, mit wirklich hohen 
Renditen. Durch den Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine wurde eine Kette von Teuerungen ausgelöst, aus-
gehend von eben schon sehr, sehr hohen Bodenpreisen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aber es 
gibt eben auch hausgemachte Probleme!)

Es gibt jetzt noch Preissteigerungen bei Materialien und 
natürlich einen gewissen Handwerker/-innenmangel, der 
sich gerade konsolidiert.

Aber das, was der Angriffskrieg von Russland auf die 
Ukraine am allerteuersten gemacht hat, ist Geld, meine 
lieben Damen und Herren. Denn wer sich heute einen 
Kredit von 350 000 Euro leiht, muss über 30 Jahre etwa 
150 000 Euro mehr zahlen als noch vor zwei Jahren; und 
das macht es gerade Familien unmöglich, sich Eigentum 
zu erwerben.

(Zurufe von der CDU/CSU und der AfD)

Sie fordern in Ihrem Antrag, das Baukindergeld für den 
Bau von Einfamilienhäusern weiter bereitzustellen. Ge-
rade im ländlichen Raum gibt es mehr als genug Ein-
familienhäuser. Und der demografische Wandel – das 
wissen wir, auch wenn ich allen Menschen ein langes 
Leben wünsche – wird dafür sorgen, dass in den nächsten 
10 bis 15 Jahren eine große Menge an Ein- und Zweifa-
milienhäusern frei werden. Schon jetzt haben wir einen 
Käufermarkt. Gerade im ländlichen Raum sind die Im-
mobilienpreise massiv gesunken. Probieren Sie mal, ein 
Haus für denselben Preis wie vor zwei Jahren zu ver-
kaufen.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Ist das Ihre Politik 
gegen die Urbanisierung in unserem Land?)

Wir haben einen Käufermarkt.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Wir haben 
einen Käufer/-innenmarkt!)

Käufer/-innen von Immobilien können endlich wieder 
verhandeln.

Um die Eigentumsquote zu erhöhen, haben wir bereits 
ein Wohneigentumsprogramm aufgelegt. Wir haben auch 
eine neue Neubauförderung aufgelegt. Immer wird ge-
sagt: „Es wird nicht funktionieren“, und immer merken 
wir: Huch, das Geld wird ganz schön schnell abgerufen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Bernhard Daldrup [SPD] – 
Sebastian Münzenmaier [AfD]: Das funktio-
niert so gut, dass die Zahl der Baugenehmigun-
gen durch die Decke geht!)

Keiner verbietet den Traum vom eigenen Haus.

(Zuruf von der AfD: Doch, die Grünen in 
Hamburg!)

Aber es ist eben auch nicht Aufgabe des Staates, Schul-
den aufzunehmen, damit wenige bessergestellte Men-
schen sich ein neues Haus kaufen können, und damit 
die Vermögensungleichheit weiter anzuheizen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Wir wol-
len ja, dass alle sich ein Eigenheim leisten 
können!)

Was wir brauchen, sind Änderungen bei der Grund-
erwerbsteuer – ganz sicher –, und zwar für selbstbewohn-
tes Eigentum; idealerweise zahlt man sie einmal und dann 
nicht wieder.

Was wir auch brauchen, ist eine Nachregulierung der 
Maklergebühren. Deutschland hat nämlich mit die teu-
ersten Maklergebühren in ganz Europa.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Makler/-in-
nengebühren!)

Und das Gesetz, was Sie 2020 abgeschlossen haben, das 
wurde praktisch systematisch umgangen in letzter Zeit.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Die 
Maklergebühren sind halbiert worden!)

Und was wir brauchen, ist Sanierung; denn wir haben 
unheimlich viele Leerstände. Was wir brauchen, ist Auf-
stocken. Was wir brauchen, ist Randbebauung.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: § 13b Baugesetz-
buch! Dann macht es!)

Was wir brauchen, sind einheitliche Baustandards. So 
schaffen wir die 1,4 Millionen Wohnungen, und zwar 
durch Umnutzen, durch Sanieren, durch Aufstocken, 
durch Nachbauen – und nicht mit Ihrem Antrag.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Sandra Weeser [FDP] – Lars Rohwer 
[CDU/CSU]: Von der Rede können sich Häus-
lebauer nichts kaufen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Roger Beckamp für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Roger Beckamp (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Grüne, richtig ist: Wohneigentum ist der Traum der meis-
ten Deutschen und anderer Einheimischer. Das hat seinen 
Preis, doch der Lohn sind Freiheit und Unabhängigkeit; 
beides ist mit Geld kaum zu bezahlen. Richtig ist leider 
auch, dass wir im Land des menschengemachten Woh-
nungsmangels leben. Traum und Wirklichkeit passen der-
zeit leider nicht zusammen.

Nun gibt es dafür ein paar klassische Erklärungen: die 
sehr hohen Bodenpreise zum Beispiel, die rasende In-
flation, bei den Baumaterialien der Mangel an Hand-
werkern – er nimmt etwas ab –, die jedenfalls vergleichs-
weise hohen Zinsen für Baukredite und – die wesentliche 
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Ursache für vieles – eine irrsinnige Fehlallokation von 
Milliarden für die jahrelange Masseneinwanderung und 
den Klimawahn.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Dafür hat er aber lange 
gebraucht!)

Tatsächlich kommt da einiges zusammen. Aber es gibt 
nur zwei Geschlechter, und wenn die zusammenkommen, 
legt nicht nur in der Vogelwelt das Weibchen Wert auf des 
Männchens Nestbaukunst. Vermutlich ist das eine gene-
tische Sache, und wer eine attraktive Partnerin will, muss 
sich auch unter widrigen Bedingungen beweisen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der SPD sowie der Abg. Anja Liebert 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Caren 
Lay [DIE LINKE])

Die CDU fordert daher nun eine – Zitat – „auskömm-
liche Förderung“, um Wohneigentum für breite Schichten 
erschwinglich zu machen – was immer das heißen soll; 
das sagen Sie nicht so ganz genau. Nun, gemeinhin gilt 
eine Immobilie als erschwinglich, wenn ein Haushalt 
höchstens 30 Prozent seines Einkommens für Zins und 
Tilgung eines Darlehens aufwenden muss. Der Durch-
schnittskaufpreis einer 100-Quadratmeter-Wohnung, 
zum Beispiel in Berlin, beträgt derzeit um die 
500 000 Euro, also ein Schnäppchen.

Dann rechnen wir mal. Günstige 3,5 Prozent Zinsen 
und magere 1,5 Prozent Tilgung – also zusammen jähr-
lich 5 Prozent von 500 000 Euro –, das macht 25 000 Euro 
Kapitaldienst jährlich oder etwas über 2 000 Euro im 
Monat. Dann kommen noch Betriebskosten dazu, 
3 Euro je Quadratmeter, also 300 Euro zusätzlich. Da 
sind wir bei 2 300 Euro monatlich, und das über 34 Jahre. 
Dann ist alles abgezahlt. Wohlgemerkt: Das sind die rei-
nen Wohnkosten, keine weitere Lebenshaltung ist einkal-
kuliert. Haben Sie das mal im Dreisatz gerechnet? Das 
derzeitige durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen 
liegt bei einer Familie mit zwei Kindern in Deutschland 
bei gut 3 000 Euro. Eine vierköpfige Familie hätte dem-
nach noch 700 Euro monatlich zum Leben. Man muss es 
mal ausrechnen, um dem Wahnsinn ein Gesicht zu geben.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber selbst wenn man eine Förderung in den erforder-
lichen Höhen für machbar hielte – selbst wenn –: Lassen 
Sie alle Hoffnung fahren! Unsere sehr kompetente Bau-
ministerin Frau Geywitz hat mit Blick auf eine neue Bau-
förderung im Umfang von 10 Milliarden Euro im Jahr 
kürzlich mit einer ganz eigenen Logik reagiert – Zitat –: 
Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der Geldsum-
me, die zur Verfügung gestellt wird, und den Baufertig-
stellungen. – Darauf muss man erst mal kommen.

Und wer CDU wählt, bekommt genau das; denn diese 
CDU – also die entkernte CDU eines Merz und dem-
nächst eines Wüst – würde nur mit SPD und Grünen 
koalieren, und das wird noch richtig hässlich.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was? Die entkernte 
CDU?)

Die einen haben ihren Marx gelesen und die anderen ihre 
Merkel,

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und dann wird eben ganz schnell aus dem gewünschten 
Standard von gestern die Umweltsau von morgen.

(Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und was lesen Sie?)

Der feuchte Traum der Grünen vom Ende des Einfamili-
enhauses und überhaupt des Wohneigentums wird dann 
endlich wahr, spätestens, wenn diese CDU sich mit den 
Grünen ins Bettchen legt. Wohneigentum wird ja nicht 
verboten, es wird nur immer teurer und unbequemer. Das 
ist die Zumutung, die diese Regierung und genau diese 
CDU den Menschen auferlegt.

Unser Rezept sieht anders aus: Grunderwerbsteuer 
beim ersten Erwerb zu Wohnzwecken abschaffen. Das 
spart Eigenkapital. Sie könnten es schon längst getan 
haben. In den CDU-regierten Ländern Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg – 
überall hätten Sie es längst machen können in der Landes-
regierung. Nichts ist passiert – nur warme Worte im Bun-
destag.

(Beifall bei der AfD)
Vor allem: Verzichten Sie auf Ihre Lieblingsprojekte 

Klimawahn und Masseneinwanderung. Da stecken die 
Milliarden drin. Es bleibt nur eins für alle Wähler, die 
Wohneigentum haben wollen: Wählt ab, was euch kaputt-
macht.

(Beifall bei der AfD – Anja Liebert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war der größte 
Blödsinn!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun die Kollegin Sandra 

Weeser das Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sandra Weeser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Beckamp, zu Ihren Ausführungen muss 
ich noch mal eines klarstellen. Diese Situation, die wir 
heute haben – die externen Effekte, hohe Zinsen; die 
Tatsache, dass Banken Kredite nicht mehr so leicht ver-
geben, etc. –, hatten wir in den 80er- und 90er-Jahren 
auch schon mal. Seinerzeit war es zum Teil sogar mit 
einem Salär möglich, dass man sich Eigentum schaffen 
konnte. Allerdings – und das gehört zur Wahrheit auch 
dazu – war damals die Sparquote höher, oder man ist 
vielleicht auch nicht so oft in den Urlaub gefahren und 
hat einfach mehr ins Eigentum investiert. Ich glaube, dass 
nur durch ein erhöhtes Angebot, mit dem die Preise ent-
sprechend nach unten nivelliert werden, diese ganze Si-
tuation entschärft werden kann.

Ich finde es trotzdem gut, dass wir heute über das 
Thema Förderung von Wohneigentum diskutieren. 
Deutschland ist tatsächlich eine Nation der Mieterinnen 
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und Mieter, und im europäischen Vergleich ist unsere 
Eigentumsquote in der Tat schlecht. So wohnen im EU- 
Durchschnitt circa 70 Prozent in ihren eigenen vier Wän-
den; in Deutschland sind es leider unter 50 Prozent, und 
die Tendenz ist weiter sinkend. Die Preise steigen immer 
weiter, vor allem in urbanen Gebieten, und das ist dann 
schlichtweg aus den vielen eben schon genannten Grün-
den nicht mehr zu leisten. Das gilt vor allen Dingen an 
den attraktiven Standorten.

Zudem ist die Situation für den Neubau historisch 
schlecht. Die jüngsten Zahlen zu den Baugenehmigungen 
belegen das eindrucksvoll: Wir haben aktuell einen Rück-
gang von 30 Prozent, und das ist höchst alarmierend. Wir 
haben keine Zeit mehr, uns hier mit der Problembeschrei-
bung zu beschäftigen. Wir müssen schnell und pragma-
tisch den Hebel umlegen. Es muss einen Unterschied 
machen, eine starke Bauministerin in einem eigenen Bau-
ministerium zu haben.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ein 
starker Finanzminister wäre auch gut!)

Wir brauchen jetzt ein konzentriertes Vorgehen von 
Bund, Ländern und Kommunen, Herr Luczak, und Ideen, 
die den Wohnungsbau beschleunigen. Ich glaube, die 
haben wir alle hier zuhauf; dazu haben wir eben schon 
viel gehört. Aber wir müssen das jetzt endlich auch mal 
auf die Baustelle bringen. Das haben wir als Ampel schon 
verstanden, liebe Union. Vielleicht nutzen Sie einfach 
den vorliegenden Antrag noch mal zu einer Selbstrefle-
xion und Aufarbeitung Ihrer Regierungszeit.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir arbeiten hart daran, die Versäumnisse der letzten 
Jahre unter Ihrer Führung abzustellen. Wir als Ampel 
packen jetzt an und bringen den Fortschritt auf die Bau-
stelle. Ganz oben auf der Liste steht da das überholte 
Baugesetzbuch, das endlich an die Realität angepasst 
wird. Das muss der Praxis dienen, und es darf die Praxis 
nicht erschweren. Dazu laufen aktuell auch schon die 
Workshops im Bauministerium. In den wenigen Jahren 
haben wir immer mehr statt weniger Vorschriften auf-
gebaut, und insbesondere die immer strenger werdenden 
energetischen Auflagen machen das Bauen komplizierter 
und teurer. Selbst Baurechtler blicken nicht mehr so wirk-
lich durch.

Wir brauchen also viel mehr Handlungsspielräume und 
Flexibilität im Bauwesen. Deshalb wäre, um das Bau-
geschehen anzuregen, auch mal zu überlegen, für einen 
temporären Zeitraum vielleicht den EH-40-Standard für 
bestimmte Sachen auszusetzen.

(Zuruf von der AfD: Das ist interessant!)
Wir haben alle gelernt, dass das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis zu EH 55 auch nicht wirklich gut ist. Wie gesagt, 
darüber können wir gerne sprechen.

(Marc Bernhard [AfD]: Begeisterungsstürme 
bei den Grünen!)

Dann haben wir noch das Dauerbrennerthema Pla-
nungsbeschleunigung. Bauen muss hier schlichtweg 
schneller werden, auch daran arbeiten wir. Aktuell sind 

die Genehmigungsprozesse doppelt so lang wie die gene-
relle Bauzeit, und das ist, ehrlich gesagt, für ein Land wie 
Deutschland peinlich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt, wir müssen unsere Bauämter und das Personal 
vor Ort endlich entlasten und ihre Arbeit in die Zukunft 
überführen. Und das heißt vor allen Dingen, Prozesse viel 
stärker zu digitalisieren und auch zu automatisieren. Da 
nenne ich das Stichwort „serielles Bauen“. Hier liegt 
extrem hohes Potenzial.

Und auch wenn es mittlerweile schon eine Floskel 
geworden ist, muss ich es noch mal sagen: Wenn ich in 
Mainz ein Haus genehmigt bekomme und es baue und ich 
möchte es auf der anderen Rheinseite, in einem anderen 
Bundesland, zum Beispiel in Wiesbaden, noch einmal 
bauen, dann kann es nicht sein, dass ich den ganzen 
Prozess nochmals wiederholen muss. Autos fahren in 
Deutschland auch auf allen Straßen und müssen nicht in 
jedem Bundesland eine neue Zulassung bekommen. Hier 
müssen wir ran.

All diese Erleichterungen und Gesetzesänderungen 
sind aber trotzdem wertlos – das muss man so sagen –, 
wenn sich niemand mehr dieses sogenannte Eigenheim 
leisten kann. Für die gesellschaftliche Mitte wird es auch 
in Randgebieten immer schwieriger, Wohneigentum an-
zuschaffen. Deswegen haben wir ja die Idee der Grund-
erwerbsteuer ins Spiel gebracht. Unser Finanzminister 
Lindner hat hier, wie ich finde, einen guten Vorschlag 
gemacht, weil damit den Ländern die Hand gereicht wird.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Welchen 
denn?)

– Ja, die Länder sind hier zuständig, Herr Dr. Luczak. – 
Natürlich kann man über alles sprechen, aber dann muss 
man vielleicht auch mal über die Umlage der Umsatz-
steuer sprechen, die bei den Ländern ankommt. Insofern 
finde ich: Das ist ein nettes Instrument, womit die Länder 
die Nebenkosten senken können. Diesen Ball könnte man 
durchaus aufnehmen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Dann 
machen Sie doch mal!)

– Ja, ich bin ja nicht im Land zuständig. – Hinzu kommt: 
Kommunen sind gefragt, mehr Bauland auszuweisen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin.

Sandra Weeser (FDP):
Ja, ich weiß, meine Zeit läuft ab. – Große Städte müs-

sen Aufstockungen erleichtern, und wir gehen jetzt die 
Novellierung des Baugesetzbuches an. Dafür brauchen 
wir Ihren Antrag nicht, liebe CDU/CSU. Dem stimmen 
wir auch nicht zu.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Ist eben doch nichts 
mehr mit der Eigentumspartei FDP!)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Caren Lay für die Fraktion 

Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN –. Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Jetzt wird enteignet!)

Caren Lay (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Union verspricht heute vielen Menschen, 
ihren Traum vom Eigenheim zu ermöglichen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)
Doch dieser Traum ist für viele Menschen in weite Ferne 
gerückt.

(Marc Bernhard [AfD]: Das ist richtig! – Zuruf 
von der CDU/CSU: Deshalb tragen Sie schon 
Schwarz!)

Die Preise für Eigenheime sind in Deutschland stärker 
gestiegen als in den meisten anderen Ländern. In Berlin, 
Hamburg und München haben sich die Preise in nur zehn 
Jahren verdoppelt. Das ist im internationalen Vergleich 
einzigartig. Wer nicht ordentlich erbt, wird sich den 
Traum vom Eigenheim nicht mehr leisten können; aber 
eine kleine Schicht von Superreichen wird durch Immo-
bilienspekulation immer reicher.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Das ist die 
Lage!)

Das ist schlimm, und es wird dieses Land noch ungerech-
ter machen.

(Beifall bei der LINKEN)
Und jetzt frage ich Sie: Wer hat dieses Land eigentlich 

während dieser unglückseligen Entwicklung regiert? Ach 
ja, richtig: Das war ja die Union. Sie haben in Ihrer 16- 
jährigen Regierungszeit diesen einzigartigen Preisanstieg 
von Immobilien zu verantworten. Sie sind schuld, dass 
sich nur noch wohlhabende Erben den Traum vom Eigen-
heim überhaupt leisten können und das Land weiter aus-
einanderfällt.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Denn Sie haben die Immobilienspekulationen laufen las-
sen. Sie haben bei den Preissteigerungen auf dem Woh-
nungsmarkt tatenlos zugesehen. Das ist die Wahrheit!

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Bernhard Daldrup [SPD] – Marc Bernhard 
[AfD]: Das muss ja eine richtige Bonzenpartei 
sein!)

Sie haben viele Ungerechtigkeiten zu verantworten. 
Jeder, der sich sein Haus mühselig vom Munde abspart, 
muss die Grunderwerbsteuer zahlen – Konzerne wie Von-
ovia hingegen nicht. Und während die oberen 10 Prozent 
weiter steuerbegünstigtes Immobilieneigentum anhäufen 
können, musste meine Tante Marlies erst kürzlich ihr 
Häuschen verkaufen, als sie ins Pflegeheim kam. Das 
ist das Ergebnis Ihrer verfehlten und falschen Pflegepoli-
tik.

(Beifall bei der LINKEN – Marc Bernhard 
[AfD]: Ich finde, Sie hätten Ihrer Tante Marlies 
mal die Hand reichen können!)

Wer gerade erst 50 ist, muss in diesem Land um einen 
Immobilienkredit kämpfen. Das ist wirklich absurd! Sie 
beschwören den Traum vom Eigenheim, aber Ihre Politik 
zerstört ihn. Und jetzt spielen Sie hier die Rächer der 
Enterbten – also, das ist wirklich eine einzige Heuchelei.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Und schließlich: Eine übergroße Mehrheit in den Städ-
ten hat gar keine andere Wahl und wird sich niemals 
Wohneigentum leisten können. Es gibt übrigens auch 
andere Menschen, die zur Miete leben wollen, und das 
macht sie nicht zu Menschen zweiter Klasse.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Das ist absolut richtig!)

Die drängendsten Probleme auf dem Wohnungsmarkt 
haben die städtischen Mieterinnen und Mieter. Für sie 
muss die Regierung endlich mehr tun. Wir als Linke 
fordern: Mieten runter, Löhne rauf! Das hilft im Übrigen 
auch denjenigen, die kaufen wollen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ach so! 
Da hätten wir ja selber draufkommen können!)

Wir fordern: Grunderwerbsteuer reformieren! Wer zum 
ersten Mal eine Immobilie kauft und kein Vermögen hat, 
soll entlastet werden; Vonovia und Co müssen zur Kasse.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen Genossenschaften fördern; denn diese 
Form des Gemeinschaftseigentums stellt eine gute Alter-
native dar. Und schließlich wollen wir auch einen bes-
seren Kündigungsschutz für Mieter/-innen und einen bes-
seren Schutz für Kleineigentümer/-innen, damit Oma 
Else in ihrer Mietwohnung bleiben darf und Tante Mar-
lies ihr Häuschen behalten darf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Dann scheint „Tante 
Marlies“ ausgedacht zu sein! – Gegenruf der 
Abg. Caren Lay [DIE LINKE]: Die habe ich 
mir nicht ausgedacht! Ich kann sie dir gerne 
mal vorstellen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun Franziska Mascheck das 

Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Franziska Mascheck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Den Traum von den eigenen vier Wänden 
ermöglichen“ – das klingt sehr vielversprechend, sehr 
wohlklingend.

Aber wem müssen wir denn was ermöglichen? Denen, 
die es nicht allein können. Und jetzt gucken wir mal kurz 
hinter die Fassade: Welche Instrumente gab es in den 
letzten Legislaturperioden, und was haben Sie damit rea-
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lisiert? Eine Neubauförderung für ein Energieeffizienz-
haus 55 war längst Standard; mit der Gießkanne wurden 
Milliarden von Euro verteilt.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist 
einfach falsch!)

Es gab Mitnahmeeffekte; ja, es gab Menschen, die davon 
profitiert haben. Und so einige Bauträger sind vor Lachen 
nicht mehr in den Schlaf gekommen.

Es gab das Baukindergeld – ganz fantastisch, aber nur 
für die Familien, die sich das Bauen sowieso schon leis-
ten konnten. Das Haus war durchfinanziert, und mit Steu-
ermitteln gab es on top ein kleines Bonbon. Wunderbar! 
In welchem Umfeld fand das statt? Niedrigzins, billige 
Energie, keine Lieferengpässe, kein Krieg, balancierter 
Haushalt. Ganz ehrlich: keine große Leistung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Enak Ferlemann [CDU/CSU]: Da wart 
ihr doch beteiligt!)

Was haben Sie damit bewirkt? Wir haben ein hoch-
preisiges Wohnungssegment, wir haben Luxuswohnun-
gen. Die Immobilienpreise sind durch die Decke gegan-
gen, die Mieten sind durch die Decke gegangen. Immer 
mehr Boden wurde versiegelt – Sie fordern übrigens im 
Antrag noch mehr Bodenversiegelungen –,

(Carolin Bachmann [AfD]: Sie wollen immer 
weiter bauen!)

und Boden wurde verspekuliert.
Was ist übrig geblieben? Ein riesiger Gebäudebestand 

in energetisch schlechtem Zustand und sehr viel unbe-
zahlbarer Wohnraum. Fazit: Sie haben Ihre Ziele verfehlt. 
Es ist scheinheilig. Sie haben Ihre Versprechen nicht ge-
halten,

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Haben Sie 
nicht mitregiert?)

und das Aufstiegsversprechen, Herr Luczak, haben Sie 
nicht eingehalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was ist jetzt die Lösung der Union? Alte Instrumente 
für neue Herausforderungen. Auf so eine Idee muss man 
ja erst mal kommen. Was ist die Lösung der Koalition? 
Wir haben ein sozialdemokratisches Bauministerium.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Damit ist 
aber noch gar nichts gewonnen!)

Wir haben unsere Bauministerin Klara Geywitz, und sie 
hat als Allererstes ihre Hausaufgaben gemacht. Sie hat 
geschaut: Wer profitiert denn von den Steuermitteln? 
Was ist mit sozial gebundenem Wohnraum? Wie sieht 
es mit der Energieeffizienz des Gebäudesektors aus? 
Wie sieht es mit kommunalen Unternehmen aus? Wie 
steht es für Genossenschaften und ganz besonders für 
einkommensschwache Haushalte?

(Zuruf von der AfD: Was ist das Ergebnis?)
Und was ist jetzt die Aufgabe einer Regierung? Die 

richtigen Schlüsse zu ziehen. Was haben wir gemacht? 
Mein Kollege Herr Daldrup hat es schon gesagt: 13 Mil-

liarden Euro sind für die Sanierung im Gebäudebestand 
bereitgestellt. Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer, das 
kann man beim BAFA für ein Eigenheim, für ein Mehr-
familienhaus beantragen.

(Zuruf der Abg. Carolin Bachmann [AfD])
Das schont Ressourcen, vermeidet Abriss und fördert die 
Umbaukultur. Es wurde gesagt: 1,1 Milliarden –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin – –

Franziska Mascheck (SPD):
– und noch mal 900 Millionen Euro für klimafreund-

lichen Neubau und die Wohnungseigentumsförderung für 
Familien.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin, ich habe die Uhr angehalten. Gestatten Sie 

eine Frage oder Bemerkung des Abgeordneten Beckamp?

Franziska Mascheck (SPD):
Nein. – Sozialer Wohnungsbau wurde mit 14,5 Milliar-

den Euro gefördert. 30 Prozent zahlen die Länder dazu. 
Das sind in der Summe knapp 20 Milliarden Euro; den 
Löwenanteil trägt der Bund.

Die Förderung des genossenschaftlichen Wohnens 
wurde genannt – auch Genossenschaftsanteile sind Ei-
gentum – und nicht zuletzt auch der Lastenzuschuss für 
Hauseigentümer/-innen, die wenig Vermögen und wenig 
Einkommen haben.

Aber richtig: Wir haben noch viele, viele Aufgaben vor 
uns. Ganz besonders wollen wir denen ermöglichen, Ei-
gentum zu erwerben, die wenig Einkommen haben, die 
wenig Vermögen haben. Jetzt werden Sie sich wundern, 
wen es trifft, wenn Sie mal auf die statistische Karte 
unserer Bundesrepublik gucken: Oh, es sind doch viele 
Menschen im Osten unserer Bundesrepublik.

Wir möchten den Abbau des Genehmigungsüberhangs 
aufs Gleis setzen. Es sind immerhin 800 000 Wohnungen 
im Genehmigungsüberhang. 450 000 – das hat unsere 
Bundesministerin heute früh gesagt – sind schon in Ar-
beit und werden umgesetzt. Aber auch das ist in einer 
riesigen Spekulationsblase in der Hoffnung auf hohe Pro-
fite entstanden, finanziert mit Steuermitteln.

Und ganz richtig, liebe Union – jetzt kommt ein Punkt, 
da stimme ich Ihnen zu –: Wir möchten den Generatio-
nenübergang gestalten und Leerstand vermeiden. Ja, 
„Jung kauft Alt“ ist eine verdammt gute Idee; es ist 
aber nicht Ihre. Das setzen ganz viele Kommunen schon 
um. Wir haben auch im Ausschuss schon besprochen,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Unseren 
Antrag dazu haben Sie abgelehnt!)

dass wir das aufs Gleis bringen wollen. Und noch einmal: 
Abschreiben gilt in der Klassenarbeit als durchgefallen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU]: Wer nichts bringt, fällt aber 
auch durch!)
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Und schließlich die Wohngemeinnützigkeit: Wohnen 
ist ein Menschenrecht. Wohnraum muss raus aus der 
Spekulation. Selbstverständlich muss man damit wirt-
schaften, aber gemeinwohlorientiert, und das ist im inter-
nationalen Kontext längst Standard, ist gang und gäbe, 
und deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab. Er ist rück-
wärtsgerichtet und gibt keine Antwort auf die aktuellen 
Fragen.

Vielen Dank und ein herzliches Glückauf.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege Ulrich 

Lange das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Erlauben Sie mir vorab eine persönliche Bemerkung, 
lieber Kollege Daldrup: Ihre Rede – wir kennen uns 
lange – war ein Offenbarungseid und an Hilflosigkeit 
nicht zu überbieten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

In 25 Jahren, einem Vierteljahrhundert, stellte die SPD 
17 Jahre lang den Bauminister oder die Bauministerin; 
nur, damit wir hier mal klar sind. Von den acht Jahren 
Union, liebe Kollegen der FDP, hatten wir vier Jahre in 
der schwarz-gelben Koalition einen für Bau zuständigen 
Staatssekretär; der hieß Jan Mücke und war aus Ihrer 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Also, wem hier nichts anderes mehr einfällt, der sollte vor 
der eigenen Türe kehren.

Was ich persönlich, Herr Kollege Daldrup, mir nicht 
mehr bieten lasse, ist der Hinweis auf die Brandmauer. 
Ich bin politisch groß geworden mit Helmut Kohl und 
Theo Waigel, und ich lasse mir von Ihnen die politische 
Brandmauer nach rechts nicht erklären!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
AfD: Hört! Hört!)

Zum Aufstiegsversprechen: Das Aufstiegsversprechen 
hat die SPD verraten. Sie sind die Verräter des Aufstiegs-
versprechens.

(Bernhard Daldrup [SPD]: So ein Blödsinn!)

Ich persönlich bin in einem Reihenhaus der 1970er-Jahre 
groß geworden. Es war tatsächlich eine sozialliberale 
Koalition, die meinem Vater mit uns drei Kindern ein 
Eigenheim ermöglicht hat. Sie tun es heute nicht mehr; 
Sie sind die, die das Versprechen gebrochen haben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der SPD.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Dass Sie nichts anderes haben als den Verweis auf 
16 Jahre und die Brandmauer, nachdem von uns schon 
vor einem Jahr darauf hingewiesen wurde, dass die Bau-
genehmigungen dramatisch einbrechen, und nachdem 
wir Vorschläge vorgelegt haben, zeigt: Sie sind blank 
und ahnungslos, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Münzenmaier [AfD])

400 000 Wohnungen; 1,6 Millionen Wohnungen waren 
versprochen. Und dann spricht die Kollegin von den Grü-
nen von einem Käufermarkt.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja!)

Ich weiß ja nicht, ob Sie irgendwo Wirtschaft bei Robert 
Habeck gelernt haben:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Käufermarkt ist ungefähr so realistisch, wie die In-
solvenz von Robert Habeck erklärt wurde, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Sebastian Münzenmaier 
[AfD]: Falsche Standards!)

Und wo ist die Bauministerin? „Wo ist Geywitz?“, 
kann ich da nur fragen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Da sitzt sie!)

– Ja, sie ist die Bundeszuschauerministerin, aber nicht die 
Bauministerin. So wenig wie jetzt wurde seit vielen Jah-
ren – auch während der unionsgeführten Bundesregie-
rung – nicht gebaut. Horst Seehofer hat über 
300 000 Wohnungen geschafft. – Liebe Kollegin 
Geywitz, bis dahin haben Sie noch ein Stück Weg vor 
sich; das will ich Ihnen an der Stelle mal ganz deutlich 
sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Belege! Bele-
ge!)

Und wenn man untaugliche neue Programme mit 
EH 40 auflegt, statt einen wirklich guten Standard 55 
beizubehalten, wenn man das Baukindergeld einstampft, 
das fast einer halben Million Familien ein Dach über dem 
Kopf gegeben hat,

(Bernhard Daldrup [SPD]: Das glauben Sie 
doch selber nicht!)

und dann von Konzernen spricht, dann sei gesagt: Bau-
kindergeld und Konzern haben nie zusammengehört und 
nie zusammengepasst. Das ist Diffamierung, und zwar 
Diffamierung von der linken Seite des Hauses, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard Daldrup 
[SPD]: Pure Ideologie!)

Wer Wohnen meint, muss Bauen denken. Bauen, Woh-
nen und Mieten gehören zusammen, und dazu gehört 
auch die Bauwirtschaft. Wer wie zurzeit der Bauwirt-
schaft diese Planungssicherheit nimmt,
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(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war Putin, das waren 
nicht wir!)

wird den Menschen nicht nur die Chance auf das Eigen-
heim nehmen, sondern auch noch die Bauwirtschaft an 
die Wand fahren.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo Sie schon über Kohl reden: Warum 
ist eigentlich Kohl bei Ihnen nicht mehr Ehren-
präsident? Was war da?)

Liebe Kollegin von den Grünen, wenn Sie dann auch 
noch sagen, die Handwerker würden sich heute mit ihren 
Preisen konsolidieren, dann entschuldigen Sie sich bitte 
bei den fleißigen Handwerkerinnen und Handwerkern, 
die unser Land hier am Laufen halten. Das finde ich un-
anständig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist mit dem Geld von Kohl? – Ge-
genruf des Abg. Sebastian Münzenmaier 
[AfD]: Haben Sie Ihre Tabletten nicht genom-
men? Das ist ja Wahnsinn!)

Ja, Familien brauchen und wünschen sich ein Eigen-
heim, und sie müssen die Möglichkeit haben, sich diesen 
Wunsch zu erfüllen. Da sind Ideen wie im Zusammen-
hang mit der Grunderwerbsteuer gute Ideen. Liebe Kol-
legin von der FDP, Sie können ja Christian Lindner eine 
SMS schreiben. Wir stimmen Ihrem Gesetzentwurf, 
wenn er hier eingebracht wird, natürlich gerne zu. Nur, 
was nicht funktioniert, ist, für weitere Unsicherheit zu 
sorgen. Das haben wir auch heute in der Befragung gese-
hen – Thema „kommunale Wärmeplanung ab 10 000 Ein-
wohner“ –: Nein, ich bin zuständig und nicht der, der da 
vorne sitzt, sondern ich hier hinten. – Die Leute wissen 
nicht mehr, woran sie sind.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es fehlt am politischen Willen und am Durchsetzungs-
vermögen.

Liebe Ministerin, werden Sie von der Zuschauerminis-
terin zur Bauministerin!

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege.

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Wir stehen zum Eigentum.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wohnen, Stadtentwicklung, 
Bauwesen und Kommunen zu dem Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU mit dem Titel „Den Traum von den eige-
nen vier Wänden ermöglichen“. Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/7255, 
den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
20/1855 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der Fraktion Die Linke ge-
gen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion bei Enthaltung 
der AfD-Fraktion angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b:
a) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-

desregierung
Bericht über das deutsche Engagement 
beim Einsatz von Polizistinnen und Poli-
zisten in internationalen Polizeimissionen 
2021

Drucksache 20/5440
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung
Bericht über das deutsche Engagement 
beim Einsatz von Polizistinnen und Poli-
zisten in internationalen Polizeimissionen 
2020

Drucksache 19/32708
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Par-
lamentarische Staatssekretärin bei der Bundesministerin 
des Innern und für Heimat, Rita Schwarzelühr-Sutter.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Gleich zweimal befassen wir uns in dieser 
Woche im Deutschen Bundestag mit der Beteiligung an 
internationalen Friedensmissionen: heute mit dem Be-
richt über das deutsche Engagement beim Einsatz von 
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Polizistinnen und Polizisten in internationalen Polizei-
missionen in den Jahren 2020 und 2021 und morgen 
beim Festakt zum „Tag des Peacekeeping 2023“ gleich 
hier nebenan im Paul-Löbe-Haus.

Beide Anlässe machen auf das deutsche Engagement 
in Friedensmissionen aufmerksam und würdigen dieses. 
Es geht auch darum, die im Ausland eingesetzten Polizis-
tinnen und Polizisten – und morgen beim Tag des Peace-
keeping natürlich auch die Soldatinnen und Soldaten, die 
zivilen Expertinnen und Experten – sichtbar zu machen, 
ihren Einsatz anzuerkennen und ihnen Respekt dafür zu 
zollen. Respekt und Anerkennung haben sich die vielen 
engagierten Frauen und Männer redlich verdient, was sie 
leider noch zu selten erfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Jahren 2020 
und 2021 waren 175 bzw. 137 Polizistinnen und Polizis-
ten in Missionen der Europäischen Union und der Ver-
einten Nationen sowie im bilateralen Polizeiprojekt in 
Afghanistan eingesetzt. Besonders erwähnen will ich, 
dass der Anteil von Frauen an diesen Missionen tatsäch-
lich kontinuierlich gestiegen ist, nämlich von 17 Prozent 
im Jahr 2020 auf 30 Prozent im letzten Jahr. Das macht 
noch mal deutlich, dass es eine sehr positive Entwicklung 
ist. Dieses Niveau wollen wir mindestens absichern. Po-
lizistinnen und Polizisten sind in den Ländern, in denen 
sie eingesetzt werden, ja immer auch ein wichtiger gesell-
schaftlicher Faktor. Mehr Frauen in diesen Einsätzen 
können Frauen im Einsatzland motivieren, sich ebenfalls 
für diese Dienste zu interessieren.

Dabei ist nicht zu verschweigen, dass alle Frauen und 
Männer ihren Dienst unter wirklich schwierigen Bedin-
gungen leisten; denn Friedensmissionen gibt es natürlich 
nur dort, wo Frieden kein Selbstläufer ist. Diese Einsätze 
sind auch deshalb besonders, da oft ungewiss ist, ob und 
wann sie Früchte tragen.

In Namibia, Liberia und Kambodscha kann man sagen, 
dass Friedensmissionen die Lage in den jeweiligen Län-
dern stabilisiert haben. Ganz anders stellt sich natürlich 
die Lage in Afghanistan dar, wo von 2002 bis 2021 das 
German Police Project Team im Einsatz war – das war 
wahrlich kein einfacher Einsatz.

Meine Damen und Herren, auch bei ungewissen Er-
folgsaussichten müssen wir sicherstellen, dass unsere Be-
amtinnen und Beamten aus den Auslandseinsätzen keine 
Nachteile erfahren – selbstverständlich auch, dass sie 
wieder sicher zurückkommen. Denn sie bringen aus ihren 
Einsätzen wertvolle Erfahrungen mit – Erfahrungen, die 
sie auch für den Dienst in Deutschland einbringen kön-
nen.

Leider müssen wir noch oft feststellen, dass Einsätze 
im Nachhinein nicht angemessen gewürdigt werden. Da 
müssen wir tatsächlich noch besser werden. Gefordert 
sind hier Bund und Länder. Bei der Bundespolizei sind 
wir schon dabei, Auslandsverwendungen als Karriere-
baustein zu stärken. Zugleich greifen wir eine Forderung 
der in der vergangenen Woche verabschiedeten Nationa-
len Sicherheitsstrategie auf. Ganz gezielt qualifizieren 
wir Personal für Auslandseinsätze. Ganz gezielt geht es 
auch um attraktive Einsatzbedingungen und insgesamt 

um einen Ausbau unseres internationalen polizeilichen 
Engagements. Auch das ist Zeitenwende und globale Ver-
antwortung.

Das polizeiliche Auslandsengagement in Friedensmis-
sionen hat für uns, das Bundesinnenministerium, auch in 
Zukunft hohe Priorität. Vielen Dank, dass der Deutsche 
Bundestag in dieser Woche dies zweimal unterstreicht.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Josef Oster für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Josef Oster (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist wichtig, dass wir hier 
einmal im Jahr diesen ganz besonderen Aspekt polizei-
licher Arbeit mit einer Debatte im Bundestag begleiten. 
Ich danke den Regierungsfraktionen, dass sie diese Ini-
tiative aus der vorletzten Wahlperiode jetzt wieder auf-
gegriffen haben.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
verfügen in Deutschland über eine hervorragend aus-
gebildete Polizei. Unsere Polizei genießt in der Bevölke-
rung höchstes Ansehen, weil sie jeden Tag unser aller 
Sicherheit gewährleistet und weil sie uneingeschränkt 
auf einem rechtsstaatlichen Fundament steht. Das ist ein 
Wert, für den wir alle gemeinsam, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, sehr dankbar sein sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Das ist aber auch eine Wertschätzung der Polizeiarbeit, 
um die uns viele andere Länder beneiden. Die deutsche 
Polizei ist daher international ein gefragter Partner. Ich 
begrüße es ausdrücklich, dass wir uns immer wieder an 
internationalen Polizeimissionen beteiligen. Das kann 
und sollte mehr denn je auch ein Instrument der deut-
schen Außenpolitik sein. Deutschland sollte auf diesem 
Gebiet mehr Verantwortung übernehmen. Das stünde uns 
gut zu Gesicht, und das ist Teil unserer sicherheitspoliti-
schen Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hin-
tergrund sind die aktuellen Entsendezahlen allerdings zu 
niedrig. Wir haben es gerade gehört: 2017 waren es noch 
176. Diese Zahl war schon damals eine, bei der ich sagen 
muss, dass wir uns mehr gewünscht hätten; aber zumin-
dest ist es der unionsgeführten Bundesregierung gelun-
gen, dieses Niveau über Jahre hinweg relativ konstant zu 
halten. 2021 waren es dann noch 137, und aktuell, ver-
ehrte Frau Staatssekretärin, sind es gerade mal noch 60. 
Das sind Zahlen, mit denen wir nicht zufrieden sein kön-
nen.
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Der internationale Terrorismus, grenzübergreifende 
Kriminalität, irreguläre Migration, fragile Staatlichkeit – 
all das sind Faktoren, die auch uns in Europa und 
Deutschland massiv bedrohen. Vor diesem Hintergrund 
sehe ich zwei zentrale Herausforderungen:

Erstens – das habe ich gerade gesagt –: Deutschland 
entsendet viel zu wenige Polizeikräfte ins Ausland. Das 
gilt für allgemeine Polizeimissionen ebenso wie für Fron-
tex-Einsätze.

Zweitens. Die Polizistinnen und Polizisten, die sich 
dafür entscheiden, ins Ausland zu gehen, profitieren an-
schließend nicht davon. Sie engagieren sich in einer in-
ternationalen Mission und nehmen erhebliche Gefahren 
für Leib und Leben in Kauf. Doch wenn sie zurück nach 
Deutschland kommen, wird ihnen das bei der weiteren 
Karriere oft negativ ausgelegt. Sie werden bei Beför-
derungen übergangen, ihre Expertise wird nicht ausrei-
chend wertgeschätzt. Frau Staatssekretärin, Sie haben das 
gerade erwähnt. Wenn Sie das ändern können und wollen, 
haben Sie uns an Ihrer Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christian Wirth [AfD])

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich fordere die 
Bundesregierung daher auf: Sorgen Sie dafür, dass 
Deutschland auch auf diesem Gebiet seiner internationa-
len Verantwortung gerecht wird! Schreiben Sie verbind-
liche Polizeikontingente fest! Binden Sie die Bundeslän-
der in die Festlegung dieser Kontingente ein! Machen Sie 
Auslandsaufenthalte zum Garanten für Beförderungen 
und nicht zu einem Hemmnis! Steigern Sie die Entsende-
zahlen! Aktuell gilt das ganz besonders für Frontex-Ein-
sätze.

Eine abschließende Anmerkung, an die Ampelfraktio-
nen gerichtet, kann ich mir nicht verkneifen, wenn wir 
über Polizeiarbeit reden. Ich muss Sie auffordern: Hören 
Sie auf, die Arbeit unserer Polizei bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit zu kritisieren!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christian Wirth [AfD] – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Frechheit! – Zuruf des Abg. Uli 
Grötsch [SPD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Marcel Emmerich für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Nachhaltiger Frie-
den ist mehr als die Abwesenheit von Gewalt und Krieg. 
Was bedeutet dieser an Willy Brandt angelehnte Satz? Es 
braucht funktionierende staatliche Strukturen, rechts-
staatlich handelnde Sicherheitsbehörden, die Einhaltung 
von Grund- und Menschenrechten und ein Vertrauen der 
Bevölkerung in ihren Staat.

Wenn man mit anderen Kolleginnen und Kollegen aus 
Europa spricht, dann wird immer wieder ein Schlüssel 
zum Erfolg genannt, den wir selbst in der Hand haben: 
unsere Polizei. Unsere Partner in Europa und in den Ver-
einten Nationen sind voll des Lobes für unsere Polizistin-
nen und Polizisten in den Auslandsmissionen. Für diese 
mutige Arbeit unter teils schwierigen Bedingungen in 
teils sehr gefährlichen Einsätzen möchte ich mich bei 
der Polizei bedanken. Sie haben unseren Rückhalt, unsere 
Unterstützung und unseren Respekt. Herzlichen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Sie sehen also, Kollege Oster: Es geht mitnichten da-
rum, die Polizei in den Senkel zu stellen. Wir achten die 
hochqualifizierte Arbeit der Polizistinnen und Polizisten; 
denn sie sind nicht nur in der operativen Polizeiarbeit vor 
Ort sehr wichtig, sondern besitzen auch das nötige Know- 
how und die Erfahrung, um vor Ort nachhaltige Sicher-
heitsstrukturen mit aufzubauen. Das löst eine ganze Kette 
von Problemen bzw. beugt Problemen vor. Egal ob im 
Sahel oder auch auf dem Balkan: Sie leisten tagtäglich 
in ihren Missionen einen erfolgreichen Beitrag zum 
Schutz der Zivilbevölkerung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Bettina Lugk [SPD] und 
Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Die Realität ist schonungslos. Wir haben internationale 
Konflikte und Spannungen, gewaltsame Auseinanderset-
zungen sowie Menschenrechtsverletzungen, unter denen 
die Bevölkerung vor Ort leidet. In Zeiten, in denen die 
Herausforderungen über Landesgrenzen hinweg reichen, 
müssen wir den Mut aufbringen, unsere Verantwortung in 
internationalen Polizeimissionen stärker wahrzunehmen 
als momentan. Das ist dringend notwendig.

Wir müssen uns die Zahlen tatsächlich selbstkritisch 
anschauen; denn sie zeigen, dass wir unsere Zusicherung, 
die wir im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik gegeben haben, nämlich bis zu 
910 Polizeibeamtinnen und -beamte an internationalen 
Polizeimissionen zu beteiligen bzw. dafür zur Verfügung 
zu stellen, bei Weitem verfehlen. Stattdessen hangeln wir 
uns gerade von Jahr zu Jahr von Tiefstand zu Tiefstand. 
Momentan sind es nicht mal 60 Beamtinnen und Beamte 
von Bundespolizei, Bundeskriminalamt, Landespolizeien 
und Zoll, die in 13 Missionen eingesetzt sind. In einer 
Zeit, in der eine Krise die andere jagt, kann das nicht 
unser Anspruch sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

In der Vergangenheit ist da auch schon etwas passiert; 
das will ich nicht unerwähnt lassen. Mit der Bund-Län-
der-Vereinbarung und auch mit der Einführung des Fach-
gebiets „Internationale Polizeiliche Beziehungen“ an der 
Deutschen Hochschule der Polizei ist in den letzten Jah-
ren auch und gerade aufgrund des parlamentarischen 
Drucks schon etwas in Bewegung gekommen, das wirk-
lich positiv ist. Aber das reicht nicht. Was muss also noch 
passieren?
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Erstens müssen wir Anreize schaffen, die solche Ein-
sätze für die Polizistinnen und Polizisten noch attraktiver 
machen. Erst vor zwei Wochen hatte ich ein Gespräch mit 
einem Polizisten bei mir in Ulm. Der hat erzählt, dass er 
durchaus Interesse an einer Auslandsmission hatte. Aber 
er hat davon Abstand genommen, nachdem er erfahren 
hatte, dass das seine Versetzung nach Ulm gefährden 
würde. Ich kann das verstehen: Bei uns in Ulm ist es 
sehr schön; da will man unbedingt gerne hin. Aber dass 
es nach wie vor zu viele Nachteile nach so einem Einsatz 
gibt, das zeigt vor allem, dass es Handlungsbedarf gibt. 
Wir müssen dafür sorgen, dass sich dadurch stattdessen 
positive Karrierechancen ergeben. Das muss sich dann 
auch in der Personalentwicklungsplanung niederschla-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU])

Zweitens kann man feststellen, dass die Bedingungen 
für Polizistinnen und Polizisten momentan gar nicht so 
schlecht sind; denn es gibt eigentlich mehr interessierte 
Polizistinnen und Polizisten, als es Missionen und Plätze 
gibt. Deswegen ist es vor allem auch eine Frage der po-
litischen Prioritätensetzung. Es ist ein starkes Zeichen, 
dass auch in diesem Jahr die drei Minister/-innen 
Pistorius, Baerbock und Faeser zum Tag des Peacekee-
ping einladen und damit den Polizistinnen und Polizisten 
und den Soldatinnen und Soldaten eine Wertschätzung 
entgegenbringen.

Aber das darf nicht alles sein. Es muss noch mehr 
daraus entstehen. Das heißt, es braucht ein klares Planziel 
für Personalzahlen bei Auslandsmissionen, und es 
braucht einen festen Stellenpool für Polizistinnen und 
Polizisten, damit das auch wirklich verstärkt werden 
kann. So zeigen wir unsere Wertschätzung und dass wir 
das Ganze in die Tat umsetzen und weiter in die Fläche 
bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das Ganze ist natürlich auch ein Thema, das man vor 
dem Hintergrund der feministischen Außenpolitik bewer-
ten muss. Wir sehen einfach, dass mehr weibliches Per-
sonal in Friedensmissionen die Perspektiven verbessert 
und die Teilhabe von Frauen in Konflikten dafür sorgt, 
dass es weniger geschlechtsspezifische Gewalt gibt. Das 
ist wissenschaftlich belegt. Hier will ich die hervor-
ragende Arbeit deutscher Polizistinnen in Führungsposi-
tionen innerhalb der EUCAP-Mission in Niger hervor-
heben. Sie beraten lokale Sicherheitskräfte in Gender- 
und Menschenrechtsfragen und nehmen eine weibliche 
Vorbildfunktion ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sebastian Fiedler [SPD] und 
Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Zum Schluss möchte ich noch auf eine oft unter-
schätzte innenpolitische Dimension eingehen. Klar ist: 
Prävention ist nicht nur effektiver, sondern auch besser 
als die Bewältigung von Krisen und Konflikten im Nach-
hinein. Deswegen ist es auch richtig, dass in der ersten 

Nationalen Sicherheitsstrategie ganz klar steht: „Die 
Bundesregierung ist dem Primat der Prävention von Kri-
sen verpflichtet“ – das Ganze untermauert mit dem Ziel, 
das polizeiliche Engagement im Ausland auszubauen. 
Das nehmen wir als Auftrag, daran knüpfen wir an.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Steffen Janich für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Janich (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wir beraten heute – nach anderthalb Jahren – über 
das Engagement deutscher Polizeibeamter bei internatio-
nalen Missionen in den Jahren 2020 und 2021.

Insbesondere die Landespolizei ist grundsätzlich dazu 
verpflichtet, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren. Damit ist die öffentliche Sicher-
heit in Deutschland gemeint und nicht die Sicherheit in 
allen Ländern dieser Erde.

(Beifall bei der AfD)

Auch der § 8 des Bundespolizeigesetzes enthält ledig-
lich eine Kannbestimmung, aber keine grundsätzliche 
Verpflichtung der Bundespolizei zur Wahrnehmung von 
internationalen Missionen.

Aber die Bundesregierung scheint das ja ganz anders 
zu sehen. Ob im Sudan, in Somalia, in Mali, in Niger oder 
im Irak: Es hat den Anschein, dass das Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat Leib und Leben von 
Bundespolizisten gerade in den Ländern riskiert, für die 
das Auswärtige Amt normalerweise eine Reisewarnung 
oder zumindest eine Teilreisewarnung herausgibt. Und 
schaut man sich den Nutzen dieser Missionen an, dann 
steht diese Gefährdung unserer Polizeibeamten in keinem 
Verhältnis dazu.

(Beifall bei der AfD – Michael Sacher 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie kommen 
Sie darauf?)

Das German Police Project Team in Afghanistan ist 
spätestens seit dem Umsturz durch die Taliban als kra-
chend gescheitert anzusehen. Es ist ein riesiges Glück, 
dass der zwischenzeitliche Militärputsch samt der Fest-
setzung der Zivilregierung im Sudan nicht zum Tod oder 
zur Verletzung von deutschen Polizisten geführt hat.

Im Einsatzzeitraum 2021 hat sich die Anzahl ziviler 
Todesopfer durch terroristische Anschläge im Niger im 
Vergleich zum Vorjahr um 75 Prozent erhöht. Die Frage 
ist berechtigt, ob die Beratung in Menschenrechts- und 
Genderfragen durch die deutsche Polizei wirklich das ist, 
was die Bevölkerung im Niger hier vorrangig brauchte.

(Beifall bei der AfD)
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Wir als AfD sagen: Die deutsche Außen- und Sicher-
heitspolitik hat sich vorrangig an deutschen Interessen zu 
orientieren.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Diese 
Einsätze sind im deutschen Interesse!)

Die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Deutschland 
wird an den deutschen Bahnhöfen und an unseren Gren-
zen geschützt, nicht in Niger und auch nicht in Mali.

(Beifall bei der AfD)
Statten wir die Bundespolizei personell und materiell 

erst einmal vollständig für Einsätze in unserem Inland 
aus, bevor Sie die Ausbildung, die Ausrüstung und die 
Gehälter für somalische Polizisten aus deutschen Steuer-
mitteln zahlen. Tragen wir Sorge, dass Polizeibeamte 
nicht durch ein völlig überzogenes Disziplinarrecht aus 
dem Beamtentum entlassen werden können. Setzen wir 
den Schwerpunkt polizeilicher Arbeit wieder auf wirk-
same Verhinderung von Straftaten in unserem Land. Hal-
ten wir unseren Polizeibeamten bei ihrer Arbeit in unse-
rem demokratischen und sozialen Rechtsstaat den 
Rücken frei. Dann haben wir auch zukünftig wieder aus-
reichend Bewerber für den Polizeidienst in unserem wun-
derschönen Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Genau hier setzen wir unsere Schwerpunkte.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Ann-Veruschka Jurisch für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Erst 
letzte Woche hat die Bundesregierung ihre Nationale Si-
cherheitsstrategie veröffentlicht, wohlgemerkt die aller-
erste Nationale Sicherheitsstrategie. Damit wurde die 
Vereinbarung im Koalitionsvertrag umgesetzt, eine um-
fassende Nationale Sicherheitsstrategie zu erarbeiten.

Mit diesem Dokument legt die Bundesregierung das 
Fundament für ein neues, umfassendes Risikomanage-
ment und Frühwarnsystem. Auch hier sorgt die Ampel 
in zentralen Aufgaben für Zukunftsfähigkeit.

Auf der inhaltlichen Ebene definiert die Nationale Si-
cherheitsstrategie das Primat von Krisenprävention. Ex-
plizit erwähnt sind dabei auch polizeiliche Mittel als ein-
zusetzendes Werkzeug des Krisenmanagements. Das ist 
zumindest die Vision.

Doch die Realität ist noch eine andere: Zwar leisten 
seit über 30 Jahren deutsche Polizistinnen und Polizisten 
einen wertvollen Beitrag für Frieden, Sicherheit und Sta-
bilität in Krisenregionen. Zwar sind unsere Beamtinnen 
und Beamten in Auslandseinsätzen aufgrund ihrer großen 

Kompetenz sehr, sehr geschätzt. Zwar interessieren sich 
auch viele Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte sowie 
Zollbeamtinnen und Zollbeamte für einen Auslandsein-
satz. Aber die Zahlen sind ernüchternd: Waren es 2020 
noch 200 Beamtinnen und Beamte im Auslandseinsatz, 
davor auch einmal mehr als 300, so waren es zuletzt 137 
in einem Jahr und im täglichen Durchschnitt ungefähr 
65 Beamtinnen und Beamte.

Das ist sehr wenig und ein Trend in die völlig falsche 
Richtung. Damit können wir uns nicht zufriedengeben. 
Hier schlummert ein großes Potenzial für die internatio-
nale Krisenprävention im Sinne eines vernetzten Ansat-
zes. Gleichzeitig muss sich unsere Bundeswehr in der 
aktuellen Lage konsequent auf die Aufgaben der Landes- 
und Bündnisverteidigung konzentrieren.

Meine beiden Ampelkollegen Marcel Emmerich und 
Sebastian Fiedler und ich sind in der letzten Sitzungs-
woche auf einer Veranstaltung gemeinsam der Frage 
nachgegangen, woran es denn hakt, dass die Zahl der an 
internationalen Polizeieinsätzen teilnehmenden Polizis-
tinnen und Polizisten so niedrig und rückläufig ist. Die 
Antworten waren vielfältig: Insgesamt ist ein gewisser 
Rückgang bei multilateralen Polizeieinsätzen festzustel-
len; das ist so. Es gibt auch einen Bedarf an hochspezia-
lisierten Beamtinnen und Beamten, die im Inland nicht 
ohne Weiteres entbehrt werden können. Und es braucht 
auch spezielle Sprachkenntnisse, zum Beispiel im fran-
kophonen Afrika.

Aber es wurde auch die fehlende Kompatibilität mit 
Karrierewegen erwähnt, vor allem auch in den Bundes-
ländern, die sich hier durchaus einmal bewegen müssten, 
um diese Kompatibilität herzustellen. Die fehlende Wert-
schätzung von Polizeieinsätzen ist auch ein Problem 
und – diese Einschätzung fiel auf unserer Veranstaltung 
immer wieder – der bisher und in der Vergangenheit oft 
fehlende politische Wille, internationale Polizeieinsätze 
wirklich aktiv und strategisch einzusetzen.

Die Nationale Sicherheitsstrategie spurt hier im Be-
reich des politischen Willens nun vor. Die Strategie be-
kennt sich zum gezielten Einsatz von Polizistinnen und 
Polizisten in internationalen Einsätzen der Krisenpräven-
tion und des Krisenmanagements. Ich denke, wir müssen 
hier schnell spezifischer werden und uns überlegen, einen 
dauerhaften Pool von rund 1 000 Beamtinnen und Beam-
ten aufzubauen, die an einem Auslandseinsatz interessiert 
sind, die dafür trainiert sind und die auch kurzfristig 
herangezogen werden können. Netto im Einsatz sollten 
perspektivisch etwa 400 Beamtinnen und Beamte sein. 
Das ist zwar sehr, sehr viel mehr als jetzt, aber letztlich 
sind das auch nur – wir haben das ausgerechnet – 
0,035 Prozent der deutschen polizeilichen Kräfte. Es ist 
also für die Länder und auch für den Bund mehr als ver-
kraftbar. Das zur Konkretisierung des politischen Willens 
in quantitativ-organisatorischer Hinsicht.

Der politische Wille muss sich bei den internationalen 
Polizeimissionen aber auch in qualitativer Hinsicht zei-
gen. Jeder Auslandseinsatz muss sich aus unserer Natio-
nalen Sicherheitsstrategie ableiten lassen. Jede Mission 
muss ein klares, realistisches Ziel verfolgen. Bei jeder 
Mission muss das Ineinandergreifen mit anderen deut-
schen Instrumenten – zivilen oder militärischen – geklärt 
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sein. Und gerade in Krisenregionen muss von vornherein 
geklärt sein, wie lange die nichtmilitärischen Kräfte am 
Einsatzort verbleiben, zu welchem Zeitpunkt und unter 
welchen Bedingungen die Bundeswehr in welchem Um-
fang übernimmt und wie der Abzug der deutschen nicht-
militärischen Kräfte zu erfolgen hat.

Mit der Nationalen Sicherheitsstrategie ist auch für die 
internationalen Polizeimissionen ein erster und sehr 
wichtiger Schritt gemacht. Wir brauchen nun: erstens 
einen meines Erachtens mindestens 1 000 Personen 
starken Pool an einsatzbereiten Polizistinnen und Polizis-
ten und entsprechende Bewegung auch bei den Bundes-
ländern, zweitens strategisch – strategisch! – definierte 
Polizeimissionen mit klaren Zielen und einer klaren 
Exit-Strategie und drittens eine Institution wie einen Na-
tionalen Sicherheitsrat, welcher die Ziele und die Strate-
gie ressortübergreifend im Blick hat.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Nicole Gohlke für die Frak-

tion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sprechen heute über den Einsatz von deutschen Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamten in internationalen 
Polizeimissionen. Der Einsatz von Polizistinnen und Po-
lizisten ist integraler Bestandteil deutscher Außenpolitik. 
Darum fordert Die Linke, dass für solche Missionen ein 
Parlamentsvorbehalt eingeführt wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, die vorliegenden Berichte 

sind für eine inhaltliche Auseinandersetzung über inter-
nationale Polizeimissionen eigentlich nicht besonders gut 
geeignet. Denn Schwerpunkt der vorliegenden Berichte 
ist, wie viele deutsche Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte wo eingesetzt werden und welche Leitungsfunk-
tionen dann dabei ergattert wurden. Ich finde, deutlicher 
kann man eigentlich gar nicht machen, dass es nicht so 
sehr um so hehre Ziele wie zum Beispiel den Aufbau des 
Rechtsstaats geht, sondern schlicht auch um internatio-
nale Einflusspolitik.

Zu den konkreten Zielen der Polizeimissionen und vor 
allem zu ihrem Erfolg findet sich im Bericht dagegen fast 
nichts. Für die langjährige Polizeimission in Afghanistan 
lässt sich jedenfalls sagen: Sie hat offenbar genauso we-
nig funktioniert wie die im Sudan oder in Mali.

Und es fehlt im Bericht auch der Aspekt der bilateralen 
Ausbildungs- und Ausstattungshilfe. Seit Jahren fragt die 
Linksfraktion hierzu die Zahlen ab, damit sie sie der 
interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung stellen kann. 
Ich finde, diese Zahlen gehören standardmäßig in einen 
solchen Bericht und sollten eben nicht erst auf Nachfrage 
hin öffentlich werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir wollen eine Berichtspflicht zur Ausbildungs- und 
Ausstattungshilfe.

Ich will etwas zum Beispiel Tunesien sagen. Nancy 
Faeser hat vorgestern Tunesien besucht. In Tunis existiert 
auch ein Projektbüro der Bundespolizei. Seit 2015 hat die 
Bundespolizei hier 30 Millionen Euro in Training und 
Ausstattung der tunesischen Nationalgarde und der 
Grenzpolizei gesteckt. Ziel ist die Bekämpfung der so-
genannten irregulären Migration. Also im Klartext: Tu-
nesien soll als Türsteher potenzielle Flüchtlinge von Eu-
ropa fernhalten. Menschen auf der Flucht werden in der 
Wüste an der Grenze zu Libyen und Algerien aufgehalten 
und zurückgeschickt. Da stehen Menschenrechtsverlet-
zungen natürlich auf der Tagesordnung; das wissen wir 
alle. Illegale Pushbacks werden von den europäischen 
Außengrenzen einfach vorverlagert in Staaten, in denen 
dann eben niemand so genau hinsieht.

Das hat nichts – wirklich nichts! – mit Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu tun, sondern mit der Stabilisierung 
des europäischen Abschottungsregimes. Dieser Politik 
erteilt Die Linke eine klare Absage.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Sebastian Fiedler für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
zu Beginn meiner Ausführungen noch einmal ganz kurz 
die Komplexe, die Aufgabenbereiche aufzählen, in denen 
Polizistinnen und Polizisten im Ausland im Moment ein-
gesetzt sind. Ich möchte auch noch ein Stück weit über 
den Bericht hinausgehen. Es sind Missionen der Verein-
ten Nationen, es sind Missionen der Europäischen Union, 
es sind Missionen der OSZE. Das GPPT in Afghanistan 
ist schon angesprochen worden. Frontex steht noch mit 
im Bericht.

Ich möchte anlässlich dieser Debatte hier ein paar zu-
sätzliche Aufgabenbereiche erwähnen. Wir haben eben-
falls Polizistinnen und Polizisten bei Europäischen Agen-
turen eingesetzt. Auch bei Europol arbeiten deutsche 
Polizeibeamte. Wir haben Verbindungsbeamte vom Bun-
deskriminalamt, von der Bundespolizei bei den Botschaf-
ten. Es sind auch welche dabei, die vor Ort aufpassen und 
Objektschutz leisten. Zöllnerinnen und Zöllner sind vor 
Ort. Wir haben regelmäßig Personenschützer im Aus-
land. Bei Interpol sind ebenfalls deutsche Polizistinnen 
und Polizisten eingesetzt.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal auf zwei 
Dinge hinweisen: Erstens gehen viele dieser Aufgaben-
bereiche durchaus mit einer persönlichen Gefährdung 
einher. Das heißt, wir müssen auch deswegen ganz be-
sonders auf die Ausstattung und die Qualifikation der 
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Betroffenen achten. Auf der anderen Seite will ich auch 
von hier aus noch mal für meine Fraktion ein ausgespro-
chen großes Dankeschön an diejenigen richten, die sich 
für uns einsetzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])

Es ist schon angesprochen worden – ich möchte es 
noch einmal nachschärfen –: Es hat durchaus seinen 
Grund, dass die deutschen Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten in internationalen Missionen häufig in höhe-
ren Rängen eingesetzt sind. Das hat ein bisschen damit zu 
tun, dass wir im internationalen Vergleich wirklich gute 
Qualifikationsmöglichkeiten haben. Sowohl die Ausbil-
dungsgänge der Länder als auch die Studiengänge der 
Länder und des Bundes sind im internationalen Vergleich 
ausgesprochen gut; das muss man sagen. Das zeigt sich 
daran, dass das Ansehen der deutschen Polizei im inter-
nationalen Bereich außerordentlich hoch ist.

Auf der anderen Seite – das muss man eben auch 
sagen – muss das zu der Konsequenz führen, dass wir 
uns nicht nur an der Deutschen Hochschule der Polizei, 
wie Kollege Emmerich es gerade gesagt hat, mit diesen 
Qualifikationsbausteinen beschäftigen. Auch die Curri-
cula der Länder müssen mindestens als einen kleinen 
Teilaspekt diese Komponenten beinhalten, weil es eben 
um Sprachkenntnisse geht, um die Zusammenarbeit im 
internationalen Bereich, um die Kenntnis der Sicherheits-
architektur im europäischen und internationalen Bereich. 
Das ist außerordentlich wichtig.

Ich komme zu einem Teil, den ich mir nicht ersparen 
kann. Es hat nämlich zwei Gründe, warum es gut ist, dass 
deutsche Polizisten in einer solchen Anzahl, wie es bei 
unserer Ampeltagung herausgearbeitet worden ist, dort 
eingesetzt werden. Zum einen wirken sie außerordentlich 
gut vor Ort. Sie sind Rollenvorbilder. Sie wirken rechts-
staatlich in den jeweiligen Staaten und Organisationen.

Auf der anderen Seite hat diese Fraktion hier rechts 
außen deswegen richtig Angst davor,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

weil es nämlich auch Rollenvorbilder nach innen sind. 
Sie können sich ja mal trauen, morgen zu der Veranstal-
tung zu gehen – ich wage zu bezweifeln, dass Sie sich das 
trauen – und mit denjenigen zu sprechen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Welche denn?)

Die Polizistinnen und Polizisten entwickeln nämlich 
transkulturelle Kompetenzen in einem außerordentlich 
hohen Ausmaß

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Entwickeln Sie mal polizeiliche Kom-
petenzen! Schützen Sie die Bevölkerung!)

und bringen diese in die deutsche Polizei hinein. Keiner 
wäre so bescheuert und käme wie Sie auf die Idee, Euro-
pol die Mittel kürzen zu wollen, gegen die Europäische 
Staatsanwaltschaft zu wettern,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Achten Sie mal 
auf die deutsche Polizei! Statten Sie die deut-
sche Polizei aus!)

die internationale Zusammenarbeit so schlechtzureden, 
wie Sie es machen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Sie sind auch deswegen eine Gefahr für die innere 
Sicherheit hier in Deutschland,

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])
weil Sie auf Teufel komm raus nicht erkennen wollen, 
dass es sich um internationale Phänomene handelt und 
sie deswegen Teil der Nationalen Sicherheitsstrategie 
sind,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Das ist so ein lee-
res Geschwätz!)

die sie über Außenpolitik, Entwicklungszusammenarbeit 
und natürlich innere Sicherheit zu einem vernetzten Si-
cherheitsbegriff verbindet. Das begreifen Sie nicht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dagegen sagt 
keiner was!)

Sie meinen, Sie können das hier national im schönen 
Deutschland erledigen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie das 
doch erst mal ordentlich!)

– Sie begreifen es nicht, Herr Baumann.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie begreifen es 

nicht!)
Die Lautstärke Ihrer Brüllerei macht es sehr deutlich. 
Kommen Sie morgen vorbei, und unterhalten Sie sich 
mit den Polizistinnen und Polizisten!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ich gehe dahin, 
wo es wichtig ist! – Gegenruf des Abg. Daniel 
Baldy [SPD]: In die Kneipe wahrscheinlich!)

Ich wette, Sie trauen sich nicht.
(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was ruft ihr denn 
da?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächste Rednerin in dieser Debatte ist die Kollegin 

Mechthilde Wittmann für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin! 

Kolleginnen und Kollegen! Ja, seit über 30 Jahren leisten 
deutsche Polizistinnen und Polizisten ihren Beitrag für 
Frieden, Sicherheit und Stabilität in den Krisengebieten. 
Damit verbessern sie natürlich auch die Sicherheit vor 
Ort und geben so manch einem die Chance, sich Gedan-
ken darüber zu machen, in seinem Land zu bleiben. Auch 
das ist ein Aspekt, der in dieser Debatte, glaube ich, sehr 
wichtig ist.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie tun dies in derzeit 13 internationalen Missionen der 
Vereinten Nationen, wie zum Beispiel im Kosovo – wir 
alle hören die Nachrichten in diesen Tagen –, in Somalia – 
Herr Fiedler, da bestätige ich Sie gerne; hier haben wir 
beispielsweise die Leitung, die Mission läuft quasi unter 
deutscher Fahne – oder auch im Sudan. Damit sind sie in 
sehr schwierigen Lagen unterwegs.

Das Gleiche gilt für die EU-Missionen: aktuell in der 
Ukraine, in Niger – dort ist es eine deutsche Beamtin, die 
die Leitung übernommen hat –, in Georgien, in Arme-
nien; dort wiederum unter deutscher Leitung. Daran sieht 
man, wie geschätzt die Ausbildung unserer Kolleginnen 
und Kollegen bei den Polizeien tatsächlich ist. Darauf 
können wir, glaube ich, stolz sein.

Meine Damen und Herren, Deutschland beteiligt sich 
nicht nur mit Beamtinnen und Beamten der Bundespoli-
zei, sondern auch des Bundeskriminalamts und – ganz 
entscheidend – fast ausschließlich mit Beamtinnen und 
Beamten aus den Ländern, die dafür eine sehr gute Aus-
bildung haben. Ich glaube, darauf müssen wir aufbauen. 
Wir können uns heute in Lob und Dank zusammenschlie-
ßen – jedenfalls die allermeisten von uns –, wofür wir 
diese Debatte auch nutzen sollten: Lob und Dank nicht 
nur für ihren Einsatz in schwierigen Gebieten, für den sie 
ihre Familien zurücklassen, die um die Gesundheit der 
Entsendeten in Sorge sind, sondern auch dafür, dass sie 
sich Kenntnisse über ihren Mandatsgeber angeeignet, 
Fremdsprachen gelernt und Ähnliches und diese Ausbil-
dung, die wir alle miteinander fördern, gut bestanden 
haben.

Herr Kollege Fiedler, Sie haben die Aufgabenbereiche 
schon wunderbar skizziert. Umso verwunderlicher ist es, 
dass nicht nur die Entsendezahlen sehr stark gesunken 
sind, sondern auch die Bewerberzahlen. Ich glaube, es 
muss unbedingt unser aller Aufgabe sein, die Attraktivität 
zu steigern, aber auch zu versuchen, die Nachteile, die 
wir das eine oder andere Mal offenkundig gemeinsam 
beklagen, aus der Welt zu schaffen, nicht zuletzt, weil 
wir die Beamtinnen und Beamten auch im Aufgaben-
bereich der Frontex brauchen, wo über die Hälfte ein-
gesetzt ist.

Worüber debattieren wir in diesen Tagen mehr, als 
darüber, wie wir dies in geeigneter, aber auch rechtsstaat-
lich korrekter Art und Weise, in einer Art und Weise, die 
auch bürgernah und menschennah ist, vollziehen können? 
Deswegen sind wir froh, dass unsere Beamtinnen und 
Beamten diese Aufgaben erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dafür, meine Damen und Herren, benötigen sie aber 
eines ganz besonders: Neben der Ausrüstung, die wir alle 
angesprochen haben, benötigen sie ganz besonders die 
Unterstützung der Politik, und zwar unisono. Das dürfen 
keine Lippenbekenntnisse sein, sondern immer dann, 
wenn Polizeien handeln und dies tun, weil sie einen Auf-
trag bekommen haben, brauchen sie unsere Unterstüt-
zung.

Deswegen geht es nicht an, Herr Emmerich, dass Ihr 
Kollege Habeck richterlich angeordnete Polizeimaßnah-
men ausgerechnet als „Rollkommandos“ bezeichnet und 
damit vergleicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist eine Unverschämtheit gegenüber den Beamtinnen 
und Beamten. Damit hat er sie nicht nur im Stich gelas-
sen, sondern in ein schlechtes Licht gerückt, und das 
haben sie nicht verdient.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dafür hat er 
sich schon entschuldigt!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Uli Grötsch für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Uli Grötsch (SPD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Bei all den Themen, die in diesen Zeiten, 
in diesen Tagen die politische Debatte dominieren, ist es 
wertvoll, dass wir auch hier im Plenum des Deutschen 
Bundestages mit dem Thema der Beteiligung deutscher 
Polizeibeamtinnen und -beamten an internationalen Poli-
zeimissionen befasst sind.

Die Debatte, die wir hier führen, hat auch viel mit 
Respekt, Anerkennung und Verantwortung zu tun. Wir 
wollen damit den Stellenwert und die wichtige Arbeit 
der Polizeibeamtinnen und -beamten, die weltweit im 
Einsatz sind, würdigen und herausstellen. Ich schließe 
mich dem Dank meines Kollegen Sebastian Fiedler an 
und sage: Danke! Danke, dass Sie alle, die Sie in den 
Auslandsmissionen tätig sind, einen erheblichen Beitrag 
dazu leisten, dass eine Welt, die oftmals wie aus den 
Fugen geraten scheint, ein bisschen sicherer wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ihre Arbeit hilft dabei – wie sollte es anders sein – in einer 
globalisierten Welt, nicht nur in den Einsatzländern vor 
Ort. Denn in einer globalisierten Welt wirkt sich sie – wir 
haben es schon gehört – auch auf die Sicherheit in unse-
rem Land aus.

Wer den Bericht der Bundesregierung liest, dem be-
gegnet sehr oft der Begriff des Vertrauens mit Blick auf 
vertrauensbildende Maßnahmen und Professionalisie-
rung in den Ländern, in denen deutsche Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte ihren Dienst tun. Ich darf dazu 
von einem Erlebnis auf einer Dienstreise im Irak erzäh-
len, auf der wir in Bagdad einen hohen irakischen Regie-
rungsbeamten getroffen haben, der mit Blick auf die da-
malige Polizeimission EUAM im Irak gesagt hat: Wir 
wissen die Anwesenheit der Deutschen hier bei uns sehr 
zu schätzen, weil wir wissen, dass Deutschland eines der 
wenigen Länder ist, die bei uns keine eigenen Interessen 
verfolgen, sondern denen es tatsächlich um die Sicherheit 
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und die Zukunft unseres Landes geht. – Ich finde, ein 
schöneres Kompliment hätte dieser Mann den Kollegin-
nen und Kollegen, die in den Auslandsmissionen tätig 
sind, gar nicht machen können, weil er ihnen bestätigt 
hat, dass sie einen wesentlichen Beitrag zu Deutschlands 
Rolle in der Welt leisten, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU]: So ist es! Jawohl!)

So stellen wir uns unsere Polizeien ja auch vor – ich 
glaube, da sind wir uns über weiteste Strecken einig –: 
fest auf dem Boden des Rechtsstaates, fest auf dem 
Boden des Grundgesetzes und natürlich der freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung. Ich will, dass dieser gute 
Ruf unserer Polizeien auch weltweit in der Zukunft so 
wahrgenommen wird. Denn wir wissen spätestens seit 
George Floyd – das darf ja auch mal gesagt werden –, 
dass die Standards für die Polizeiausbildung in unserem 
Land so hoch sind wie in kaum einem anderen Land auf 
der Welt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Dr. Ann- 
Veruschka Jurisch [FDP] – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Genau! So ist es!)

Auch das ist ein wichtiger Aspekt mit Blick auf die Aus-
landsmissionen.

In diesem Sinne: Vielen Dank für diese Debatte und 
Ihre Aufmerksamkeit. Danke.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Michael Brand 

das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Über 570 Angehörige der Bundespolizei sind aktuell 
sprichwörtlich überall auf der Welt im Einsatz. Als Be-
richterstatter meiner Fraktion für die Bundespolizei 
möchte ich von dieser Stelle ihnen und allen, die auch 
vor ihnen für unser Land im Ausland den Menschen in 
den jeweiligen Ländern eine wichtige Hilfe waren, von 
ganzem Herzen unseren Respekt aussprechen und herz-
lich Danke sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der AfD)

Diese Einsätze sind nicht nur für die im Einsatz, son-
dern auch für die zu Hause mit Belastungen verbunden. 
Das gilt für die Familienangehörigen und andere, die als 
Angehörige der Bundespolizei oder der Länderpolizeien – 
im Unterschied zu Angehörigen der Bundeswehr – nicht 
sozusagen mit Dienstantritt unterschrieben haben, even-
tuell auch im Ausland eingesetzt werden zu können.

Wenn wir also auf Dauer – und das dürfte breiter Kon-
sens hier im Hause sein – die Fortsetzung des interna-
tionalen Engagements Deutschlands und die Attraktivität 
des Einsatzes im Ausland für Angehörige der Bundes-
polizei aufrechterhalten und ausbauen wollen, dann kom-
men wir nicht umhin, dies auch neben Ausstattung und 
Attraktivität mit einer Verstärkung der Betreuung zu ver-
binden. Wir haben gute Erfahrungen im Bereich der Bun-
deswehr, was diese Fragen angeht.

Die Tatsache, dass es immer wieder auch interessante 
Ausschreibungen gibt, für die sich nur wenige aus 
Deutschland bewerben oder sogar niemand, zeigt auf 
ein Defizit, mit dem wir uns sicherlich näher befassen 
sollten. Ich lade die Koalitionsfraktionen ein, dass wir 
das einmal gemeinsam in Augenschein nehmen.

Einen letzten und nicht unerheblichen Punkt aus mei-
nen Gesprächen mit den hochengagierten Frauen und 
Männern unserer Bundespolizei will ich an dieser Stelle 
noch nennen. Es ist das berechtigte oder unberechtigte 
Gefühl, dass diejenigen, die Teil einer internationalen 
Polizeimission sind, bei den Kolleginnen und Kollegen 
zu Hause eine Lücke reißen. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dieses Gefühl kommt nicht von ungefähr. Es ist der 
bekannten Tatsache geschuldet, dass die Aufgaben der 
Bundespolizei weiter wachsen, während das Personal 
noch immer nicht entsprechend mitwächst. Insofern will 
ich auch von hier den Appell an die Bundesinnenminis-
terin richten, dass die aktuellen Personalanforderungen 
der Bundespolizei wirklich ernst genommen werden soll-
ten. Ich sage das auch vor dem Hintergrund, dass nicht 
die Frage bei manchen – und bei manchen auch zielge-
richtet – an Fahrt gewinnt, die da heißt: Muss es wirklich 
sein, dass wir Leute nach draußen schicken, wenn wir 
hier nicht genug haben? Dazu hat der Kollege Fiedler 
eben die richtigen Argumente genannt, weil natürlich 
völlig klar ist, dass globale Risiken, globale Phänomene 
nicht allein nationalstaatlich beantwortet werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Kombination aus Argument und Gefühl trifft einen 
Punkt, mit dem wir uns befassen müssen. Bundesregie-
rung, Bundestag und die Bundesländer müssen eine Ant-
wort darauf geben. Wir brauchen einen fairen Ausgleich, 
wenn wir die wichtigen internationalen Missionen der 
Bundespolizei und der Länderpolizeien auf Dauer absi-
chern und genügend Bereitschaft dafür wecken wollen. 
Das sind alles keine unlösbaren Aufgaben; aber sie müs-
sen angepackt werden. Ich appelliere an uns alle hier im 
Hohen Haus, dass wir das besser und konkret tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/5440 und 19/32708 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 6:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Mariana 
Iris Harder-Kühnel, Marc Bernhard, René 
Bochmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Beschluss des Thüringer Landtags aufgreifen – 
Regeln der deutschen Sprache einhalten – 
Keine Verfremdung durch sogenannte Gen-
dersprache

Drucksache 20/7348
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, zügig die notwendigen Platzwechsel 
zu vollziehen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Mariana Iris Harder-Kühnel für die AfD-Frakti-
on.

(Beifall bei der AfD)

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Deutschen haben wirklich Pech mit ihrer 
Regierung; denn diese Regierung tut in der Regel immer 
das, was die Mehrheit des Volkes nicht will. So halten 
59 Prozent der Deutschen den Ausstieg aus der Atom-
kraft für falsch. Was tut die Ampel? Sie führt ihn durch. 
Ebenfalls 59 Prozent der Deutschen sind der Auffassung, 
dass Deutschland nicht in der Lage ist, noch mehr Mi-
granten aufzunehmen. Was tut die Ampel? Sie verfolgt 
eine Politik der offenen Grenzen.

(Ulrike Bahr [SPD]: Bingo!)
Mit der Genderei verhält es sich ganz genauso. Gut 

zwei Drittel der Deutschen lehnen die Gendersprache 
ab, übrigens auch die Mehrheit der Grünenwähler. Fast 
70 Prozent der Frauen halten die Gendersprache für irre-
levant. Und 53 Prozent der Deutschen befürworten sogar 
ein Verbot der Gendersprache an staatlichen Stellen. 
Meine Damen und Herren, die Deutschen haben keine 
Lust auf linke Sprachdressur. Also: Schluss mit diesem 
aufgezwungenen Genderunsinn!

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die haben den Antrag 
aus dem Landtag abgeschrieben und hier ein-
gebracht! Unfassbar! Echt! – Leni Breymaier 
[SPD]: Da sind nur fünf Abgeordnete da!)

Die Gendersprache ist verwirrend und nicht praxis-
tauglich. Sie grenzt Menschen aus; denn es ist nach-
gewiesen, dass die Gendersprache für Millionen von 
Menschen mit Lese-Rechtschreib-Schwäche oder mit 
Seh- und Hörbehinderung eine zusätzliche Hürde bildet, 
übrigens auch für integrationswillige Migranten, denen 
das Erlernen der deutschen Sprache und damit die Inte-
gration erschwert wird. Deshalb lehnt auch der Rat für 
deutsche Rechtschreibung das Gendern ab.

Natürlich lehnt auch die AfD das Gendern ab, weil das 
Gendern unsere schöne und natürlich gewachsene Spra-
che gewaltsam zerstört, eine der schönsten Sprachen der 
Welt,

(Beifall bei der AfD)
weil die deutsche Sprache Heimat und Kultur bedeutet 
und weil wir die Interessen und den Willen des Volkes 
vertreten. Das wird immer mehr Menschen bewusst. 
20 Prozent sprechen hier eine deutliche Sprache.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 20 Prozent?)

– Lesen Sie mal die Zeitung! – Immer mehr Menschen 
erkennen, dass wir richtig liegen, ganz im Gegensatz zu 
dieser Regierung: eine Regierung, deren Wirtschafts-
minister keine Insolvenzen, deren Innenministerin keine 
Grenzen und deren Familienministerin keine Geschlech-
ter kennt, während sich das Volk an steigende Energie-
preise, unbezahlbare Wärmepumpen, schwangere Män-
ner und eben an die links-woke Zwangsdressur des 
Genderns gewöhnen soll. Wir lehnen das ab.

(Beifall bei der AfD – Leni Breymaier [SPD]: 
Ja! Das wissen wir doch!)

Das Argument hinter dieser ganzen Genderei ist ja, 
dass es darum gehen müsse, Frauen sichtbar zu machen; 
denn sie würden durch das generische Maskulinum un-
sichtbar gemacht und benachteiligt. Nun ist aber gerade 
das Hauptmerkmal des generischen Maskulinums, dass 
es sich auf ganze Gruppen ohne jede geschlechtliche 
Unterscheidung bezieht. So schreibt die Journalistin 
Rieke Hümpel in der „Welt“ – ich zitiere mit Erlaubnis 
der Präsidentin –:

Wenn ich an Schlittschuhläufer auf einem See den-
ke, so stelle ich mir Frauen, Männer und Kinder in 
Winterkleidung vor, die über das Eis gleiten … 
Wenn künftig von Schlittschuhläufern und Schlitt-
schuhläuferinnen die Rede ist, sehe ich keine Men-
schengruppe mehr. Die Kinder fehlen. Die Diversen 
übrigens auch. Ich sehe eine Gruppe von männ-
lichen und eine Gruppe von weiblichen Schlitt-
schuhläufern. Ich muss bei den Frauen stehen und 
die Männer sind woanders … Durch das Gendern 
werden wir plötzlich sexualisiert … Dabei war die 
männliche Pluralform doch schon längst für uns alle 
da. Warum trennt man uns plötzlich wieder?

(Beifall bei der AfD)
Genauso ist es. Gendern trennt. Es ist reine Ideologie. 

Es geht beim Gendern auch nicht darum, Frauen aus dem 
Patriarchat zu befreien. Wäre das so, würden die linken 
Befürworter des Genderns nicht gleichzeitig Millionen 
von Männern aus den patriarchalischsten Gesellschaften 
dieser Welt importieren. Nein, meine Damen und Herren, 
es geht beim Gendern um Macht, um linke Herrschaft 
und die Unterdrückung der Mehrheit, die diesen Quatsch 
wie wir zu Recht ablehnt.

(Beifall bei der AfD)
Wir fordern die Bundesregierung daher auf, auf Gen-

dersprache im internen und externen Gebrauch zu ver-
zichten, sich mit den Ländern auf einen einheitlichen 
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Sprachgebrauch ohne Genderunsinn zu verständigen, und 
zwar im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, aber auch an 
Schulen und Unis, Schüler und Studenten nicht schlech-
ter zu bewerten, weil sie nicht gendern, und sich zu un-
serer wunderschönen deutschen Sprache zu bekennen 
und sich für ihren Erhalt einzusetzen. Denn Sprache 
muss natürlich wachsen; sie durch Zwang und Druck zu 
ändern, führt in die Unfreiheit.

(Beifall bei der AfD)
Ich freue mich schon jetzt über die Zustimmung der 

CDU, deren Fraktion in Thüringen genau dieselben For-
derungen gestellt hat. Wir sind gespannt, ob Sie Ihre 
eigenen Forderungen ablehnen, nur weil sie von der 
AfD aufgegriffen wurden. Machen wir es wie Thüringen! 
Schaffen wir diesen Genderunsinn ab!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Helge Lindh für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Antrag stellt ein bewusstes und auch so benanntes 
Plagiat des Antrages der CDU-Fraktion in Thüringen dar. 
Er ist mal wieder ein typisches, des Parlaments nicht 
wirklich würdiges Manöver, mit dem die AfD die CDU 
vorführen will – für uns ziemlich erbärmlich.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das entscheiden 
Sie doch nicht!)

Aber all das mal beiseite lassend, hat dieser Antrag mir 
noch mal einen Einblick in ein Paralleluniversum ge-
währt.

(Carolin Bachmann [AfD]: Das ist die Reali-
tät!)

In Ihrem Paralleluniversum sind es offensichtlich links- 
grüne, manchmal auch links-grün-liberale Aliens, die of-
fensichtlich wie Körperfresser in die Menschen dieses 
Landes eingedrungen sind und eine Weltverschwörung 
unter dem Titel „Woke-Mania“ ausgerufen haben. In die-
ser Weltverschwörung gibt es keine Männer und Frauen 
mehr, sind wir alle unterjocht vom Genderwahn. Das 
Ganze wird auch noch verbunden mit Asylpolitik, mit 
dem Z-Schnitzel und Sonstigem. Das ist die Welt, die 
Sie skizzieren.

Das Problem allerdings ist, dass Sie tatsächlich diese 
Welt für real halten

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie die meisten 
in der Bevölkerung!)

und entsprechend beschwören. Damit kommen wir zum 
sehr ernsthaften Befund; denn Sie kämpfen ja gegen ei-
nen Kulturkampf, führen aber selbst einen Kulturkampf. 
Sie wehren sich gegen Rigorismus, aber Sie sind am 
rigoristischten. Sie sagen, es wäre eine Art Kreuzzug 
des Genderwahns; aber Sie sind selbst die größten Kreuz-
zügler. Sie sagen: „Was für ein Gewicht für Identitäts-

politik und Gendern!“; aber Sie sind ja geradezu manisch 
besessen von Gendern und Identität. Sie fordern einen 
unentspannten Umgang mit Sprache, und Sie sind so, 
wie Sie da sitzen und erlebt werden wollen, immer ma-
ximal verspannt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und Sie mahnen die Sprachpolizei an; aber Sie sind die 
größte Sprachpolizei: Sie machen nämlich dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk und Schulen Vorschriften 
und wollen in die Forschungsfreiheit eingreifen.

(Heiterkeit der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Ja, das ist der Geist, aus dem dieser Antrag von Ihnen und 
dieses Agieren hier, dieses völlig irrelevante Agieren 
letztlich spricht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Mehrheit der 
Bevölkerung! Zwei Drittel der Bevölkerung! – 
Gegenruf der Abg. Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Seien Sie doch mal 
entspannt! – Gegenruf des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Ich bin nicht immer ent-
spannt! Es gibt Themen, da bin ich unent-
spannt!)

– Herr Baumann, einfach mal locker lassen, entspannt 
sein! Versuchen Sie es einfach!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

In der letzten Debatte hat Ihr maximal unentspannter 
Kollege Martin Reichardt bei meiner Rede zu Gendern 
und Ihrem Sprachkampf Folgendes gesagt –

(Martin Reichardt [AfD]: Ich bin total ent-
spannt!)

ich zitiere aus dem Protokoll –: „Welche Frau war denn 
mit Ihnen zusammen?“ Und wenig später: „Sie sind doch 
weder Mann noch Frau!“ Wäre das denn ein Problem, 
wenn ich nicht Mann oder Frau wäre? Für uns ist das 
kein Problem.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aber das zeigt, wie Sie ticken. Das zeigt doch diese zy-
nische Menschenverachtung, diese toxische, widerliche 
Männlichkeit, die Sie vor sich her tragen; aber mit Männ-
lichkeit, überhaupt mit Menschlichkeit hat das überhaupt 
nichts zu tun. Das zeugt von dieser Frauenfeindlichkeit, 
dieser Homophobie und dieser zutiefst queerfeindlichen, 
menschenverachtenden Haltung. Das ist das Problem.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das müssen sich alle klarmachen, übrigens auch, mit 
Verlaub, Herr Merz. Wenn man solche Diskurse bedient, 
dann bedient man letzten Endes genau einen solchen 
Geist und ein solches Denken. Das steckt hinter Ihrem 
Kampf gegen die Gendersprache.
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(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist die Mehr-
heit der Bevölkerung! Kapieren Sie das doch! 
Sie sind die Minderheit!)

Aber Menschenverachtung geht mit uns nicht und funk-
tioniert mit uns nicht. Wir stehen für Menschlichkeit, und 
wir fallen nicht auf Ihre Tricks rein, auf Ihre billigen 
Tricks bezüglich der CDU auch nicht. Ich hoffe, Sie be-
greifen das; zumindest die Kollegen der Union in Thü-
ringen haben es begriffen. Was dabei rauskommt, wenn 
man in diese Falle tappt, sieht man an den Vorträgen einer 
Eisschnellläuferin und Bundespolizistin auf einem Kon-
vent, dann nämlich wird das Gendersternchen in Verbin-
dung gebracht mit dem Z-Schnitzel und mit Abschiebun-
gen, und dann sind wir da, wo ich angefangen habe: in 
Ihrem schrägen Paralleluniversum. Ohne uns!

Wiedersehen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Katja Leikert für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Diese Debatte heute Abend ist ja extrem ein-
drucksvoll. Wir haben einen Copy-und-Paste-Antrag von 
den AfDler/-innen vorliegen – so sage ich es heute 
Abend; ich gendere Sie jetzt einfach mal an.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Normalerweise mache ich das gar nicht; aber irgendwie 
triggert es hier schön.

(Martin Reichardt [AfD]: Wollen Sie sich 
wieder bei den Linken beliebt machen?)

Diesen Copy-and-Paste-Antrag dürfen wir eins zu eins 
im Deutschen Bundestag debattieren. Das können wir 
auch gerne machen. Das bewegt die Gemüter nicht nur 
hier im Deutschen Bundestag, sondern natürlich auch mal 
bei der einen oder anderen privaten Unterhaltung. Es ist 
aber das Brot-und-Butter-Geschäft der AfD

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: CDU-Antrag! Es 
ist Ihr Antrag! – Gegenruf der Abg. Marianne 
Schieder [SPD]: Es sind aber nur sieben da! So 
wichtig ist es der AfD!)

Es ist jetzt das fünfte Mal, dass Sie das Thema Gendern 
hier aufrufen. Also diskutieren wir es.

Was für die AfD vielleicht wichtig ist, weil Sie es 
gerade hier gesagt haben: Zwei Drittel der Bevölkerung 
finden es als politisches Thema überhaupt nicht wichtig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Stopp, stopp, stopp! Bevor Sie zu schnell klatschen: Nur 
ein Fünftel der Deutschen sind aber auch echte Gender-
fans. Vielleicht können wir an der Stelle einfach mal alle 
durchatmen. So.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die gute Nachricht ist, dass die Ampel ja überhaupt 
nicht vorhatte – deswegen führen wir hier wirklich eine 
Scheindebatte –,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

das Gendern hier in Deutschland zu verordnen.
Aber das Thema triggert ja so schön. Und warum trig-

gert das Thema so schön? Weil es – der Herr Lindh hat es 
eben ein bisschen emotionaler gesagt als ich – um gesell-
schaftlichen Wandel geht. Sprache verändert sich. Es geht 
um eine höhere Sensibilität bei der Anwendung von Spra-
che jenseits des generischen Maskulinums

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Martin 
Reichardt [AfD]: Gegen diese Sensibilität ist 
Ihre Fraktion in Thüringen offensichtlich auf-
gestanden!)

– stopp, erst mal zuhören! – und einfach darum, mehr 
Sichtbarkeit für Frauen und auch andere Gruppen in der 
Sprache darzustellen. Auf einem Kongress von Ärzten 
hat man früher „Liebe Ärzte!“ gesagt, obwohl da mehr-
heitlich Frauen waren. Heute sagt man: „Liebe Ärztinnen 
und Ärzte!“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: „Man“ nicht! Ei-
nige machen das!)

Das schafft natürlich ein anderes Bild.
Es gibt Steigerungsformen des Genderns. Es gibt neu-

tralisierende Formen wie „Mitarbeitende“, oder es wer-
den Sternchen, Doppelpunkte und Gaps eingebaut. Übri-
gens: In Ihrem Antrag – Sie haben ihn nur kopiert – ist im 
Beschluss der Kollegen aus Thüringen unter Punkt 4 die 
Rede von „die Mehrheit der Sprechenden“. Das haben Sie 
in Ihrem Antrag übrigens genau so übernommen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP – Beifall bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Um das zu pervertieren! Eine 
Persiflage! – Gegenruf der Abg. Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist Ihnen noch 
nicht einmal aufgefallen!)

Das ist ein substantiviertes Partizip und Ausdruck von 
Gendersprache. Insofern scheint der Wandel auch irgend-
wie bei Ihnen angekommen zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Marianne 
Schieder [SPD]: Nur punktuell! – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sie haben es nicht verstan-
den!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei aller Aufgeregt-
heit: Muss man das alles, mit Doppelpunkt, Sternchen 
usw., immer gut finden? Muss man nicht; es geht auch 
ums eigene Sprachempfinden. Jeder hat da eine andere 
Sprachästhetik. Ich weiß nicht, ob man „Studierende“ 
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oder „Student/-innen“ braucht. „Liebe Studentinnen und 
Studenten“: So sage ich es. Es gibt aber auch welche, die 
gerne noch das generische Maskulinum benutzen.

(Karsten Hilse [AfD]: So steht es auch im 
Duden!)

Die sollten auch nicht von der linksideologischen Seite 
gecancelt werden.

Was aber wirklich schwierig ist: In der letzten Debatte 
hat die AfD gesagt, es gehe hier um einen falschverstan-
denen linksgeprägten Feminismus ohne jegliches weibli-
ches Selbstbewusstsein.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja!)

Das haben Sie gesagt, Frau Harder-Kühnel. Das ist na-
türlich unterstes Level an politischer Debattenkultur.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Wieso denn?)

Zum Abschluss – nur damit man mal weiß, wie meine 
Kinder und Ihre auch in der Schule gerade die deutsche 
Rechtschreibung lernen –: Es gibt Regeln, die der Rat für 
deutsche Rechtschreibung festlegt. Er hat auch festgelegt, 
dass er Sternchen, Doppelpunkte und diesen Unterstrich 
nicht so gut findet. Das ist die empfohlene Rechtschrei-
bung. Der Rat erkennt aber auch an – und ich zitiere ganz 
schnell noch –, dass „allen Menschen mit geschlechter-
gerechter Sprache begegnet werden soll“.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was heißt das 
denn? – Mariana Iris Harder-Kühnel [AfD]: 
Was heißt denn das?)

Das ist doch ein schöner Kompromiss für den heutigen 
Abend, finde ich.

In diesem Sinne!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Martin Reichardt 
[AfD]: Wie alles bei der CDU/CSU lauwarm, 
um bei den Grünen wieder anschlussfähig zu 
sein!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Denise Loop für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Denise Loop (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg/-innen! 

Am Anfang möchte ich noch einmal kurz darstellen, wo-
rüber wir heute reden: Die AfD bringt hier einen Antrag 
von der CDU Thüringen ein, der gemeinsam mit der AfD 
eine Mehrheit hatte, um ihn auch heute hier im Bundestag 
zu beschließen.

Jetzt muss ich auch leider noch über Sie, liebe Kolleg/- 
innen von der Unionsfraktion, reden; denn Sie kritisieren 
hier ansonsten immer angebliche Genderzwänge. Sie fan-

tasieren über die schlimmen Konsequenzen, die Studie-
renden drohen würden, wenn sie geschlechtergerecht 
sprechen und schreiben.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, und jetzt fallen 
sie um!)

Dabei sind es Ihre Parteifreund/-innen, die in Thüringen 
den Antrag mit dem Titel „Gendern? Nein Danke! Regeln 
der deutschen Sprache einhalten – keine politisch moti-
vierte Verfremdung der Sprache!“ stellten, über genau 
den die AfD heute hier auch reden will.

In diesem Antrag fordern Ihre Parteifreund/-innen Ver-
bote und Zwänge. So wollen sie – und ich zitiere mit 
Erlaubnis der Präsidentin den Antrag der CDU im Land-
tag von Thüringen, der übrigens exakt der Gleiche ist, den 
die AfD hier heute stellt –, dass die Landesregierung 
„sowohl in der internen als auch externen Kommunika-
tion keine sogenannte Gendersprache“ verwenden solle.

(Martin Reichardt [AfD]: Wie schön, dass Sie 
das alles so darstellen!)

Sie fordern, dass die Landesregierung „in schulischen 
Einrichtungen einen einheitlichen Sprachgebrauch auf 
der Grundlage des amtlichen Regelwerks der deutschen 
Rechtschreibung ohne Anwendung der sogenannten 
Gendersprache konsequent“ umsetzen möge. Und genau 
das hört sich für mich nach Verboten an; genau das hört 
sich für mich nach Zwang an.

(Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Das ist die 
Anwendung der Rechtschreibung!)

Um das hier noch einmal festzustellen: Sie können sich 
nicht hierhinstellen und behaupten, jeder und jede solle 
so sprechen und schreiben dürfen, wie er oder sie will, 
und gleichzeitig gemeinsam mit der AfD Sprachverbote 
beschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Leider bin ich noch nicht fertig mit den Sprach-
verboten der CDU; denn wo die CDU in Regierungsver-
antwortung ist, reguliert sie die Sprache. In Schleswig- 
Holstein hat CDU-Bildungsministerin Karin Prien jede 
Form des Genderns zum Rechtschreibfehler erklärt. 
Schüler/-innen wird also das Gendern verboten. Jüngst 
kündigte der Regierende Bürgermeister Berlins an, dass 
in seiner Senatskanzlei nicht gegendert werde. Für mich 
hört sich auch das nach einem Sprachverbot für seine 
Mitarbeitenden an. Und in Hamburg unterstützen die 
CDU im Allgemeinen und Herr Ploß im Speziellen die 
Volksinitiative „Schluss mit Gendersprache in Verwal-
tung und Bildung“. Also auch hier fordert die CDU auf, 
Mitarbeitenden der Stadt das Gendern zu verbieten.

Dabei ist die Debatte heute natürlich entlarvend. Wäh-
rend Sie suggerieren, dass die linke Hälfte des Hauses 
über Sprache statt über konkrete Maßnahmen sprechen 
würde, ist es in Wahrheit genau umgekehrt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN)
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Sie, die AfD, setzen dieses Thema, anstatt über Lohn-
ungleichheiten, sexualisierte Gewalt oder gerechtere Prä-
sentation von Frauen hier in diesem Parlament zu debat-
tieren, und dann schaffen Sie es noch nicht einmal, einen 
eigenen Antrag zu formulieren, sondern Sie geben offen 
zu, nur den Antrag der Thüringer CDU umformuliert zu 
haben. Sie haben einfach „Landtag“ durch „Bundestag“ 
ersetzt und anscheinend auch alle Fehler übernommen. 
Wie oft wollen Sie uns hier eigentlich noch beweisen, 
wie wenig Sie Ihre Arbeit hier im Parlament ernst neh-
men?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Lachen des Abg. Martin Reichardt 
[AfD] – Martin Reichardt [AfD]: Das müssen 
wir uns doch von Ihrer Regierung nicht sagen 
lassen! Vielleicht schicken Sie Ihren Wirt-
schaftsminister mal zu einem BWL-Kurs!)

Heute müssen wir uns also mal wieder mit Ihrer Ab-
neigung gegen geschlechtergerechte Sprache beschäfti-
gen, anstatt über die vielen wichtigen Themen zu spre-
chen, die wir in der Koalition für die Gleichberechtigung 
aller Geschlechter voranbringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Natürlich widerspreche ich Ihnen auch inhaltlich; denn 
der Antrag ist nicht nur widersprüchlich und deplatziert, 
er ist auch inhaltlich falsch. Sprache ist nämlich mächtig, 
Sprache schafft Realitäten.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja!)

Sie kann diskriminieren, und sie kann auch verletzen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Kann auch ver-
gewaltigen!)

aber gleichzeitig kann sie uns als Gesellschaft auch dabei 
helfen, Ungerechtigkeiten zu bekämpfen.

(Martin Reichardt [AfD]: Ungerechtigkeiten, 
die Sie erfinden!)

Durch Sprache können wir nämlich ausdrücken, was wir 
denken und wer wir sind. Sprache kann als Werkzeug für 
mehr Geschlechtergerechtigkeit dienen und die ge-
schlechtliche Vielfalt in unserer Gesellschaft sichtbar ma-
chen.

(Martin Reichardt [AfD]: Es gibt nur zwei 
Geschlechter!)

Deswegen ist es sehr bedeutsam, wie wir sprechen und 
auch schreiben.

Bei geschlechtergerechter Sprache geht es im Übrigen 
auch nicht nur um Männer und Frauen, sondern um alle 
Geschlechter.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie viele gibt es 
denn? – Martin Reichardt [AfD]: Es gibt nur 
zwei!)

Ihre Sprachverbote blenden aus, dass es Diversität gibt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber nur zwei 
Geschlechter!)

Was Sie fordern, ist, nicht nur die sprachliche Sichtbar-
keit von Frauen zu verbieten, sondern auch inter-
geschlechtliche und nicht-binäre Menschen gänzlich aus-
zublenden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Tun wir nicht!)

Fakt ist: Wir leben in einer vielfältigen Gesellschaft, 
und Sprache kann dafür mehr Bewusstsein schaffen. Und 
egal ob im Pride Month oder in jedem anderen Monat im 
Jahr: Queeres Leben und Vielfalt sichtbar zu machen, 
sollte uns allen ein Anliegen sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wenn Ihnen also am Abbau der Diskriminierung quee-
rer Menschen etwas liegt, hören Sie auf, solche unseriö-
sen, populistischen Debatten anzuzetteln! Das ist wirk-
lich unwürdig.

Und damit schenke ich meine letzte Redeminute allen 
hier im Raum.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Die beste Ent-
scheidung, die Sie in den letzten Jahren getrof-
fen haben!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Einen schönen guten Abend, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich melde mich zum Dienst.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir fahren fort in der Debatte, und das Wort erhält 
Heidi Reichinnek für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg/-innen! 

Ich freue mich, Sie und euch alle wieder mal zur Selbst-
hilfegruppe „Wegen der AfD zwanghaft über Gendern 
reden müssen“ zu begrüßen.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Mit Selbsthilfegruppen kennen Sie sich 
ja aus! Das ist ja bekannt!)

Wir treffen uns ja öfter hier.
Ich frage mich, wie ich mir das bei der AfD eigentlich 

vorstellen muss. Gibt es bei Ihnen jedes Mal so einen 
Alarm, wenn Sie zu lange nicht über das Gendern geredet 
haben? Werden Sie dann alle ganz hibbelig?

(Martin Reichardt [AfD]: Hibbelig sind Sie 
selber, oder?)

Ehrlich, Ihr Genderwahn macht mir langsam echt ein 
bisschen Sorgen.
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(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Einige Beispiele – ein kurzer Einblick –: Januar 2021: 
Die AfD schreibt einen Antrag zum Gendern. Mai 2021: 
Die AfD schreibt eine Kleine Anfrage zum Gendern. 
Juni 2021: Die AfD schreibt einen Antrag zum Gendern. 
Juni 2021: Die AfD will die Geschäftsordnung des Bun-
destages ändern, um Gendern zu verbieten.

(Heiterkeit bei der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dezember 2022: Die AfD schreibt einen Antrag zum 
Gendern.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Bevölkerung 
findet das gut!)

Juni 2023: Wir stehen schon wieder hier; ja, da sind wir 
wieder. Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Die Wähler wählen uns, nicht 
Die Linke!)

Aber so nebenbei: Wie viele Anträge zum Gendern gab 
es von den anderen Fraktionen in dieser Zeit? Na? Rich-
tig: Null.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das ist mit Blick in Ihr Grundsatzprogramm übrigens ein 
bisschen witzig. Sie wollten nämlich „die Flut der oft-
mals unsinnigen Gesetzesvorlagen … eindämmen“. Ja, 
Moin! Ich hätte eine Idee für Sie. Vielleicht kommen 
Sie aber selber drauf.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gut, ich sage es Ihnen auch gerne wieder: Gendern 
oder nicht, das ist eine selbstbestimmte Entscheidung. 
Ich weiß, damit haben Sie es nicht so, aber so ist es nun 
mal. Aus die Maus, fertig!

Es könnte so einfach sein, außer man ist, wie die AfD, 
komplett von diesem Thema besessen,

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

genauso, wie es Teile der Union ja leider auch sind. In 
trauter Einigkeit haben Sie zusammen in Thüringen eine 
staatlich verordnete Sprachregelung durchs Parlament 
gebracht, den Zwang zur männlichen Form der Sprache, 
also Genderzwang durch die AfD. Na, danke schön. Und 
den will die AfD auch hier im Bundestag. Zum Glück 
sind die Mehrheiten andere.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Noch!)
Dafür bin ich selten so dankbar wie heute.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP – Martin Reichardt [AfD]: Übri-
gens hatten Sie hier auch noch nie eine Mehr-

heit! Ich wollte es Ihnen nur mal sagen! Und 
Sie sind schon viel länger hier!)

Bei ihrer letzten Rede zum Thema Gendern spielte sich 
die AfD hier dann plötzlich als Verteidigerin von Opfern 
häuslicher Gewalt auf. Wo sind dazu eigentlich Ihre An-
träge: „Frauenhäuser stärken“, „Gewaltschutz für Frauen 
fördern“? Fehlanzeige! Nichts liefern Sie dazu, gar 
nichts.

Auch sonst gibt es einen Haufen echter Probleme, die 
zumindest uns von der Linksfraktion wichtiger sind als 
der Genderwahn der AfD: Alles wird teurer, Schulen sind 
marode, Kitas vor dem Kollaps, Krankenhäuser machen 
dicht. Und es ist ja auch nicht so, als ob Sie als AfD das 
nicht sehen, es ist Ihnen nur verdammt egal. Sie wollen 
das nämlich gar nicht ändern; das sieht man an Ihrem 
Wahlprogramm. Die Gewerbesteuer soll ersatzlos gestri-
chen werden. Das ist übrigens die Haupteinnahmequelle 
der Kommunen, das heißt: Kitas dicht, Frauenhaus dicht, 
Schwimmbad dicht – toll!

(Martin Reichardt [AfD]: Erzählen Sie doch 
nicht immer so einen Stuss! Sie können nicht 
einmal lesen! Sie müssen mal langsamer lesen! 
Dann kriegen Sie auch mehr mit!)

Mindestlohn wollen Sie auch nicht, dafür das Rentenalter 
hoch und die Renten runter, Sozialsysteme am besten 
abschaffen; sollen doch alle sehen, wie sie klarkommen. 
Das ist Ihre Politik. Selbst was das Dach über dem Kopf 
angeht, das sich immer weniger Leute leisten können: 
Das regelt bei Ihnen der Markt. Mietpreisbremse und 
Mietendeckel, das lehnen Sie ab. Am Ende würde man 
mit sozialer Politik ja noch die Profitgier von Konzernen 
eindämmen, und die brauchen Sie ja – da sind Ihre 
Financiers –; denn Ihre Liste mit legalen und vor allem 
illegalen Spenden ist lang. Die Mehrheit in diesem Land 
ist Ihnen total egal. Ich meine: Je schlechter es Deutsch-
land geht, desto besser für die AfD, oder? Das ist doch Ihr 
Credo. Man merkt’s!

Um zu verschleiern, dass Sie, die AfD, eine unsoziale 
und menschenverachtende Partei sind, fahren Sie hier 
einen Kulturkampf auf und suchen Sündenböcke: Ge-
flüchtete, arme Menschen, queere Menschen, eben alle, 
die sich wenig wehren können. Nach oben buckeln und 
nach unten treten, das ist die AfD. Wir machen das nicht 
mit und lehnen diesen unsinnigen Antrag ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Nicole Bauer für die FDP-Frak-

tion.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Jetzt bin ich aber mal gespannt!)

Nicole Bauer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, wir haben es heute schon öfter gehört: Es ist 
mal wieder so weit. Die AfD beehrt uns mit einem An-
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trag, der vor Populismus nur so strotzt. Heute steht mal 
wieder die Genderdebatte auf der Tagesordnung der Be-
rufsempörer. Schade, man stelle sich vor, wir könnten 
diese Zeit auch mit wirklich Sinnvollem nutzen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Nur weil Sie, sehr geehrte Damen und Herren der AfD- 
Fraktion, anscheinend total allergisch auf das Wort „Gen-
dern“ reagieren, bekommen wir hier abgeschriebene An-
träge serviert. Das nenne ich echt einfallsreich. Es 
scheint, als wäre es für Sie lebensnotwendig, dass wir 
heute über Gendern im Bundestag und in den Behörden 
diskutieren. Dafür schreiben Sie die Anträge anderer 
Fraktionen aus den Landesparlamenten ab, obwohl wir 
es in diesen Zeiten auch mit sicherheitspolitischen und 
wirtschaftspolitischen Herausforderungen zu tun haben. 
Fällt Ihnen denn eigentlich nichts Wichtigeres ein?

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der wenige Aufwand, den Sie in diesen Antrag ge-
steckt haben, offenbart nur, dass es Ihnen nicht um die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land geht, sondern 
nur um billiges populistisches Gekreische, darum, Auf-
merksamkeit für solche Pseudodebatten zu bekommen.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, ja!)
Für fundamentale Probleme und Nöte der Bürgerinnen 
und Bürger haben Sie überhaupt keine Lösung parat. 
Aber sei’s drum.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Verschwenden wir also unsere Zeit mit diesen populisti-
schen Anträgen!

Ja, ich bin persönlich kein Freund vom Gendern, aber 
um Friedrich II. – mit Erlaubnis der Präsidentin – zu 
zitieren: „Jeder soll nach seiner Fasson selig werden.“ 
Wer gendern will, soll gendern, wer nicht gendern will, 
muss nicht gendern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Jeder sollte dem Gegenüber einfach etwas mehr Toleranz 
walten lassen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der LINKEN)

Wir leben in einem freien Land. Ich weiß schon, dass das 
für Sie unerträglich ist; denn Sie propagieren, dass wir 
hierzulande eine Diktatur hätten. Aber genug davon. 
Wenden wir uns endlich den tatsächlichen Problemen 
hierzulande zu!

Ich möchte meine weitere Redezeit nicht mit dem 
Thema Gendern vertun, sondern über echte Chancenver-
wirklichung in unserem Land sprechen. Woran mangelt 
es denn in unserem Land bei der Chancengleichheit zwi-
schen Männern und Frauen? Warum sind wir noch nicht 
so weit, wie wir sein könnten? Als junge berufstätige 
Mutter sage ich Ihnen: Eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ist essenziell. Nicht selten müssen 

Frauen noch immer ihre Arbeitszeit reduzieren, weil es 
eben kein ausreichendes Angebot an Kinderbetreuung 
gibt, weder in der Kita noch in der Ganztagsbetreuung. 
Aber genau das ist die Aufgabe des Staates. Gehen wir 
also den Fachkräftemangel an! Bauen wir die Ausbil-
dungskapazitäten aus! Vereinheitlichen wir die Ausbil-
dungsstrukturen, und schaffen wir anschlussfähige beruf-
liche Optionen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gehen wir weiter zu einer meiner Herzensangelegen-
heiten – für Leni ist es das auch –: Das sind der freiwil-
lige, gestaffelte Mutterschutz nach Tot- und Fehlgeburten 
und der flexible Mutterschutz für Selbstständige. Selbst-
ständige und ihre Familien sind keine Familien zweiter 
Klasse. Ihnen muss genauso der Zugang zum Mutter-
schutz gewährleistet werden, wie das für alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in unserem Land gilt. Des-
halb braucht es entsprechende Lösungen, und genau das 
erarbeitet die Ampel in diesen Tagen. Aber auch, wenn es 
um Mutterschutz für Frauen und Familien geht, die von 
stillen Geburten betroffen sind, soll es neue Lösungen 
geben. Es ist eine echte Belastung, eine stille Geburt zu 
erleben, traumatisiert zu sein und nicht den entsprechen-
den Mutterschutz zu bekommen.

Was in unserem Land auch traumatisierend ist, ist die 
Gewalt gegen Frauen. Geschlechterspezifische Gewalt ist 
durch nichts zu rechtfertigen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE])

Es ist erschreckend, wie viele Menschen Belästigung, 
Gewalt gegen Frauen für akzeptabel halten, wie kürzlich 
eine Umfrage zeigte. Deshalb ist es großartig, dass unser 
Bundesjustizminister den Vorstoß gewagt hat und wir 
morgen in der Debatte über die Verschärfung von § 46 
Absatz 2 Strafgesetzbuch diskutieren werden. Denn ge-
schlechterspezifische Gewalt muss als solche benannt 
und entsprechend hart bestraft werden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Martin Reichardt [AfD]: 
Wer hat das denn importiert, die Gewalt?)

Aber jetzt noch mal zu Ihnen, sehr geehrte Kollegen 
der AfD-Fraktion. Bitte ersparen Sie uns in Zukunft sol-
che Anträge, und lassen Sie uns die Zeit lieber besser für 
echte Chancenverwirklichungen von Männern und 
Frauen nutzen und an den Themen, die ich vorgeschlagen 
habe, arbeiten! Glauben Sie mir eines: Die Menschen in 
unserem Land sind mündig genug. Sie können selbst ent-
scheiden, wie sie sprechen oder schreiben wollen. Das 
darf weder zu Vorteilen noch zu Nachteilen führen. Dafür 
braucht es sicherlich keine Legislative.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Ralph Edelhäußer für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Man mag es ja kaum glauben, aber mit meiner 
Begrüßung der hier Anwesenden habe ich gegendert. Ich 
habe mich der Feminisierung bedient und hoffe, dass sich 
alle hier im Hause mit dieser Begrüßung angesprochen 
fühlen.

Allerdings ist es auch kein Geheimnis, dass die Zu-
stimmung und die Akzeptanz in der Bevölkerung, was 
das Gendern anbetrifft, mehrheitlich nicht gegeben ist 
und dass zwei von drei Deutschen das Gendern in der, 
ich sage mal, überzogenen Form mit Sternchen, Doppel-
punkt und Unterstrich ablehnen. Diese Art zu kommuni-
zieren verunstaltet unsere deutsche Sprache. Das muss 
einfach mal gesagt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Meine Kollegin Dr. Katja Leikert hat auch ausgeführt, 
dass dieses Gendern insbesondere für die Benachteiligten 
in unserer Gesellschaft das Erlernen unserer Sprache er-
schwert. Ich denke da besonders an Sehbehinderte, an 
Menschen mit einem eingeschränkten Lernvermögen 
und auch an Menschen mit einer Lese- und Rechtschreib-
schwäche.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Und die 
Plattdeutschen!)

Bereits jetzt gibt es genug Kinder, die im Unterricht nicht 
hinterherkommen, weil sie Schwierigkeiten haben, Lesen 
und Schreiben zu lernen. Kaum auszumalen, wie es ist, 
wenn dann noch irgendwelche abstrusen Zeichen da-
zukommen. Das Gleiche gilt für die Integration unserer 
Zugewanderten. Das Erlernen unserer Sprache ist das „A 
und O“, was die Integration anbetrifft, und das wird mit 
Sternchen usw. nicht einfacher und damit auch nicht er-
folgreicher. Das kann nicht Ziel des Ganzen sein.

Lassen Sie mich sowohl als Berichterstatter für 
Jungen- und Männerpolitik als auch als Mitglied im Stif-
tungsrat der Bundesstiftung Gleichstellung sagen – es 
mag den Einwand geben, dass das überspitzt formuliert 
ist; aber das sei mal dahingestellt –: Ich will nicht, dass 
das Entfernen der maskulinen Anrede irgendwann in 
50 Jahren dazu führt, dass man sich um benachteiligte 
Männer kümmern muss. Nein, das wollen wir nicht. 
Was wollen wir? Wir wollen Gleichberechtigung, und 
zwar ganzheitlich: von Männern und Frauen, nichts an-
deres. Bei einer Ansprache aller mit „KollegInnen“, ohne 
Sprechpause, fehlt für mich die Gleichbehandlung, um 
das einfach mal zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Schon im September des letzten Jahres hat die CDU 
auf ihrem Parteitag beschlossen, eine geschlechterge-
rechte Sprache zu gebrauchen und sich gegen einen Gen-
derzwang auszusprechen. Die CSU hat das später ge-

nauso gemacht. Insofern brauchen wir jetzt nicht die 
AfD als Steigbügelhalter, um irgendwelche recycelten 
Anträge in den Deutschen Bundestag einzubringen

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hätten Sie ihn 
doch eingebracht! Haben Sie aber nicht!)

– vom Föderalismus ganz zu schweigen –, die in Thürin-
gen beschlossen worden sind. Wenn wir das für nötig 
erachten würden, dann hätten wir selber einen Antrag 
formuliert.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Eben!)

Das haben wir aber nicht, wie die Kollegin gesagt hat. Sie 
alleine haben schon fünf davon eingebracht.

Wir als Union sehen derzeit ganz andere Baustellen in 
unserem Land, um die sich die Bundesregierung küm-
mern sollte.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, dann kommt ihr 
auch nicht voran!)

Ich denke hier an den Haushalt 2024 – das wäre nicht 
schlecht – oder auch an die Beseitigung des Fachkräfte-
mangels. Das wären mal zwei Themen. Gerne verschaf-
fen wir Ihnen, liebe Kollegen von der Koalition, entspre-
chende Freiräume – das haben wir heute auch schon 
gehört –: Wir lehnen den Antrag von der AfD ab; denn 
mit dem brauchen wir uns nicht beschäftigen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Ist ja Ihr eigener!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Josephine Ortleb gibt ihre Rede zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Somit erhält Philipp Amthor für die CDU/CSU-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD muss ja schon ziemlich verzweifelt sein, wenn 
sie auf der ewigen Suche nach einem endlich mal sinn-
vollen Antrag jetzt schon von der CDU in Thüringen 
abschreibt.

(Lachen bei der AfD – Karsten Hilse [AfD]: 
Nicht schlecht!)

Da kann ich Ihnen nach Ihrem Vortrag sagen: Das ist 
nicht gelungen. Von der CDU abzuschreiben, ist klug. 
So, wie Sie es vortragen, ist es nicht klug. Deswegen 
können wir so einfach mit Ihnen auch keine sinnvolle 
Politik machen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das versteht kein 
Mensch!)

1) Anlage 3
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Das, was Sie hier heute vorgetragen haben, spricht nicht 
für überzeugende Sachpolitik, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das versteht kein Mensch, 
die Argumentation! – Martin Reichardt [AfD]: 
Sie unterhalten sich lieber mit den Linken, das 
wissen wir ja! Mit Kommunisten kuscheln!)

Ich will aber schon ganz deutlich sagen, weil hier ver-
schiedentlich Vorhalte auch gegen die CDU kamen: Die 
CDU in Thüringen übernimmt genauso wenig wie die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Positionen der AfD,

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie stimmen mit ihnen gemeinsam!)

sondern wir übernehmen, wie dieses Beispiel zeigt, 
Mehrheitspositionen der deutschen Bevölkerung, die 
Genderzwang und linke Identitätspolitik ablehnt.

(Martin Reichardt [AfD]: Genau, um sich dann 
in den Koalitionsverhandlungen mit Linken, 
Grünen und SPD zu verraten! – Zuruf der 
Abg. Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und das ist richtig und notwendig für unsere Demokratie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Mehrheit der Men-
schen in unserem Land will keine Sprechverbote,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
sie will keine Volkserziehungsattitüde, und die Mehrheit 
der Menschen in unserem Land lehnt linke Identitätspoli-
tik ab. Ich finde, es ist wichtig, dass wir das nicht ver-
schweigen, nur weil die AfD versucht, auf ein solches 
Thema aufzuspringen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hätten Sie doch 
den Antrag eingebracht! Haben Sie ja nicht!)

Ich will Ihnen aber auch sagen: Wir haben hier nach 
meinem Eindruck schon ein gewisses Missverständnis zu 
der Frage von Sprechverboten. Wenn Sie der CDU Thü-
ringen vorwerfen, dass sie durch diese Beschlusslage ein 
staatliches Sprechverbot gegen Gendern auf den Weg 
gebracht hätte, dann will ich Ihnen schon sagen: Es gibt 
einen erheblichen Unterschied. Sprechfreiheit ist für die 
Bürger da. Die können den ganzen Tag so sinnvoll oder 
unsinnvoll reden, wie sie möchten – gendern, nicht gen-
dern, jeder nach seiner Fasson. Der Staat aber sollte nach 
geordneten Regeln sprechen. Und deswegen ist es auch 
nur sinnvoll und richtig, dass der Staat so spricht, wie es 
die deutsche Grammatik vorsieht, und nicht mit gramma-
tikalisch falscher Gendersprache, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das ist ja unser Antrag! – 
Zuruf der Abg. Denise Loop [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich sage Ihnen von der AfD aber: Diese permanenten 
Versuche des Anbiederns an die CDU

(Lachen bei der AfD)
werden auch nicht dadurch erhört, dass Sie unsere An-
träge abschreiben.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir biedern uns 
nicht an! Sie schreiben unsere Anträge ab!)

Sie sind und Sie bleiben für uns kein Partner. Und dabei 
bleibt es in aller Klarheit, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Von unserer Seite auch!)

Wenn Sie jetzt einen Antrag der CDU Thüringen ab-
schreiben, kann ich mir das nur durch eines erklären: Sie 
versuchen, noch ein bisschen Honig zu saugen für die 
Landratswahl am Wochenende in Sonneberg, wo Ihr 
Kandidat in der Stichwahl gegen unseren Amtsinhaber 
antritt. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir tun alles dafür – 
und dazu gibt es auch einen großen Willen aus der Mitte 
dieses Hauses und aus der ganzen Bundesrepublik –,

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, Sie buckeln vor 
Populisten!)

dass unser Amtsinhaber, Jürgen Köpper, Landrat bleibt. 
Dafür werden wir arbeiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Leni Breymaier gibt Ihre Rede zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Heidi Reichinnek [DIE 
LINKE])

Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/7348 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir so. Ich wünsche allen Ausschussmitglie-
dern viel Freude bei der Debatte.

Wir fahren fort mit dem Zusatzpunkt 2:
Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des LNG-Beschleunigungsgesetzes und 
des Energiewirtschaftsgesetzes
Drucksachen 20/7279, 20/7365
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Bitte alle Gespräche nach draußen verlagern!

Wenn alle so weit sind, dann kann ich die Debatte 
eröffnen. Es startet Lisa Badum für Bündnis 90/Die Grü-
nen.

1) Anlage 3

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 111. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. Juni 2023                                 13604 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Philipp Amthor 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Es ist nicht gut, abhängig zu sein, 
und es ist auch nicht gut, verletzlich zu sein. Das aber war 
genau unsere Situation – ich möchte noch mal daran er-
innern – im Februar 2022, als 50 Prozent unserer Gas-
lieferungen von einem Kriegsaggressor abhängig waren. 
Diese Abhängigkeit hat uns in ein energiepolitisches und 
außenpolitisches Korsett gezwängt. Ich weiß nicht, was 
Ihre oder eure Schlussfolgerung daraus ist. Meine ist: Ich 
möchte nie wieder so abhängig und verwundbar sein wie 
damals.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Kruse [FDP] – Karsten Hilse [AfD]: China! 
95 Prozent chinesische Photovoltaikanlagen!)

Deswegen haben wir in der Krise kurzfristig gehandelt 
und auch sehr schmerzhafte Entscheidungen getroffen, 
besonders schmerzhaft für uns Grüne; aber es musste 
sein. Es ist der gemeinsamen Anstrengung dieser Regie-
rung, Robert Habeck, dem BMWK und auch der Ge-
schlossenheit dieser Regierung zu verdanken, dass wir 
über den Winter gekommen sind.

Ganz klar ist, dass wir das alte, kurzfristige Denken – 
Fördern von Gasheizungen, Russland-Connections und 
anderes – ablösen wollen durch einen langfristigen Plan 
zur Klimaneutralität. Klar ist aber auch – und deswegen 
reden wir heute hier darüber –, dass wir nicht von einem 
Tag auf den anderen unabhängig von Gas sind. Genau 
deswegen müssen wir dieses Dilemma der Abhängigkeit 
hier jeden Tag neu zur Debatte stellen.

Wenn wir ebendiesem Anspruch gerecht werden wol-
len, dann ist auch die heute auf der Tagesordnung ste-
hende Frage neuer LNG-Terminals auf Rügen keine, bei 
der wir es uns einfach machen sollten.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Macht ihr 
aber!)

Deswegen kann ich den – wenn auch nicht besonders 
eleganten und teilweise sehr durchsichtigen – Schlinger-
kurs der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 
verstehen, die ja eine Nord-Stream-2-Vergangenheit hat 
und die erst ein Terminal im Osten wollte, sich jetzt aber 
fragt: Können wir das unseren Bürgerinnen und Bürgern 
zumuten? Ich persönlich stelle mir auch eine Frage, und 
diese Frage ist, wie wir eine Verantwortung in der Ener-
giepolitik wahrnehmen können, die die Freiheit der zu-
künftigen Generationen sichert. Wie gesagt, das sollten 
wir uns alle hier nicht einfach machen.

Wenn wir uns die Daten der Bundesnetzagentur an-
schauen, so sehen wir, dass es viele Szenarien, Eventua-
litäten, Worst-Case-Punkte gibt, die zusammenkommen 
könnten: dass wir aus dem Westen sehr wenig Gas be-
kommen, dass die Lieferungen über die Ukraineroute ein-
gestellt werden, dass es einen sehr kalten Winter gibt. 
Dann könnten wir vielleicht auf diese Terminals angewie-
sen sein. Auf der anderen Seite besteht die Gefahr, dass 

wir durch neue LNG-Terminals, durch die unbegrenzt 
fossiles Gas in Deutschland umgeschlagen werden kann – 
es gibt keine Begrenzung –, zu einem Hub für Erdgas-
lieferungen aus aller Welt werden, dass wir neue Gas-
projekte in aller Welt – wir alle kennen das Thema 
Senegal; aber auch in den USA werden sehr viele Export-
terminals gebaut – weiter anheizen.

(Karsten Hilse [AfD]: Genau das wollen Sie! 
Es geht nicht darum, dass es notwendig ist! Sie 
wollen einfach Geschäfte damit machen!)

Das wäre mit der Freiheit zukünftiger Generationen eben 
nicht vereinbar.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen meine abschließende Frage: Können wir 
sicherstellen, dass wir aktuell nicht zu viele fossile Über-
kapazitäten aufbauen?

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das sollten 
Sie nicht sagen!)

Können wir sicherstellen, dass wir über diese Terminals 
nicht mehr Gas importieren, als unsere Klimaziele erlau-
ben? Ich muss hier und heute feststellen, dass diese Frage 
für mich, aber auch für viele Bürgerinnen und Bürger 
noch nicht beantwortet ist.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Aber vorher 
Fakten schaffen! Unfassbar!)

Sind diese Terminals wirklich nötig? Aus meiner heuti-
gen Sicht kann ich dazu kein klares Ja als Antwort geben.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie ziehen es trotzdem 
durch!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und wir warten auch weiter auf ein kraftvolles Ja der 

Landesregierung.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen ist meine Erwartung an das parlamentarische 
Verfahren, dass wir diese Frage dort gemeinsam klären 
können.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie der Abg. Anna Kassautzki [SPD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Andreas Mattfeldt für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Um es von Beginn an zu sagen: 
Wir als Union stellen in keiner Weise infrage, dass wir 
die angestrebten LNG-Zugänge, allen voran im Osten 
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unseres Landes, brauchen. Aber Sie können – und das 
gehört auch zur Wahrheit, Herr Staatssekretär Wenzel – 
eine solche Anlage nur mit der Bevölkerung durchbrin-
gen und nicht mit der Brechstange, wie Sie es gerade tun. 
Denn das macht Minister Habeck: Er tritt zum Beispiel 
während der öffentlichen Anhörung des Petitionsaus-
schusses – Sie waren ja auch dabei – 61 000 Petenten 
vor das Schienenbein, indem er durch Sie von einem 
offenen Verfahren sprechen lässt, aber drei Tage zuvor 
schon schriftlich – schriftlich! – eine Vorfestlegung für 
Mukran getroffen hat. Ich halte das für einen Skandal; das 
sage ich ganz deutlich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])

Ich kann die Enttäuschung der Bewohner verstehen. 
Tourismus ist die zentrale Einnahmequelle für die Rüga-
ner. Man möchte eben keine großdimensionierte Indus-
trieanlage, die den Tourismus dort nicht unerheblich be-
einträchtigt. Ich verstehe aber auch in keiner Weise – 
Frau Badum hat es eben gesagt –, warum das Land Meck-
lenburg-Vorpommern zum einen hier so spät reagiert hat 
und zum anderen die Anlage in Mukran überhaupt zu-
lässt. Das kann doch nur eine Schlussfolgerung zulassen: 
Der Hafen ist im Besitz des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern; wir wissen, er ist hochgradig defizitär und 
belastet den Landeshaushalt massiv. Vermutlich ist man 
ganz froh, den Hafen an den Bund abtreten zu können. So 
hat man eine Sorge weniger. Das darf aber doch nicht das 
Kriterium sein, zumal es eine Alternative gibt, wenn man 
sie denn prüfen will.

(Karsten Hilse [AfD]: Richtig!)

Wir haben eine Alternative – übrigens gemeinsam mit 
den Betreibern, gemeinsam mit der Industrie – für einen 
Offshorestandort 18 Kilometer vor der Küste Rügens vor-
geschlagen. Die Anlage wäre aufgrund der Erdkrüm-
mung vom Strand nicht mehr sichtbar und hätte sicherlich 
eine erheblich höhere Akzeptanz. Jetzt sagen Sie vom 
Ministerium immer: Das geht nicht, das macht keiner. – 
Nein, Länder wie Australien oder Indonesien haben das 
200 Kilometer vor der Küste gemacht – übrigens mit dem 
gleichen Betreiber, Herr Wenzel – und bewiesen, dass ein 
solcher Standort ohne Probleme machbar ist. Das Minis-
terium hat diesen Alternativstandort zwar verbal darge-
legt, aber bis heute nie ernsthaft geprüft; denn es wurde 
eine Vorfestlegung für Mukran getroffen.

Meine Damen und Herren, mich verwundert sehr, dass 
bereits jetzt in Mukran vorbereitende Arbeiten und Erd-
bewegungen stattfinden; das wurde mir eben im Haus-
haltsausschuss vom Ministerium bestätigt. Dies ist der-
zeit aber ausgeschlossen, da solche Maßnahmen 
aufgrund eines Maßgabebeschlusses des Haushaltsaus-
schusses – übrigens der Ampelkoalition – noch gar nicht 
stattfinden dürfen. Lediglich Planung hat der Haushalts-
ausschuss erlaubt und finanziert. Vorbereitende Arbeiten 
sind im Beschluss des Haushaltsausschusses ausdrück-
lich ausgeschlossen. Sie sehen hieran, meine Damen 
und Herren: Das Ministerium tritt den Bürgern ungeniert 
vor das Schienbein, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
– und es missachtet nicht zum ersten Mal Beschlüsse 

des Parlamentes.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält für die Bundesregierung der Staats-

minister beim Bundeskanzler, Carsten Schneider.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Carsten Schneider, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vielen Dank für die Aufsetzung des LNG-Beschleuni-
gungsgesetzes. Die Bundesregierung – die ganze Bun-
desregierung – ist auf Grundlage der Bedarfsanalysen 
und der Verfügbarkeit von Gas nach dem Ausfall russi-
schen Gases der festen Auffassung, dass wir ein LNG- 
Terminal vor Rügen brauchen. Es ist also keine Frage des 
Bedarfes, sondern eine der Umsetzung. Wir haben uns 
nach Vorlage und Prüfung verschiedener Standorte ent-
schieden – Kollege Mattfeldt hat darauf hingewiesen –, 
dass dafür am geeignetsten der Hafen Mukran ist. Wir 
sind aber nicht, Herr Kollege Mattfeldt, der Auffassung, 
dass dieser Hafen in das Eigentum des Bundes übergeht; 
er gehört zu 90 Prozent der Stadt Sassnitz und zu 10 Pro-
zent dem Land Mecklenburg-Vorpommern.

Warum brauchen wir dieses Terminal? Warum brau-
chen wir überhaupt ein Terminal in Ostdeutschland? 
Weil es keine Ost-West-Gasverbindung in ausreichendem 
Maße gibt. Das heißt, wenn wir in Brunsbüttel, Stade 
oder anderen Terminals bzw. FSRUs Gas importieren 
und keinen Einspeisepunkt in Ostdeutschland haben – 
Nord Stream 2 wurde ja von Russland abgedreht und 
wird auch nicht mehr aufgedreht –, brauchen wir für Ost-
deutschland eine Versorgung über diese Pipeline, um für 
eine Versorgungsicherheit der Bundesländer Branden-
burg, Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt, der National-
staaten Tschechien, Slowakei, Österreich sowie des Frei-
staates Bayern zu sorgen; all die hängen an dieser 
Pipeline.

Dieses Terminal ist zwingend erforderlich, um für alle 
Eventualitäten gerüstet zu sein. Darum geht es. Es geht 
nicht darum, den Verbrauch hochzuschrauben; denn der 
Verbrauch ist so oder so da. Er müsste minimiert werden; 
da haben wir viel getan mit Appellen an die Bevölkerung, 
mit der Umstellung der Industrie, um Gas zu reduzieren. 
Dadurch ist es uns gelungen, durch den Winter zu kom-
men. Aber was passiert, wenn der Winter hart ist? Was 
passiert, wenn es keine Pipeline, keine Einspeisung im 
ostdeutschen Raum gibt? Können Sie dann vertreten, 
dass wir im Westen Gas haben, die Unternehmen weiter-
hin beliefert werden, sie produzieren können und die 
Wohnungen warm sind, während in Ostdeutschland die 
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Unternehmen – EKO Stahl, Stahl Riesa, die Glashütten 
im Thüringer Wald etc. – alle pleitegehen, dass sie ihre 
Türen schließen müssen? Das ist nicht vertretbar.

Die Bundesregierung muss jede Form von Eventuali-
tät, die dazu führen könnte, verhindern. Und genau dies 
tun wir. Deswegen bedanke ich mich sehr für die Ein-
bringung des Gesetzentwurfs. Die notwendigen Fachfra-
gen sind in den Ausschüssen noch zu stellen. Ich kann 
Ihnen aber sagen: Das ist die einhellige Auffassung der 
Bundesregierung. Da es hier um einen engen Zeitplan 
geht, bitte ich, diesem Zeitplan mit einer Beschlussfas-
sung in der nächsten Sitzungswoche zu folgen.

Auf Bitten des Bundeswirtschaftsministers und des 
Bundeskanzlers habe ich die Aufgabe übernommen, die 
Koordinierung mit dem Land, mit der Region, mit der 
Bevölkerung vor Ort vorzunehmen. Letztendlich soll 
auch aufgrund der zusätzlichen Last, die das Land Meck-
lenburg-Vorpommern für die gesamte Bundesrepublik 
und Europa auf sich nimmt, nicht nur durch die Versor-
gung mit Öl durch den Raffinerien-Standort Schwedt und 
den Hafen Rostock, sondern auch durch die Gasversor-
gung, diesem Standort im Einvernehmen mit Umwelt-
schutzgesichtspunkten in einer fairen, rechtsstaatlichen 
Prüfung durch die Landesbehörden und mit einer engen 
Einbindung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
Vorzug gewährt werden. Dazu werde ich in der nächsten 
Woche auf Rügen sein und nach den ersten Telefonaten 
dort intensive Gespräche führen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Den zweiten 
vor dem ersten Schritt machen!)

Mir und der Bundesregierung geht es zum Ersten da-
rum, dass wir eine Entwicklungsperspektive insbeson-
dere im Bereich „erneuerbare Energien“ und einer grünen 
Insel Rügen aufzeigen können, und zum Zweiten, Kol-
lege Mattfeldt, darum, die Energieversorgungssicherheit 
mit Gas als einem der Hauptübergangsenergieträger in 
Deutschland zu gewährleisten. Aus unserer Sicht ist der 
Hafen in Mukran der geeignetste Standort. Aus diesem 
Grund hat er bei der Umsetzung Priorität.

Ich kann Ihnen zusagen, dass wir Sie nicht nur über alle 
Schritte informieren werden,

(Lachen des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU])

sondern auch in Abstimmung mit den Beschlüssen des 
Deutschen Bundestages agieren werden. Aber ich will 
keinen Zweifel daran lassen, dass das eine Notwendigkeit 
ist. Ich bedanke mich sehr herzlich bei den Rüganern, die 
sich dieser Debatte stellen. Ich kann Ihnen zusagen, dass 
die Bundesregierung alles Erdenkliche tun wird, um die 
Lasten, die Emissionen etc. so gering wie möglich zu 
halten.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist für die AfD-Fraktion Karsten 

Hilse.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Wertes Präsidium! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Ich möchte zuerst einen Blick auf die Chro-
nologie werfen, die letztendlich zum heutigen Gesetzent-
wurf führte. 2016 kündigt Habeck an, sobald die grünen 
Kommunisten an der Macht sind, werden sie kein Gas aus 
Russland mehr importieren. 2018 vereinbart der Kom-
missionspräsident der EU, Juncker,

(Marianne Schieder [SPD]: Das sind jetzt wie-
der so Dinge, die müssen ja nicht sein! Das ist 
eine Verunglimpfung!)

mit dem Präsidenten der USA Erhöhungen der LNG-Im-
porte in die EU.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir diskutieren das seit über einem Jahr! Sie 
müssen doch jetzt langsam wissen, wie es 
war!)

Im August 2021 verkündet Selenskyj, ab sofort laufe der 
Countdown für die De-Okkupation der Krim. Ende 2021 
führt diese Aussage – aber auch, weil die EU die Geneh-
migung für Nord Stream 2 verweigert – zu einem rasan-
ten Gaspreisanstieg. Im Februar 2022 greift Russland in 
den seit 2014 wütenden Bürgerkrieg in der Ukraine mit 
25 000 Todesopfern ein

(Michael Kruse [FDP]: Nein! Russland hat die-
sen Bürgerkrieg herbeigeführt! Russland greift 
die ganze Zeit ein! Russland macht diesen Bür-
gerkrieg!)

und marschiert in die Ukraine ein. Im September 2022 
werden die Nord-Stream-Pipelines in einem terroristi-
schen Akt gesprengt; scheint hier niemanden zu interes-
sieren. Im April 2023 werden die letzten drei Kernkraft-
werke abgeschaltet. Um diese zu ersetzen, planen Sie 
jetzt natürlich weitere Gaskraftwerke. Seit dem Jahr 2000 
schaffen Sie mit Ihrer Energiewende erst einen hohen 
Bedarf an Gas und schneiden uns dann von unserem 
größten Lieferanten ab.

(Michael Kruse [FDP]: Der größte Lieferant 
hat uns vom größten Lieferanten abgeschnit-
ten!)

Dieses LNG-Beschleunigungsgesetz ist also die logi-
sche Konsequenz aus mehreren katastrophalen Entschei-
dungen und Ereignissen in der Vergangenheit. Sie brau-
chen Gas um jeden Preis, gern auch Fracking-Gas; aber 
natürlich wollen Sie kein heimisches Fracking- bzw. 
Schiefergas – circa 2 500 Milliarden Kubikmeter; ausrei-
chend, um die russische Menge für 50 Jahre zu ersetzen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Machen Sie doch in Ihrem Wahlkreis Fracking, 
Herr Hilse! – Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: 
Für wenig Ahnung haben Sie viel Meinung!)

Sie wollen nur Fracking-Gas von Ihren Auftraggebern in 
den USA und deren Verbündeten, koste es, was es wolle. 
Dafür zerstören Sie die Wirtschaft und reihenweise in-
takte Umwelt- und Artenschutzgebiete.
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(Zuruf von der SPD: Warum interessiert Sie 
die Umwelt?)

Dafür wollen Sie nun auch die Tourismuswirtschaft auf 
Rügen opfern und vor der schönsten Insel Deutschlands 
ein LNG-Terminal errichten. Glücklicherweise formiert 
sich in dieser Urlaubsidylle massiver Widerstand gegen 
dieses aberwitzige Vorhaben, angeführt von sehr enga-
gierten Bürgern und Unternehmern. Sie haben einen Bür-
gerentscheid initiiert, der sicherlich ein eindeutiges Er-
gebnis bringen wird: Die Rügener werden den Bau des 
LNG-Terminals ablehnen.

(Beifall bei der AfD)
Die Verantwortlichen hätten dann eigentlich die 

Pflicht, dieses katastrophale Projekt zu beerdigen. Heute 
Mittag mussten wir allerdings von Herrn Habeck hören, 
zwar verklausuliert, aber dennoch sehr deutlich, dass ihm 
das Ergebnis des Bürgerentscheids egal und das LNG- 
Terminal vor Rügen alternativlos sei. Nichts ist alterna-
tivlos! Wir als AfD präsentieren Ihnen unsere Lösungs-
ansätze, die Sie aber aufgrund Ihrer sogenannten Brand-
mauer, errichtet von der vergrünten CDU bis hin zu den 
grünen Kommunisten, kategorisch ablehnen. Aber mit 
Mauern kennen sich Kommunisten ja aus.

(Beifall bei der AfD – Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Das ist so schlecht! So flach!)

Auch die Kommunisten in der DDR errichteten nicht 
nur eine Mauer aus Stein, sondern auch eine Mauer in den 
Köpfen, in den Medien und in ihrem Handeln, um Kriti-
ker zu diffamieren. Beide Mauern, die aus Stein und die 
mediale und verbale, waren keine antifaschistischen 
Schutzwälle, sondern natürlich faschistische, um die 
Menschen ihrer Freiheit und ihrer Meinungsfreiheit zu 
berauben.

Ihre Brandmauer gegenüber der AfD hier im Bundes-
tag, in den Landtagen, in den Medien, die errichtet wurde, 
um die einzige Opposition auszuschließen und um die 
Menschen davon abzuhalten, sich mit unserer Kritik 
und mit unseren Lösungsansätzen überhaupt sachlich 
auseinanderzusetzen,

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind keine Lösungen! – Zuruf von 
der SPD: Welche Lösungsansätze denn?)

kann man, ja muss man also als „faschistischen Schutz-
wall“ bezeichnen.

(Bengt Bergt [SPD]: Gegen Sie!)
Und weil das immer mehr Bürger in diesem Land erken-
nen, haben wir so enorme Zustimmungsgewinne.

(Marianne Schieder [SPD]: Die haben Ihnen 
noch nicht zugehört!)

Die Bürger lassen sich durch Ihre Diffamierungen nicht 
mehr davon abhalten, sich mit unseren Lösungsansätzen 
auseinanderzusetzen.

Wir lehnen dieses desaströse Gesetz selbstverständlich 
ab. Und im Übrigen bin ich der Meinung: Wer Grün 
wählt, wählt den Krieg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Michael Kruse für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Michael Kruse (FDP):
Zurück zum Thema.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU])

Werte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Einige Vorrednerinnen und Vorredner haben es ja 
schon dargestellt: Es ist unser Ziel, in diesem Land 
schnellstmöglich die Energiesouveränität zurückzuge-
winnen. Das letzte Jahr hat deutlich gemacht, dass wir 
die verloren haben. Ich kann der Kollegin Badum nur 
zustimmen, dass es darum gehen muss, nie wieder in 
eine solche Abhängigkeit zu geraten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Energiesouveränität bedeutet für uns, unabhängig zu 
sein, bezahlbare Energie zu haben und diese auch zuver-
lässig zur Verfügung zu haben.

Ein wesentlicher Satz, den wir aus dem letzten Jahr 
mitnehmen konnten, ist der Satz: Haben ist besser als 
brauchen. Es ist gut, Infrastruktur zu haben, selbst wenn 
man sie nicht in vollem Umfang nutzen muss. Es ist 
besser, sie zu haben, als sie kurzfristig zubauen zu müs-
sen. Es ist besser, sie zu haben und auch die Versorgung 
gesichert zu haben, weil genau das dafür sorgt, dass man 
unabhängig wird, dass eben kein großer Akteur Regeln, 
Preise, Mengen und gegebenenfalls Unterversorgungen 
bestimmen kann. Deswegen ist die Frage nach der aus-
reichenden Infrastruktur auch die Frage nach der Un-
abhängigkeit und nach der Energiesouveränität.

Auf die Frage: „Wird der Bedarf hier klar bejaht?“, 
kann ich für die FDP-Fraktion sagen: Ja, der Bedarf 
wird bei uns klar gesehen. Denn es ist ja ganz klar: Wir 
haben unterschiedliche Szenarien. In einigen dieser Sze-
narien – die sind von Vorrednern ja schon beschrieben 
worden – wäre es so, dass wir im Osten Deutschlands, 
in Bayern und auch in der dahinterliegenden Baumgar-
tenregion nicht genügend Gas zur Verfügung hätten. Ich 
bin, ehrlich gesagt, sehr froh, dass wir jetzt auch über 
Aspekte des lokalen Bedürfnisses diskutieren: Wo ist es 
am besten? Wo kann die Anbindung am besten gelingen? 
Wie kann man negative Einflüsse vor Ort reduzieren?

Ich bin froh, dass wir über all diese Aspekte hier im 
Deutschen Bundestag diskutieren; denn das ist Ausdruck 
des Erfolgs der Energiepolitik der Ampel in diesem Land. 
Denn vor einem Jahr, im Mai 2022, waren wir überhaupt 
nicht in der Lage, hier über Bedürfnisse zu diskutieren. 
Da waren wir in einer Situation, die es erforderlich mach-
te, das Gesetz innerhalb von zwei aufeinanderfolgenden 
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Sitzungswochen durchzubringen, um eine Mangellage im 
Winter 2022/2023 abzuwenden. Deswegen ist diese De-
batte ein Erfolg der Ampelpolitik in diesem Land.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der heutigen Regierungsbefragung hier mit Herrn 
Habeck und in der letzten Woche in den Zeitungen ist 
darüber diskutiert worden, ob wir in einer schwierigen 
Situation vielleicht Bedürfnisse gegeneinanderstellen 
müssen: die der Industrie in Deutschland und die der 
Menschen in den Wohnungen im Osten Deutschlands 
bzw. östlich von Deutschland. Ich finde, das ist die völlig 
falsche Fragestellung; denn in einem Stress Case könnten 
wir womöglich weder die Industrie – wir hätten also nicht 
genug Gas, und die Unternehmen müssten ihre Produk-
tion drosseln – noch die Wohnungen im Osten Deutsch-
lands und in Bayern versorgen, sodass wir sie kalt lassen 
müssten.

(Marianne Schieder [SPD]: Nein!)
Das ist ein Szenario, das nicht das wahrscheinlichste sein 
mag, aber eines, das wir als verantwortungsvolle Ent-
scheider covern müssen.

Deswegen: Ja, diese Infrastruktur wird gebraucht. Ich 
möchte an dieser Stelle der Kollegin Badum den Hinweis 
geben, dass hinsichtlich der technischen Möglichkeiten 
eine größenmäßige Limitierung vorliegt. Wir halten es 
für richtig, dass dieser Gesetzentwurf jetzt in den Deut-
schen Bundestag eingebracht worden ist. Wir halten es 
auch für richtig, dieses Gesetz so zu gestalten, dass in 
jedem Fall für den Osten Deutschlands, für Bayern und 
für die sogenannte Baumgartenregion, also Tschechien 
und einige weitere Länder im Osten von Deutschland, 
das Szenario einer Mangellage klipp und klar aus-
geschlossen werden kann. Ich glaube, dass wir als ver-
antwortungsvolle Entscheider dafür sorgen müssen, dass 
genau solche Situationen, die eine gewisse Wahrschein-
lichkeit haben und in Szenarien vorhergesagt werden, 
sicher ausgeschlossen werden. Genau diese Sicherheit 
wünschen sich die Menschen in diesem Land im Energie-
bereich.

Das letzte Jahr hat viele verunsichert. Es war nicht nur 
teuer, sondern es hat uns auch gezeigt, wie verwundbar 
wir sind. Wir sind angreifbar gewesen. Diese Angreif-
barkeit soll es nie wieder geben. Der Angriff kommt 
von außen, er wird vom Kreml bis in dieses Haus hinein-
getragen. Wir werden die Angriffe aus dem Kreml ab-
wehren. Wir werden die Angriffe von rechts außen ab-
wehren. Deswegen werden wir hier ein gutes Gesetz 
beschließen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Ralph Lenkert für die Fraktion Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Seit Monaten protestieren Tausende Menschen auf 
Rügen gegen LNG-Terminals. Nach Ihrem LNG-Be-
schleunigungsgesetz sollen LNG-Terminals mit Fertig-
stellung 2026 für 20 Jahre in Betrieb bleiben. Das wider-
spricht der angestrebten Klimaneutralität.

(Beifall bei der LINKEN)

2027 besteht nach Zahlen der Bundesregierung ein 
Methanjahresbedarf für Deutschland und ein Transitbe-
darf nach Österreich und Osteuropa von zusammen 
86 Milliarden Kubikmetern. Die Importkapazitäten 
2027 aus Norwegen, den Niederlanden, Belgien und 
Frankreich betragen dann zusammen 101 Milliarden Ku-
bikmeter. Da braucht man keine zusätzlichen LNG-Im-
portkapazitäten von 54 Milliarden Kubikmetern. Das ist 
massiv überdimensioniert.

(Beifall bei der LINKEN)

Damit man trotzdem Investoren anlockt, plant die Ampel 
eine hundertprozentige Refinanzierung inklusive Ge-
winnmarge für LNG-Projekte. Dieses Investoren-rund-
um-sorglos-Paket ist unverschämt.

Umweltschutz und Tourismus geraten unter die Räder, 
da dieser Entwurf Beteiligungsrechte und Umweltstan-
dards einschränkt. Rügens Tourismus lebt von intakter 
Natur, und die ist bedroht. Zum Beispiel leiden Ostsee-
dorsch und Hering unter Überfischung und Meereserwär-
mung. Erneute Baggerarbeiten im Greifswalder Bodden 
sind da untragbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Statt in LNG-Terminals Geld zu versenken, sollte die 
Umstellung der Industrie und des Wärmebedarfs auf Kli-
maneutralität beschleunigt und finanziell unterstützt wer-
den. Dann sinkt ab 2030 der Methanbedarf deutlich. Und 
bis dahin reichen die sowieso für zehn Jahre gemieteten 
provisorischen Terminals, die FSRUs, mehr als aus.

Kolleginnen und Kollegen der Ampel, ich befürchte, 
Sie werden dieses Gesetz durch den Bundestag bringen 
und unsere Kritik ebenso ignorieren wie die Bürgerpro-
teste. Das wäre bitter. Aber schaffen Sie keine Fakten bis 
zum 21. Dezember 2023; denn bis dahin stehen alle In-
vestitionen unter dem Diktat des Energiecharta-Vertra-
ges, eines Investitionsschutzabkommens mit privaten 
Schiedsgerichten – trotz erfolgter Kündigung. Dieser 
Vertrag würde ausländischen Investoren für 20 Jahre 
eine Entschädigung garantieren, wenn wir Gesetze aus 
Umweltgründen änderten. Sie könnten dann für entgan-
gene Gewinne eine Entschädigung verlangen. Dieses Ri-
siko müssen Sie unbedingt vermeiden.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, es besteht keine Eilbe-
dürftigkeit für dieses Gesetz, das Bürger/-innenrechte 
und Umweltschutzstandards einschränkt. Schützen wir 
maritime Lebensräume in Nord- und Ostsee! Das LNG- 
Beschleunigungsgesetz ist so überflüssig wie ein LNG- 
Terminal in Mukran.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Philipp Amthor [CDU/CSU]: 
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Wer regiert denn da eigentlich in Mecklen-
burg-Vorpommern?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist für Bündnis 90/Die Grünen 

Felix Banaszak.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vermutlich ist das eine der Debatten, die hier zwar zu 
später Stunde stattfinden, aber von sehr vielen Menschen 
draußen wahrgenommen werden. Über 60 000 Menschen 
haben eine Petition unterschrieben: Menschen auf Rügen, 
Menschen in Mecklenburg-Vorpommern, Hoteliers, Um-
weltaktivistinnen und -aktivisten, Menschen, die sich um 
das sorgen, was für sie Heimat ist. Ich finde, diese Men-
schen haben es verdient, dass wir uns im demokratischen 
Spektrum mit den Sorgen, die dort formuliert werden, 
ernsthaft auseinandersetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dazu gehört für mich, dass wir einmal schlicht ana-
lysieren, warum wir überhaupt in der Situation sind, jetzt 
über ein Gesetz zur Änderung des LNG-Beschleuni-
gungsgesetzes zu sprechen. Wir sind es deswegen, weil 
wir im letzten Jahr in Windeseile eine riesige Menge 
russischen Erdgases ersetzen mussten und dabei die 
LNG-Terminals eine zentrale Rolle gespielt haben. Das 
Problem daran ist nicht nur, dass wir diese große Menge 
Erdgas aus Russland ersetzen mussten – aus einem Staat, 
der völkerrechtswidrig seinen Nachbarstaat angegriffen 
hat –, sondern dass es überhaupt eine so große Menge ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stellen Sie sich doch mal vor, meine Damen und Her-
ren, mit wie viel weniger Problemen wir diese Debatte 
führen könnten, wenn wir die Wärmewende schon früher 
angefangen hätten als erst jetzt, in diesem Jahr. Stellen 
sich vor, wie viel weniger Probleme wir hätten, wenn wir 
das Thema Energiesparen und Energieeffizienz in der 
Industrie und in den Privathaushalten schon länger ambi-
tioniert angegangen wären.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das sollte doch für uns ein Signal sein, in welche Rich-
tung wir jetzt weiter diskutieren müssen.

Es war richtig, im letzten Jahr mit dem LNG-Beschleu-
nigungsgesetz dafür zu sorgen, dass wir über den Winter 
gekommen sind. Damit konnte auch viel Unsicherheit in 
der Bevölkerung abgefangen werden. Aber es kann in 
einer solchen Situation sein, dass man vielleicht auch 
manchmal einen Schritt zu weit geht. Die Frage, die wir 
jetzt im parlamentarischen Raum zwischen der ersten und 
der zweiten und dritten Lesung werden diskutieren müs-
sen, ist: Was ist notwendig, und wo befinden wir uns dann 
auch in Bezug auf ökologische und ökonomische Risi-
ken?

Deswegen spreche ich hier als Mitglied des Haushalts-
ausschusses; denn es geht hier auch um Investitionen, um 
Garantien, die wir geben, finanziert aus deutschen Steuer-
geldern. Deswegen müssen wir die Versorgungssicher-
heit – beispielsweise im Fall von Anschlägen auf Infra-
strukturen – eben auch gegen die Risiken, die wir im 
ökologischen und ökonomischen Bereich sehen, abwä-
gen. Das wird jetzt sehr verantwortlich in den nächsten 
Wochen passieren.

Aber erlauben Sie mir auch, noch eine Perspektive ein-
zubringen. Wir diskutieren in den nächsten Wochen nicht 
nur über das LNG-Beschleunigungsgesetz, sondern zum 
Glück sprechen wir auch über ein Energieeffizienzgesetz, 
und zum Glück sprechen wir auch darüber, dass wir das 
Gebäudeenergiegesetz noch vor der Sommerpause ver-
abschieden werden. Wenn wir unserer Verantwortung ge-
recht werden wollen, dann müssen wir die Fragen der 
Energieversorgungssicherheit und des Umgangs mit un-
seren Energieressourcen diskutieren und damit am Ende 
auch ein Signal an die Menschen setzen, die jetzt Sorgen 
haben. Das bedeutet auch, dass wir alle Dinge gemeinsam 
diskutieren werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Mark Helfrich für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute geht es 
erneut um die Versorgungssicherheit Deutschlands; die 
nächste Heizperiode kommt bestimmt.

Als CDU/CSU-Fraktion erkennen wir die Notwendig-
keit des Gesetzentwurfes grundsätzlich an, um kurzfristig 
die Versorgungssicherheit auch im Winter 2023/24 zu 
gewährleisten. Dafür brauchen wir ausreichend Gas; 
Gas, das zum Heizen und in der Industrie genutzt wird, 
und Gas, das leider auch für die Verstromung eingesetzt 
wird. Vor dem Hintergrund, dass die Ampel uns auch in 
diesem Gesetz beschwört, im kommenden Winter den 
Gasverbrauch so niedrig wie irgend möglich zu halten, 
erscheint die Abschaltung der letzten drei Kernkraft-
werke vor zwei Monaten immer noch paradox.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Karsten Hilse [AfD])

Diese hätten uns den Strom geliefert, den wir jetzt durch 
Verstromung von teurem LNG in Gaskraftwerken erzeu-
gen müssen.

Auch wegen dieses Fehlers sinkt die Akzeptanz für die 
enormen LNG-Importkapazitäten und auch für die heu-
tige Gesetzeskorrektur. Trotzdem ist es richtig, die Pla-
nung eines weiteren FSRU-Standorts mit diesem Gesetz 
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zu beschleunigen. Allerdings zeigt sich, wie auch schon 
beim Heizverbot, dass diese Bundesregierung über die 
Köpfe der Betroffenen hinweg entscheidet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Egal ob bei der Standortfindung in der Ostsee oder beim 
Lärmproblem in Brunsbüttel: Habecks Ministerium 
nimmt die Interessen und Einwände der Betroffenen er-
neut auf die leichte Schulter. Wenn Politik gezwungen ist, 
schnell zu handeln, geht das nicht ohne die Akzeptanz der 
Menschen vor Ort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klar muss allerdings auch sein, dass die schwimmen-
den Terminals nur eine Übergangslösung darstellen. Ihr 
Betrieb verursacht deutlich höhere CO2-Emissionen und 
höhere Lärmemissionen als Landterminals und auch 
deutlich höhere Betriebskosten. Deswegen sind die drei 
festen Terminals an Land die Zukunftslösung für den 
Import von flüssigen Energieträgern. Hier muss der Bun-
deswirtschaftsminister endlich einen Gang hochschalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn es gibt bis heute noch keine finalen Investitions-
entscheidungen für die festen Landterminals, und auch 
dieses Gesetz wird daran rein gar nichts ändern.

Dramatisch ist auch, dass die Bundesregierung über 
zehn Monate nach den Anschlägen auf Nord Stream 1 
und 2 immer noch kein Sicherheitskonzept vorgelegt 
hat. Diese Regierung baut immer mehr LNG-Infrastruk-
tur auf, ohne zu wissen, wie diese vor Sabotage geschützt 
werden kann.

Ein weiterer Punkt in diesem Gesetz, der bei mir die 
Alarmglocken läuten lässt: Mit den Terminals, die in dem 
LNG-Gesetz benannt sind, wird die Möglichkeit geschaf-
fen, zukünftig das 15-Fache der deutschen Ammoniak-
produktion zu importieren. Mit diesen massiven Import-
mengen nehmen Sie eine Deindustrialisierung der 
Grundstoffchemie in Deutschland billigend in Kauf. Wie-
der einmal zeigt sich, dass unsere Wirtschaft ohne Mi-
nister dasteht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen daher im Parlament eine Korrektur zu-
gunsten der energieintensiven Grundstoffindustrie in 
Deutschland. Und, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, was die deutsche Wirtschaft dringend braucht, ist 
endlich eine Industriestrategie, die den Erhalt heimischer 
Produktion in den Fokus rückt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist für die SPD-Fraktion Bengt 

Bergt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bengt Bergt (SPD):
Moin, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Manchmal hilft 
auch mal ein Blick zurück, um die aktuellen Erfolge 
und Erfordernisse besser einordnen zu können. Das 
Jahr 2022 war ein tiefer Einschnitt in die Geschichte 
Deutschlands und Europas. Der Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine ist menschenverachtend und völker-
rechtswidrig.

Der daraus folgende Energiekrieg Russlands führte uns 
in die Situation, dass eine Gasmangellage nicht aus-
zuschließen war. Wir waren und sind immer noch ge-
zwungen, uns unabhängig zu machen von russischem 
Gas. Für den Fall der Fälle galt es Notfallpläne zu ma-
chen, damit die Bürgerinnen und Bürger auch heizen 
können, wenn es eng werden sollte, und damit die Wirt-
schaft weiß, was unter welchen Umständen auf sie zu-
kommt.

Bekanntlich ist es im Winter dazu nicht gekommen. 
Das verdanken wir den Bürgerinnen und Bürgern, dem 
Fuel Switch vieler Firmen,

(Karsten Hilse [AfD]: … dem Klimawandel!)
dem Weiterlaufen der CO2-trächtigen Kohlekraftwerke 
und der aggressiven LNG-Einkaufsstrategie des Bundes. 
Gerade mit diesem Erdgaseinkauf des Bundes haben wir 
die LNG-Infrastruktur unserer westlichen Nachbarn voll 
ausgereizt. Vorher war rein rechnerisch schon klar, dass 
wir mit deren Infrastruktur nicht die ausgefallenen Gas-
mengen anlanden können. Also haben wir im letzten Jahr 
schon das LNG-Beschleunigungsgesetz gemacht; die 
Flüssiggashäfen in Brunsbüttel, Lubmin und Wilhelms-
haven wurden so im Rekordtempo möglich.

LNG ist fossil, LNG ist nicht schön. Aber für den 
Übergang ist LNG unverzichtbar, meine Damen und Her-
ren. Lassen Sie mich deshalb die Gelegenheit nutzen, den 
Bürgerinnen und Bürgern vor Ort in Brunsbüttel, Lub-
min, Wilhelmshaven einmal Danke zu sagen. Ich weiß, 
dass die Vorhaben zum Teil kritisch gesehen wurden – 
zum Teil immer noch werden –, und das ist auch ver-
ständlich. Aber zum großen Teil haben die Menschen 
anerkannt: Wir leben in schwierigen Zeiten, und das er-
fordert eben manchmal besondere, auch unpopuläre 
Maßnahmen.

Brunsbüttel, Lubmin und Wilhelmshaven trugen und 
tragen zur Versorgungssicherheit ganz Deutschlands bei. 
Dass wir in kürzester Zeit so eine komplexe Infrastruktur 
und Versorgungssicherheit aufbauen konnten, ist eine 
große Leistung. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Behörden und den Beschäftigten der beteiligten Bau-
firmen möchte ich hier mal wirklich sagen: Vielen Dank 
dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe es schon angedeutet: Mit Vernunft und Kon-
sequenz haben wir den letzten Winter ganz gut überstan-
den. Lassen Sie uns aber jetzt nicht Opfer des Erfolges 
unserer guten Vorsorge werden. Lassen Sie uns jetzt nicht 
Schluss machen mit Vernunft und Konsequenz. Es war 
von vornherein klar, wie groß die Lücke durch das russi-
sche Gas sein würde. Aktuell ist es 1 Terawattstunde pro 
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Tag, die wir weniger bekommen als vorher – trotz erhöh-
ter Lieferungen aus Norwegen und Benelux. Das sind 
1 Milliarde Kilowattstunden und etwa der jährliche Gas-
verbrauch von 50 000 Haushalten, die uns jeden Tag feh-
len.

Zwei Drittel dieses Weges haben wir schon geschafft. 
Lassen Sie uns bitte nicht kurz vor der Ziellinie aufhören. 
Denn trotz aller Prognosen ist es schwer zu sagen, wie 
viel Gas wir am Ende wirklich benötigen. Wir haben viel 
eingespart; es gab viele Variablen in dem ganzen Spiel. 
Aber wenn wir sicher durch den nächsten Winter kom-
men wollen – und der nächste Winter könnte deutlich 
kälter werden als der letzte; denn der war viel zu warm –, 
dann brauchen wir mehr LNG-Kapazitäten. Deswegen 
sprechen wir heute in erster Lesung über die Anpassung 
des LNG-Beschleunigungsgesetzes und die Aufnahme 
eines möglichen weiteren Standortes in das Gesetz.

Die Schaffung zusätzlicher Kapazitäten ist nämlich 
auch eine Frage der Solidarität; denn Europas Gasnetz 
ist verzweigt. Als es bei uns im letzten Jahr enger wurde, 
haben wir unter anderem mehr Gas über Norwegen, Bel-
gien und die Niederlande bekommen. Das ist gut für 
unsere Gasspeicher; die sind auch gut gefüllt.

Aber wenn wir uns mal ansehen, wie wir das Gas an 
kalten Wintertagen von den Speichern im Nordwesten in 
den Südosten bekommen wollen, sieht es mit der Ver-
sorgungssicherheit nicht mehr so rosig aus. Denn es fehlt 
nicht nur die Durchflusskapazität; es gibt schlicht die 
Pipelines nicht. Ganz Mitteldeutschland hat keine große 
Pipeline, wurde ja der ganze Osten und Südosten in der 
Vergangenheit aus den östlichen Nachbarländern ver-
sorgt.

Nun kann man bequem sagen: Dann baut halt Pipe-
lines. – Wenn man aber die Zeit im Nacken hat und der 
nächste Winter quasi vor der Türe steht, muss man Res-
sourcen nutzen, die man schon hat. Wir haben weder die 
Rohre noch die Verlegekapazitäten noch die Zeit. Dort, 
wo die Rohre entlang müssten, wohnen auch Menschen. 
Und da ist ein kleines Gebirge im Weg, nämlich der Harz.

Man muss also mit den Ressourcen arbeiten, die da 
sind. In Lubmin an der Ostsee liegen vier riesige Pipe-
lines, die gebaut wurden, um den ganzen Osten Europas 
zu versorgen. Flüssiggas, das in der Ostsee angeschifft 
werden würde, käme auch und gerade Ostdeutschland 
zugute, ebenso Süd- und Osteuropa, das zum Teil noch 
am Gashahn Russlands hängt – ein Gashahn, der theo-
retisch morgen abgedreht werden könnte.

Und was dann? Wenn wir sichergehen wollen – und 
das müssen wir, das ist unsere Verantwortung –, dann 
brauchen wir weitere LNG-Kapazitäten im Ostseeraum, 
wohl oder übel. Und wir haben es jetzt schon durch Um-
planungen und die Häfen in der Nordsee geschafft, dass 
wir nur 10 bis 15 Milliarden Kubikmeter an LNG in 
Lubmin bräuchten. Die Summe ergibt aber immer noch 
ein Weniger an Gasimporten als vor dem Krieg.

Eine gesicherte Versorgungslage hätte auch noch einen 
weiteren Vorteil, nämlich die Gaspreise – gerade wurde 
es schon angesprochen –, während bei einer Verknappung 
des Gases – so ist das nun mal in der Marktwirtschaft – 
der Preis ziemlich hoch sein wird. Wir wissen alle noch, 

wie hoch der Preis letztes Jahr war. Dass uns hohe Gas-
preise noch einmal in solch eine Not bringen wie letztes 
Jahr, das müssen wir unbedingt verhindern. Das hat uns 
Milliarden gekostet. Und das müssen wir tun mit ausrei-
chenden Kapazitäten. Das heißt nicht, dass wir alles aus-
schöpfen müssen, aber sicher ist sicher.

Natürlich kann ich verstehen, dass der Standort Rügen 
für Diskussionen sorgt. Rügen ist ein Urlaubsziel, ein 
touristischer Magnet, und das soll auch so bleiben. Das 
wird auch so bleiben. Dafür gibt es auf der Welt wirklich 
unzählige Beispiele. Eines dieser Ziele liegt keine Stunde 
Fahrzeit von Rügen entfernt, nämlich auf der Nachbar-
insel Usedom. Das ist touristisch wunderschön, beliebt, 
ein toller Strand – und ein LNG-Port mitten im Hafen, ein 
zweiter ist im Bau.

(Zuruf von der AfD: Alles machen Sie kaputt!)

Das ist Swinemünde, und das ist nicht weit weg. Im 
Gegenteil: Ich bin sogar davon überzeugt, dass der Wirt-
schaftsstandort Rügen von dem LNG-Projekt wirklich 
gut profitieren wird, mit gut bezahlten Arbeitsplätzen 
rund um den bereits existierenden Industriehafen.

LNG ist nur eine Art fossile Zwischenstation. Der Ha-
fen Mukran hat die Möglichkeit zur Fortentwicklung, hin 
zu einem Standort für Wasserstoff und Wasserstoffderi-
vate. Mukran kann Zukunftshafen werden mit Windkraft, 
die dort jetzt schon verladen wird, und dem grünen Was-
serstoff, der dann noch kommt. Dazu kommt das Energy 
Island Bornholm, das dort ebenfalls noch Energie anlan-
den wird.

Uns ist wichtig, dass die LNG-Terminals in Deutsch-
land Wasserstoff-ready gebaut werden. Wir wissen um 
die Diskussion, wir wissen um die Umstellungsnotwen-
digkeiten; aber über die Ausgestaltung der Wasserstoff- 
Readyness werden wir noch sprechen. Darüber können 
wir debattieren. Das können wir aber nur hier tun, wo es 
hingehört: im Deutschen Bundestag.

Damit ermöglichen wir, dass wir die Transformation 
hin zu grünen Gasen auch sichern und die notwendigen 
Kapazitäten für die Zukunft bekommen. Wir haben ge-
rade gehört: Wir brauchen davon eine ganze Menge. Das 
werden wir nicht alles selbst herstellen können.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Bengt Bergt (SPD):
Lassen Sie uns ins Gespräch kommen, um eine gute 

Lösung zu finden. Ich freue mich darauf.
Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Und der letzte Redner in dieser Debatte ist Philipp 

Amthor für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vor allem aus der Sicht der Menschen in Vorpommern 
erleben wir heute mit dieser Beratung des LNG-Be-
schleunigungsgesetzes leider den traurigen Höhepunkt 
eines Kommunikationsdesasters von Robert Habeck 
und der Ampelregierung und auch eines Kommunikati-
onsdesasters der rot-roten Landesregierung von Manuela 
Schwesig. Das muss in dieser Debatte ganz klar gesagt 
werden!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Wahrheit gehört: Allen Bedenken zum Trotz will 

die Ampel jetzt mit großer Kraft noch vor der Sommer-
pause unbedingt das LNG-Terminal in Mukran, in einem 
Hafen der Insel Rügen durchdrücken. Über Alternativen, 
die es gegeben hätte – wir hätten etwa dafür geworben, 
eine Offshorelösung zu finden mit einer besseren Verein-
barkeit von Tourismus und den Bedingungen und Not-
wendigkeiten der Energiepolitik –, wird hier in einem 
Hopplahoppverfahren hinweggegangen, und das ist vor 
allem ein Schlag ins Gesicht der Bürgerinnen und Bürger 
auf der Insel Rügen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will es sagen: Sie haben eine Riesenunruhe ange-

richtet. In diesem Zusammenhang richte ich ein herz-
liches Dankeschön an Zehntausende Bürger der Insel 
Rügen, die hier dafür geworben haben, zu sagen: Ja, wir 
brauchen eine Vereinbarkeit mit den Bedürfnissen der 
Energiepolitik unserer Volkswirtschaft; aber wir wollen 
auch, dass die Bedenken der Menschen vor Ort wahr-
genommen werden. Was ist die Antwort? Sie haben uns 
hier über Wochen und Monate ein Schwarzer-Peter-Spiel 
zwischen Landesregierung und Bundesregierung vor-
geführt. Frau Schwesig, die sich sonst in allen energie-
politischen Dingen nie um Zuständigkeiten geschert hat, 
die sich immer vorgedrängt hat in die erste Reihe, sagt 
jetzt: Der Bund ist schuld, das Land muss sich fügen.

Herr Habeck sagt uns im Ausschuss: Wenn das Land 
das alles nicht gewollt hätte, dann hätte der Bund einen 
anderen Standort gesucht. Dieses Schwarzer-Peter-Spiel 
ist durchsichtig, und es kostet Vertrauen, vor allem bei 
den Menschen auf der Insel Rügen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Amthor, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Banaszak von den Grünen?

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Gerne.

(Marianne Schieder [SPD]: Habt ihr kein Bett 
zu Hause?)

– Nein, wir nehmen die Leute ernst. Daher arbeiten wir 
auch zu dieser Zeit noch.

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege Amthor, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Ich finde, Sie machen es sich ein 
bisschen einfach. Sie haben in dieser Debatte wahr-
genommen – ich glaube, auch in den letzten Wochen –, 

dass es einige Kollegen gibt, die ernsthaft die Frage stel-
len: „Braucht es dieses Terminal?“, und die das auch mit 
der Frage in Verbindung bringen: „Braucht es diese Ka-
pazitäten im Gesamten?“ Diese Kollegen setzen dahinter 
jeweils ein Fragezeichen. Und es ist auch deutlich gewor-
den, dass wir für die grüne Fraktion sagen können: Da 
gibt es noch Fragezeichen, wir sind noch nicht überzeugt.

Aber das Spiel „Wasch mir den Pelz, aber mach mich 
nicht nass“ ist den Menschen gegenüber, die Sie an-
gesprochen haben, die auch viele hier im Raum angespro-
chen haben, unwürdig. Sie versuchen gerade, den Men-
schen auf Rügen zu erzählen, dass Sie an ihrer Seite 
kämpfen, und sagen: Mensch, was die da in Schwerin 
und Berlin machen, das ist alles ganz unerhört, und das 
darf man alles gar nicht so machen.

Aber Sie wollen ja selbst, dass es solche Kapazitäten 
gibt. Sie haben auch selbst durch die Versäumnisse in der 
Vergangenheit dafür gesorgt, dass diese Kapazitäten jetzt 
notwendig werden. Sie haben an keiner Stelle infrage 
gestellt, ob wir vielleicht unsere Energieversorgungsstra-
tegie auf andere Beine stellen müssten, ob wir die Frage 
von Energieeffizienz stärker angehen müssen. Das haben 
Sie alles nicht getan.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Die Frage!)

Sie machen sich hier einen schlanken Fuß und sagen: 
„Mensch, ein bisschen weiter draußen vor der Küste, da 
wäre das doch auch gegangen“, ohne sich einmal mit den 
umweltschutzfachlichen und umweltschutzrechtlichen 
Fragen ernsthaft auseinandergesetzt zu haben, ohne sich 
damit auseinandergesetzt zu haben, dass es auch zu dieser 
Frage sehr, sehr viel Protest auf der Insel gegeben hätte.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ihre Frage!)

Ich finde, Sie müssen sich schon ehrlich machen. Die 
Frage an Sie: Wenn Sie wollen, dass es ein solches In-
frastrukturprojekt gibt, weil Sie sagen, dass die Versor-
gungssicherheit über allem steht, dann seien Sie bitte 
auch den Menschen auf Rügen gegenüber ehrlich und 
sagen, dass das Konsequenzen hat. Wenn Sie der Auf-
fassung sind, dass diese Konsequenzen nicht tragbar sind, 
dann schließen Sie sich gerne den Zweiflern an, die sich 
fragen: Ist das richtig, dass wir das überhaupt machen?

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Die Frage!)

Aber dieses Verfahren, wie Sie hier vorgehen, das finde 
ich gerade den Menschen gegenüber, die diese Petition 
geschrieben haben und die sich um ihre Insel, um ihre 
Heimat und um ihre Zukunft Sorgen machen, einfach 
unwürdig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Herr Kollege Banaszak, ich finde, unwürdig gegenüber 

den Menschen, die diese Petition geschrieben haben, war 
vor allem der Umgang des Bundeswirtschaftsministeri-
ums, dass man nämlich wesentliche Fragen einer Vorent-
scheidung bezüglich des Standorts Mukran in der öffent-
lichen Anhörung des Petitionsausschusses verschwiegen 
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hat. Das ist unwürdig! Nur um das mal als Maßstab klar-
zustellen.

Ich sage Ihnen aber trotzdem ganz ernsthaft, was Ihren 
persönlichen Einsatz betrifft: Andere Kollegen aus der 
Ampel wollten das hier alles noch schneller durch das 
Parlament schieben. Sie haben immerhin zu denen ge-
hört, die auch im Haushaltsausschuss darauf gedrängt 
haben, dass es hier wenigstens den Ansatz eines geord-
neten Verfahrens gibt. Das finde ich auch vernünftig. 
Trotzdem teilen wir eine Analyse nicht: Für uns jeden-
falls wäre es nach der Faktenlage sinnvoll gewesen, den 
LNG-Standort als Offshorelösung zu wählen; Kollege 
Mattfeldt ist darauf eingegangen. An anderen Stellen in 
der Welt geht das auch, und insoweit gibt es Alternativen.

Ich finde, respektvoll gegenüber den Menschen auf der 
Insel Rügen wäre es gewesen, wenn wir diese Alternati-
ven hier noch einmal miteinander abgewogen hätten. Die 
Realität ist: Sie machen jetzt in der nächsten Sitzungs-
woche am Montag eine Anhörung, wobei das Ergebnis 
für Sie eigentlich schon feststeht. Jetzt wird hier nur noch 
exekutiert, was Habeck entschieden hat. Das ist etwas, 
was uns jedenfalls nicht überzeugt. Respektvoll wäre es 
jetzt, hier nicht in einem Hauruckverfahren auf diese 
schnelle Lösung zu drängen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will aber schon noch zum Schluss der Debatte 

sagen, was mich wirklich verwundert und ein bisschen 
beschwert. Wir reden hier über eines der zentralen The-
men im Land Mecklenburg-Vorpommern, und von den 
Bundestagsabgeordneten aus Mecklenburg-Vorpommern 
gibt es niemanden, der hier dazu auch mal redet. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist das nicht ein Thema, wo 
hier alle aus Mecklenburg-Vorpommern mal ihre 
Schwerpunkte hätten darlegen müssen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Kruse 
[FDP]: Herr Kollege, das ist Ihre Entschei-
dung, wen Sie aus Ihrer Fraktion schicken!)

Es geht doch nicht, dass man in den Landesmedien er-
zählt, alles sei ganz schlimm, vor allem die Kommunika-
tion, aber hier redet niemand.

Was ist mit Frau Schwesig und Herrn Backhaus? Sie 
sind Mitglieder des Bundesrates. Hat man in Schwerin 
um 20.45 Uhr schon Feierabend? Wieso sind die heute 
nicht hier?

(Beifall bei der CDU/CSU – Simone Borchardt 
[CDU/CSU]: Jawohl! – Zuruf von der SPD: 
Mein Gott!)

Ich finde, man kann nicht in den Landesmedien so tun, als 
stünde man an der Seite der Leute, und hier in dieser 
Debatte redet man nicht.

Besonders bemerkenswert ist, dass die Kollegen der 
Linksfraktion hier sagen, sie seien gegen das LNG-Be-
schleunigungsgesetz. Sie regieren doch mit in Mecklen-
burg-Vorpommern! Da kann ich nur sagen: Viel Glück an 
Frau Oldenburg bei Ihrem Versuch,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Jawohl!)

Frau Schwesig zu überzeugen. Hören Sie auf mit diesem 
Schwarzer-Peter-Spiel! Das kostet Sie nur das Vertrauen 
auf der Insel Rügen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwur-

fes auf Drucksachen 20/7279 und 20/7365 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir so.

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 22. Juni 2023, 9 Uhr, 
ein. 

Erholen Sie sich gut! Morgen wird ein langer Tag. Die 
Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 21.02 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Abraham, Knut CDU/CSU

Bareiß, Thomas CDU/CSU

Breilmann, Michael CDU/CSU

Busen, Karlheinz FDP

Cotar, Joana fraktionslos

De Ridder, Daniela SPD

Dietz, Thomas AfD

Engelhardt, Heike SPD

Gava, Manuel SPD

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Haase, Christian CDU/CSU

Hanke, Reginald FDP

Heveling, Ansgar CDU/CSU

Höchst, Nicole AfD

Hoffmann, Dr. Christoph FDP

Hunko, Andrej DIE LINKE

Janecek, Dieter BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kaiser, Elisabeth SPD

Kleinwächter, Norbert AfD

Komning, Enrico AfD

Korte, Jan DIE LINKE

Kuhle, Konstantin FDP

Laschet, Armin CDU/CSU

Lieb, Dr. Thorsten FDP

Lindner, Dr. Tobias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Link (Heilbronn), Michael 
Georg

FDP

Lucks, Max BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lührmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Mackensen-Geis, Isabel SPD

Mehltretter, Andreas SPD

Möhring, Cornelia DIE LINKE.

Müller, Bettina SPD

Nietan, Dietmar SPD

Pahlke, Julian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Petry, Christian SPD

Reinhold, Hagen FDP

Rottmann, Dr. Manuela BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Santos-Wintz, Catarina dos CDU/CSU

Schäfer (Bochum), Axel SPD

Schönberger, Marlene BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulze, Svenja SPD

Schwabe, Frank SPD

Sichert, Martin AfD

Spahn, Jens CDU/CSU

Vogler, Kathrin DIE LINKE

Wagener, Robin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Zeulner, Emmi CDU/CSU
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Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/7273)

Frage 10
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Haushaltsmittel für 
Bildung, Ausbildung und berufliche Bildung in der Entwick-
lungszusammenarbeit anzuheben oder wenigstens auf gleicher 
Höhe zu halten, da diese nach meiner Auffassung entscheidend 
sind für die Erreichung der nachhaltigen Entwicklungsziele?

Das regierungsinterne Verfahren zur Aufstellung des 
Haushalts 2024 und zur Finanzplanung bis 2027 dauert 
noch an. Sowohl zu den laufenden Haushaltsverhandlun-
gen als auch zu einzelnen Anliegen im kommenden 
Haushalt kann ich keine abschließende Aussage treffen. 
Bildung und berufliche Bildung sind und bleiben Schwer-
punkte des entwicklungspolitischen Engagements der 
Bundesregierung.

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit engagiert 
sich daher auch in den kommenden Jahren in hohem 
Maße im Bildungsbereich. So unterstützt Deutschland 
von 2023 bis 2026 den multilateralen Fonds „Education 
Cannot Wait“ (ECW) mit Mitteln in Höhe von 210 Mil-
lionen Euro. Damit ist Deutschland größter Geber des 
Fonds. Über die Globale Bildungspartnerschaft (GPE) 
fördert die deutsche Bundesregierung Bildung mit 
310 Millionen Euro von 2021–2026. Damit ist Deutsch-
land viertgrößter Geber.

Frage 11
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Thomas Rachel (CDU/CSU):

Wann genau beabsichtigt das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die für Som-
mer 2023 angekündigte BMZ-Lateinamerika-Strategie vorzu-
stellen?

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung beabsichtigt, das Papier zur 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit Latein-
amerika und der Karibik noch vor dem Gipfeltreffen 
der Europäischen Union und der Gemeinschaft der La-
teinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC), 
das am 17. und 18. Juli in Brüssel stattfinden wird, der 
Öffentlichkeit vorzustellen. Die Mitglieder des Aus-
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung des Deutschen Bundestages werden das ent-
wicklungspolitische Papier im Zuge dessen erhalten.

Frage 12
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie viele örtliche Fachkräfte für die Erzeugung von Wasser-
stoff in den zu bauenden Produktionsanlagen bei Lüderitz gibt 
es derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung in Namibia, und 
wie viele sollen durch die Zusagen bei den Regierungsver-
handlungen über die gemeinsame Entwicklungszusammen-
arbeit bis zur Fertigstellung der Produktionsanlagen ausgebil-
det worden sein (www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle- 
meldungen/de-unterstuetzt-namibia-bei-stadtplanung- 
gruener-wasserstoff-155608)?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnisse zur Anzahl 
der derzeit beschäftigten örtlichen Fachkräfte für die Er-
zeugung von Wasserstoff in den zu bauenden Produkti-
onsanlagen bei Lüderitz.

Die weitere Ausgestaltung des Projekts zur Förderung 
der beruflichen Bildung wird Gegenstand der Abspra-
chen mit den namibischen Partnern und weiterer Prüfun-
gen sein. Deshalb kann zur Zahl der Auszubildenden 
noch keine Angabe gemacht werden.

Frage 13
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Hat die Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung, Svenja Schulze, im Rahmen ihres 
Indienbesuches nach Kenntnis der Bundesregierung auch die 
stetig wachsenden Öl-, Kohle- und Düngemittelimporte aus 
Russland thematisiert (www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
weltwirtschaft/indien-russisches-oel-101.html)?

Bundesentwicklungsministerin Svenja Schulze hat die 
von Ihnen genannten Themen während ihres Besuchs bei 
verschiedenen Gelegenheiten angesprochen. Dabei hat 
sie grundsätzlich für eine größere Unabhängigkeit In-
diens von fossilen Energien und Düngemitteln fossiler 
Herkunft geworben. Dazu leistet die deutsche Entwick-
lungspolitik praktische Unterstützung. Dies geschieht 
über die Unterstützung des indischen Ansatzes zu Zero 
Budget Natural Farming, also über einen Ansatz in der 
Agrarpolitik mit weitestgehendem Verzicht auf Dünge-
mittel fossiler Herkunft, sowie über den Ausbau von er-
neuerbaren Energien und die Steigerung der Energieeffi-
zienz.

Frage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Nicolas Zippelius (CDU/CSU):

Wie beurteilt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung konkret die Wirkung des An-
satzes „Sport für Entwicklung“?

„Sport für Entwicklung“ ist eine pädagogische Metho-
de, bei der Kinder und Jugendliche durch angeleitete 
Sportaktivitäten auf spielerische Weise Werte, Kom-
petenzen und Wissen erlernen, erfahren und erleben kön-
nen. Die Anwendung begleitend wurden Studien in Ko-
operation mit der Deutschen Sporthochschule Köln 
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durchgeführt, die belegen, dass „Sport für Entwicklung“ 
psychosoziales Wohlbefinden steigert, die Gleichstellung 
der Geschlechter fördert und die Gewaltbereitschaft ge-
gen Frauen und Mädchen reduziert. Sie zeigen, wie 
„Sport für Entwicklung“ inklusives Verhalten begünstigt, 
das soziale Miteinander stärkt und sich positiv auf eine 
verbesserte Beschäftigungsfähigkeit auswirkt. In der 
langjährigen Zusammenarbeit mit unseren Partnerlän-
dern hat sich die Anwendung dieser Methode sehr be-
währt.

Frage 15
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage der 
Abgeordneten Caren Lay (DIE LINKE):

Wann soll der Gesetzentwurf zur neuen Wohngemeinnützig-
keit kommen, zu dem das Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen am 14. Juni 2023 nach mei-
ner Auffassung keine echten Eckpunkte, sondern eher einen 
Diskussionsstand verschickt hat, und strebt die Bundesregie-
rung in dieser Wahlperiode noch eine Beschlussfassung eines 
solchen Gesetzes durch den Deutschen Bundestag an (www. 
morgenpost.de/wirtschaft/article238690781/miete-plan- 
bauministerin-wohnungen-konzept-neu.html)?

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und das 
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB) haben am 14. Juni 2023 dem Haus-
haltsausschuss sowie dem Ausschuss für Wohnen, Stadt-
entwicklung, Bauwesen und Kommunen des Deutschen 
Bundestages einen Bericht vorgelegt. In diesem Bericht 
werden drei Optionen für die Umsetzung einer Neuen 
Wohngemeinnützigkeit (NWG) vorgeschlagen und in ih-
ren wesentlichen Aspekten dargestellt. Das BMWSB hat 
in den Abstimmungen und Prüfungen, die dem Bericht 
vorangingen, festgestellt, dass unterschiedliche Erwar-
tungen an die NWG bestehen. Nun gilt es, auf der Basis 
der inhaltlich vorgestellten Konzepte einen breiten Kon-
sens zur Umsetzung der NWG zu finden. Auf dieser 
Grundlage strebt das BMWSB die Einleitung eines Ge-
setzgebungsverfahrens in dieser Legislaturperiode an.

Frage 16
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage der 
Abgeordneten Caren Lay (DIE LINKE):

Inwiefern sieht die Bundesregierung, anlässlich der Krise 
beim Wohnungskonzern Vonovia SE und des stark gefallenen 
Börsenwerts des Konzerns (www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
unternehmen/immobilien-krise-vonovia-milliardenverlust- 
100.html) die Möglichkeit, eine Vergesellschaftung des Kon-
zerns auf den Weg zu bringen, und beabsichtigt die Bundes-
regierung der Forderung der Industriegewerkschaft Bauen-Ag-
rar-Umwelt (IG BAU), eine Sperrminorität am Konzern zu 
erwerben, nachzukommen, wenn ja, wie, und, wenn nein, wa-
rum nicht (igbau.de/Jetzt-erst-recht-Bund-muss-bei-Vonovia- 
einsteigen-und-den-Kurs-mitbestimmen.html)?

Nach § 65 Bundeshaushaltsordnung (BHO) muss für 
eine Beteiligung des Bundes an einem privaten Unterneh-
men ein wichtiges Bundesinteresse vorliegen. Bundes-
beteiligungen dienen damit regelmäßig der Durchfüh-
rung oder Unterstützung staatlicher Aufgaben, die in 
den Zuständigkeitsbereich des Bundes fallen. Die Zu-

ständigkeit für den sozialen Wohnungsbau liegt aller-
dings seit der Föderalismusreform 2006 vollständig bei 
den Ländern.

Zudem zeichnet sich der deutsche Mietwohnungs-
markt durch eine sehr vielfältige Eigentumsstruktur aus. 
Sowohl private als auch kommunale Wohnungsmarkt-
akteure sind von den gleichen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen betroffen. Vor diesem Hintergrund ist es 
sinnvoll, einen verlässlichen Rahmen zu schaffen und 
Impulse zu geben, um die ganze Breite der Investoren-
schaft anzureizen, die notwendigen Investitionen in neu-
en, bezahlbaren und klimafreundlichen Wohnraum zu 
tätigen, anstatt sich auf Beteiligungen an einzelnen Woh-
nungsunternehmen zu konzentrieren.

Frage 17
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):

Befürwortet die Bundesregierung eine Verlängerung des 
Gastransitabkommens zwischen Russland und der Ukraine, 
nachdem der Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Dr. Robert Habeck, auf dem Ostdeutschen Wirtschaftsforum in 
Bad Saarow sich zu den Folgen einer Gasmangellage in euro-
päischen Partnerländern infolge einer Nichtverlängerung des 
Abkommens geäußert und sich hierbei entschlossen gezeigt 
hat, im Bedarfsfall die deutsche Industrie zu drosseln oder 
abzuschalten?

Die Bundesregierung befürwortet Verträge, die die 
Versorgungssicherheit in den Abnehmerländern stärken. 
Auf die Versorgungslage in Deutschland hätte die Ver-
längerung des Gastransitabkommens zwischen Russland 
und der Ukraine keine direkte Auswirkung. Sollte es auf-
grund von einer Minderversorgung mit Gas zu einer Gas-
mangellage kommen, so sind Deutschland und alle wei-
teren europäischen Mitgliedstaaten eingebettet in den 
europäischen Rahmen zur Gaskrisenvorsorge gemäß der 
EU-Verordnung über Maßnahmen zur Gewährleistung 
der sicheren Gasversorgung. Eine Aufstellung der übli-
chen Maßnahmen zur Abwendung einer Gasmangellage 
sowie europäische Solidaritätsverpflichtungen gegenüber 
Mitgliedstaaten, die sich in einer Mangellage befinden, 
finden sich im „Notfallplan Gas für Bundesrepublik 
Deutschland“. Deutschland steht im Austausch mit der 
EU-Kommission und mit EU-Mitgliedstaaten in Mittel- 
und Südosteuropa zu ihren Krisenvorsorgemaßnahmen 
und Planungen hinsichtlich ihrer Gasversorgung.

Frage 18
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):

Auf welchen Berechnungen beruht die Aussage des Bundes-
ministers für Wirtschaft und Klimaschutz, Dr. Robert Habeck, 
die Klimaschutzlücke bis zum Jahr 2030 sei „jetzt verringert 
durch die ganzen Maßnahmen, die wir ergriffen haben, um 
80 Prozent etwa auf 200 Millionen Tonnen“ (assets. 
deutschlandfunk.de/afe35b6f-2be6-4ad6-8cfd-bcfeabfa0e7d/ 
original.pdf, Seite 3; bitte unter Angabe einzelner Maßnah-
men, ihres Umsetzungsstands und ihres jeweiligen spezifi-
schen Beitrags zur CO2-Einsparung)?
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Die Berechnungen beruhen auf den Ergebnissen der 
Modellierungen für den noch unveröffentlichten Klima-
schutz-Projektionsbericht 2023. Die Berechnungen um-
fassen alle wesentlich klimaschutzwirksamen Maßnah-
men des aktuellen Entwurfs des Klimaschutzprogramms 
2023. Dieser ist auf der Internetseite des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zu fin-
den (www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/ 
2023/06/20230614-habeck-wichtiges-klimapaket-geht- 
in-die-ressortabstimmung.html).

Die maßnahmenspezifischen Treibhausgasminde-
rungsbeiträge werden als Teil des Projektionsberichts 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet, sobald dieser fina-
lisiert ist. Über den aktuellen Umsetzungsstand der Kli-
maschutzmaßnahmen wird im Rahmen des Klimaschutz-
berichts berichtet werden.

Frage 19
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):

Mit welchen CO2-Einsparungen rechnet die Bundesregie-
rung durch die Umsetzung der Novelle des Gebäudeenergie-
gesetzes entlang der von den Koalitionsfraktionen SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP vereinbarten Leitplanken 
(Ausschussdrucksache 20(25)397 des Ausschusses für Klima-
schutz und Energie des Deutschen Bundestages; bitte gesamt 
und jährlich für die Jahre 2024 bis 2030 angeben)?

Eine zuverlässige Abschätzung der Minderungswir-
kung der Novelle des Gebäudeenergiegesetzes auf Basis 
der inhaltlich vereinbarten Leitplanken der Koalitions-
fraktionen kann derzeit aufgrund fehlender präziser An-
gaben und offener Auslegungsfragen noch nicht erfolgen. 
Sobald sich diese geklärt haben, wird eine Abschätzung 
der CO2-Einsparungsmenge vorgenommen.

Frage 20
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Christian Görke (DIE 
LINKE):

Hält die Bundesregierung die Regelungen im Kohleverstro-
mungsbeendigungsgesetz mit seinen Teilen Strukturstärkung 
und § 26 des Investitionsgesetzes Kohleregionen ein, der be-
sagt, dass das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes und ihre Aus-
wirkung auf die wirtschaftliche Dynamik in den Revieren auf 
wissenschaftlicher Grundlage alle zwei Jahre, erstmals zum 
30. Juni 2023, evaluiert, und wann ist mit der Veröffentlichung 
der Evaluationsergebnisse zu rechnen?

Eine Evaluierung auf wissenschaftlicher Grundlage 
gemäß den Kriterien des § 26 Absatz 1 Investitionsgesetz 
Kohleregionen ist in Auftrag gegeben und wird aktuell 
erarbeitet. Nach derzeitigem Planungsstand sollen die 
Ergebnisse zum 30. Juni 2023 vorliegen und werden 
dann geprüft. Sodann wird das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat darüber berichten.

Frage 21
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Wie viele auf der EU-Sanktionsliste stehende Oligarchen 
sind bisher der Anzeigepflicht aus dem Sanktionsdurchset-
zungsgesetz I nachgekommen (bitte unter Angabe der ange-
zeigten Vermögenshöhe auflisten)?

Der Begriff „Oligarch“ ist kein Rechtsbegriff, der in 
der EU-Terminologie als solcher verwendet würde. Im 
Anhang I der EU-Verordnung Nr. 269/2014 sind im Zu-
sammenhang mit dem russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine Personen und Entitäten gelistet, deren Ver-
mögenswerte eingefroren sind und denen keine Ver-
mögenswerte zur Verfügung gestellt werden dürfen 
bzw. zugutekommen dürfen. Zu diesen Personen gehören 
Politiker, Militärs, Beamte und Geschäftsleute.

Durch das Sanktionsdurchsetzungsgesetz I wurde 
Ende Mai 2022 eine Anzeigepflicht in § 23a des Außen-
wirtschaftsgesetzes (AWG) aufgenommen. Diese betraf 
übergreifend alle Sanktionsregimes. Auf Basis dieser 
Vorschrift wurden der Deutschen Bundesbank und dem 
BAFA bis Ende 2022 von acht Stellen (gelistete Personen 
bzw. Rechtsanwälte im Namen gelisteter Personen und 
Entitäten) für insgesamt 15 gelistete Personen und Enti-
täten (darunter laut Angabe der Meldenden auch Entitä-
ten, die unter Kontrolle von gelisteten Personen oder 
Entitäten stehen) Gelder und wirtschaftliche Ressourcen 
in deren Eigentum gemeldet. Der Wert der insgesamt 
gemeldeten 31 Vermögenspositionen beträgt etwa 
577 Millionen Euro. Diese Angaben betreffen ausschließ-
lich die nationale Anzeigepflicht (§ 23a AWG) in dem 
Zeitraum, in dem sie galt, also vom 28. Mai 2022 bis zum 
31. Dezember 2022.

Zum 1. Januar 2023 trat in Deutschland die neue EU- 
basierte Meldepflicht von gelisteten Personen und Enti-
täten für ihre eingefrorenen Vermögenswerte in Kraft 
(Artikel 9 Absatz 2 der EU-Verordnung 269/2014). Die 
EU-Meldepflicht gilt speziell für das Sanktionsregime im 
Zusammenhang mit dem russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine (nicht für andere Sanktionsregimes, wie zum 
Beispiel gegen Nordkorea oder den Iran). Für die neue 
Meldepflicht gelten die Verwendungsbeschränkungen 
aus der EU-Sanktionsverordnung Nr. 269/2014 (Artikel 9 
Absatz 6), weshalb detaillierte Auskünfte hierzu dem 
Bundesministerium der Finanzen nicht möglich sind.

Frage 22
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Wie vereinbart die Bundesregierung den Grundsatz gleich-
wertiger Lebensverhältnisse mit den angekündigten Kür-
zungen der Förderung der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (vergleiche 
www.rnd.de/politik/wirtschaftsfoerderung-2024-lindner-will- 
l a e n d e r n - 3 0 0 - m i l l i o n e n - e u r o - s t r e i c h e n -  
WQCR7WKR3JC2DP7EJVFGKOMMNI.html) und der För-
derung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (vergleiche www.bwagrar. 
d e / a k t u e l l e s / f i n a n z m i n i s t e r - w i l l - k u e r z e n ,  
QUlEPTc1OTkyNDcmTUlEPTUxNjQ0.html)?
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Die Aufstellung des Regierungsentwurfs des Bundes-
haushalts 2024 und des Finanzplans bis 2027 ist noch 
nicht abgeschlossen. Die Zuleitung an den Deutschen 
Bundestag erfolgt nach Abschluss des regierungsinternen 
Aufstellungsverfahrens.

Frage 23
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

Wird das Bundesministerium der Finanzen im Rahmen der 
Haushaltsrechnung des Bundes für das Jahr 2022 und die da-
rauffolgenden Jahre auch die Einnahmen und Ausgaben der 
Anlage 1 zu Kapitel 1405 (1491) – analog etwa der Anlage 3 
zu Kapitel 6002 (6092) – ausweisen (falls nicht, bitte mit 
juristischer Begründung, warum nicht), und wird bzw. hat 
das Bundesministerium der Finanzen die bei Kapitel 1405 Ti-
tel 554 08 gesperrt zur Verfügung stehenden Verpflichtungs-
ermächtigungen, die im Rahmen der Bereinigungssitzung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages für den 
Bundeshaushalt 2023 für die Jahre 2024 und 2025 erhöht wur-
den, dem Bundesministerium der Verteidigung dergestalt zur 
freien Verfügung zugestanden, dass durch Inanspruchnahme 
der gesamten Verpflichtungsermächtigungen der im geltenden 
Finanzplan für die Jahre 2024 und 2025 vorgesehene Plafond 
von 50,1 Milliarden Euro jeweils um den Betrag der Erhöhung 
der Verpflichtungsermächtigungen des genannten Titels über-
schritten wird?

Die Einnahmen und Ausgaben des Sondervermögens 
Bundeswehr (Anlage 1 zu Kapitel 1405) sind in der Haus-
haltsrechnung für das Jahr 2022 ausgewiesen und werden 
dies auch in den folgenden Jahren sein.

Wie sich die Inanspruchnahme von Verpflichtungs-
ermächtigungen auf die Ansätze des Jahres 2024 und 
2025 auswirkt, richtet sich zum einen danach, in welchem 
Umfang Verträge mit Wirkung für die Folgejahre für den 
Munitionserwerb geschlossen werden, und zum andern 
danach, wie der Einzelplan 14 und auch das Sonderver-
mögen nach Ende des Haushaltsaufstellungsverfahrens 
ausgestaltet sein werden. Hierzu können derzeit keine 
Aussagen getroffen werden, da das Verfahren noch nicht 
abgeschlossen ist. Sicher ist aber, dass die Bundesregie-
rung das wichtige Thema der Munitionsbeschaffung für 
die Bundeswehr jetzt und in Zukunft im notwendigen 
Umfang im Bundeshaushalt berücksichtigen wird.

Frage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Welches waren die 14 wichtigsten Herkunftsstaaten (gemes-
sen an der Zahl der Asylanträge) mit einer unter 20-prozenti-
gen Schutzquote in der EU im Jahr 2022, wobei – wie beim 
Vorschlag für künftige Grenzverfahren – nur internationaler 
Schutzstatus (das heißt, kein Abschiebungs- und kein humani-
tärer Schutz) und keine Anerkennungen durch gerichtliche 
oder behördliche Korrekturen berücksichtigt werden sollen 
(bitte Länder und Schutzquoten auflisten), und was hat die 
Bundesregierung in den Verhandlungen zum Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem konkret unternommen, um die Ver-

einbarung im diesbezüglichen Prioritätenpapier vom 26. April 
2023 durchzusetzen, wonach bei Regelungen zu sicheren 
Drittstaaten Mindeststandards entsprechend der Genfer Flücht-
lingskonvention gelten sollen, ganz konkret insbesondere auch 
ein Zugang zum Arbeitsmarkt und die Möglichkeit des Fami-
liennachzugs, was nach meiner Wahrnehmung am 8. Juni 2023 
gerade nicht beschlossen wurde?

Die im ersten Teil der Frage erbetenen 14 Herkunfts-
staaten, sortiert nach der Anzahl von Asylanträgen, kön-
nen mit den öffentlich zugänglichen Daten auf den Web-
seiten von Eurostat zu erstinstanzlichen Entscheidungen 
im Asylverfahren im Jahr 2022 sowie zu Asylbewerbern 
im Jahr 2022 bestimmt werden. Die EU-weite Schutz-
quote kann aus der Zahl der erstinstanzlichen Entschei-
dungen mit internationalem Schutzstatus (nach Genfer 
Flüchtlingskonvention und subsidiärem Schutz) sowie 
der Gesamtzahl der erstinstanzlichen Entscheidungen 
im Asylverfahren berechnet werden. In Reihenfolge 
nach der höchsten Zahl von Asylanträgen insgesamt in 
den 27 Mitgliedstaaten der EU waren dies für das 
Jahr 2022: Venezuela, Kolumbien, Pakistan, Bangla-
desch, Georgien, Indien, Tunesien, Marokko, Nigeria, 
Ägypten, Albanien, Peru, Algerien und Moldau.

Die Beantwortung wird in Form einer Tabelle als An-
lage zum Protokoll dieser Fragestunde gegeben.

Die Bundesregierung hat sich in den Verhandlungen 
im Vorfeld der allgemeinen Ausrichtungen des JI-Rates 
am 8. Juni 2023 auf allen Ebenen sowohl bi- als auch 
multilateral umfassend für die Durchsetzung der deut-
schen Positionen eingesetzt. Dies gilt auch für die Re-
gelungen zu den sicheren Drittstaaten.

Angaben entsprechend der Fragestellung können der 
nachfolgenden Tabelle entnommen werden: 

Land der Staatsan-
gehörigkeit

EU-weite Schutzquote

Venezuela 3,81 Prozent

Kolumbien 5,91 Prozent

Pakistan 8,73 Prozent

Bangladesch 3,59 Prozent

Georgien 3,63 Prozent

Indien 0,62 Prozent

Tunesien 2,12 Prozent

Marokko 5,10 Prozent

Nigeria 11,90 Prozent

Ägypten 5,75 Prozent

Albanien 6,27 Prozent

Peru 5,31 Prozent

Algerien 8,61 Prozent

Moldau 0,57 Prozent
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Frage 25
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden zusätz-
lich in der deutschen Botschaft in Islamabad eingesetzt, um die 
angekündigten drei- bis vierstündigen Sicherheitsinterviews 
bei der Aufnahme gefährdeter Afghaninnen und Afghanen 
durchzuführen (bitte nach Behörden und Geschlecht differen-
zieren; vergleiche die Antwort der Bundesregierung auf meine 
mündliche Frage 27, Plenarprotokoll 20/108, sowie die Ant-
wort der Bundesregierung auf meine mündliche Frage 37, Ple-
narprotokoll 20/96), und ist vorgesehen, dass Afghaninnen von 
weiblichen Mitarbeitern interviewt werden, wenn sie dies be-
antragen?

Derzeit ist mit Blick auf die aktuell bestehende Aus-
setzung der Ausreisen aus Afghanistan noch kein Per-
sonal der Sicherheitsbehörden für die Durchführung 
von Sicherheitsinterviews nach Islamabad entsandt. 
Gleichzeitig laufen die Vorbereitungen der Verfahren 
zur Wiederaufnahme der Ausreise aus Afghanistan ak-
tuell auf Hochtouren, um so kurzfristig wie möglich die 
angepassten Sicherheitsmechanismen für in Deutschland 
aufzunehmende Afghaninnen und Afghanen unter Betei-
ligung der Sicherheitsbehörden zu etablieren. Hierzu ge-
hört auch die Vorbereitung der Entsendung des Personals 
der Sicherheitsbehörden zur Umsetzung dieser Verfah-
ren. Genaue Angaben zur Anzahl des zukünftig zu ent-
sendenden Personals können aufgrund der noch laufen-
den Planungen derzeit noch nicht getroffen werden. Es ist 
geplant, sowohl männliche als auch weibliche Mitarbei-
tende der Sicherheitsbehörden zu entsenden. So soll für 
weibliche Schutzsuchende in der Regel die Möglichkeit 
bestehen, das Interview mit einer weiblichen Mitarbeite-
rin zu führen.

Frage 26
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Wie oft wirkten seit 2013 bei Auftrags- bzw. Zuwendungs-
vergaben von Bundesministerien inklusive nachgeordneter Be-
hörden gegebenenfalls Personen mit, die mit leitendem Per-
sonal der jeweiligen Empfänger in engem persönlichen 
Verhältnis stehen (zum Beispiel verwandt, verschwägert bzw. 
Trauzeugen oder Taufpaten; bitte entsprechend den Bundes-
ministerien bzw. Behörden aufschlüsseln), und wie oft wirkten 
seit 2013 bei der Personalfindung im Bund (in bzw. für Bun-
desministerien inklusive nachgeordneter Behörden) gegebe-
nenfalls Personen mit, die mit einzelnen Bewerberinnen und 
Bewerbern für den betreffenden Posten in engem persönlichen 
Verhältnis stehen (zum Beispiel verwandt, verschwägert bzw. 
Trauzeugen oder Taufpaten; bitte aufschlüsseln)?

Die in der Fragestellung geforderten Daten werden 
nicht erhoben.

Frage 27
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Petr Bystron (AfD):

Arbeiten deutsche Nachrichtendienste oder andere deutsche 
Sicherheitsbehörden mit ukrainischen Geheimdiensten oder 
anderen ukrainischen Sicherheitsbehörden zusammen, um rus-

sische Desinformationen in den (sozialen) Medien zu unterbin-
den (vergleiche petraerler.substack.com/p/wer-wars-zur- 
katastrophe-von-nowa)?

Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Abwägung 
zu dem Schluss gekommen, dass die Beantwortung der 
Frage, soweit sie sich auf die nachrichtendienstliche Zu-
sammenarbeit bezieht, solche Informationen betrifft, die 
in besonders hohem Maße das Staatswohl berühren und 
daher selbst in eingestufter Form nicht beantwortet wer-
den können. Das verfassungsmäßig verbürgte Frage- und 
Informationsrecht des Deutschen Bundestages gegenüber 
der Bundesregierung wird durch schutzwürdige Interes-
sen von Verfassungsrang begrenzt, wozu auch und ins-
besondere Staatswohlerwägungen zählen.

Eine Offenlegung von Informationen zu einer etwai-
gen nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit mit der 
Ukraine birgt die konkrete Gefahr, dass Einzelheiten be-
kannt würden, die unter dem Aspekt des Schutzes der 
nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit mit auslän-
dischen Partnern besonders schutzbedürftig sind. Es wä-
ren Rückschlüsse zum Kenntnisstand, zur Ausrichtung 
und zu Fähigkeiten von ausländischen Nachrichtendiens-
ten möglich. Die damit einhergehende Kenntnisnahme 
durch Unbefugte würde erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf die vertrauensvolle Zusammenarbeit der 
Nachrichtendienste des Bundes mit ausländischen Nach-
richtendiensten haben. Würden in der Konsequenz eines 
Vertrauensverlustes Informationen von ausländischen 
Stellen entfallen oder wesentlich zurückgehen, entstün-
den signifikante Informationslücken mit negativen Fol-
gewirkungen für die Genauigkeit der Abbildung der Si-
cherheitslage in der Bundesrepublik Deutschland sowie 
im Hinblick auf den Schutz deutscher Interessen im Aus-
land. Dies würde folgenschwere Einschränkungen der 
Informationsgewinnung bedeuten, womit letztlich der ge-
setzliche Auftrag des Bundesnachrichtendienstes (§ 1 
Absatz 2 BNDG) und des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (§ 3 Absatz 1 BVerfSchG) nicht mehr sachgerecht 
erfüllt werden könnte.

Die Gewinnung von nachrichtendienstlichen Infor-
mationen ist für die Sicherheit und Außenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland sowie für die Aufgaben-
erfüllung der Nachrichtendienste des Bundes jedoch un-
erlässlich. Eine VS-Einstufung und Hinterlegung der an-
gefragten Informationen in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages würde ihrer erheblichen Brisanz 
im Hinblick auf die Bedeutung für die Aufgabenerfüllung 
der Nachrichtendienste des Bundes nicht ausreichend 
Rechnung tragen. Aus den angefragten Inhalten lassen 
sich unmittelbar oder mittelbar Rückschlüsse auf die 
Art und Weise der Zusammenarbeit mit ausländischen 
Nachrichtendiensten schließen. Eine Bekanntgabe dieser 
Informationen, auch gegenüber einem begrenzten Kreis 
von Empfängern, kann dem Schutzbedürfnis nicht Rech-
nung tragen, da bei einem Bekanntwerden der schutz-
bedürftigen Information kein Ersatz durch andere Instru-
mente der Informationsgewinnung möglich wäre.

Aus dem Vorgesagten ergibt sich, dass die erbetenen 
Informationen derart schutzbedürftige Geheimhaltungs-
interessen berühren, dass das Staatswohl gegenüber 
dem parlamentarischen Informationsrecht wesentlich 
überwiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht 
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der Abgeordneten gegenüber dem Geheimhaltungsinte-
resse der Bundesregierung zurückstehen. Dabei ist der 
Umstand, dass die Antwort verweigert wird, weder als 
Bestätigung noch als Verneinung des angefragten Sach-
verhalts zu werten.

Frage 28
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage des Abge-
ordneten Petr Bystron (AfD):

Gab es eine Kommunikation hinsichtlich des Ukrainekrie-
ges zwischen der Bundesregierung und den ukrainischen Be-
hörden seit dem 24. Februar 2022, die westliche Medien, Jour-
nalisten und Internetfirmen betraf, und, wenn ja, welche?

Zu vertraulichen Gesprächen mit Vertreterinnen und 
Vertretern anderer Staaten äußert sich die Bundesregie-
rung grundsätzlich nicht.

Frage 29
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage der Abge-
ordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Wie hat die Bundesregierung sich zu der Bitte der Selbst-
verwaltung von Nord- und Ostsyrien gegenüber Ländern, de-
ren Staatsangehörige als mutmaßliche IS-Kämpfer in den Haft-
anstalten der Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien 
inhaftiert sind, sich an der Einrichtung eines internationalen 
Tribunals zu beteiligen, bislang positioniert (vergleiche 
nordundostsyrien.de/erklaerung-zu-gerichtsverfahren-gegen- 
auslaendische-is-kaempfer/), und in welchem Rahmen betei-
ligt sich die Bundesregierung an den Kosten der Inhaftierung 
mutmaßlicher IS-Kämpfer?

Die Bundesregierung wird sich weiterhin dafür einset-
zen, dass auch die in Syrien begangenen Gräueltaten des 
IS aufgearbeitet und strafrechtlich verfolgt werden. In 
diesem Zusammenhang und auch mit Blick auf frühere 
Ankündigungen der sogenannten kurdischen Selbstver-
waltung bezüglich einer Strafverfolgung vor Ort hat die 
Bundesregierung deutlich gemacht, dass die Einhaltung 
internationaler Standards bei derartigen Verfahren von 
großer Bedeutung ist. Die Einrichtung eines internationa-
len Tribunals ist aus Sicht der Bundesregierung aufgrund 
unterschiedlich gelagerter internationaler Interessen der-
zeit nicht durchsetzbar.

Deutschland leistet im Rahmen der internationalen 
Koalition im Kampf gegen den IS substanzielle Beiträge 
und hat zuletzt im Rahmen des Treffens der Außenminis-
terinnen und Außenminister der Anti-IS-Koalition am 
8. Juni in Riad mitgeteilt, dass im Jahr 2023 voraussicht-
lich mindestens 100 Millionen Euro für zivile Anti-IS- 
Maßnahmen mobilisiert werden sollen. Damit bliebe 
Deutschland zweitgrößter Geber nach den USA.

Die von der Bundesregierung geförderten Maßnahmen 
betreffen die Verbesserung der Lebensbedingungen, den 
Erhalt von Basisdienstleistungen sowie die Rehabilitie-
rung, Rückkehr und Reintegration von in Nordostsyrien 
in Lagern befindlichen Personen. Die Bundesregierung 
unterstützt auch Aktivitäten zur Versöhnung und Vertrau-
ensbildung auf lokaler Ebene und zur Aufarbeitung von 
IS-Verbrechen.

Frage 30
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage der Abge-
ordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, die juristische 
Aufarbeitung der Verbrechen des sogenannten Islamischen 
Staates (IS) durch lokale Gerichte der Selbstverwaltung von 
Nord- und Ostsyrien, wie es die Selbstverwaltung von Nord- 
und Ostsyrien ankündigte (vergleiche nordundostsyrien.de/ 
erklaerung-zu-gerichtsverfahren-gegen-auslaendische-is- 
kaempfer/), zu unterstützen, und in welchem Umfang werden 
mutmaßliche IS-Kämpfer mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
die in Haftanstalten der Selbstverwaltung von Nord- und Ost-
syrien inhaftiert sind, konsularisch betreut?

Die Bundesregierung wird sich weiterhin dafür einset-
zen, dass die in Syrien begangenen Gräueltaten des IS 
aufgearbeitet und strafrechtlich verfolgt werden. In die-
sem Zusammenhang und auch mit Blick auf frühere An-
kündigungen der sogenannten kurdischen Selbstverwal-
tung bezüglich einer Strafverfolgung vor Ort hat die 
Bundesregierung deutlich gemacht, dass die Einhaltung 
internationaler Standards bei derartigen Verfahren von 
großer Bedeutung ist.

Deutschland leistet im Rahmen der internationalen 
Koalition im Kampf gegen den IS substanzielle Beiträge 
und hat zuletzt im Rahmen des Treffens der Außenminis-
terinnen und Außenminister der Anti-IS-Koalition am 
8. Juni in Riad mitgeteilt, dass im Jahr 2023 voraussicht-
lich mindestens 100 Millionen Euro für zivile Anti-IS- 
Maßnahmen mobilisiert werden sollen, womit Deutsch-
land zweitgrößter Geber nach den USA bliebe. Die von 
der Bundesregierung geförderten Maßnahmen betreffen 
die Verbesserung der Lebensbedingungen, den Erhalt von 
Basisdienstleistungen, sowie die Rehabilitierung, Rück-
kehr und Reintegration von in Nordostsyrien in Lagern 
befindlichen Personen. Die Bundesregierung unterstützt 
auch Aktivitäten zur Versöhnung und Vertrauensbildung 
auf lokaler Ebene und zur Aufarbeitung von IS-Verbre-
chen.

Nach Schließung der deutschen Botschaft in Damas-
kus im Jahr 2012 ist eine konsularische Betreuung von 
deutschen Staatsangehörigen in Syrien weiterhin nicht 
möglich.

Frage 31
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage des Abge-
ordneten Thomas Seitz (AfD):

Beabsichtigt die Bundesregierung, diplomatischen Druck 
auf die Ukraine auszuüben, damit diese einer Verlängerung 
des Gastransitabkommens mit Russland zustimmt, und welche 
diplomatischen Bemühungen beabsichtigt die Bundesregie-
rung, um Russland zu einer Verlängerung zu bewegen, wie 
zum Beispiel eine (teilweise) Aufhebung von Sanktionen, 
nachdem der Bundesminister Dr. Robert Habeck auf dem Ost-
deutschen Wirtschaftsforum in Bad Saarow verkündet hat, im 
Bedarfsfall die deutsche Industrie zu drosseln oder abzuschal-
ten, falls es infolge einer Nichtverlängerung des Abkommens 
in europäischen Partnerländern zu einer Gasmangellage 
kommt?
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Die Bundesregierung befürwortet Verträge, die die 
Versorgungssicherheit in den Abnehmerländern stärken. 
Auf die Versorgungslage in Deutschland hätte die Ver-
längerung des Gastransitabkommens zwischen Russland 
und der Ukraine keine direkte Auswirkung. Der aktuelle 
Transitvertrag läuft noch bis 2024 und wurde seitens der 
Ukraine nicht infrage gestellt.

Frage 32
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
von den Ermittlungen des Generalbundesanwalts beim Bun-
desgerichtshof (GBA) gegen Verantwortliche des Verlags 
„Der Schelm“ wegen des Verdachts der Gründung, Mitglied-
schaft in und/oder Unterstützung einer seit August 2018 be-
stehenden und auf die Verbreitung volksverhetzender Schriften 
gerichteten kriminellen Vereinigung (§ 129 Absatz 1 des Straf-
gesetzbuches, StGB) ausländische Staatsbürger betroffen sind 
oder waren und ob der GBA im Rahmen seiner Ermittlungen 
Amtshilfeersuchen an Behörden im europäischen sowie außer-
europäischen Ausland gestellt hat (bitte auflisten nach Anzahl 
ausländischer Staatsbürger, Land sowie Behörden, an die et-
waige Amtshilfeersuchen gestellt wurden)?

Die Ermittlungen des Generalbundesanwalts beim 
Bundesgerichtshof in dem Verfahren gegen Verantwort-
liche des Verlags „Der Schelm“ richten sich gegen meh-
rere Personen, darunter eine Person mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit. Weiter gehende Auskünfte müssen 
unterbleiben und können auch nicht in eingestufter Form 
erfolgen.

Trotz der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen 
Pflicht, Informationsansprüche des Deutschen Bundes-
tages und einzelner Abgeordneter zu erfüllen, tritt hier 
nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen Belange im 
Einzelfall das Informationsinteresse des Parlaments hin-
ter den berechtigten Interessen an einer effektiven Zu-
sammenarbeit in Belangen der Strafverfolgung und dem 
berechtigten Geheimhaltungsinteresse zum Schutz der 
laufenden Ermittlungen sowie der Persönlichkeitsrechte 
der Betroffenen zurück. Gerade bei der Zusammenarbeit 
in Angelegenheiten der Strafrechtshilfe ist die interna-
tional praktizierte Vertraulichkeit des Verfahrens Voraus-
setzung für die zukünftige effektive Zusammenarbeit. 
Eine Auskunft zu Erkenntnissen aus dem Ermittlungsver-
fahren würde darüber hinaus konkret weiter gehende Er-
mittlungsmaßnahmen erschweren oder gar vereiteln.

Frage 33
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Hat die Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP angekündigt, 
das Fremdbesitzverbot von Kanzleien überprüft, und, wenn 
ja, wie lautet das Ergebnis dieser Überprüfung?

Das Bundesministerium der Justiz überprüft das 
Fremdbesitzverbot unter enger Einbindung der Anwalt-
schaft. Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen.

Frage 34
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den 
Forderungen der 94. Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister am 25. und 26. Mai 2023, erstens – wie bereits 
von der Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister 2020 gefordert – eine Kommission einzusetzen, die 
den Reformbedarf im Zivilprozessrecht prüft und Vorschläge 
für den Zivilprozess der Zukunft unterbreitet, und zweitens 
eine zeitlich befristete rechtliche Regelung zu schaffen, die 
den Ländern das zeitnahe Erproben und Evaluieren neuer zivil-
prozessualer Verfahrensabläufe ermöglicht?

Das Bundesministerium der Justiz teilt die Auffassung 
der Länder, dass die Zivilprozessordnung angesichts der 
Digitalisierung und der weiteren sich verändernden Um-
stände auf den Prüfstand gestellt werden muss, ohne dass 
jedoch tragende Prinzipien über Bord geworfen werden 
sollen. Wir prüfen zurzeit, wie wir dieses Anliegen um-
setzen können.

Frage 35
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Nach welchen Kriterien werden in Deutschland (durch Bun-
desministerien inklusive nachgeordneter Behörden sowie – 
nach Kenntnis der Bundesregierung – die Bundesländer) für 
die Anwerbung ausländischer (Fach-)Arbeitskräfte geeignete 
Ziele (Länder, -regionen bzw. -bevölkerungsgruppen) aus-
gewählt, und wie stimmt die Bundesregierung ihre Bemühun-
gen mit denen der Bundesländer so ab, dass ein Konkurrieren 
in identischen Regionen um ähnliche Personengruppen mög-
lichst unterbleibt?

Die Gewinnung von Fach- und Arbeitskräften findet 
durch die gezielte Gestaltung der Rahmenbedingungen, 
wie aktuell durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Fachkräfteeinwanderung, und verschiedene Vorhaben im 
Ausland statt und wird durch verschiedene Maßnahmen 
flankiert – zum Beispiel durch das Programm „Global 
Skills Partnership“ des Bundesministeriums für Gesund-
heit oder die Rekrutierungsaktivitäten der Bundesagentur 
für Arbeit, BA. Von besonderer Bedeutung bei der Aus-
wahl der Partnerländer sind die Vergleichbarkeit der Bil-
dungssysteme und die Berücksichtigung der Grundsätze 
der fairen Rekrutierung, unter anderem zur Verhinderung 
von Lohndumping und zur Vermeidung von Braindrain. 
Die Rekrutierung von Gesundheitspersonal unterliegt da-
bei nochmals gesonderten Regelungen.

Bei der Auswahl von Werbeländern für „Make it in 
Germany“ – das Portal der Bundesregierung für Fach-
kräfte aus dem Ausland – stimmen sich die relevanten 
Ressorts kontinuierlich ab; zudem tauschen sie sich mit 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, der BA 
und mit der Vertreterin des für die Wirtschaftsminister-
konferenz der Länder federführenden Landes aus. Zudem 
besteht über die Regionaldirektionen der BA ein direkter 
Kontakt zur Landespolitik in den einzelnen Bundeslän-
dern.
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Frage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Wurden die 36 Reservisten, welche von den Maßnahmen am 
7. Dezember 2022 und am 22. März 2023 als Beschuldigte 
oder sonstige Personen im Sinne von § 103 der Strafprozess-
ordnung betroffen waren, in der Zeit zwischen dem 1. Januar 
2015 und dem 31. Dezember 2019 zu Wehrübungen in der 
aktiven Truppe oder zu Auslandseinsätzen herangezogen (ver-
gleiche Antwort der Bundesregierung auf meine mündliche 
Frage 44, Plenarprotokoll 20/105; bitte auflisten, wann und 
wo)?

Der Bundesregierung sind keine 36 Reservisten, wel-
che von den Maßnahmen am 7. Dezember 2022 und 
22. März 2023 als Beschuldigte oder sonstige Personen 
betroffen waren, bekannt.

In der in Ihrer Frage in Bezug genommenen Antwort 
der Bundesregierung zur mündlichen Frage 44 wurde 
mitgeteilt, dass von den Maßnahmen im Dezember 2022 
und März 2023 insgesamt 29 Beschuldigte und mindes-
tens weitere 12 Zeuginnen und Zeugen mit Bezügen zur 
Bundeswehr betroffen waren. Von diesen 29 Beschuldig-
ten ist eine Person aktiver Bundeswehrangehöriger. Zwei 
weitere Personen waren zum Zeitpunkt der Maßnahme 
am 7. Dezember 2022 als ehemalige Soldaten im Rahmen 
einer Reservistendienstleistung im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung tätig.

Die verbliebenen 26 Personen gehören – teilweise seit 
Jahrzehnten – nicht mehr dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung an und haben einen 
unterschiedlich ausgeprägten Bundeswehrbezug. In der 
ganz überwiegenden Zahl handelt es sich um ehemalige 
Soldatinnen und Soldaten auf Zeit bzw. ehemalige 
Grundwehrdienstleistende/freiwillig Wehrdienstleisten-
de.

Ich gehe davon aus, dass sich Ihre jetzige Frage auf 
diese 26 Personen bezieht. Von diesen 26 Personen wurde 
im fraglichen Zeitraum keine Person zu Wehrübungen 
oder Auslandseinsätzen herangezogen.

Frage 37
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Sind alle ukrainischen Soldaten bzw. Offiziere nach der 
Beendigung ihrer Ausbildung in Deutschland in die Ukraine 
zurückgekehrt, und, wenn nein, wie viele nicht, und was ist der 
Bundesregierung gegebenenfalls über die in Deutschland Ge-
bliebenen bekannt?

Bisher sind zwei ukrainische Soldaten nicht wie vor-
gesehen in ihr Heimatland zurückgekehrt. Weiter ge-
hende Erkenntnisse über den Verbleib dieser ukrai-
nischen Staatsangehörigen sind der Bundesregierung 
nicht bekannt.

Frage 38
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

An welchem Tag wurde durch die Leitung des Bundesminis-
teriums der Verteidigung die laut Koalitionsvertrag zwischen 
SPD, Bündnis 90/ Die Grünen und FDP vorgesehene „kritische 
Bestandsaufnahme“ initial angestoßen bzw. in Auftrag gege-
ben, und wie ist der aktuelle Sachstand der „kritischen Be-
standsaufnahme“ (insbesondere hinsichtlich der avisierten 
Maßnahmen und der zugrundeliegenden Zeitplanung)?

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung sieht eine 
umfassende kritische Bestandsaufnahme der Bundeswehr 
vor – mit dem Ziel, die Strukturen effektiver und effizien-
ter zu gestalten, um die Einsatzbereitschaft zu erhöhen. 
Das Bundesministerium der Verteidigung hat diese am 
27. Januar 2022 begonnen und mit einem Ergebnisbericht 
abgeschlossen.

Infolge des 24. Februar 2022 hatten sich die Prioritäten 
im Rahmen der kritischen Bestandsaufnahme zunächst 
verschoben. Das erste Halbjahr des Vorjahres war dem-
entsprechend von den „Dringlichen Handlungsbedarfen“ 
geprägt – denjenigen Maßnahmen in unmittelbarer Re-
aktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine zur zeitnahen Verbesserung der Einsatzbereit-
schaft der Streitkräfte und der Funktionalität der Bundes-
wehr hinsichtlich Effektivität und Effizienz. Diese sind 
bereits zur Umsetzung angewiesen.

Aus dem Ergebnisbericht zur „Kritischen Bestandsauf-
nahme“ gehen insgesamt etwa 200 Maßnahmen hervor, 
welche die Bundeswehr effektiver und effizienter gestal-
ten könnten und auf mittel- und langfristige Wirkung 
ausgerichtet sind.

Das Bundesministerium der Verteidigung nimmt sich 
die notwendige Zeit, um die Komplexität der vorgeschla-
genen Handlungsoptionen gründlich zu prüfen und sich 
dann für diejenigen zu entscheiden, die die gewünschte 
Wirkung entfalten können.

Frage 39
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
der Abgeordneten Heidi Reichinnek (DIE LINKE):

Wie ist der aktuelle Stand des Vorhabens, den Krankenkas-
sen zu ermöglichen, Verhütungsmittel als Satzungsleistungen 
zu erstatten und die Kosten für Verhütungsmittel für Gering-
verdienende zu übernehmen, nachdem das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bereits im Juli 2022 
den Bundesrat darüber unterrichtete, dass es ein Gespräch mit 
den betroffenen Ressorts gab und das Vorhaben geprüft werden 
solle (Bundesratsdrucksache 387/22)?

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP sieht vor: „Wir wollen Krankenkassen 
ermöglichen, Verhütungsmittel als Satzungsleistung zu 
erstatten. Bei Geringverdienenden werden die Kosten 
übernommen.“ Hierzu fanden zwischen den beteiligten 
Ressorts bereits Gespräche statt. Die Ausgestaltung des 
im Koalitionsvertrags aufgeführten Passus zu den Ver-
hütungsmitteln bleibt abzuwarten. Das weitere Vorgehen 
wird derzeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt.
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Frage 40
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Plant die Bundesregierung gesetzliche Maßnahmen in Be-
zug auf das Outsourcing von Orthopädietechnikleistungen auf 
den Laien (beispielsweise Onlineversorgung mit orthopädi-
schen Einlagen; www.handwerksblatt.de/betriebsfuehrung/ 
gutachter-warnt-vor-orthopaedischen-einlagen-aus-dem- 
internet), und, wenn nein, hat die Bundesregierung Kenntnis 
davon, dass auf der Ebene der Selbstverwaltung untergesetzli-
che Änderungen geplant sind, und wie stellt die Bundesregie-
rung sicher, dass eine Versorgung zulasten der Solidargemein-
schaft verbindlich aufgrund der Beanstandung durch das 
Bundesamt für Soziale Sicherung nicht mehr (im Sinne des 
§ 127 Absatz 1 Satz 1 bzw. Absatz 3 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch) umgesetzt wird?

Versicherte haben gemäß § 33 Absatz 1 Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB V) Anspruch auf Versorgung mit 
Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den 
Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohen-
den Behinderung vorzubeugen oder eine bestehende Be-
hinderung auszugleichen. Zur Erfüllung dieses Anspru-
ches bedient sich die Krankenkasse regelmäßig bei 
Leistungserbringern, mit denen sie gemäß § 127 SGB V 
Verträge über die Einzelheiten der Versorgung abschließt. 
Diesen Verträgen sind gemäß § 127 Absatz 1 Satz 5 
SGB V die im Hilfsmittelverzeichnis nach § 139 Absatz 2 
SGB V festgelegten Anforderungen an die Qualität der 
Versorgung und Produkte als Mindeststandards zugrunde 
zu legen.

Für die Produktgruppe der Einlagen beispielsweise 
werden die durch den Leistungserbringer vorzunehmen-
den Tätigkeiten im Hilfsmittelverzeichnis vielfach kon-
kretisiert. So sind Einlagen im Sinne des Hilfsmittelver-
zeichnisses je nach Typ entweder nach zwei- oder 
dreidimensionalem Maß- bzw. Formabdruck zu fertigen, 
gebrauchsfähig und passend abzugeben sowie in den ein-
lagengerechten Schuh mit normaler Absatzhöhe und Fer-
sensprengung der Versicherten einzupassen. Die Anfor-
derungen des Hilfsmittelverzeichnisses verlangen 
außerdem für alle Einlagentypen umfangreiche, die Be-
reitstellung begleitende und ergänzende Leistungen der 
Leistungserbringer. So sollen vor der Anfertigung der 
Einlage zunächst eine Statuserhebung des Fußes und 
eine Anamnese zur bedarfsgerechten Auswahl des Pro-
duktes und des Materials erfolgen. Nach individueller 
Abdrucknahme und handwerklicher Zurichtung hat eine 
Anprobe der Einlagen an den Füßen und in den Schuhen 
der Versicherten erfolgen.

Die Anprobe hat ausdrücklich in Anwesenheit des 
Leistungserbringers stattzufinden, um eine sofortige Kor-
rekturmöglichkeit noch während der Anprobe durch 
fachlich qualifiziertes Personal sicherzustellen. Eine 
reine Onlineversorgung der Versicherten ohne jedweden 
persönlichen Kontakt erfüllt diese Voraussetzungen 
grundsätzlich nicht. Ein gesetzlicher Anpassungs- oder 
Änderungsbedarf wird nicht gesehen. Darüber hinaus 
sind der Bundesregierung keine Bestrebungen der Selbst-
verwaltung bekannt, nach der bisherigen Sach- und 
Rechtslage ausdrücklich dem Leistungserbringer zuge-
wiesene Tätigkeiten auf den Laien zu übertragen.

Rechtswidrige Abweichungen von der dargestellten 
Rechtslage durch die Verträge nach § 127 Absatz 1 
SGB V sind durch die jeweils zuständigen Aufsichts-
behörden zu ahnden. Hierfür stehen nach § 71 Absatz 6 
SGB V umfangreiche Aufsichtsmittel zur Verfügung.

Frage 41
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen Änderungs-
bedarf im Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V), um den 
jeweils zuständigen Kassenärztlichen Vereinigungen der Län-
der zu ermöglichen, Planungsgebiete in an Bevölkerung wach-
senden Städten neu einzuteilen, in denen es ohne gesetzliche 
Änderung vor allem in Neubaugebieten zu ärztlicher Unter-
versorgung kommt, weil Arztsitze nach der starren Struktur 
der Planungsgebiete vor allem im Innenstadtbereich verortet 
sind, kaum aber in den Neubaugebieten, und wie könnte eine 
entsprechende SGB-V-Änderung nach Vorstellung der Bun-
desregierung konkret aussehen, um die ärztliche Versorgung 
auch in Neubaugebieten sicherzustellen?

Die Sicherstellung der vertragsärztlichen Versorgung 
obliegt den Kassenärztlichen Vereinigungen, die hierzu 
im Einvernehmen mit den Landesverbänden der Kran-
kenkassen und den Ersatzkassen einen Bedarfsplan auf-
zustellen haben. Sie setzen damit die vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss in der Bedarfsplanungs-Richtlinie fest-
gelegten Rahmenvorgaben um.

Es bleibt den Kassenärztlichen Vereinigungen jedoch 
seit jeher unbenommen, aufgrund regionaler Besonder-
heiten von den Vorgaben der Bedarfsplanungs-Richtlinie 
etwa durch einen veränderten Zuschnitt der Planungs-
bereiche abzuweichen. So macht beispielsweise die Kas-
senärztliche Vereinigung Berlins für die Arztgruppe der 
Hausärztinnen und Hausärzte von der Möglichkeit einer 
abweichenden Raumgliederung Gebrauch, um eine aus-
gewogene hausärztliche Versorgung zu erreichen (www. 
kvberlin.de/fuer-praxen/zulassen-niederlassen-in-berlin/ 
bedarfsplan-fuer-berlin).

Darüber hinaus können die Zulassungsausschüsse 
durch Erteilung sogenannter Sonderbedarfszulassungen 
auch im Fall einer rechnerischen Überversorgung weitere 
Ärztinnen und Ärzte zur Versorgung zulassen, um lokale 
Sonderbedarfe innerhalb einzelner Planungsbereiche zu 
decken. Ergänzend ist beabsichtigt, die Beteiligungs- und 
Mitentscheidungsrechte der Länder mit Blick auf die ge-
nannten Zulassungsausschüsse gesetzlich zu erweitern. 
Nach Einschätzung der Bundesregierung kann einer et-
waigen lokalen Ungleichverteilung ärztlicher Versor-
gungskapazitäten mit diesen Planungsinstrumenten hin-
reichend Rechnung getragen werden.

Frage 42
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung mit Blick auf steigende Fälle von 
Hautkrebs (www.zdf.de/nachrichten/panorama/hautkrebs- 
zunahme-krankenhaus-behandlungen-100.html) Präventions-
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maßnahmen, wie beispielsweise das Aufstellen von Sonnen-
cremespendern an öffentlichen Orten, wie dies bereits in den 
Niederlanden praktiziert wird (www.tagesschau.de/ausland/ 
europa/niederlande-sonnencreme-102.html)?

UV-Strahlung ist krebserregend für den Menschen und 
steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Entste-
hung von Hautkrebs. Sonnenschutz ist daher von zentra-
ler Bedeutung, insbesondere für Personen mit erhöhtem 
Risiko, zum Beispiel Kinder und Jugendliche, Personen 
mit familiärem Hautkrebsrisiko und Personen, die im 
Freien arbeiten.

Laut dem Zentrum für Krebsregisterdaten am Robert- 
Koch-Institut erkrankten 2019 rund 22 411 Menschen am 
malignen Melanom (schwarzer Hautkrebs). Im Jahr 2018 
erkrankten rund 200 000 Menschen an hellem Hautkrebs. 
In Übereinstimmung mit Daten aus anderen europäischen 
Ländern zeichnet sich auch in Deutschland in den letzten 
10 bis 15 Jahren eine gewisse Trendwende ab: In den 
jüngeren Altersgruppen (unter 45 Jahre) ist bereits ein 
Rückgang der Hautkrebserkrankungen erkennbar, wäh-
rend die Anzahl der Neuerkrankungen (Inzidenz) in den 
höheren Altersgruppen (vor allem ab 75 Jahren) nach wie 
vor deutlich steigt. Allerdings ist die Hautkrebssterblich-
keit seit den 1980er-Jahren insgesamt kaum angestiegen, 
wenn man den Faktor berücksichtigt, dass Deutschland 
eine alternde Bevölkerung hat. Hautkrebs macht heute 
etwa 2 Prozent aller krebsbedingten Todesfälle bzw. 
0,5 Prozent aller Todesfälle aus.

Gemäß der S3-Leitlinie „Prävention von Hautkrebs“ 
wird folgende Reihenfolge der Anwendung von UV- 
Schutzmaßnahmen empfohlen: Erstens: Vermeiden einer 
starken Sonnenstrahlungsexposition (zum Beispiel durch 
Aufenthalt im Schatten). Zweitens: Tragen geeigneter 
Kleidung (zum Beispiel Kopfbedeckung und Sonnenbril-
le). Drittens: Anwendung von Sonnenschutzmitteln. – 
Gleichzeitig weist die Leitlinie darauf hin, dass wider-
sprüchliche Daten vorliegen, ob das Risiko für schwarzen 
Hautkrebs, welches mit dem höchsten Sterblichkeits-
risiko im Vergleich zu hellem Hautkrebs verbunden ist, 
durch die Nutzung von Sonnenschutzmitteln gesenkt 
wird.

Eine wirksame Präventionsmaßnahme ist insbesondere 
auch die Information der Bevölkerung mit besonderem 
Augenmerk auf Personen mit erhöhtem Risiko. Dazu ge-
hören konkrete Verhaltensempfehlungen, wie sich vor 
der Sonne zu schützen. Die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung hat 2021 das Informationsportal 
„Klima-Mensch-Gesundheit“ mit dem Schwerpunkt-
thema Hitze, Hitzeschutz sowie UV-Strahlung und UV- 
Schutz veröffentlicht. Hier finden sich Tipps für die Bür-
gerinnen und Bürger, aber auch für Einrichtungen wie 
Kitas, Schulen, Pflegeeinrichtungen und Betriebe sowie 
für Kommunen.

In Deutschland ist es vor allem Aufgabe der Länder 
und Kommunen, regional angepasste Maßnahmen zum 
Hitze- einschließlich UV-Schutz zu entwickeln. Die 
kann auch das Aufstellen von Sonnenschutzspendern im 
öffentlichen Raum beinhalten. Das BMG wird in Kürze 
mit verschiedenen Akteuren in den Dialog treten, um 
gemeinsam Möglichkeiten zu eruieren, den nationalen 
Hitzeschutz auszubauen.

Frage 43
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Daniela Kluckert auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Hat die Bundesregierung bei der Vergabe des deutsch-fran-
zösischen Freundschaftstickets nach dem „Wer zuerst kommt, 
mahlt zuerst“-Prinzip (www.tagesschau.de/inland/regional/ 
rheinlandpfalz/swr-ab-montag-gibts-kostenlose-bahntickets- 
nach-frankreich-100.html) sichergestellt, dass die Beantra-
gung barrierefrei und nicht von der Geschwindigkeit der Inter-
netverbindung abhängig ist, und, wenn ja, wie?

Mit der Umsetzung des Tickets wurden die Bahnunter-
nehmen Deutsche Bahn und Société nationale des che-
mins de fer français beauftragt. Diese haben die Aufgabe 
dem Unternehmen Eurail als Partnerunternehmen der 
europäischen Bahnen für Interrailtickets übertragen. Die 
enorme Nachfrage hat zu einer punktuellen Überlastung 
auf der Homepage des beauftragten Dienstleisters ge-
führt.

Nach Auskunft der Unternehmen wurden zur Öffnung 
der Registrierung am Montag, 12. Juni 2023, 10 Uhr, 
innerhalb weniger Minuten 5,9 Millionen Seitenaufrufe 
verzeichnet. Das Kontingent für Deutschland in Höhe 
von 30 000 Pässen war innerhalb von nur 30 Minuten 
ausgeschöpft. Technische Einzelheiten konnten in der 
Kürze der Zeit von den Bahnunternehmen nicht zur Ver-
fügung gestellt werden.

Frage 44
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Daniela Kluckert auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche „operative Anlaufstelle für SAR-Aktion(en)“ wird 
die Bundesregierung bei der Search-and-Rescue-(SAR)-Kon-
taktgruppe im Rahmen von Diskussionen über einen „Euro-
päischen Rahmen für die operative Zusammenarbeit bei Such- 
und Rettungseinsätzen im Mittelmeer“ benennen (www. 
statewatch.org/media/3903/eu-com-sar-roadmap-plan.pdf), 
und wie soll diese den geforderten „systematischen, recht-
zeitigen und detaillierten Informationsaustausch zur Ver-
besserung des Situationsbewusstseins und eine insgesamt 
reibungslose Koordinierung und Zusammenarbeit“ das Mittel-
meer betreffend umsetzen?

Die Bundesregierung bringt sich im Rahmen der Be-
ratungen der Search-and-Rescue-Kontaktgruppe aktiv 
ein. Deutschland stellt über die Seenot-Rettungsleitstelle 
in Bremen im Einklang mit Vorgaben des internationalen 
Rechts sicher, dass notwendige Informationen bei See-
notrettungseinsätzen erhalten, übermittelt und verteilt 
werden. Eine darüber hinausgehende Beteiligung an zu-
sätzlichen Informationssystemen wird geprüft.

Frage 45
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Daniela Kluckert auf die Frage 
des Abgeordneten Thomas Jarzombek (CDU/CSU):

Wie hoch ist der durchschnittliche Stromverbrauch pro Per-
sonenkilometer bei den verschiedenen ICE-Generationen (1, 2, 
3, 3neo und 4)?
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Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG liegt der Ener-
giebedarf pro Personenkilometer je ICE-Generation sys-
temgestützt nicht vor.

Der konkrete Energiebedarf eines Zuges für eine be-
stimmte Strecke hängt nicht nur von dem eingesetzten 
Fahrzeug ab, sondern wird auch von verschiedenen Fak-
toren beeinflusst wie beispielsweise von der Streckento-
pografie, der Fahrweise, der aktuellen Betriebslage, den 
Wetterverhältnissen, der Auslastung des Zuges und ins-
besondere von der Geschwindigkeit.

Frage 46
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann auf die 
Frage des Abgeordneten Björn Simon (CDU/CSU):

Sind der Bundesregierung unterschiedliche Konzepte zur 
Reform des § 21 des Verpackungsgesetzes bekannt, und 
wenn ja, wie bewertet sie insbesondere die Vorschläge aus 
der Wirtschaft, und wann wird die Bundesregierung eine ent-
sprechende Anpassung im Verpackungsgesetz vorlegen?

Der Bundesregierung sind verschiedene Konzepte zur 
ökologischen Weiterentwicklung der Systembeteili-
gungsentgelte nach § 21 Verpackungsgesetz bekannt. 
Hierunter sind auch verschiedene von den Wirtschafts-
beteiligten bevorzugte Modelle. Die Bundesregierung 
hat unterschiedliche Modelle geprüft und beabsichtigt 
die gesetzliche Verankerung eines Fondsmodells in dieser 
Legislaturperiode.

Frage 47
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mario Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Wie viele Forschungsvorhaben, die gegenwärtig im Rahmen 
des durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
aufgelegten Förderprogramms über aktuelle Dynamiken und 
Herausforderungen des Antisemitismus in Deutschland För-
dergelder empfangen oder zugesichert bekommen haben, the-
matisieren das aus meiner Sicht sich im Vordringen befindliche 
Problemfeld des muslimischen Antisemitismus in Deutschland 
(vergleiche dazu www.spiegel.de/politik/deutschland/ 
ant isemit ismus-unter-musl imen-s tudie-mahnt-zur-  
differenzierung-a-c54b6a4a-e245-4407-9437-c012a9b7b0c2
und www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/veranstaltungen/2023/ 
antisemitismustagung/antisemitismus-tagung-berlin.html, je-
weils zuletzt abgerufen am 7. Juni 2023)?

In der Bekanntmachung „Aktuelle Dynamiken und 
Herausforderungen des Antisemitismus“ aus dem 
Jahr 2020 wurde festgehalten, dass der gegenwärtige An-
tisemitismus durch Forschungsverbünde erforscht wer-
den soll. Dazu wurden neun exemplarische Themenberei-
che benannt, darunter unter anderem die Untersuchung 
von Antisemitismus in „Gesellschaftlichen Milieus und 
Bevölkerungsgruppen“, zum Beispiel in migrantischen 
(Sub-)Milieus. In einem extern wissenschaftlich be-
gutachteten Verfahren wurden zehn Verbünde und ein 
Metavorhaben zur Förderung empfohlen. Unter den ge-
förderten Verbünden, die sich nach wissenschaftlichen 
Qualitätsstandards durchgesetzt haben, gibt es kein Vor-

haben, welches den fachlichen Schwerpunkt dezidiert auf 
einen „neuen Antisemitismus“ oder den „muslimischen/ 
islamischen Antisemitismus“ legt.

Die Antisemitismusanalyse erfolgt in den Vorhaben 
mit einem breiten gesamtgesellschaftlichen Fokus. So 
befinden sich in den Forschungsverbünden auch Ana-
lysen und Perspektiven, die sich mit dem Thema „Anti-
semitismus unter Muslimen“ beschäftigen, wie zum Bei-
spiel das Verbundvorhaben „RESPOND! Entwicklung, 
Implementierung und Evaluierung eines Multiplikatoren-
trainings zur Bekämpfung antisemitischer Hassrede auf 
den sozialen Medien junger Menschen“. Es widmet sich 
allen Formen des Antisemitismus in den sozialen Medi-
en.

Das im Rahmen der Fragestellung angesprochene 
Thema wird zudem in einer weiteren Förderrichtlinie auf-
gegriffen. In der Förderrichtlinie „Gesellschaftliche Ur-
sachen und Wirkungen des radikalen Islam in Deutsch-
land und Europa“ wird das Vorhaben „Auswirkungen des 
radikalen Islam auf jüdisches Leben in Deutschland 
(ArenDt)“ gefördert. In ihm wird untersucht, ob und in 
welcher Weise der radikale Islam gemeinsam und im Ver-
gleich mit anderen politischen Ideologien für jüdische 
Diskriminierungserfahrungen und Bedrohungswahrneh-
mungen mitverantwortlich ist. Im Mittelpunkt stehen da-
bei sowohl die Verbreitung und Ursachen dieser Phäno-
mene als auch die Bedeutung des islamistischen 
Antisemitismus in der Wahrnehmung der Mitglieder der 
jüdischen Community.

Frage 48
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mario Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Heidi Reichinnek (DIE 
LINKE):

Wo kann die von der Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
meine mündliche Frage 26, Plenarprotokoll 20/99, für das 
zweite Quartal 2023 angekündigte zweite Bekanntmachung 
zum Förderschwerpunkt „Förderung interdisziplinärer 
Verbünde zur Erforschung von Pathomechanismen“, unter an-
derem mit einem Modul zu „Pathomechanismen der Endo-
metriose“, eingesehen werden, und falls diese noch nicht ver-
öffentlicht wurde, wieso verzögert sich die Veröffentlichung?

Zur Veröffentlichung der zweiten Bekanntmachung 
zum Förderschwerpunkt „Förderung interdisziplinärer 
Verbünde zur Erforschung von Pathomechanismen“ 
sind die internen Abstimmungen des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung, BMBF, noch nicht abge-
schlossen. Nach Beendigung der Vorbereitungen wird die 
Förderbekanntmachung im Bundesanzeiger öffentlich 
bekannt gemacht.

Sie wird zudem auf der Internetseite des BMBF und 
dem Internetauftritt zum Gesundheitsforschungspro-
gramm der Bundesregierung eingesehen werden können.
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Frage 49
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mario Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Ist davon auszugehen, dass die Mittel aus dem Investitions-
gesetz Kohleregionen in allen Aufbauphasen, das heißt auch 
für Grunderwerb und Bau, zur Finanzierung der Großfor-
schungszentren nach dem Finanzierungschlüssel 90 : 10 zwi-
schen Bund und Land genutzt werden können, und welche 
Meilensteine sollen ab der institutionellen Förderung, die frü-
hestens 2026 beginnt (vergleiche Antwort der Bundesregie-
rung auf meine schriftliche Frage 148 auf Bundestagsdruck-
sache 20/7090), bis 2038 definiert werden?

Das Investitionsgesetz Kohleregionen trifft hierzu 
keine Regelungen. Ein Finanzierungsschlüssel von 90 : 10 
in allen Aufbauphasen wäre daher grundsätzlich möglich. 
Allerdings wird hiervon in Abstimmung mit den Ländern 
Sachsen und Sachsen-Anhalt bereits in der ersten Auf-
bauphase, die projektförmig vom Bund alleine finanziert 
wird – zu 100 Prozent –, abgewichen.

Vorgesehen ist in der Phase der institutionellen 
Förderung eine Finanzierungsquote von 90 : 10 für den 
Betrieb und laufende Investitionen. Eine formelhafte An-
wendung des Verhältnisses von 90 : 10 auf alle Finanzie-
rungsarten und Aufbauphasen wird daher derzeit nicht 
umgesetzt.

Im Rahmen der Projektförderung werden derzeit Mei-
lensteine für die Projektphase definiert. Zum jetzigen 
Zeitpunkt Meilensteine für die spätere Phase der institu-
tionellen Förderung festzulegen, wäre mit Unsicherheiten 
behaftet, da der Zeitpunkt der Überführung nicht fest-
steht.

Frage 50
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mario Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Nicole Gohlke (DIE LINKE):

Welche Schlüsse zieht das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung aus dem Bildungsappell verbunden mit dem 
Forderungskatalog „Bildungswende jetzt!“, welcher von ei-
nem Bündnis von über 90 Bildungsinitiativen, Gewerkschaft, 
Eltern- und Schülerinitiativen am 15. Juni 2023 dem Bundes-
kanzler Olaf Scholz, den Ministerpräsidentinnen und Minister-
präsidenten und den Vertreterinnen und Vertretern der Kultus-
ministerkonferenz übergeben wurde?

Die essenzielle Bedeutung von Bildung für eine gute 
Zukunft unseres Landes ist unbestritten. Deshalb begrüßt 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
BMBF, dass sich ein derart breites gesellschaftliches 
Bündnis hierfür engagiert.

Der Befund einer tiefen Krise unseres Bildungswesens 
wird geteilt. Das BMBF ist überzeugt, dass eine Trend-
wende erforderlich ist.

Der Bund unterstützt dort, wo er dies im Rahmen sei-
ner verfassungsmäßigen Kompetenz kann und einen sub-
stanziellen Mehrwert erzeugt. Dazu gehört eine engere, 
zielgenauere und verbindlichere Zusammenarbeit zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen. Dazu gehört 
auch das Startchancen-Programm. Mit dem Startchan-
cen-Programm wollen wir einen substanziellen Beitrag 
zur Verbesserung der Chancengerechtigkeit leisten.

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Mariana Iris Harder-Kühnel, Marc Bernhard, 
René Bochmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD: Beschluss des Thüringer Land-
tags aufgreifen – Regeln der deutschen Sprache ein-
halten – Keine Verfremdung durch sogenannte 
Gendersprache

(Tagesordnungspunkt 6)

Leni Breymaier (SPD): Heute sprechen wir mal wie-
der auf Antrag der AfD über das Gendern und darüber, 
dass wir zu viel über das Gendern sprechen. Wir sprechen 
darüber, ob sich Sprache verändern darf. Diese Debatte 
ist so alt, wie die Sprache selbst.

Ein unbekannter Dichter hinterließ uns im Jahr 1642 
ein 49-strophiges Lied, für dessen Erhalt und Zugänglich-
keit dankenswerterweise auch Wikipedia sorgt. Daraus 
will ich in Auszügen zitieren:

Ein schön new Lied 
genannt Der Teusche Michel/etc.

Wider alle Sprachverderber / Cortisanen / Concipis-
ten vnd Concellisten / welche die alte teutsche Mut-
tersprach mit allerley frembden / Lateinischen / Wel-
schen / Spannischen vnd Frantzösischen Wörtern so 
vielfältig vermischen / verkehren vnd zerstehren / 
daß Sie jhr selber nicht mehr gleich sihet / vnd 
kaum halber kan erkant werden.

1. ICH teutscher Michel / versteh schier nichel / 
In meinem Vatterland / es ist ein schand. 
Man thut ietzt reden / als wie die Schweden / 
In meinem Vatterland / pfuy dich der schand.

…

4. Ihr fromme Teutschen / man solt euch beutschen / 
Daß ihr die Muttersprach / so wenig acht.  
Ihr liebe Herren / das heißt nicht mehren / 
Die sprach verkehren / vnd zerstöhren /

5. Ihr thut alles mischen / mit fäulen Fischen /  
Vnd macht ein misch gemäsch / ein wüste wösch: 
Ein faulen Haffenkäß / ein wunderseltzambs gfräß / 
Ein gantzes A. B. C. Ich nicht versteh.

6. Was ist armiren / was auisiren / 
was avancieren / was attaquiren / 
Was approchiren / archibusieren / 
was arriuiren / accordiren?

…

16. … was ist flangieren / flotieren? …
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21. Was ist gustirn / was gratuliren / 
Gratificiren / gaudiren? 
Was ist grassieren / was gubernieren / 
was gallisiren / glorieren?

…

23. Was ist ein Officir / was ein Avanturier / 
wer ist der Ingenier / wer ist Curior? 
Was ist ein Passagier / was ist ein forestier / 
was ist ein Curisier? ein wilder Stier.

24. Was ist condition / was amunition / 
was reformation: confusion? 
Was ist relation / was information / 
was visitation? Ich lauff darvon.

…

26. Was ist logieren / was lamentieren / 
was laboriren / was ledieren / 
Was licentiren / was liberiren / 
was liquidiren / lustrieren?

…

34. Was ist ornieren / was obedieren / 
was obscuriren / offendieren? 
Was ist parlieren / was perdonieren. 
Parlamentieren / possieren /

35. Was ist quartieren / was quiesciren / 
Qualificieren / querieren? 
Was quadruplicieren / quadripartieren / 
was querulieren / cassieren?

…

40. Was ist regieren / was retiriren 
was recontrieren / refreschieren? 
Was ruinieren / recommandieren: 
was rebellieren / reformieren?

41. Was ist spedieren / was strapiezieren.  
was succurieren secundieren? 
…

50. Habt jhr verstanden mit Spott vnd schanden / 
wie man die Sprach verkehrt / vnd gantz zerstöhrt?

Ich teutscher Michel / versteh schier nichel / 
In meinem Vatterland / es ist ein schand.

Getruckt im Jahr da die teusch Sprach verderbt war / 
1642.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eine spannende 
Frage, ob im Jahr 2404 diese aktuelle Debatte zur Belus-
tigung oder eher zur Verwunderung der Nachwelt beitra-
gen wird – also mit dem gleichen zeitlichen Abstand, aus 
dem wir heute über die 1642 anscheinend so unglaubliche 
und unzumutbare Veränderung der deutschen Sprache 
reden wie damals die vergeblichen Sprachenretter des 
Mittelalters.

Die Gesellschaft ändert sich und mit ihr die Sprache: 
Wir wollen, dass unsere Sprache die gesellschaftliche 
Vielfalt und Diversität sichtbar macht, sodass sich jede 
und jeder anerkannt fühlt.

Josephine Ortleb (SPD): Die AfD beackert das 
Kampffeld der gendergerechten Sprache schon eine 
ganze Weile. Jetzt ist auch die CDU auf dem Trip. Und 
dieser Antrag zeigt zu gut die gemeinsame Angst von 
AfD und CDU vor geschlechtergerechter Sprache. Er 
zeigt die Angst von AfD und CDU vor einer modernen, 
vielseitigen Gesellschaft. Von der AfD sind wir Anträge 
dieser Art gewohnt, und wir sind vielleicht auch noch 
wirre Tweets von Herrn Ploß aus Hamburg gewohnt. 
Aber dass nun der ganze CDU-Wanderzirkus gegen gen-
dergerechte Sprache durchs Land tingelt, ist wirklich un-
geheuerlich. Ist das das neue Ding der CDU? Wenn man 
auf Bundesebene keine Ideen mehr hat, suchen sich die 
Kolleginnen und Kollegen in den Ländern neue Kampf-
felder raus? Ob Thüringen, Saarland, Hamburg oder Ber-
lin: Hier wird von der CDU gerade der Boden gegossen, 
auf dem die AfD schon seit Jahren Samen der Hetze sät.

Seien wir doch mal ehrlich: Sprache verändert sich. 
Sprache ist ein lebendiges Konstrukt. Sprache lebt. Fin-
den Sie sich damit ab, Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und AfD! Es ist ein Wandel, der passiert und der 
gesellschaftlich gewollt ist. Denn immer mehr und be-
sonders junge Menschen nehmen die Ideen einer gender-
gerechten Welt längst in ihre Sprache auf.

Es ist traurig, dass Sie hier vorgaukeln: Wenn man alle 
Menschen mit-nimmt, mit-denkt und mit-spricht, wird 
Ihnen persönlich etwas weggenommen. Es ist traurig, 
dass Sie denken, mit solch einer Politik auch nur einem 
Menschen in diesem Land weiterzuhelfen. Aber hier liegt 
ja auch der eigentliche Kern: Es geht weder der AfD noch 
der CDU bei dieser Debatte um die Menschen im Land. 
Es geht wie immer um den eigenen Laden – um die 
eigene Profilierung. Und das haben Konservative auf 
der ganzen Welt gemeinsam. Sie betreiben Profilierung 
auf Kosten von Frauen. Hier ist es das Gendern, in den 
USA und in Polen die reproduktive Selbstbestimmung. 
Das ist anmaßend!

Frauen sind weder eine Randgruppe, die man rheto-
risch wegwischen kann, noch irgendwelche Objekte, 
über dessen Körper man nach Lust und Laune entschei-
den kann. Frauen stellen die Hälfte der Bevölkerung dar. 
Frauen tragen zum Erhalt des Wohlstands in gleichem 
Maße bei wie Männer, vielleicht sogar mehr als mancher 
Mann, der hier sitzt. Während der Coronakrise haben wir 
gesehen: Es sind die Frauen, die den Laden am Laufen 
halten!

Und dann kommen Sie von der AfD mit solch einem 
Antrag, nach Vorbild der CDU. Der Forderung der Kol-
leginnen und Kollegen rechts im Plenarsaal, nicht mehr 
zu gendern, erteile ich eine klare Absage. Ich kann Ihnen 
sagen: Solange die SPD regiert, wird ein solch sinnloser 
Antrag niemals angenommen werden! Denn wir wissen: 
Sprache schafft Wirklichkeit. Sprache schafft Realität. – 
Es geht eben nicht einfach darum, dass sich alle Men-
schen mitgemeint fühlen. Wir wollen, dass sich alle direkt 
angesprochen fühlen, nicht nur die Männer.

Marlies Krämer aus meinem Wahlkreis zum Beispiel 
hatte schon vor über 20 Jahren die Vision, dass auf Per-
sonalausweisen nicht nur „Inhaber“ sondern auch „Inha-
berin“ steht. Dank ihr wurde 1996 das Dokument ver-
ändert und enthält jetzt die männliche und weibliche 
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Form. Ich bin froh, dass es Menschen wie Marlies 
Krämer gibt, die versuchen, durch Sprache mehr Gerech-
tigkeit zu schaffen.

Aber klar ist auch: Das alleine wird nicht ausreichen. 
Es braucht mehr Frauen in Parlamenten, eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und gleiche Löhne für 

gleiche Arbeit. Wir als SPD-Bundestagsfraktion kämpfen 
dafür: für echte Veränderungen, für ein Vorankommen, 
für einen spürbaren Fortschritt, statt wie die AfD und die 
CDU gemeinsam Scheindebatten zu führen und im Status 
quo zu verharren. Wir stehen klar entgegen.
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